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Tagesordnung 

Tagesordnungspunkt 
 
Zeugenvernehmung Seite 
 
- Renate Leistner-Rocca, LRD’in BAMF 4 
 (Beweisbeschluss Z-98) 
 
- Albert Karl, BK, Referatsleiter 603 61 
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Die Korrekturen und Ergänzungen der Zeugin Frau Renate Leistner-Rocca (Anlage1) sowie des Zeugen Herrn Albert 
Karl (Anlage 2) sind in das Protokoll eingearbeitet.
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(Beginn: 11.15 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, ich eröffne die 
76. Sitzung des 1. Untersuchungsausschusses der 
18. Wahlperiode.  

Ich stelle fest: Die Öffentlichkeit ist hergestellt. 
Die Öffentlichkeit und die Vertreter der Presse 
darf ich an dieser Stelle ganz herzlich begrüßen. 

Bevor ich zum eigentlichen Gegenstand der heu-
tigen Sitzung komme, gestatten Sie mir, wie jedes 
Mal, einige Vorbemerkungen: 

Ton- und Bildaufnahmen sind während der öf-
fentlichen Beweisaufnahme grundsätzlich nicht 
zulässig. Ein Verstoß gegen dieses Gebot kann 
nach dem Hausrecht des Bundestages nicht nur 
zu einem dauernden Ausschluss von den Sitzun-
gen dieses Ausschusses sowie des ganzen Hauses 
führen, sondern gegebenenfalls auch strafrecht-
liche Konsequenzen nach sich ziehen. 

Ich rufe den einzigen Punkt der Tagesordnung 
auf: 

Zeugenvernehmung 

- Renate Leistner-Rocca, LRDn BAMF 
(Beweisbeschluss Z-98) 

- Albert Karl, BK, Referatsleiter 603 
(Beweisbeschluss Z-104 ) 

Der Beweisbeschluss Z-98 stammt vom 
24.09.2015 und der Beweisbeschluss Z-104 vom 
15.10.2015. Es wird Beweis erhoben zum Unter-
suchungsauftrag - Bundestagsdrucksache 18/843 
- durch Vernehmung der Zeugen Renate Leistner-
Rocca und Albert Karl. 

Zunächst werden die Zeugen hintereinander 
öffentlich vernommen. Im Anschluss findet die 
nichtöffentliche - gegebenenfalls eingestufte - 
Vernehmung statt. 

Vernehmung der Zeugin 
Renate Leistner-Rocca 

Als Erstes begrüßen darf ich unsere Zeugin Frau 
Leistner-Rocca. 

Ich stelle fest, dass die Zeugin ordnungsgemäß 
geladen ist. Frau Leistner-Rocca, Sie haben die 
Ladung am 18. November erhalten. Herzlichen 
Dank, dass Sie meiner Einladung gefolgt sind 
und dem Ausschuss für diese Vernehmung zur 
Verfügung stehen und uns Rede und Antwort ste-
hen. - Ganz herzlichen Dank. 

Ich habe Sie darauf hinzuweisen, dass die Bun-
destagsverwaltung eine Tonbandaufnahme der 
Sitzung fertigt. Diese dient ausschließlich dem 
Zweck, die stenografische Aufzeichnung der Sit-
zung zu erleichtern. Die Aufnahme wird nach Er-
stellung des Protokolls gelöscht. 

Das Protokoll dieser Anhörung wird Ihnen nach 
Fertigstellung zugestellt. Sie haben, falls dies ge-
wünscht ist, die Möglichkeit, innerhalb von zwei 
Wochen Korrekturen und Ergänzungen daran 
vorzunehmen. - Haben Sie hierzu Fragen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herzlichen 
Dank. - Nach § 22 Absatz 2 des Untersuchungs-
ausschussgesetzes können Sie die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung 
Sie selbst oder Angehörige im Sinne des § 52 Ab-
satz 1 der Strafprozessordnung der Gefahr ausset-
zen würde, einer Untersuchung nach einem ge-
setzlich geordneten Verfahren ausgesetzt zu wer-
den. Dies betrifft neben Verfahren wegen einer 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit auch Diszipli-
narverfahren. 

Ansonsten sind Sie als Zeugin verpflichtet, die 
Wahrheit zu sagen. Ihre Aussagen müssen richtig 
und vollständig sein. Sie dürfen nichts weglas-
sen, was zur Sache gehört, und nichts hinzu-
fügen, was der Wahrheit widerspricht. 

Ich habe Sie außerdem auf die möglichen straf-
rechtlichen Folgen eines Verstoßes gegen diese 
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem Un-
tersuchungsausschuss uneidlich falsch aussagt, 
kann gemäß § 162 in Verbindung mit § 153 des 
Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafen von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafen 
bestraft werden.  
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Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen des 
Schutzes von Dienst-, Privat- oder Geschäftsge-
heimnissen nur in einer nichtöffentlichen oder 
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie 
um einen Hinweis, damit der Ausschuss dann ge-
gebenenfalls einen Beschluss nach § 14 oder § 15 
des Untersuchungsausschussgesetzes fassen 
kann, also die Sitzung in nichtöffentlicher oder 
eingestufter Weise fortführen kann, sodass wir 
dann die entsprechenden Fragen stellen kön-
nen. - Gibt es hierzu insgesamt Fragen? 

(Die Zeugin schüttelt den 
Kopf) 

- Herzlichen Dank. 

Ich darf Ihnen dann nach diesen notwendigen 
Vorbemerkungen kurz den Ablauf der Sitzung 
darstellen:  

Eingangs habe ich Sie zur Person zu befragen. Zu 
Beginn der Vernehmung zur Sache haben Sie die 
Möglichkeit gemäß § 24 Absatz 4 des Untersu-
chungsausschussgesetzes, zum Beweisthema im 
Zusammenhang vorzutragen, also ein sogenann-
tes Eingangsstatement abzugeben, indem Sie, 
ohne unterbrochen zu werden, zum gesamten 
Untersuchungsgegenstand vortragen können. Da-
nach würden dann die Fraktionen mit ihren Fra-
gen kommen. Der Ausschussvorsitzende beginnt, 
und dann geht es reihum. Eine Fraktion nach der 
anderen hat dann die Möglichkeit, Ihnen Fragen 
zu stellen. - Gibt es hierzu Fragen Ihrerseits? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Dann darf ich 
Sie bitten, sich dem Ausschuss mit Name, Alter, 
Beruf und einer ladungsfähigen Anschrift vorzu-
stellen. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Gut. - Mein Name 
ist Renate Leistner-Rocca. Ich bin 62 Jahre alt. La-
dungsfähige Anschrift ist über das Bundesamt in 
Nürnberg. Ich bin Juristin, bin seit ziemlich ge-
nau 30 Jahren im Bundesamt tätig, war vorher 
vier Jahre lang Rechtsanwältin - direkt nach dem 
Studium. - Ja, das im Wesentlichen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wunderbar, 
ganz herzlichen Dank. - Ich möchte Ihnen zu-
nächst, wie ich es gerade angekündigt habe, die 
Möglichkeit für ein Eingangsstatement geben, 
wenn Sie das möchten. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, danke. Ich 
warte gespannt auf die Fragen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gut, dann 
machen wir das auch so. - Dann würde ich mit 
einigen Fragen an Sie beginnen.  

Und zwar würde mich - Sie hatten ja schon Ihren 
beruflichen Werdegang ganz kurz umrissen - in-
teressieren: Wenn ich es richtig verstanden habe: 
Sie haben Ihre Staatsexamen gemacht, waren 
dann als Rechtsanwältin direkt tätig. Oder gab es 
da noch Etappen dazwischen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, ich bin 
direkt nach dem Studium Anwältin geworden. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und dann 
vom Anwaltsberuf zum BAMF? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Sehr direkt, ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Genau. - Kön-
nen Sie ein bisschen was zu Ihrem Werdegang 
noch im BAMF sagen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, in 30 Jahren 
natürlich sehr viel. - Ich habe angefangen, wie 
damals die meisten, als Prozessreferentin, das 
heißt, ich habe das Bundesamt in Asylrechtsstrei-
tigkeiten vor Gericht vertreten, bin dann nach 
ziemlich genau einem Jahr Länderbereichsleite-
rin geworden. Das ist die Bezeichnung für die Ar-
beitseinheiten, die also konzentriert nach Her-
kunftsländern bestimmte Regionen bearbeiten, 
die Asylverfahren durchführen, also die Anhö-
rungen durchführen und die Bescheide erstellen. 
Mein Länderbereich damals war der Nahe Osten - 
also damals schon die spannenden Länder Liba-
non, Irak, Syrien im Wesentlichen, Jordanien. 
Nach dieser Zeit als Länderbereichsleiterin habe 
ich ungefähr drei Jahre lang den damaligen Lei-
tungsstab bei Präsident Dr. Groß geleitet. 



 Stenografisches Protokoll 76 I 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 6 von 145 

 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: In welchem 
Jahr sind wir da ungefähr? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Da sind wir unge-
fähr im Jahr 92 - von, ja, 92 bis 95. - Danach war 
ich ein knappes Jahr im BMI - damals noch in 
Bonn -, danach, wieder zurück ins Bundesamt, 
habe ich die Leitung der internationalen Gruppe 
im Bundesamt übernommen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ganz kurz: 
Was haben Sie im BMI gemacht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Da war ich tätig 
in dem Referat, das damals diesen - wie hieß 
das? - Dreistufenplan, glaube ich, nach Ende des 
Bürgerkriegs in Ex-Jugoslawien - - die Fragen der 
freiwilligen Rückkehr, sage ich jetzt mal, der Bür-
gerkriegsflüchtlinge in ihre Herkunftsländer - - 

Danach, wie gesagt, im Bundesamt zurück, habe 
ich die Leitung der internationalen Gruppe über-
nommen. Nach einer Umorganisation habe ich 
dann eine Gruppe übernommen in der Asylabtei-
lung, und in diese Gruppe kam dann nach eini-
gen Jahren auch das Sicherheitsreferat. Das habe 
ich - - Diese Gruppe hatte ich von 2000 - jetzt 
muss ich überlegen, 2002, glaube ich - bis 2013. 
Dann ist wieder umorganisiert worden. Danach 
hatte ich ganz kurzfristig noch mal den interna-
tionalen Bereich, und jetzt leite ich unser For-
schungszentrum. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Das 
Sicherheitsreferat: Was beinhaltet das? Was 
macht das Sicherheitsreferat des BAMF, was ja 
auch zu Ihrer Gruppe gehörte? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. - Der vollstän-
dige Titel ist „Zusammenarbeit mit Sicherheits-
behörden des Bundes und der Länder“. Ich muss 
sagen, ich bin jetzt seit zwei Jahren da draußen. 
Ich kann jetzt nur von der Vergangenheit spre-
chen. Es war zum einen - - Als ich es übernom-
men habe, war es noch ein verhältnismäßig klei-
nes Referat. Da war vor allen Dingen eben auch 
die Zusammenarbeit mit den Sicherheitsbehör-
den - sprich: BND oder HBW und Verfassungs-
schutz - angesiedelt. Es war da die sogenannte 

Reisewegsbefragung angesiedelt, die wir geson-
dert durchgeführt haben, Zusammenarbeit mit 
Polizeibehörden, wenn ein Antragsteller straf-
fällig geworden war oder sich selber irgendwel-
cher Straftaten bezichtigt hat oder über Straftaten 
berichtet hat.  

Das Sicherheitsreferat ist dann ausgebaut wor-
den. Wir waren seit - ach, die Jahreszahl weiß ich 
nicht mehr so genau - - dann im GTAZ vertreten, 
später im GASIM noch vertreten. - Spreche ich 
undeutlich? Weil Sie so kritisch schauen. - 
Nein. - Als Letztes unter meiner Ägide haben wir 
die sogenannte Beratungsstelle Radikalisierung 
aufgebaut, wo wir uns bemühen, das soziale Um-
feld von Personen, die sich möglicherweise radi-
kalisieren, zu betreuen, zu stützen, zu beraten 
mithilfe von Partnern, und die Clearingstelle - 
die sogenannte Clearingstelle - Präventions-
kooperation, wo wir Projekte begleiten und be-
treuen zwischen Sicherheitsbehörden und musli-
mischen Verbänden, um da die Zusammenarbeit 
zu verbessern, zu stabilisieren - „Best Practice“-
Beispiele etc. Das ist so - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wie viele 
Mitarbeiter hat das Referat dann? Es standen ja 
sehr umfangreiche Aufgaben an. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. Wir haben es 
dann auch irgendwann mal aufgesplittet in zwei 
Referate, also der Bereich GASIM - Mitarbeit im 
GASIM -, die Reisewegsbefragungen und dann, 
was wir auch noch haben, die PTU. Das ist die 
Physikalisch-Technische Urkundenuntersu-
chung, also ein Bereich, wo wir die entsprechen-
den Geräte haben, um Urkunden zu untersuchen. 
Das ist dann ausgegliedert worden, war ein eige-
nes Referat. Und das, was ich jetzt noch als ei-
gentliches Sicherheitsreferat bezeichnen möchte, 
das waren so - ja, das wechselt natürlich immer - 
20, 25 Mitarbeiter Pi mal Daumen, vom mittleren 
bis höheren Dienst. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Diejenigen, 
die die Befragungen gemacht haben, zum Bei-
spiel Reisewegsbefragungen: Das gehört nicht zu 
denen, oder sind das die 25? Das ist was anderes? 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein, das 
waren Kollegen in den Außenstellen. Die gehören 
da nicht dazu - in den Reisewegsbefragungen. 
Das, was wir gemacht haben, das waren dann die 
Auswertungen, die Analysen aus diesen Befra-
gungen, die in den Außenstellen gemacht worden 
sind. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Die Außen-
stellenmitarbeiter: Sind die da besonders ge-
schult worden für den Bereich? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Für die Reise-
wegsbefragungen? - Ja, also, wir haben - mindes-
tens einmal, meistens zweimal im Jahr - die Kol-
legen eingeladen zu uns nach Nürnberg in die 
Zentrale, um auch noch mal zu verdeutlichen, 
welche besonderen, ja, Interessen dahinterstehen, 
was zu befragen ist, und vor allen Dingen auch, 
dass natürlich immer den Antragstellern, den 
Asylbewerbern, klargemacht werden muss, dass 
die Teilnahme an diesen Befragungen absolut 
freiwillig ist, dass es nicht zum Asylverfahren ge-
hört, dass die Inhalte nicht in die Asylakte kom-
men etc. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Welche Inte-
ressen standen denn dahinter? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Hinter dieser Rei-
sewegsbefragung stand das Interesse, vor allen 
Dingen Informationen zu bekommen über die Or-
ganisation der Reise. Große Überschrift war in 
dem Zusammenhang „Schlepper/Schleuser“. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und wenn 
die zusammenkamen in der Zentrale: Wie viele 
Befrager waren denn da in den Außenstellen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das war wech-
selnd, und es ist leider Gottes im Laufe der Zeit 
immer weniger geworden. Wir haben angefangen 
mit zehn. Es war also nicht in allen Außenstel-
len; das war einfach - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Zehn 
deutschlandweit? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Zehn Perso-
nen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Zehn Personen 
nur, ja. Es waren immer nur Stichpunktbefragun-
gen. Es hat ja nichts mit der Anhörung zu tun. 
Nicht verwechseln! 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Nein, nein, 
klar. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Am Schluss wa-
ren es dann, glaube ich, noch fünf oder vier. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: In welchen 
Außenstellen waren die dann? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Auch das hat ge-
wechselt, je nachdem, wie die Außenstellen per-
sonell ausgestattet waren, und auch je nachdem, 
bei welchen Herkunftsländern wir das durchge-
führt haben, weil es ist nicht flächendeckend für 
alle Herkunftsländer gemacht worden. Insofern 
hat das gewechselt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Jetzt sagen 
wir mal so: im Mittel. Oder sagen wir mal: An-
fang der 2000er. Wie viele Asylanträge hatten Sie 
denn da? Und - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Anfang der 
2000er! 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Weil da ge-
hen wir ja auf Zahlen, die sind relativ hoch - und 
dann zehn Befrager. Wie befragt man die? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, es waren - - 
Das - - Wie gesagt: Das waren ja nur Stichproben, 
aus denen man jetzt auch keine - - nicht wirklich 
verallgemeinerbare Erkenntnisse erzielen konnte. 
Es waren - - Dadurch, dass wir uns auf bestimmte 
Herkunftsländer konzentriert haben und nicht 
eben alle Herkunftsländer abgefragt haben, war, 
bezogen auf die einzelnen Herkunftsländer, na-
türlich schon eine größere Konzentration da. 
Aber es war nie das Ziel, jetzt alles permanent 
oder flächendeckend abzufragen. Das hätten wir 
gar nicht machen können.  
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Aber im Einzelnen: Erkenntnisse über bestimmte 
Schleuserrouten zum Beispiel oder bestimmte 
Modi Operandi konnten wir auf die Art und 
Weise schon erzielen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das sehe ich 
halt noch nicht. Ich sehe noch derzeit den Sinn 
darin nicht. Wenn wir einen in München, Ham-
burg, Hannover, Köln, Düsseldorf - und jetzt ma-
che ich noch fünf weitere, dann habe ich meine 
zehn - - Und da kann jetzt in Düsseldorf einer 
mal ab und zu wen befragen, und der geht da so 
hin und sagt: Ach, der kommt mir gerade über 
den Weg, da frage ich mal, wo er hergekommen 
ist, ob er einem Schleuser begegnet ist oder ob er 
mit dem Bus gefahren ist. - Oder wie muss ich 
mir das vorstellen? Und dann ist der Tag vorbei. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Die Kolle-
gen, die diese Reisewegsbefragungen gemacht ha-
ben, die haben entweder komplett, 100 Prozent, 
nur Reisewegsbefragungen gemacht, oder aber 
wir hatten dann auch mal zeitweise die Rege-
lung, damit wir eben mehr Außenstellen abde-
cken können: Sie haben es zu 50 Prozent ge-
macht. Die Kollegen haben dann - je nachdem, 
wie hoch ihr Anteil war - Antragsteller aus den 
Herkunftsländern, die wir genannt hatten - jetzt 
natürlich - - es waren immer Irak, Iran, diese Län-
der, dabei -, befragt zu den Reisemodalitäten, wie 
sie ihre Reise organisiert haben, mit wem sie 
Kontakt hatten, wer sie an den Schleuser vermit-
telt hat, ob sie überhaupt mit Schleusern gereist 
sind und was sie gezahlt haben. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wie schaffen 
die das vom Umfang her? Also, wenn ich jetzt bei 
mir in der Behörde einen sitzen habe, der da sol-
che Aufgaben machen soll: Der geht doch total 
unter. Der kann sich doch wirklich nur stichpro-
benartig mal einen rauspicken und den befragen, 
wo seine Route herging, wo er hergekommen ist. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. Die Kollegen 
haben gearbeitet je nach ihrem Anteil eben, und 
was sie geschafft haben, haben sie geschafft. 
Also, wir haben nicht 100 Prozent alle befragt. 
Das ist - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das ist keine 
Kritik. Nein, aber Sie haben ja noch nicht mal 
einen kleinsten Bruchteil befragen können. Weil 
deswegen fragte ich nach den Asylanträgen, die 
Sie in den Jahren hatten. Wie viele hatten Sie 
denn in Deutschland - ich sage mal, im BAMF - 
im Jahre 2003, 2004, 2005? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das kann ich 
Ihnen auswendig nicht mehr sagen. Muss ich 
echt passen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Waren es - - 
Wie viele grob? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, 2000 - - Ich 
weiß: 2010 hatten wir so um die 20 000; das habe 
ich noch so im Kopf. 2000, da muss ich echt - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ja, sagen wir 
mal 20 000.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, da waren es 
noch - -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Jetzt haben 
wir zehn Befrager. Zehn Befrager! 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Es war nur ein 
kleiner Ausschnitt. Wir haben punktuell Erkennt-
nisse erzielen können. Wir haben punktuell In-
formationen gewinnen können. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ja, genau, da 
wollte ich drauf hinaus.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wir haben 
nicht 100 Prozent geschafft: Nein, Sie haben 
minimal punktuell was geschafft. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, punktuell, 
genau. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das ist keine 
Kritik.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 
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Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich will nur, 
dass wir keinen falschen Eindruck kriegen. Sie 
haben also -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, es war 
punktuell. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - mit zehn 
Befragern deutschlandweit punktuell Personen 
nach ihren Herkunftswegen - und wie sie gekom-
men sind - gefragt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ob das Sinn 
macht oder nicht, lasse ich mal dahinstehen. - 
Teilweise haben die das auch nicht zu 100 Pro-
zent gemacht, sondern zu 50 Prozent. Dann sind 
sie von zehn teilweise bis zu fünf abgeschmolzen 
worden. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, weil dann die 
Asylbewerberzahlen wieder gestiegen sind und 
die Kollegen in den Außenstellen alle Entschei-
der oder den gehobenen Dienst halt gebraucht ha-
ben für die Asylanhörungen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wer kam 
denn auf die Idee, dass so was überhaupt ge-
macht wird? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ach Gott, das ist 
steinalt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Macht man 
halt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das gab es 
schon - - Na ja, wie gesagt, es ging durchaus um 
die Frage, wie die Reisewege verlaufen sind, wie 
die Reise organisiert worden ist, die Modi Ope-
randi von Schleppern und Schleusern, und da 
kann es nur punktuelle Erkenntnisse geben. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich könnte es 
mir auch anders vorstellen, dass man es deutlich 
intensiver macht, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - aber das ist 
ja nur meine private Meinung. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das hätten wir 
uns auch vorstellen können, aber wir müssen uns 
natürlich - - Die - - Wir müssen uns nach den Ka-
pazitäten der Außenstellen richten. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich frage 
mich nur: Wenn, dann halt richtig. Also - das ist 
jetzt auch nur meine persönliche - - bei zehn Leu-
ten kann ich nicht erkennen, dass man da irgend-
welche Strukturen oder Wege erkennt. Wie haben 
denn die Befrager die Personen ausgewählt, die 
sie befragt haben? Hat man da alphabetisch - klar, 
nach Herkunftsländern; das ist schon klar - - 
Aber dann: Wie hat man denn aus den Herkunfts-
ländern diejenigen ausgewählt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Da gab es jetzt 
kein großes System. Es kam immer darauf an, wie 
es in der Außenstelle gerade aussah, wie die 
Dolmetscher verfügbar waren für die entspre-
chende Sprache, wie die Kapazitäten eben waren, 
ob einer dieser Reisewegsbefrager jetzt 100 Pro-
zent oder nur 50 Prozent gearbeitet hat.  

Die hatten die Listen, aus welchen Herkunftslän-
dern Leute da waren, für die Anhörung und ha-
ben sich an den Listen orientiert - manchmal am 
gleichen Tag noch mal, manchmal auch extra 
noch mal geladen. Aber das war mehr oder weni-
ger so eine Zufallsstichprobe, wie man es in der 
Forschung auch macht. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Und 
wer war dann Abnehmer dieser Erkenntnisse? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Diese Erkennt-
nisse sind in unsere eigenen Auswertungen ein-
geflossen natürlich, weil wir ja zu den Herkunfts-
ländern und Transitländern unseren Entschei-
dern auch immer Informationen zur Verfügung 
stellen müssen. Wenn sich mal, was verhältnis-
mäßig selten der Fall war, ganz konkret heraus-
gestellt hat, dass zu Schleusern Informationen 
wirklich so konkret waren, dass wir annehmen 
konnten, Sicherheitsbehörden können was damit 
anfangen, dann ist es schwerpunktmäßig an die 
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Bundespolizei übersandt worden. Aber das wa-
ren wenige. Also, es war im Prinzip: für unsere 
eigenen Herkunftsländer Informationen und für 
die Entscheider, die dann die Anhörung durch-
führen, sich mit Fragen der Glaubwürdigkeit und 
der Situation im Herkunftsland, im Transitland 
auseinandersetzen müssen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Also 
zur Schleusungsproblematik, die vielleicht auch 
mal mit einer der Auslöser war, hat man eigent-
lich alle Jubeljahre mal einen Fall gehabt, wenn 
ich es richtig so verstehe. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ein Fall, der dann 
so konkret geworden ist, dass wir gesagt haben: 
„Damit können eventuell Sicherheitsbehörden 
ganz konkret was damit anfangen“, das war nicht 
so häufig der Fall. Aber die Erkenntnisse sind na-
türlich in - - Die Analysen, die wir gemacht ha-
ben, die haben wir mit der Bundespolizei ausge-
tauscht, und die sind dann später auch immer ins 
GASIM gegangen - dass man also Strukturen er-
kennen kann, dass man Wege erkennen kann. 
Und wenn dann verschiedene Behörden - das ist 
ja auch der Sinn des GASIM - Erkenntnisse zum 
gleichen Sachverhalt haben und zusammenlegen, 
dann ergibt sich natürlich schon ein einigerma-
ßen rundes Bild. Also, nicht allein aus unseren 
Erkenntnissen, aber wenn Bundespolizei ihre Er-
kenntnisse noch mit einspeist, Verfassungsschutz 
eventuell, dann sind Analysen erstellt worden. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Was waren 
da so die Haupterkenntnisse, die man aus den 
Jahren gewonnen hat? - Es gibt Schleusungen. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das habe ich im 
Detail jetzt auch nicht mehr drauf. Ich habe auch 
diese Berichte nur sehr sporadisch gelesen. Es 
ging um die Frage bei diesen Dingen eben: Wie 
verändern sich zum Beispiel Reisewege, wenn 
staatliche Organisationen reagieren? Wie schnell 
weichen Schleuser auf andere Routen aus? Wie 
verändern sich diese Wege? Wie verändern sich 
die Modi Operandi? Wie verändern sich die 
Preise? - Ja, also, so in dieser Richtung. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Aber raus-
gekriegt hat man nichts, wie wir heutzutage er-
leben - nicht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das kann ich 
Ihnen nicht - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Weil kluge 
Erkenntnisse sind mir in den letzten Jahren da 
nicht zu Ohr gedrungen, muss ich ganz ehrlich 
sagen. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Die Frage, wer 
jetzt im Endeffekt aufseiten der Sicherheitsbehör-
den mit diesen Erkenntnissen welche Maßnah-
men eingeleitet hat, kann ich Ihnen ohnehin 
nicht beantworten.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wir haben unse-
ren Teil zu den Analysen beigetragen. Die sind 
auch an die Ministerien gegangen. Aber welche 
politischen Entscheidungen dann getroffen wor-
den sind oder welche ganz konkret operativen 
Entscheidungen getroffen worden sind, das 
kommt im Bundesamt nicht an. Das ist auch 
nicht jetzt unser Schwerpunkt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay, aber ist 
ja auch Vergangenheit. - Was ich mich frage, ist: 
Haben denn nur die Mitarbeiter - diese in der 
Spitze zehn - in diesem Themenbereich gearbei-
tet, oder sind sie unterstützt worden von exter-
nen Kräften? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Es waren 
unsere Kollegen, die diese Informationen analy-
siert und zusammengefasst haben. Also unter-
stützt von Externen: Nein. Aber wie eben schon 
gesagt: Unsere Erkenntnisse sind eingeflossen in 
gemeinsame Lagebilder, die zum Beispiel im 
GASIM erstellt worden sind. Aber die Befragun-
gen bei uns, die die Kollegen durchgeführt ha-
ben, das waren unsere Leute, die befragt haben, 
die die Befragungen uns zur Verfügung gestellt 
haben und die wir analysiert haben. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Sagt Ihnen 
HBW was? 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, klar. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Dann erzäh-
len Sie mal: Was ist das denn? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das war die 
Hauptstelle für Befragungswesen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Was - - 
Gehörte die zum BAMF? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Sondern? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Zum BND. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Warum heißt 
die denn dann nicht BND? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das müssen Sie 
die Kollegen von der HBW fragen. Ich kann 
Ihnen das im Detail nicht beantworten. Ich habe 
natürlich auch mal nachgefragt, aber - - Stichwort 
„Eigensicherung“ hieß es dann, und ein weiteres 
Argument, warum man wohl diese Legende 
gewählt hat, soweit mir bekannt, war die Inten-
tion, Antragsteller auch zu schützen dadurch, 
dass man ihnen dann eben nicht später vorwer-
fen kann: Ihr habt bewusst mit einem Nachrich-
tendienst zusammengearbeitet. - Aber diese 
Interna müssten Ihnen die Kollegen vom BND 
sagen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und die Mit-
arbeiter der HBW: Haben die denn mit Ihren Be-
fragern zusammengearbeitet? Oder umgekehrt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Nein, nein. 
Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Die haben 
sich nie gesehen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich will nicht 
ausschließen, dass die sich gesehen haben, wenn 
ein Kollege der HBW oder des BND mal in der 
Außenstelle war. Aber die haben nicht zusam-
mengearbeitet - weder in dem Bereich noch sonst 
bei Befragungen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wie wussten 
dann die Mitarbeiter der HBW, wen sie vielleicht 
befragen sollten, wer zum Beispiel aus Ländern 
gekommen ist, wo man mal Fragen stellen könnte 
mit nachrichtendienstlichem Hintergrund? Wo 
haben die Daten und Fakten hergehabt der Perso-
nen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Die haben die 
Fakten vom Sicherheitsreferat gehabt. Es hat 
einen Kriterienkatalog gegeben. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das Sicher-
heitsreferat der Gruppe 21 oder was das war - 
nicht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein. Da-
mals war es die Gruppe 43. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Bei mir.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Richtig, ge-
nau. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Schwer-
punktaufgaben Asylsicherheit - nicht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Genau. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Aber 
auch bei Ihnen - nicht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, bei mir - Quer-
schnittsaufgaben, genau. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Damit 
hat die HBW jetzt doch zusammengearbeitet - 
oder wie? Weil Sie eben sagten: Die HBW hat nie 
mit uns zusammengearbeitet. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, Sie haben 
gefragt, ob die HBW mit den Befragern zusam-
mengearbeitet hat, - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ah, okay, mit 
den Befragern. Okay. 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: - also mit unseren 
Entscheidern. Die Befrager heißen bei uns Ent-
scheider. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Die Entscheider 
hatten alle diesen Kriterienkatalog des BND und 
auch des Verfassungsschutzes, und wenn im Ver-
lauf eines Asylverfahrens, insbesondere im Ver-
lauf einer Anhörung, Schilderungen kamen, wo 
die Kollegen angenommen haben, dass es unter 
diesen Kriterienkatalog oder unter ein, zwei 
Stichworte der Kriterienkataloge zu subsummie-
ren ist, dann haben die Kollegen uns diesen Fall 
geschickt. Also, mit „uns“ meine ich jetzt das Si-
cherheitsreferat. Meine Kollegen haben sich den 
Fall dann noch mal angesehen und haben dann 
entschieden, ob das Anhörungsprotokoll weiter-
gegeben wird und an wen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Vielleicht 
mal ganz grundsätzlich: Welche Kooperationen 
des BAMF mit dem BND - vielleicht in Form 
HBW - gab es denn in dem Zeitraum, den Sie 
überblicken können? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wir hatten diesen 
Kriterienkatalog, wo wir Informationen und Da-
ten weitergegeben haben, wir hatten dann in spä-
teren Jahren die sogenannte Montagsliste, und 
wir hatten ganz extreme Einzelfälle mal, die soge-
nannten Interventionsfälle. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Hatten Sie 
gesagt „Montagsliste“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Was ist das? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wir haben von 
unserem Statistikreferat uns jeden Montag eine 
Liste mit angehörten Asylbewerbern aus be-
stimmten Herkunftsländern geben lassen. Die 
Liste haben wir dann noch mal aussortiert nach 
Altersgruppen, haben uns die Liste noch kurz 
angesehen und haben die Daten an die HBW oder 
an den BND dann weitergegeben. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Mhm. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, es waren, 
wie gesagt, nur bestimmte Herkunftsländer, es 
waren nur Erstantragsteller - nur angehörte Er-
stantragsteller - und nur bestimmte Altersgrup-
pen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und jetzt gab 
es, wenn ich das richtig verstanden habe, im 
BAMF einen Mitarbeiter des BND, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - der so eine 
Art Scharnierstelle wahrgenommen hat zwischen 
BAMF und BND. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das hat uns 
zumindest die Zeugin A. K. gesagt.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Mhm. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wie muss 
man sich das vorstellen, diese Scharnierstelle? 
Wie funktionierte das, und was macht der oder 
die? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Der Kollege war 
der Empfänger dieser Daten, dieser Informatio-
nen, die von uns geliefert worden sind. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Welcher jetzt 
genau? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, also sowohl 
nach dem Kriterienkatalog - also wenn von den 
Außenstellen nach dem Kriterienkatalog etwas 
reinkam - als auch - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Für die zehn 
jetzt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Bitte? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Die zehn Mit-
arbeiter? 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein, da 
bringen Sie was durcheinander. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Deswegen 
frage ich. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Die Reisewegs-
befragungen haben gar nichts zu tun mit dem, 
worüber wir jetzt reden. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das ist was ganz 
anderes. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gut. Dann er-
klären Sie es nämlich noch deutlicher. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, okay. - Also, 
diese Reisewegsbefragungen habe ich - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Nein, nein, 
die damit was zu tun haben. Also nicht die zehn, 
die damit anscheinend nichts - -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Okay. - Der Krite-
rienkatalog ist den Entscheidern vorgelegen, 
wenn sie ihre Anhörung oder - - Also, die Krite-
rienkataloge lagen den Entscheidern vor. Die Ent-
scheider haben ihre Anhörungen gemacht, und 
die Entscheider haben dann, wenn sie im Verlauf 
der Anhörung oder im Verlauf des Verfahrens Er-
kenntnisse gewonnen haben, dass hier Sachver-
halte geschildert worden sind oder Sachverhalte 
offensichtlich sind, die unter die Kriterien dieses 
Kataloges fallen - - dann haben die Entscheider 
diese Akte an uns weitergeleitet bzw. das Akten-
zeichen. Wir hatten ja später dann auch elektro-
nische Akte und konnten in Nürnberg auch in 
die Akte reinsehen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: An die 
Gruppe? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: An das Sicher-
heitsreferat.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: An das 
Sicherheitsreferat. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: An mein Sicher-
heitsreferat. - Meine Kollegen haben dann sich 
den Akteninhalt noch mal angesehen, haben 
überprüft, ob wirklich Sachverhalte vorliegen, 
die den Kriterienkatalogen entsprechen, ob Sach-
verhalte vorliegen, bei denen eine Übermittlung 
an Sicherheitsbehörden opportun ist. Die Kolle-
gen haben dann entschieden: „Geht die Akte an 
den BND oder den Verfassungsschutz oder even-
tuell auch an beide?“, haben die Akte dann wei-
tergeleitet und haben, wenn wir Rückmeldung 
bekommen haben, diese Rückmeldung auch wie-
der an die Entscheider weitergegeben.  

Wir hatten dann die Regelung, dass die Entschei-
der draußen vier Wochen lang gewartet haben, ob 
eine Rückmeldung kommt. In den vier Wochen 
ist der Fall dann zunächst nicht entschieden wor-
den, und je nachdem, wie die Rückmeldung war, 
konnte danach entschieden werden. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Und das, wie 
gesagt, für alle Entscheider. Also nicht diese 
zehn - - nicht mit den Reisewegsbefragungen 
durcheinanderbringen.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg:  Also jeder 
vor Ort an den Außenstellen hatte das. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Genau. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Genau. - So. 
Dann lief die Akte zu Ihrem Referat? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und wenn 
man da sagte: „Ja“, dann ging es an die Schnitt-
stellenperson zum BND? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Dann ging es an 
den Kollegen, genau. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Genau. - 
Hatte der ein Schild an der Tür: „BND“, oder 
wurde der - - Unter welchem Label lief der bei 
Ihnen im Haus? War das der Schlapphut im 
Haus, oder was sagten die Mitarbeiter? 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, das war der 
Kollege von - - Also, das war die Clearingstelle. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Kollege aus 
Pullach. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das war die Clea-
ringstelle im Wesentlichen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Und 
die Referatsmitarbeiter wussten: Das ist der BND-
Mann, der kriegt eine Akte. - Die anderen im 
Haus wussten es auch oder wussten es nicht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich denke, das 
dürfte den meisten bekannt gewesen sein, also 
zumindest den Kollegen, die in den Asylverfah-
ren involviert waren. Ob es jetzt die Kollegen von 
der Integration wussten? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ja, okay. - 
Wenn er dann sagte: „Das ist wirklich interes-
sant“, wie ging es dann weiter? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wenn er gesagt 
hat: „Das ist wirklich interessant“, dann hat er 
die Informationen weitergegeben in seinen Be-
reich. Über die Wege, nehme ich an, hat Ihnen 
die Kollegin berichtet. Wir haben dann, wie ge-
sagt, vier Wochen lang gewartet, ohne eine Ent-
scheidung zu treffen in dem Fall, und wenn dann 
nach vier Wochen die Rückmeldung kam: „Es hat 
sich als uninteressant erwiesen, eine erste An-
sprache hat entweder überhaupt nicht stattgefun-
den oder hat nichts erbracht“, dann haben wir 
den Fall entschieden, und wenn die Rückmel-
dung kam: „Der Fall könnte für uns interessant 
sein“, dann haben wir zunächst mal mit unseren 
Kollegen draußen vor Ort noch mal Kontakt auf-
genommen und dort erfragt, wie die asylrecht-
liche Entscheidung denn ausgehen würde unter 
asylrechtlichen Aspekten, ob anerkannt wird 
oder abgelehnt wird. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wie war das 
denn, wenn die HBW dann befragt hat? Waren 
dann die Verfahren ganz am Anfang? Waren sie 
am Laufen? Waren sie so gut wie zu Ende oder 

                                                      
1) Protokoll korrigiert, siehe Anlage 1.  

beendet? Gibt es da irgendeine Einordnung, oder 
war das in jedem Stadium im Endeffekt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, es war 
nicht in jedem Stadium. Etwas, worauf ich sehr 
geachtet habe, war, dass das in jedem Fall erst 
nach unserer Anhörung ist. Ich wollte sicherstel-
len, dass wir auf alle Fälle die Ersten sind, die 
mit dem Antragsteller sprechen. Es war - also, 
wenn Sie eine zeitliche Einordnung wollen - in 
aller Regel im Zeitpunkt zwischen Anhörung und 
Entscheidung. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Spielte die 
Entscheidungsprognose da eine Rolle, ob man 
eine positive oder gar keine Entscheidungsprog-
nose stellt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. Wenn - - Sagte 
ich eben: Wir haben dann mit den Kollegen vor 
Ort Kontakt aufgenommen und die gefragt, wie 
ihre asylrechtliche Entscheidung ausfallen 
würde. Und wenn die Kollegen gesagt haben: „Ja, 
das wird eine Anerkennung, der Fall ist klar“, 
dann haben die Kollegen in den Außenstellen 
ganz normal ihre Bescheid1 gemacht wie immer. 
Und wenn die Kollegen zu der Auffassung ge-
kommen sind, es würde eine Ablehnung geben, 
dann haben wir uns vom Sicherheitsreferat noch 
mal mit der HBW ins Benehmen gesetzt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Spielten 
denn da möglicherweise Nachfluchtgründe eine 
Rolle, dass man Sorge hatte, wenn die HBW rela-
tiv früh da hingeht, nachrichtendienstlich rele-
vante Sachverhalte erfragt? Könnte man auch da 
in der Richtung Schwierigkeiten kriegen, wenn 
man nicht schaut, dass es möglicherweise Ver-
fahren sind, die eine positive Entscheidungsprog-
nose beinhalten? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, es waren - - 
Das sind jetzt diese sogenannten Interventions-
fälle, auf die sie anspielen. Das waren sehr, sehr 
wenige. Darauf habe ich auch geachtet. Das war 
etwas, was wir versucht haben zu reduzieren. Ich 
denke, man muss unterscheiden: Wenn es jetzt 
eine einmalige Ansprache durch die HBW 
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gegeben hat, bei der, soweit ich weiß, die Antrag-
steller in aller Regel auch nicht wussten und 
nicht wissen sollten, dass es wirklich ein Nach-
richtendienst ist - zu ihrem eigenen Schutz -, 
dann hatte das keinerlei Auswirkungen auf das 
Asylverfahren. Wenn die HBW uns allerdings ge-
sagt hat: „Das ist ein Fall, der sehr interessant ist, 
und der Antragsteller ist auch bereit, intensiv mit 
dem BND zusammenzuarbeiten“, dann haben wir 
uns natürlich mit dem Aspekt der Nachflucht-
gründe auseinandergesetzt, weil ab einem be-
stimmten Zeitpunkt hätte wahrscheinlich zu 
Hause keiner mehr dem Antragsteller geglaubt, 
dass er jetzt nicht mehr gewusst hat, dass er wirk-
lich mit einem fremden Nachrichtendienst 
spricht. Bei der ersten Ansprache, denke ich, war 
das durchaus noch möglich zum Schutz der An-
tragsteller. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wie groß war 
denn der Aufwand oder die Zahl an Akten, die 
dann quasi über diese Schnittstelle bei Ihnen im 
Referat zum BND, also zur HBW, gegangen sind? 
Waren das viele? Waren das punktuelle Einzel-
fälle? Waren das ganze Länder? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Nach den 
Kriterienkatalogen mussten ja - - Also, es ist jetzt 
nicht so, dass alle Afghanen oder so dahin gegan-
gen wären, sondern es mussten ja bestimmte An-
haltspunkte erfüllt sein. Der Kriterienkatalog hat 
ja verschiedene Aspekte benannt. Es war natür-
lich schwankend und richtete sich auch nach 
den Gesamtzahlen der Antragsteller. Aber ich 
würde mal schätzen, das waren im Jahr so zwi-
schen 300 und 400. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Deutschland-
weit? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, deutschland-
weit. - Und die Interventionen: Das waren also 
dann ganz niedrige Zahlen - ganz, ganz wenige. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Was meinen 
Sie jetzt mit Intervention? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Die Fälle, die Sie 
gerade angesprochen haben: Muss man denn 
Nachfluchtgründe mit bedenken? Also die Fälle, 

in denen wir dann positiv entschieden haben aus 
diesem Aspekt heraus: Das waren im Jahr zwi-
schen 1 und 20 maximal. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Aber 
Verfahrensakten, die an den BND weitergegeben 
worden sind, weil man da eine gewisse nachrich-
tendienstliche Relevanz vor Ort erkannt hatte, 
waren im Jahr deutschlandweit 300, 400? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ist jetzt eine 
Schätzung. Wir haben dazu keine Statistik erho-
ben. Allerdings - noch mal - korrigierend: Der 
BND oder HBW haben nie ganze Akten bekom-
men. Die haben das Anhörungsprotokoll bekom-
men. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Sie haben das 
Anhörungsprotokoll bekommen. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das Anhörungs-
protokoll. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich habe ja 
eben gefragt wegen den Ländern. Mir liegt eine 
Mail vor von einem BAMF-Mitarbeiter aus der 
Abteilung 4.3.2. - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das ist das Refe-
rat, ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - genau - vom 
19. Januar 2005, und da heißt es: 

Die HBW bittet um Überlassung 
aller Anhörungsprotokolle von 
iranischen Asylbewerbern, welche 
ab 01.04.2004 [sic!] 

- Mail vom Januar 2005 - 

einen Asylantrag gestellt haben. 
Damit der Verwaltungsaufwand so 
gering wie möglich gehalten wer-
den kann, werden die Mitarbeiter 
der HBW sich direkt mit den zu-
ständigen Außenstellen in Verbin-
dung setzen und vorhandene Pro-
tokolle abholen.  

Ist Ihnen der Sachverhalt bekannt? 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, dunkel. Das 
war mal eine einmalige Aktion aus einem be-
stimmten Grund, den ich Ihnen jetzt allerdings 
auch nicht mehr sagen kann. Das ist meiner Erin-
nerung nach auch zeitlich sehr begrenzt gewesen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ein Dreivier-
teljahr Pi mal Daumen. - Aber dann gab es das 
doch im Grunde, dass ganze Länder - hier jetzt 
Iran - mal abgefragt worden bezüglich der An-
hörungsprotokolle vom HBW. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das gab es meiner 
Erinnerung nach aber wirklich nur zwei-, drei-
mal. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Wis-
sen Sie noch von einem anderen Land? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Woran ich mich 
erinnere: Das war mal kurzfristig, glaube ich, 
auch Somalia - im Zusammenhang mit den Pira-
ten. Aber Afrika war in der Regel nicht im Fokus 
des BND. Da kann ich mich nicht besinnen, dass 
die Länder auf den Listen gestanden hätten. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Kön-
nen Sie sich - - Oder: Haben Sie mitgekriegt, wie 
dann, wenn ein Interesse an einer bestimmten 
Person bestand, weiter verfahren worden ist? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Vonseiten der 
HBW? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Mhm. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Wir wissen, 
dass die die Antragsteller dann angesprochen ha-
ben, um eben festzustellen, ob das jemand ist, der 
erstens sich eine Zusammenarbeit vorstellen 
kann und der zweitens auch was zu sagen hat. 
Aber wie das im Detail abgelaufen ist, das wissen 
wir nicht. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Aber ist dann 
die HBW ganz alleine zu den Personen hingegan-
gen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen. Ich gehe davon aus, ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich meine 
jetzt nicht, mit Mitarbeitern des BAMF. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, sowieso nicht, 
nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das frage ich.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Alles andere 
würde ich Sie - - können Sie ja nicht wissen. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein, also 
diese Sachen hat die HBW dann alleine gemacht. 
Da war das Bundesamt nicht mehr beteiligt dran. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Also, Sie ha-
ben quasi die Anhörungsbögen zur Verfügung ge-
stellt, Sie haben eine Erstauswahl vor Ort - das 
könnte nachrichtendienstlich interessant sein - - 
Das haben Sie über die sogenannte Clearingstelle 
oder Schnittstelle ausgetauscht, in Einzelfällen 
auch ganze, ich sage mal, Anhörungsbögen aus 
Ländern, wenn mal punktuell Bedarf war. Aber 
dann waren Sie im Endeffekt raus. Dann hat 
HBW übernommen. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Dann - - Ja, 
„waren wir draußen“ kann man so nicht sagen. 
Wir mussten das Verfahren ja noch abschließen. 
Aber es hat keine weitere Zusammenarbeit mit 
der HBW gegeben. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Uns interes-
siert es ja im Kern nachrichtendienstlich jetzt. 
Das Asylverfahren interessiert hier in dem Aus-
schuss im Kern nicht so, außer, HBW würde das 
Verfahren überlagern. Dann wäre es natürlich 
wieder interessant, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - wenn zum 
Beispiel die HBW gesagt hätte: „Ihr Verfahren 
läuft aber nur weiter, wenn Sie jetzt hier koopera-
tiv sind bei nachrichtendienstlicher Erkenntnis-
gewinnung“, und Sie, sagen wir mal, die Bremse 
reingetreten hätten im Verfahren, im laufenden. 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein, auf 
keinen Fall. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das hat nicht 
stattgefunden? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, auf keinen 
Fall. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Also, da hat 
man nicht gesagt: „Den wollen wir erst mal eine 
Zeit lang befragen, bis Erkenntnisse da sind, und 
so lange tretet mal auf die Bremse mit dem Ver-
fahren“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Wir haben, 
was ich vorhin schon ein paarmal gesagt habe, 
dann erst mal vier Wochen zugewartet nach 
Übermittlung der Anhörungsprotokolle, um eine 
Rückmeldung von der HBW zu bekommen - 
daraus wird eine Zusammenarbeit, ja oder nein -, 
und wenn die Rückmeldung da war, dann ist bei 
uns das Verfahren ganz normal abgeschlossen 
worden, und die HBW hat damit auch nichts 
weiter zu tun gehabt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Aber Sie 
schließen aus, dass die anschließenden Befragun-
gen mit nachrichtendienstlichem Hintergrund 
durch die HBW gemeinsam mit Mitarbeitern vom 
BAMF verlaufen sind. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Absolut. Da bin 
ich mir - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Die waren da 
nicht zusammen drauf? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein, auf 
keinen Fall. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Letzte 
Frage an Sie als Juristin: Auf welcher Rechts-
grundlage erfolgte denn diese Zusammenarbeit? 
Haben Sie denn Anhörungsprotokolle von Asyl-
bewerbern an die HBW - also sprich: den BND - 
weitergeleitet? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wir haben uns 
aufs BND-Gesetz gestützt natürlich: den § 8 Ab-
satz 1, vor allen Dingen aber auch § 8 Absatz 3, 
der es dem BND ja grundsätzlich ermöglicht, In-
formationen, einschließlich personenbezogener 
Daten, von anderen Behörden zu erfragen. Wir 
haben das bei uns überprüft dann auch und ha-
ben - - Es gibt einen Erlass des BMI oder ein 
Schreiben des BMI, in dem dann auch sehr deut-
lich dargelegt wird, dass diesem Recht des BND, 
zu fragen, eine Pflicht der anderen Behörden zur 
Datenübermittlung gegenübersteht. Wir haben 
aufgrund des § 8 Absatz 3 BND-Gesetz diese Da-
ten übermittelt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gab es glei-
che oder ähnliche Übermittlungen zum Verfas-
sungsschutz? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, das ist der § 18 
Bundesverfassungsschutzgesetz  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Rechtlich. 
Auch tatsächlich? Gab es das genauso? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das gab es auch, 
ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Auch 
in dem Sinne, dass Anhörungsbögen etc. zur Ver-
fügung gestellt wurden? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Genau. Auch das 
Bundesamt für Verfassungsschutz hat einen Kri-
terienkatalog, der den Entscheidern vorlag. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gab es aus-
ländische Dienste, die Ihnen auch Kriterienkata-
loge zur Verfügung gestellt haben? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Sonst noch 
irgendwer? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Kriterienkataloge? 
- Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Sondern? 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, was ich 
vorhin gesagt habe: Wir haben also teilweise In-
formationen zum großen Thema Schleusung auch 
an die Bundespolizei - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Polizei. 
Okay. - Gut, ich wäre soweit durch.  

Dann kommen wir zu den Fragen der Fraktio-
nen. - Wenn Sie neben den Getränken, die Sie 
vor sich stehen haben, noch irgendwas anderes 
benötigen oder eine Pause, geben Sie einfach ein 
Signal. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Einen Schnaps. 

(Heiterkeit) 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Alles klar. 
Das streichen wir aus dem Protokoll. - Frau Kol-
legin Renner, vermute ich, beginnt für die Frak-
tion Die Linke. Frau Kollegin Renner. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, danke, Herr 
Vorsitzender. - Frau Leistner-Rocca, ich will mit 
einer Frage beginnen, auf die ich jetzt seit einer 
Stunde vom Vorsitzenden warte. Ich glaube, sie 
ist zentral für unseren Untersuchungsausschuss, 
weil wir die Kooperation der deutschen Geheim-
dienste mit Geheimdiensten der Five Eyes unter-
suchen: Was wussten Sie über die Zusammen-
arbeit der HBW mit dem militärischen Geheim-
dienst DIA? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Gar nichts. 

Martina Renner (DIE LINKE): Gar nichts? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Also, ich 
meine: Dass der deutsche Nachrichtendienst mit 
ausländischen Nachrichtendiensten zusammen-
arbeitet, das ist, denke ich, offensichtlich. Aber 
über Details, was die - - wie die zusammenge-
arbeitet haben, zu welchen Themen etc.: Das war 
für uns im Bundesamt auch nicht relevant. 

Martina Renner (DIE LINKE): Dass bei den Befra-
gungen der HBW die DIA dabei war, wussten Sie 
nicht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Dass die DIA 
eigenständige Befragungen ohne Anwesenheit 
der HBW mit Schutzbefohlenen durchgeführt 
hat - Schutzsuchenden, Entschuldigung; Schutz-
suchenden durchgeführt hat -, war Ihnen auch 
nicht bekannt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Dass der 
BND oder HBW auch mit befreundeten Diensten 
die eine oder andere Anhörung durchgeführt hat: 
Ich will jetzt nicht ausschließen, dass das mal 
Thema war. Aber dass irgendein ausländischer 
Dienst allein angehört hätte, das kann ich mir 
auch nicht vorstellen. Das war auf alle Fälle nicht 
bekannt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Was wussten Sie 
denn zu den gemeinsam durchgeführten Befra-
gungen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Im Endeffekt 
kann ich Ihnen dazu keine Details sagen. Wir 
wussten, wie gesagt - das ist Allgemeingut -, dass 
der deutsche Nachrichtendienst auch mit auslän-
dischen Nachrichtendiensten zusammenarbeitet, 
aber über Details war bei uns nichts bekannt. Un-
ser Partner war der BND, und die Arbeitsweise 
des BND etc.: Da sind wir auch nicht eingeweiht 
worden. Das wussten wir nicht. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wussten Sie, wel-
che ausländischen Nachrichtendienste mit der 
HBW zusammenarbeiten? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Sind die Namen 
der Dienste gefallen irgendwann mal? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein, nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Waren es mehrere 
Dienste? Können Sie sich - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich kann es 
Ihnen - - 
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Martina Renner (DIE LINKE): Ja, ich frage schon 
immer, welche - - Aus welchen Ländern kamen 
diese Dienste? Haben Sie daran eine Erinnerung? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Nein, wir 
wussten das auch - - Also, wir sind auch nicht 
darüber informiert worden, und wir haben das 
auch nicht nachgefragt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Diese Montagsliste 
mit den Namen von angehörten Erstantragsstel-
lern aus bestimmten Ländern ist auf Anforderung 
der HBW so zusammengestellt worden? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Die haben eine 
Liste übergeben, welche Länder, welche Perso-
nengruppen von Interesse sind? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Die haben mitge-
teilt, welche Länder von Interesse sind, und wir 
haben die Antragsteller dann eben, wie ich es 
vorhin gesagt habe, vorsortiert - also: nur Erstan-
tragsteller, nur schon Angehörte, nur bestimmte 
Altersgruppe und eben nur aus diesen Ländern. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ist irgendwann mal 
gesagt worden, dass diese Interessensliste auch 
auf Grundlage eines ausländischen Nachrichten-
dienstes zustande kommt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Sind neben den 
Namen auch Unterlagen übergeben worden, also 
Anhörungsprotokolle, Kopien von Passdokumen-
ten oder Ähnlichem? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wenn aufgrund 
dieser Datenübermittlung die HBW gesagt hat: 
„Ja, diese oder jene Person ist interessant für uns, 
mit der möchten wir uns unterhalten“, dann 
sind, wie auch bei dem Kriterienkatalog, die An-
hörungsprotokolle weitergegeben worden, und es 
kann sein - in einigen wenigen Ausnahmefällen -, 
dass dann auch mal Dokumente oder Kopien von 
Dokumenten - was weiß ich: Todesurteil oder 
was halt von Interesse dann auch war, was wir in 

der Akte für relevant hielten - weitergegeben 
worden sind. 

Martina Renner (DIE LINKE): Sie sind ja Juristin. 
Sie kennen das Gebot der Zweckbindung bei Da-
ten. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ist hier die Zweck-
identität gegeben, wenn ich diese Unterlagen aus 
dem Verfahren beim BAMF an einen Nachrich-
tendienst gebe und dieser auch noch möglicher-
weise die Daten weitergibt an einen ausländi-
schen Nachrichtendienst? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wir haben uns 
mit der Frage natürlich auseinandergesetzt. Es ist 
jetzt nicht so, dass HBW gesagt hat: „Wir hätten 
gerne“, und wir haben dann alles rübergeschau-
felt. Wir haben uns mit dem BND-Gesetz aus-
einandergesetzt, wir haben uns mit unseren eige-
nen Datenübermittlungsvorschriften auseinan-
dergesetzt, und wir sind damals zu der Überzeu-
gung gekommen, dass es rechtens ist. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ich frage Sie jetzt 
ganz konkret nach der Zweckbindung. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, auch die. Der 
BND hat ja im BND-Gesetz eine bestimmte Auf-
gabe zugewiesen bekommen, und im Rahmen 
dieser Aufgabe, die der BND zu erfüllen hat, er-
schien es uns rechtmäßig, diese Daten zur Verfü-
gung zu stellen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, aber ich rede ja 
von der Zweckbindung, die in Ihrem Haus be-
steht, also nach Asylgesetz. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Da gibt es eine 
Zweckbindung. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, und es gibt 
Übermittlungsvorschriften in § 8. 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und können Sie 
mir da die Norm sagen, auf deren Grundlage im 
Asylgesetz und mit Verweis auf das Bundes-
datenschutzgesetz die zwei - - Datenweitergabe 
erfolgt? Es geht mir nicht darum, dass der BND 
sie anfordert, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): - sondern: Auf wel-
cher Grundlage übergeben Sie die Daten? Das 
kann ja nicht das BND-Gesetz sein, sondern da 
müssen Sie ja eine eigene Rechtsnorm haben. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wir haben diese 
Daten übermittelt - - Ja, wie gesagt: Die anfra-
gende Stelle hat ihre Rechtsgrundlage in § 8 
Absatz 3 BND-Gesetz. 

Martina Renner (DIE LINKE): Genau. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: In § 8 Asylverfah-
rensgesetz gibt es - ich habe mein Gesetz dabei - 

Martina Renner (DIE LINKE): Ich auch. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: - einen Absatz 4 
meines Wissens, in dem steht, dass die - - Also, 
in § 8 Absatz 3 Asylverfahrensgesetz ist geregelt, 
wann das Bundesamt Daten übermittelt, in § 8 
Absatz 4 ist geregelt, dass die Datenübermittlung 
aufgrund anderer Vorschriften davon unberührt 
ist. Und aufgrund dieser, ja, ich sage jetzt mal, 
Ausnahme haben wir die Daten dann an den 
BND übermittelt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Kennen Sie Dis-
kussionen in Ihrem Haus oder in Ihrer - - in dem 
Ministerium, was die Rechts- und Fachaufsicht 
führt, die zu anderer rechtlicher Auffassung ge-
kommen sind, die gesagt haben: „Die Datenüber-
mittlung ist nicht möglich“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wir haben es na-
türlich diskutiert im Haus; das ist ganz klar. Es 
ist jetzt nicht so, dass wir auf Anhieb gesagt hät-
ten: Es ist überhaupt kein Problem. Wir haben es 
geprüft, wir haben es diskutiert, wir haben es 

auch der Hausleitung vorgelegt und haben es uns 
absegnen lassen. Und es war die einhellige Auf-
fassung im Bundesamt meines Wissens - zumin-
dest unserer Vorgesetzten -, dass diese Daten-
übermittlung so rechtlich einwandfrei ist. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wer hat das abge-
segnet? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Den Kriterien-
katalog: Das kann ich Ihnen nicht mehr sagen, 
weil das Verfahren ist schon so steinalt. Das war 
schon installiert, bevor dieses Sicherheitsreferat 
zu mir kam. Das Verfahren mit den sogenannten 
Montagslisten hat unser damaliger Vizepräsident 
gegengezeichnet. 

Martina Renner (DIE LINKE): Das war wer? Ich 
habe jetzt auch nicht mehr die - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Den gibt es nicht 
mehr. Der ist schon pensioniert.  

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, aber trotzdem: 
Der Name - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Herr Weickhardt. 

Martina Renner (DIE LINKE): - wäre für uns rele-
vant.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Jetzt wären 
wir mit der Zeit - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, dann machen 
wir eine zweite Runde, kein Problem. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Dann gehen 
wir zur nächsten Fraktion der ersten Runde. In 
der ersten Runde ist die Fraktion der SPD dran. 
Frau Kollegin Mittag. 

Susanne Mittag (SPD): Ja, dann mache ich mal 
weiter bei dem Kriterienkatalog. Sie haben den ja 
sozusagen in Empfang genommen. Ist der nicht 
immer mal wieder geändert worden - oder in 
welchen, ja, sagen wir mal - - dass sich die Krite-
rien geändert haben, dass es andere Vorgaben 
gab? 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Der Kriterienkata-
log des BND ist ja - ich glaube, Sie kennen ihn - 
sehr, sehr allgemein. Es sind bestimmte Stich-
worte nur enthalten. Das war auch Absicht, weil 
je detaillierter er ist, umso öfter müsste er geän-
dert werden, und um ihn eben nicht ändern zu 
müssen, sind also im Wesentlichen Überschriften 
genannt. Soweit ich mich entsinnen kann: In der 
Zeit, in den zehn Jahren, die das Sicherheits-
referat bei mir war, hat es da keine Änderung ge-
geben. 

Susanne Mittag (SPD): Also war das eigentlich 
dann auch so ein bisschen Ihre Ermessensent-
scheidung, was denn in diese Allgemeindefini-
tion reinpasste. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Genau. Es waren 
eben so Stichworte wie - was weiß ich - - „Dro-
genhandel“, glaube ich, - 

Susanne Mittag (SPD): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: - stand an einer 
Stelle. Also, „Organisierte Kriminalität“, kann 
ich mich erinnern, war ein Stichwort, natürlich 
dann „Terrorismus“ etc. Und unter „OK“ waren 
dann eben so Themen wie Drogenhandel auch 
mit dabei, und es war dann in der Tat unser 
Ermessen, zu sagen: Da ist jetzt ein Sachverhalt 
geschildert, der doch etwas weitreichender ist, 
der dann von Interesse sein könnte. 

Susanne Mittag (SPD): Hatte dieser Kriterienkata-
log also auch keine Auswirkung, wo jetzt, sagen 
wir mal, ein verschärftes Krisengebiet ist oder wo 
sich jetzt eine problematische Auslandslage ent-
wickelt, sagen wir mal - aus deutscher Sicht? 
Dass es dann, sagen wir mal - - Aber jetzt in die-
sem Bereich, da haben wir jetzt ein bisschen 
mehr Interesse. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, doch, durch-
aus. Ich meine, Sie können sich wahrscheinlich 
vorstellen: Wenn - - Ein irakischer Antragsteller, 
der sagt, er ist Atomphysiker, hat natürlich ein 
bisschen mehr Aufmerksamkeit erregt als jetzt 
ein Kosovare, der sagt: Ich bin Atomphysiker.  

Susanne Mittag (SPD): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, es war na-
türlich von der Sicherheitslage mitbestimmt 
auch. 

Susanne Mittag (SPD): Aber das haben Sie be-
stimmt, nicht, dass es, sagen wir mal, zusätzlich 
zum Kriterienkatalog - - oder dass es noch viel-
leicht extra Hinweise gab: „Da und da haben wir 
jetzt aus aktuellem Anlass einen besonderen Fo-
kus drauf“, sondern das war dann Ihre Entschei-
dung? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das war die Ent-
scheidung der Kollegen im Sicherheitsreferat. 
Wir hatten also, wie gesagt, diesen Kriterienkata-
log, wir hatten auch einen Hinweis auf die Län-
der, die im Fokus stehen beim BND, und aus die-
ser Kombination und dem Akteninhalt haben 
dann meine Kollegen im Sicherheitsreferat ent-
schieden, was an wen weitergeht. 

Susanne Mittag (SPD): Also gab es dann doch, sa-
gen wir mal, einen Hinweis vom BND, und die - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, zu den Län-
dern. 

Susanne Mittag (SPD): Genau. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Zu den Ländern. 

Susanne Mittag (SPD): Und zu den Ländern. Und 
Sie haben das sozusagen umgearbeitet im Sicher-
heitsreferat, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Genau. 

Susanne Mittag (SPD): - und dann wurde es spe-
zifizierter. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Und dann wurde 
es spezifizierter, und dann wurde auch entschie-
den: Das geht an den BND oder an den Verfas-
sungsschutz oder an beide. 

Susanne Mittag (SPD): Ja. - Was war denn, wenn 
Sie jetzt bei den Befragungen zum Beispiel festge-
stellt haben - - Also, es ging jetzt ganz massiv um 
Opfer, die dort saßen, ohne dass sie jetzt konkrete 
Hinweise geben konnten. Ging das dann immer 
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nur zu Ihrem Kontaktmann sozusagen, oder wur-
den diese Hinweise auch woanders weitergege-
ben? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Vom Opfer? 

Susanne Mittag (SPD): Ja - also, dass es ein ganz 
klassisches Opfer ist oder dass derjenige, der 
einen Antrag gestellt hat, sich vielleicht sogar 
noch in Deutschland verfolgt fühlte oder Ähn-
liches. Haben Sie jetzt das nur im Rahmen des 
Asylverfahrens dann abgearbeitet? Oder wenn er 
jetzt relativ konkrete Hinweise geben konnte: 
Ging es dann nur an den BND weiter, oder gab es 
jetzt auch noch andere Stellen, an die Sie das 
weitergeleitet haben? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, wie gesagt, 
dem Verfassungsschutz noch - das Bundesamt für 
Verfassungsschutz - - Oder aber, wenn Sie jetzt 
sagen: „Opfer, das sich auch in Deutschland noch 
verfolgt fühlte“, dann - - In solchen Fällen konn-
ten auch die Sicherheitsbehörden hier - also Poli-
zeibehörden hier in Deutschland - eingeschaltet 
werden. Also, wenn es konkrete Hinweise gab: 
„Ich fühle mich bedroht von irgendjemandem, 
von einer konkreten Person“, dann ist das an die 
Ausländerbehörden und auch eventuell an die 
Polizeidienststellen gegangen. 

Susanne Mittag (SPD): Ich habe noch mal eine 
Frage zu den Entscheidern, die ja sozusagen im 
Nebenamt die Befragungen mit durchgeführt ha-
ben. Wenn - - Der Entscheider konnte ja im Laufe 
der Jahre schon mal so abschätzen, ob eventuell 
die Befragungsstelle Interesse hätte oder nicht. 
Haben die denn schon mal darauf hingewiesen, 
dass sich eventuell noch mal jemand bei dem 
Antragsteller melden könnte, dass es noch wei-
tere Befragungen geben könnte, oder nicht? Dass 
sie jetzt schon mal eventuell darauf hinweisen: 
„Es könnte sich noch mal jemand melden, der In-
teresse an den Angaben hätte“? Oder war das 
dann für den Flüchtling, sagen wir mal, unvor-
bereitet eher, dass sich offenbar noch mal jemand 
meldet? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ach so, Sie mei-
nen Hinweise an den Antragsteller jetzt? 

Susanne Mittag (SPD): Ja, dass - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein, da ha-
ben wir uns ganz bewusst ganz außen vor gehal-
ten. Das ist nicht unsere Aufgabe gewesen. Wir 
haben die Anhörungen im Asylverfahren durch-
geführt mit dem Ziel, die Informationen zu be-
kommen, die wir für die Entscheidung im Asyl-
verfahren brauchen. Aber jetzt im Vorfeld zu sa-
gen: „Da könnte noch mal oder so“: Erstens hät-
ten wir es ja gar nicht einschätzen können. Wir 
hätten es nicht gewusst, ob HBW jetzt gerade an 
dem Interesse hat oder nicht. Das haben wir also 
ganz bewusst nicht gemacht. Wir wollten keine 
Vermischung dieser beiden Befragungen in den 
Köpfen der Antragsteller. 

Susanne Mittag (SPD): Ist dann auch den Antrag-
stellern ganz deutlich gemacht worden, dass aus-
schließlich für dieses Verfahren das BAMF zu-
ständig ist, egal was sich für Stellen sonst noch 
melden sollten, dass für den sozusagen zu Befra-
genden klar war, also klar sein könnte - auch spä-
ter -: „Wenn jetzt eine andere Institution kommt, 
die könnte auch was mit dem Ausgang des Asyl-
verfahrens zu tun haben“, oder ist ganz deutlich 
geworden: „Nur Sie, nur das Bundesamt für Mi-
gration, hat am Ende sozusagen die Entschei-
dung“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, ich hoffe 
doch, dass das so klar war. Die Absprache mit 
den Kollegen vom HBW war ganz klipp und klar: 
Sie müssen den Antragstellern mitteilen, dass die 
Befragung durch die HBW keinen Einfluss auf 
das Asylverfahren hat, dass es nicht mit dem 
Asylverfahren zusammenhängt, dass es freiwillig 
ist, auch mit der HBW zusammenzuarbeiten. - 
Ich meine, die Anhörung beim Bundesamt ist ja 
mehr oder weniger verpflichtend.  

Wir konnten das nicht kontrollieren, weil wir sel-
ber nicht dabei waren, aber die Absprachen wa-
ren so, und ich habe also auch keinen Grund, da-
ran zu zweifeln, dass es so nicht gehandhabt wor-
den ist. Aus unserer Sicht ist es ganz klar gewe-
sen: HBW muss diejenigen, an die sie noch mal 
herantritt, darauf hinweisen, dass das jetzt mit 
dem Asylverfahren nichts zu tun hat. 
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Susanne Mittag (SPD): Hatten Sie auch mal Kon-
takt mit der Kollegin, die, sagen wir mal, die Lei-
terin war von dieser Stelle, die das organisiert, 
diese Befragungen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Susanne Mittag (SPD): Hatten Sie sich auch sel-
ber mal getroffen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Susanne Mittag (SPD): Und auch ausgetauscht 
hinsichtlich der Vorgehensweisen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, wir haben 
uns - - Es nannte sich mal Quartalsgespräche. Das 
waren sie nie. Wir haben uns einmal im Jahr - so 
ungefähr - getroffen und haben uns über neuere 
Entwicklungen, unterschiedliche oder neue Prio-
ritäten etc. ausgetauscht. Aber das war mehr so 
Kontaktpflege eigentlich. So richtige Probleme 
gewälzt haben wir selten. 

Susanne Mittag (SPD): Wie oft haben Sie sie ge-
troffen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, wie gesagt: Es 
hieß mal Quartalsgespräche. Das waren sie aber, 
wie gesagt, nicht. Wir haben uns meiner Erinne-
rung nach einmal im Jahr getroffen - im Wechsel: 
mal bei uns und mal bei der Kollegin. 

Susanne Mittag (SPD): Über wie viele Jahre - un-
gefähr so? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, also über die 
Zeit, in der das Referat bei mir war. Der An-
sprechpartner aufseiten BND hat auch gewech-
selt. Das waren zwei verschiedene Kolleginnen. 
Aber über die ganze Zeit eigentlich - immer so 
einmal im Jahr. 

Susanne Mittag (SPD): Hatten Sie dann auch von 
ihr mitbekommen, dass sozusagen die Anzahl der 
Befragungen immer weniger wird?  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, was ich mitbe-
kommen habe, war, dass die HBW mal darüber 

geklagt hat, dass die Qualität sozusagen nach-
lässt, dass also nicht mehr so viel interessante In-
formationen von den Antragstellern weitergege-
ben werden können. Und deswegen hat es, denke 
ich, auch im Lauf der Zeit abgenommen, und 
dann hat es, glaube ich, auch bei der HBW ir-
gendwie interne Umstrukturierungen gegeben 
mit dem Präsidentenwechsel oder - - Weiß ich 
nicht. 

Susanne Mittag (SPD): Lag das auch daran, dass 
Ihre Hinweise weniger geworden sind, oder war 
das ungefähr immer noch auf dem gleichen Le-
vel - also dass einfach die Qualität der Hinweise 
irgendwie nicht mehr so gut war, aber Sie haben 
immer noch das gleiche Ausmaß weitergegeben? 
Was war das denn so ungefähr im Jahr? Wissen 
Sie das noch? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Na ja, wie vorhin 
gesagt: Es müssten immer so zwischen 300 und 
400 gewesen sein, aber wir haben da keine Statis-
tik drüber geführt. Sagen wir mal so: Nachdem 
wir die Informationen ja von den Kollegen in den 
Außenstellen bekommen haben, waren wir natür-
lich auch immer sehr davon abhängig, wie die 
Kapazitäten in den Außenstellen waren. Und 
wenn die Kollegen sehr, sehr unter Druck waren, 
dann konnte es schon passieren, dass mal etwas 
weniger bei uns angekommen ist. 

Wir haben aus dem Grunde, die Sensibilität der 
Entscheider vor Ort aufrechtzuerhalten, regelmä-
ßig auch einmal im Jahr sogenannte Sensibilisie-
rungsreisen durchgeführt - so haben wir das ge-
nannt -, um den Kollegen vor Ort in den Außen-
stellen noch mal deutlich zu machen - - also die 
Kriterienkataloge zu erläutern, um noch mal 
deutlich zu machen, was sie wann an uns weiter-
melden sollen, wie wichtig das ist etc. Und man 
konnte dann sehen: Wenn diese Sensibilisie-
rungsreisen gerade stattgefunden hatten, dann 
ging es ein bisschen hoch, und wenn die schon 
eine Weile her waren, dann ging es wieder ein 
bisschen runter. Und dann haben wir die nächste 
Runde gestartet. 

Susanne Mittag (SPD): Ja. - Ab wann ist bei Ihnen 
das Verfahren - wie empfinden Sie das? - als be-
endet - - Sie hatten vorhin gesagt: Wenn dann 
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kein Rücklauf kam, nach vier Wochen. - Sie 
wollten möglichst, bevor Befragungen stattfin-
den, das Verfahren beenden. Nun gibt es ja unter-
schiedliche Auffassungen, was ein beendetes 
Verfahren ist, weil wir wissen ja auch, dass 
einige Verfahren ja leider beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge sich über Jahre hin-
zogen. Insofern wird ja nicht nach vier Wochen 
das Verfahren beendet sein, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Susanne Mittag (SPD): - sondern dass sie irgend-
einen Status haben oder - - Wann haben Sie ge-
sagt: „Das Verfahren ist“ - in Anführungsstri-
chen - „für uns erst mal beendet, weil dann ja die 
Befragungen losgehen“? Was kann das alles für 
ein Status gewesen sein? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Noch mal zur 
Klarstellung: Wir haben das Verfahren innerhalb 
von vier Wochen, nachdem wir die Informatio-
nen weitergegeben haben, erst mal ruhen lassen 
sozusagen. Wir haben vier Wochen lang nicht 
entschieden, um auf die Rückmeldung von der 
HBW zu warten. Nach den vier Wochen, wenn es 
also eine positive Entscheidung war, bei der vor-
her die HBW auch signalisiert hat, dass der An-
tragsteller von Interesse sein könnte, dann haben 
wir zugesehen, dass die positiven Entscheidun-
gen sehr schnell kamen, damit die HBW auch die 
Befragung dann durchführen kann. 

Und ansonsten waren bei uns im Amt die Priori-
täten natürlich auch unterschiedlich. Also, wir 
haben bei den Herkunftsländern immer wieder 
mal umpriorisiert etc. Es war in der Tat - - 
Manchmal hat es sich länger hingezogen. In man-
chen Fällen, wenn wir Prioritäten gesetzt haben, 
ist es dann auch etwas schneller gegangen. Aber 
das hat sehr stark gewechselt. Das hing auch im-
mer mit dem Aufkommen ab, hing von politi-
schen Entscheidungen ab. 

Aber beendet, um auf - sorry - Ihre Frage - - Also, 
beendet ist für uns ein Verfahren in dem Mo-
ment, wo wir den Bescheid gemacht haben, also 
nicht, wo dann das Gericht entschieden hat, was 
unter Umständen ja dann auch noch mal eine 
Weile dauern kann, sondern beendet ist für uns 

ein Verfahren in dem Moment, wo unser Bundes-
amtsbescheid zugestellt worden ist. 

Susanne Mittag (SPD): Sie hatten jetzt zur einen 
Hälfte gesagt: Wenn es ein positiver Bescheid ist, 
dann sollte der dann auch möglichst schnell ge-
macht werden. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Susanne Mittag (SPD): Ja. Aber die andere Hälfte, 
wenn es ein negativer Bescheid ist: Dann hat man 
auch erst mal noch keinen negativen Bescheid 
geschickt, sondern das erst mal noch mal ein 
bisschen ruhen lassen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Aber nicht jetzt 
mit dem Hintergrund, dass da mit Sicherheits-
behörden was läuft, sondern das waren dann, wie 
gesagt, amtsinterne Priorisierungen, je nach Her-
kunftsländern. 

Wir hatten zum Beispiel mal eine Phase, wo wir 
Westbalkan-Staaten priorisiert haben, so nach 
dem Motto - wie war es -: Last in, first out. Da 
gibt es ja immer diese schönen Definitionen. Es 
waren, ja, teilweise eben auch politische Ent-
scheidungen, zu sagen: Diejenigen, die ganz 
offensichtlich sehr schnell einen Ablehnungs-
bescheid bekommen, wie jetzt eben zum Beispiel 
Westbalkan, die sollen sehr schnell entschieden 
werden. Dann war wieder die Überlegung: Man 
kann aber diejenigen, die vermutlich einen posi-
tiven Bescheid bekommen werden, wie jetzt Af-
ghanistan, Syrien oder so, nicht so lange warten 
lassen. Die sollen priorisiert werden. - Also, es 
war immer eine Frage der amtsinternen Priorisie-
rung auch. 

Susanne Mittag (SPD): Aber es kann im Prinzip 
dann schon gewesen sein, dass ein negativer Be-
scheid dann erst mal eine Weile noch nicht ge-
kommen ist, aber die Befragungen dann schon 
angefangen haben, weil dann ja auch zum Bei-
spiel bestimmte Personen öfter befragt worden 
sind, also nicht nur einmal, sondern öfter? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das kann gewe-
sen sein, ja. Das will ich nicht ausschließen. 
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Susanne Mittag (SPD): Ja. - Und ich habe noch 
eine Frage hinsichtlich der Unterlagen, die über-
sandt worden sind: Das war der Befragungs-
bogen. Aber da wird ja zum Beispiel vielleicht 
auch ein Lichtbild oder vom Ausweis oder 
sonst - - dabei gewesen sein hinsichtlich der 
genaueren Identifizierung. Das wird ja nicht nur 
unbedingt das einzelne Blatt gewesen sein - oder? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, es ist natür-
lich nicht nur ein Blatt, weil, wie gesagt: Wir ha-
ben die Anhörungsprotokolle übersandt. 

Susanne Mittag (SPD): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Und die Proto-
kolle waren unterschiedlich. Das waren drei Sei-
ten, zehn Seiten - je nachdem. 

Susanne Mittag (SPD): Und da waren dann Iden-
tifizierungsmerkmale aber auch dabei, damit man 
sich - -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Da waren - - Das 
waren keine Kopien von irgendwelchen Doku-
menten, sondern das war wirklich nur die Kopie 
des Protokolls. 

Susanne Mittag (SPD): Gut. - Haben Sie in Ihren 
Gesprächen mit der Leiterin von dieser Befra-
gungsstelle vielleicht auch mal darüber gespro-
chen, wie man das irgendwie noch alles effizien-
ter gestalten könnte bzw. - sie hatte ja nun ein 
bisschen die Sorge, die Befragungen und die In-
halte oder die Attraktivität gehen zurück - wie 
man das Ganze noch ein bisschen intensiver ge-
stalten könnte? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Na ja, das Inte-
resse des BND war natürlich auch, so schnell wie 
möglich die interessanten Antragsteller befragen 
zu können, und wir haben uns dann schon im-
mer wieder mal darüber ausgetauscht, weil eben 
meine Devise war: Erst müssen wir anhören, und 
erst danach, nach unserer Anhörung, kann HBW 
oder BND dann mit den Befragungen beginnen. - 
Und da hat es dann schon manchmal Diskussio-
nen gegeben, weil wir eben auch andere Priori-
täten hatten - von den Herkunftsländern -, was 
die Abarbeitung anbelangt. Und manchmal hat es 

ja auch von der Antragstellung bis zur Anhörung 
ein bisschen gedauert. 

Aber ich habe also daran festgehalten. Egal wel-
ches Herkunftsland oder egal wie interessant: 
Erst musste unsere Anhörung durchgeführt wer-
den. Und HBW hat dann eben im Einzelfall das 
Protokoll bekommen und musste sich eben so 
lange gedulden. 

Susanne Mittag (SPD): Darf ich noch abschlie-
ßend eine Frage? - Diese Übergabe der Daten bzw. 
der Datenaustausch: Ist das bei Ihnen mal von 
einer Datenschutzbeauftragten oder einem Daten-
schutzbeauftragten in irgendeiner Weise über-
prüft worden, dieses Handling „Austausch der 
Daten“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Für den Kriterien-
katalog kann ich Ihnen das nicht sagen, weil das 
Verfahren habe ich übernommen. Und nachdem 
sich dieses Listenverfahren ja eigentlich an den 
gleichen Grundsätzen orientiert - - Ich kann es 
Ihnen jetzt nicht definitiv sagen. Aber ich glaube, 
nein. Ich bin mir nicht hundertprozentig sicher. 
Das ist alles eine Ecke her. 

Aber wir haben uns - - Was wir gemacht haben - 
das weiß ich -: Wir haben uns also verschiedene 
Unterlagen noch mal rangezogen, unter anderem 
auch diesen BMI-Bericht oder -Erlass oder was es 
war. Wir haben noch mal die Rechtsgrundlagen 
nachgehalten im Zusammenhang mit diesen 
Kriterienkatalogen und haben das noch mal 
aufgearbeitet und unserer Hausleitung vorgelegt.  

Ob jetzt der Datenschützer - - Also, schriftlich 
war er nicht beteiligt. Ob einer meiner Kollegen 
mit ihm telefoniert hat, kann ich Ihnen nicht 
mehr sagen. 

Susanne Mittag (SPD): Na ja, Überprüfung durch 
Datenschutz ist ja nicht nur eine einmalige Sache 
bei einer Dienststelle. So was geht ja immer gerne 
in irgendwelchen Abständen immer wieder. Aber 
irgendwann wird das ja datenschutzrechtlich mal 
überprüft worden sein. In welchen Abständen 
findet das denn überhaupt statt? 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Na ja, wenn sich 
am Verfahren nichts ändert, also wenn das Proze-
dere das gleiche bleibt, dann sind da also keine 
regelmäßigen, immer wieder wiederholenden 
Überprüfungen vorgesehen, es sei denn, es än-
dern sich die rechtlichen Rahmenbedingungen 
oder es ändern sich die tatsächlichen Bedingun-
gen. Aber dieses Kriterienkatalogverfahren ist ja 
über die Zeit gleich geblieben. Da wird der Da-
tenschützer dann auch nicht wieder eingeschal-
tet.  

Und, wie gesagt: Zu den Montagslisten haben wir 
für uns festgestellt, dass es nach den gleichen 
rechtlichen Kriterien im Endeffekt geht. Und - - 
Also, schriftlich ist mir nichts in Erinnerung. 

Susanne Mittag (SPD): Ich meine auf den Bereich 
der Übergabe von Daten an den BND bzw. - -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, ja. 

Susanne Mittag (SPD): Dieser Bereich auch 
nicht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Mhm. 

Susanne Mittag (SPD): Gut, dann erst mal herz-
lichen Dank. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ganz herz-
lichen Dank. - Dann kommen wir jetzt zu den 
Fragen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Herr Kollege von Notz. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Guten 
Tag, Frau Leistner-Rocca! Ich wollte noch mal 
ganz kurz an einem Punkt anknüpfen, den die 
Kollegin eben angesprochen hat. Sie haben ge-
sagt, Sie hätten verschärften Wert darauf gelegt, 
dass zuerst das BAMF befragt und dann erst die 
HBW. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Stand das denn zur Debatte, dass erst die 

HBW befragt? Also, wie kann man denn sozusa-
gen - - Gab es da schon Begehrlichkeiten im Vor-
feld? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Na ja, Begehrlich-
keiten nicht, aber nachdem wir also zeitweise 
wirklich mit den Anträgen etwas im Verzug wa-
ren und die Zeit zwischen Antragsstellung und 
Anhörung teilweise etwas länger war, hatte die 
HBW natürlich ein bisschen ein Problem damit, 
dass die dann noch länger warten mussten mit 
ihrer ersten Befragung -,  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber woher - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: - und da ist da 
diskutiert worden. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich verstehe. Aber woher wussten die 
denn, dass das eine interessante Person für sie 
ist?  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das wussten die 
ja in dem Moment nicht. Die wollten es ja zeitig 
feststellen. Die wollten ja zeitig - - Also, die woll-
ten ihre Befragungen machen, um eben möglichst 
schnell festzustellen, wer für sie von Interesse ist, 
und nachdem ich gesagt habe: „Erst hören wir an, 
und dann kann HBW Informationen bekommen“, 
hat sich halt in Einzelfällen für die dieser Zeit-
raum etwas länger hingezogen.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, die mussten 
halt teilweise ein halbes Jahr warten, bis dann 
unsere Anhörung war, zum Beispiel. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - verstehe ich nur bedingt.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. - Noch mal - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe das bisher so verstanden, dass die 
so eine Art Kriterienkatalog hatten. 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und in den Befragungen, die Sie durchge-
führt haben, haben Sie auch so ein bisschen auf 
diesen Kriterienkatalog - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Könnten die interessant sein für die HBW? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Genau. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, wie kann es dann sein, dass - ich 
habe es so verstanden - bezüglich einzelner Per-
sonen die HBW schon ein Interesse haben - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein, nicht 
hinsichtlich einzelner - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Allgemein? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ganz allgemein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Die haben gesagt: „Ihr habt da die ganzen 
Leckerlies, die wir gerne befragen würden, und 
ihr führt aber diese Befragungen nicht durch“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Genau. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Was da heute los sein muss, muss man 
sich fragen, wenn da 300 000 Anträge oder wie 
viel liegen. - Na gut, okay. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, es war all-
gemein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es war nicht spezifisch, es war allgemein. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Es war allgemein. 
Es dauert zu lang von der Antragstellung bis zur 
Anhörung und bis sie dann die Informationen be-
kommen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich verstehe. - Und jetzt haben Sie vorhin 
gesagt, Sie haben nichts davon gewusst, dass da 
die DIA, amerikanische Militärgeheimdienste, 
mit befragen. Davon haben Sie nichts gewusst. 
Gar nichts? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Davon, dass dieser Geheimdienst so heißt 
oder dass überhaupt andere Dienste da mit be-
fragt haben? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, DIA habe 
ich jetzt, ehrlich, das erste Mal gehört. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das wusste ich 
nicht. Und dass andere Dienste mit befragen: Das 
ist bei uns auch nie thematisiert worden.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, aber - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Doch, wir wuss-
ten natürlich - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein, nein, die Frage ist so: -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - Wussten Sie irgendwas davon? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wir wussten, dass 
die - - dass der BND zusammenarbeitet, aber ob 
die Zusammenarbeit so weit geht, dass die zu-
sammen befragen, das wusste ich nicht - oder: 
das wussten wir nicht. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie schon mal was vom integrierten 
Befragungswesen gehört? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Was ist 
das? 
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist genau das. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Nein.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay, davon haben Sie nichts gehört. - 
Jetzt habe ich nicht ganz verstanden, wie sozusa-
gen die Informationsweitergabe erfolgt ist. Muss 
man sich diese sozusagen Liste da mit Kriterien, 
den Kriterienkatalog, so vorstellen, dass der Be-
amte da was ausfüllen konnte? Oder - - Nein, der 
hat die einfach im Kopf gehabt wahrscheinlich, 
wenn er schon ein bisschen erfahrener ist, und 
hat gesagt: Ah, hier, die Punkte, und der hat Kon-
takt zum Militär in der und der Region gehabt; 
der könnte was für die HBW sein.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Der Kriterienkata-
log des BND: Das waren meiner Erinnerung nach 
zwei Seiten. Den hatten die Kollegen, die Ent-
scheider, ausgedruckt auf ihrem Schreibtisch lie-
gen - hoffe ich mal. Und der enthielt eben so 
Stichworte, also „Extremismus“, „Terrorismus“ 
oder „Organisierte Kriminalität“ mit Unterpunk-
ten. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Aber das waren 
jetzt die Stichworte, auf die die Entscheider ach-
ten sollten. Es war nichts zum Ausfüllen oder so, 
sondern es waren die Stichworte aufgelistet, auf 
die die Entscheider achten sollten. Und wenn zu 
einem dieser Kriterien in der Anhörung Erkennt-
nisse gekommen sind, dass einer was schildern 
konnte - eben zum Bereich „OK“ oder zum Be-
reich „Terrorismus/Fundamentalismus“ -, dann 
hat der Entscheider dieses Aktenzeichen uns 
weitergemeldet. Meine Kollegen haben sich dann 
das Anhörungsprotokoll in Gänze angesehen und 
haben dann entschieden: Das ist so konkret oder 
so detailliert, damit kann eine Sicherheitsbehör-
de was anfangen. Es hat auch von der Qualität 
her das Potenzial, für Sicherheitsbehörden inte-
ressant zu sein. Das geht weiter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gab es auch Kriterien, die da lauteten, ob 

der Mensch ein Telefon dabei hat, einen Compu-
ter oder Dokumente? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Als Kriterium? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Ich könnte 
mich jetzt nicht erinnern, dass das auf dem Krite-
rienkatalog stand - keineswegs, nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das finde ich erstaunlich; - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - denn wenn es um diese Dinge geht, ist 
das natürlich super interessant, ob jemand Doku-
mente dabei hat, einen Computer, ein Telefon. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Das war im 
Kriterienkatalog keinesfalls drin. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Danach sind die Leute auch nicht gefragt 
worden? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Von uns mit Si-
cherheit nicht, weil wir in der Anhörung ja abzie-
len auf den Sachverhalt: Ist jemand im Heimat-
land politisch verfolgt worden bzw. droht ihm 
Verfolgung, wenn er wieder zurückkehren 
müsste? Und da sind diese Sachen mit Sicherheit 
nicht erfragt worden, weil das für uns ja nicht 
relevant ist. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): So. Und jetzt haben Sie gesagt, auf das 
Verfahren hat das nie Auswirkungen gehabt - auf 
das Asylverfahren.  
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das hat dann - - 
nur dann, in ganz wenigen Einzelfällen, Auswir-
kungen gehabt, wenn sich aus diesem Kontakt 
HBW mit dem Asylbewerber eine intensivere Zu-
sammenarbeit ergeben hat, sodass wir davon aus-
gehen mussten: Ab einem bestimmten Zeitpunkt 
weiß der Antragsteller auch: Er arbeitet jetzt mit 
einem Nachrichtendienst, mit einer Sicherheits-
behörde zusammen. Man könnte ihm im Fall der 
Rückkehr zu Hause vorhalten: Du hast mit einem 
fremden Nachrichtendienst zusammengearbeitet, 
und deswegen bist Du ein Spion, ein Verräter, 
was auch immer. - Und dann ist das Stichwort 
Nachfluchtgründe natürlich zu prüfen gewesen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wie viele Fälle waren das ungefähr pro 
Jahr?  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, das waren, 
wie gesagt, ganz wenige, weil ich ja auch das Ver-
fahren dann so abgeändert hatte, dass in den Fäl-
len, in denen unsere Entscheider schon sagen: 
„Aufgrund des geschilderten Verfolgungssach-
verhaltes gibt es sowieso eine Anerkennung“, da 
haben wir uns dann - - Da brauchten wir ja auch 
diese Prüfung von Nachfluchtgründen überhaupt 
nicht. Und das war - -Also, wie gesagt, das sind 
so Dinge, über die wir nicht groß Statistik geführt 
haben. Ich habe mal interessehalber eine Hand-
strichliste führen lassen; das waren so - ich 
glaube, in einem Jahr sogar null - zehn, fünfzehn 
Fälle im Jahr. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und sind auch mal Leute einfach ver-
schwunden? Also irgendwie neue Identität oder 
so? Einfach so, dass das Verfahren aufhörte? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ah ja, Untertau-
chen gibt es immer. Also, das ist leider Gottes - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Untertauchen gibt es immer, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - aber jetzt im Zusammenhang mit dem 
BND? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nicht, dass ich 
wüsste, nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, Leute, die mit der HBW Kontakt hat-
ten und dann einfach irgendwie aus dem Verfah-
ren rausgefallen sind, da haben Sie keine - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein. Das 
Erste, was ich höre. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Jetzt müssten 
wir - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Waren Sie - letzte Frage - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gerne. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - eigentlich mal bei so einer Befragung der 
HBW dabei? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein. Da 
war nie jemand vom Bundesamt dabei. Ich nicht, 
keiner meiner Mitarbeiter, nie. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. Da waren auch nie Leute von der HBW, 
also zumindest nicht die Leiterin, dabei, inso-
fern - - Ja, vielen - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wie bitte? Das 
habe ich jetzt akustisch - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Die Leiterin der HBW war auch nie dabei. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das weiß ich 
nicht. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, deswegen: Wir suchen noch Zeitzeu-
gen. 

(Heiterkeit) 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ganz herz-
lichen Dank. - Dann kommen wir jetzt zu den 
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Fragen der Fraktion der Union. Frau Kollegin 
Lindholz. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Ja, Frau Leistner-
Rocca, herzlichen Dank, dass Sie uns heute hier 
zur Verfügung stehen. - Ich habe eine Frage, und 
zwar: Die Mitarbeiter von BND und Ihrem Haus, 
haben die sich regelmäßig mal getroffen und mit-
einander abgestimmt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, der Kollege, 
der diese Clearingstelle darstellte, der hatte ja 
sein Büro bei uns im Haus. Und ja, klar haben die 
sich getroffen, aber, also - - Wie gesagt, der Kol-
lege hat die Informationen entgegengenommen, 
hat sie überprüft, hat einen Teil dann auch wei-
tergegeben in seinem Haus. Und wenn der dann 
noch Nachfragen hatte, dann ist er natürlich 
schon auf die Kollegen zugegangen. Also zum 
Beispiel: „Gibt es da ein Dokument?“, wenn ir-
gendwas erwähnt war, „Kann ich das einsehen?“, 
oder - - Also, im Detail kann ich das jetzt so ge-
nau nicht sagen; aber die hatten natürlich auch 
Kontakt. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Also, das war 
dann, bevor man mit den einzelnen Personen di-
rekt Kontakt aufgenommen hat. Wenn er sich die 
Unterlagen - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Davon gehe ich 
aus. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): - oder die An-
hörungsbögen angeschaut hat, und dann hat er 
vielleicht nochmal konkret nachgefragt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wenn er dann 
noch eine Nachfrage hatte, dann ist er vermutlich 
auch auf meine Kollegen zugegangen, ja. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Aber über inhalt-
liche Fragen oder rechtliche Fragen des Asylrech-
tes oder so, hat man sich darüber auch ausge-
tauscht? Oder war das eher nicht gegenständlich? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, das jetzt 
eher nicht. Wir hatten natürlich schon ein Inte-
resse daran, dass der Kollege auch so eine leise 

Ahnung hat, wie das Asylverfahren abläuft, da-
mit er auch weiß, wie die Zusammenarbeit rea-
listischerweise gestaltet werden kann. Umgekehrt 
hatten wir auch ein Interesse an bestimmten Ar-
beitsabläufen im BND, damit wir einschätzen 
können, wie es da läuft. Also, man hat sich im-
mer wieder mal ausgetauscht, das ist klar; aber 
wir haben natürlich keine asylrechtlichen Fragen 
mit ihm diskutiert. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Sie hatten jetzt 
vorhin gesagt, dass man auch über die Frage, wie 
zügig man zum Beispiel ein Asylverfahren durch-
führt, ja auch immer mal so hausinterne Ent-
scheidungen getroffen hat. So wie wir das ja auch 
aktuell kennen, so nach dem Motto: Den Westbal-
kan versuchen wir jetzt mal schneller zu ent-
scheiden. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Genau. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Sind das auch In-
formationen gewesen, die dann der entspre-
chende Mitarbeiter des BND, der in der Clearing-
stelle gesessen hat - - dass man ihn auch darüber 
informiert hat, wie lange in etwa die Dauer bei 
größeren, ich sage mal, größeren Gruppen von 
Asylbewerbern erfolgt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: In aller Regel 
schon, weil das ja, wie gesagt, dann auch Einfluss 
haben konnte auf den Zeitraum, auf den die sich 
einstellen mussten, wann sie mit unseren Infor-
mationen rechnen können, wie lange es dann 
dauert, bis sie eventuell ihre Befragungen durch-
führen können. Also, so Fragen, so allgemeine In-
formationen wie: „Wir priorisieren um bei den 
Herkunftsländern“ etc., das hat er mitbekommen. 
Das haben wir ihm auch mitgeteilt. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Die Befragungen 
durch den BND, das kann ja je nach Interesse 
oder Person länger oder kürzer dauern; davon 
gehe ich jetzt mal aus. Und umgekehrt ist es ge-
nauso beim Bundesamt. Wir gehen jetzt mal da-
von aus, dass es ein einfach gelagerter Fall ist, in 
dem man schnell entscheiden kann. Hat man 
sich dann in Einzelfällen darüber abgesprochen, 
oder ist Ihnen bekannt, dass die Befragungen 
durch den BND durchaus auch - wir nehmen mal 
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einen anerkannten Asylbewerber, wo das Verfah-
ren möglicherweise schnell gegangen ist - da-
rüber hinaus dann noch fortgelaufen sind? Oder 
war das immer irgendwie so ein Zusammenspiel, 
dass man irgendwie wusste, das sollte doch auch 
im Rahmen des ganzen Verfahrens dann, ich sage 
mal, beides im Prinzip erledigt sein? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, ich bin mir 
nicht sicher, ob ich Ihre Frage jetzt richtig ver-
standen habe. Wir haben mit - - Wenn wir die In-
formationen an den BND weitergegeben haben - - 
Wie gesagt, wir haben vier Wochen lang gewartet 
auf die Rückäußerung des BND, und wir haben 
dann ganz ausschließlich nach unseren eigenen 
Prioritäten das Verfahren weiter betrieben, ent-
schieden, was auch immer als nächster Verfah-
rensschritt anstand. Da gab es keine Absprachen 
mehr. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Also, Sie halten es 
für völlig ausgeschlossen, dass irgendein Asyl-
verfahren, sei es ein Ablehnungs- oder Anerken-
nungsbescheidsverfahren, sich in irgendeiner 
Form beim Bundesamt für Migration und Flücht-
linge durch die Weitergabe der Informationen an 
den BND und das Wissen, dass die Person inte-
ressant sein könnte und befragt werden wird, in 
irgendeiner Weise sich verzögert hat. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, bis auf 
diese vier Wochen, die wir dem BND eingeräumt 
haben, kann ich mir nicht vorstellen, dass es da 
weitere Verzögerungen gegeben hat. Im Gegen-
teil, wir haben ja in den Fällen, in denen der 
BND innerhalb der vier Wochen zurückgemeldet 
hat: „Das ist eine interessante Person“, versucht, 
das Verfahren, wenn es einen positiven Bescheid 
geben sollte, zu beschleunigen. Und ansonsten 
haben wir nach unseren Prioritäten entschieden. 
Also - - 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Ja, aber das ist ja 
genau der Punkt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Also, Sie sagen 
jetzt: Wenn es ein positiver Bescheid ist - das 
heißt ja, der kann dableiben, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): - das heißt, das ist 
ja egal; die Person steht dann noch zur Verfü-
gung -, da machen wir es mal schnell. - Aber was 
war denn dann mit den Fällen, wo man eben - 
das heißt auch das, was die Kollegin Mittag vor-
hin gesagt hat - nicht wusste, wo man eben gese-
hen hat, das könnte mit einer Ablehnung einher-
gehen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Hat sich das dann 
auch nicht ausgewirkt? Hätten Sie das im glei-
chen Zeitfenster entschieden? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wie gesagt, 
das richtete sich nach unseren internen Priori-
täten. Da hatte die Ansprache des BND keine 
Auswirkung drauf. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Gut, jetzt stelle ich 
mir vor, ich bin ein Asylbewerber und habe mei-
nen Antrag beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge gestellt. Und dann haben Sie so er-
läutert: Also, bei Ihnen musste zuerst mal die An-
hörung stattfinden. Und erst, wenn die abge-
schlossen war, dann war klar, geht die Sache 
möglicherweise, wenn es interessant ist, an den 
BND weiter. Und dann wird der Asylbewerber 
vom BND angesprochen, in welcher Form zu-
nächst auch immer. - Und wie muss ich mir das 
jetzt vorstellen? Sie werden sich doch sicherlich 
darüber unterhalten haben: Wie geht es mit dem 
Asylbewerber weiter? - Der sitzt zunächst mal bei 
Ihnen, beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge, wurde vom Sachbearbeiter X ange-
hört. Und dann kommt danach irgendein Mit-
arbeiter vom BND irgendwie auf den zu. Und wie 
muss ich mir denn das vorstellen, wie das dann 
funktioniert hat? Wenn ich jetzt der Asylbewer-
ber bin: Wie ist der dann auf mich zugekommen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen. Das müssten Sie die Kollegin 
fragen. Also, wie die das organisiert haben - -  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Also, Sie haben 
sich in keiner Weise mal - - Also, wenn ich 
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mich - - Ich stelle mir das jetzt einfach so vor: Ich 
wäre jetzt auch Mitarbeiter des BAMF, und ich 
wüsste, der BND will hier von mir Unterlagen 
haben. Wir sitzen auch regelmäßig mal zusam-
men mit dem Herrn von der Clearingstelle. - Und 
da hat man nie mal darüber gesprochen: „Wie 
wird denn dieser Asylbewerber X dann vom BND 
angesprochen, nachdem er zuvor bei mir, dem 
Mitarbeiter Y, beim Bundesamt gesessen hat und 
schließlich von mir angehört wurde?“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, die Kolle-
gen, die die Antragsteller angehört haben, die 
hatten sowieso keinen Kontakt mit denen, weil 
die sitzen ja in den Außenstellen. Also, Kontakt 
hatte der Kollege von der HBW allenfalls mit den 
Mitarbeitern bei mir im Sicherheitsreferat. Das 
waren jetzt nicht die, die angehört haben. Und 
was wir wussten, ist natürlich, also, dass die - - 
Die HBW hatte, ich weiß nicht, wie viele, Befra-
ger, die hatten auch Außenstellen, soweit ich 
mich erinnere, verteilt über das ganze Bundes-
gebiet. Und von diesen Außenstellen aus haben 
dann die Kollegen der HBW Kontakt aufgenom-
men mit den Antragstellern. Aber wie genau die 
das jetzt gemacht haben, ob die angerufen haben, 
ob die einen Brief geschickt haben, ob die vor der 
Tür standen irgendwann mal, das wissen wir 
wirklich nicht. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Sie haben ja vor-
hin gesagt, dass die Asylbewerber darauf hin-
gewiesen worden sein sollen, dass diese Angaben 
gegenüber HBW - ich sage jetzt immer dann mal 
BND - praktisch freiwillige Angaben sind - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): - und die mit 
ihrem Asylverfahren gar nichts zu tun hatten. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Ist das in irgend-
einer Form mal dokumentiert worden und rück-
gemeldet worden, dass auch so verfahren worden 
ist? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, das haben 
wir meiner Erinnerung nach in einigen Bespre-
chungen immer wieder betont und wiederholt, 
weil ja auch immer wieder mal Rückfragen von 
Antragstellern selber da waren oder auch even-
tuell von Anwälten, die Antragsteller vertreten 
haben, die dann solche Gespräche mit HBW ge-
führt haben. Und es müsste auch in ein oder zwei 
Protokollen aufgenommen sein. Aber es war 
ganz, ganz selbstverständlich von allem Anfang 
an, dass das die Grundvoraussetzung ist dafür, 
dass wir überhaupt Daten übermitteln. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Aber es gab keine 
direkte Rückmeldung von Fall zu Fall, dass man 
auch dann - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): - von der HBW die 
Rückmeldung bekommen hat: „Okay, haben wir 
befragt“ zum Beispiel, „haben wir aufgeklärt“, 
dass Sie auch die Rückkopplung hatten. So was 
hat es nicht gegeben.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wir haben 
Rückkopplung bekommen innerhalb dieser vier 
Wochen. Entweder: „Das ist ein für uns interes-
santer Fall“, oder aber: „Nein, interessiert uns 
nicht weiter“. Dann ist das Verfahren eben ganz 
normal weitergelaufen. Also, die Art Rückmel-
dung hat es gegeben, aber jetzt nicht mit irgend-
welchen Details: Der hat uns dieses oder jenes er-
zählt oder - -  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Ich weiß nicht, ob 
Sie es mir beantworten können; wenn nicht, 
dann sagen Sie, Sie können es nicht beantworten. 
Aber wenn ich jetzt mal einen Asylbewerber 
nehme: Sie haben ja gesagt, auf sein Verfahren 
hat die Befragung durch den BND oder die HBW 
keinerlei Einfluss gehabt, weder in negativer 
noch in positiver Hinsicht. Ist das so richtig? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: In positiver Hin-
sicht dann - habe ich vorhin ja auch gesagt -, 
wenn sich eine ernsthafte Zusammenarbeit 
herausgebildet hat und man davon ausgehen 
musste, dass dem Asylbewerber ab einem be-
stimmten Zeitpunkt auch klar ist, er arbeitet jetzt 
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mit einem Nachrichtendienst zusammen. Dann 
haben wir unter dem Stichwort „Nachflucht-
gründe“ diese Befragung natürlich schon berück-
sichtigt, aber ansonsten nicht. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Was könnte denn 
ein Asylbewerber überhaupt für ein Interesse da-
ran haben, mit einer Person, von der er nicht 
weiß, wer sie ist und wo sie herkommt und wa-
rum sie ihn befragt, überhaupt in das Gespräch 
einzutreten, wenn man ihm sagt: „Du, du musst 
das jetzt nicht beantworten. Das ist alles rein frei-
willig, auf freiwilliger Basis. Mich interessiert 
halt mal dieses und jenes“ - ich bilde jetzt mal 
keinen konkreten Fall -, „mich interessieren be-
stimmte Aspekte, was weiß ich, deines Lebens, 
deiner Reise, deiner Herkunft, aber du musst mir 
nicht antworten. Ich sag dir auch nicht, wer ich 
bin und wo ich herkomme“? Was für ein Inte-
resse kann jemand überhaupt haben, sich so 
einem Gespräch auszusetzen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Da kann ich jetzt 
natürlich wirklich nur spekulieren. Das kann ich 
Ihnen definitiv nicht beantworten. Ich könnte 
mir allenfalls vorstellen, dass Asylbewerber, die 
jetzt aus so einem Herkunftsland kommen wie 
Irak mit einem Regime wie Saddam Hussein, von 
sich aus sagen: Ich bin Regimegegner, und ich 
gebe mein Wissen preis. - Aber es ist wirklich 
pure Spekulation. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Und die Entschei-
der beim Bundesamt, die die betreffenden Perso-
nen auch angehört haben, haben zu keinem Zeit-
punkt mit der Person X, die vor ihnen gesessen 
hat, darüber gesprochen, dass sie vielleicht im 
Nachfolgenden vom BND, also von einer anderen 
Stelle, von einer anderen Person, angesprochen 
werden könnten. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Hätte ja nahegele-
gen, nachdem die ja zwei Seiten vor sich haben 
mit Kriterien und dann in dem Moment auch 
überlegen müssen: Der fällt ja unter die Krite-
rien. - Also, der wurde mit keiner Silbe mal da-
rauf hingewiesen, dass da noch eine andere 

Stelle außer dem BAMF auf ihn zukommen 
könnte. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, also, ich 
kann natürlich jetzt nicht ausschließen, dass ein 
Entscheider mal was gesagt hat. Aber definitiv: 
Es war Weisungslage, die beiden Sachen strikt 
voneinander zu trennen. Die Entscheider sollten 
das nicht tun. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Ja, also, das ist mir 
klar, dass Sie nicht immer jeden Entscheider jetzt 
kontrollieren können. Mir geht es um das große -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, also defini-
tiv - - 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): - Ganze, dass man 
sich unterhalten hat: Wie geht man in der Regel 
in solchen Fällen vor? - Hatten BND-Mitarbeiter 
irgendwie Zugriff auf Datenbanken oder Akten-
bestände des Bundesamtes? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein. Die 
haben die Anhörungsprotokolle bekommen und, 
wie gesagt, im Einzelfall, wenn relevante Unter-
lagen drin waren, Kopien davon, aber keinen Zu-
griff auf die komplette Akte oder die Datenbank, 
also MARiS, unser elektronisches Aktensystem. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Hat man da mal 
seitens der HBW nachgefragt, ob man so was ha-
ben könnte? Oder war das von Anfang an klar, 
dass das nicht - - Auch im Laufe der Zeit; Sie wa-
ren ja doch, glaube ich, neun Jahre, wenn ich es 
jetzt richtig weiß -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Zehn. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): - zehn Jahre -, da-
mit betraut. Hat es da mal zu irgendeiner Zeit 
verstärkte Nachfragen gegeben, ob man da was 
ändern kann? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Na, wir haben ir-
gendwann mal, nachdem wir die elektronische 
Akte eingeführt hatten, dann auch mal diese Wei-
tergabe von Papier abgestellt, und der Kollege hat 
die Anhörungsprotokolle dann elektronisch be-
kommen, - 
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Andrea Lindholz (CDU/CSU): Aber dann auch 
das gleiche - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: - aber keinen Zu-
griff auf die komplette Akte. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Zu den rechtlichen 
Aspekten habe ich auch noch eine Frage. Sie ken-
nen ja den Diskussionsstand ganz gut, was über-
haupt die Frage angeht: Müssen Sie überhaupt da 
Auskünfte erteilen und Daten übermitteln? Sie 
haben vorhin ja auch ausgeführt, dass Sie die 
Rechtsgrundlage im BND-Gesetz sehen und das 
Asylverfahrensgesetz das an dieser Stelle nicht 
überlagert. Ich unterstelle das jetzt einfach mal 
als korrekt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Diese Listen, die 
Sie da bekommen haben, diese Montagsliste und 
dieser Kriterienkatalog, halten Sie das für eine 
ausreichende Grundlage, um dann auch den § 8 
BND-Gesetz anwenden zu können? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wir haben 
das entsprechend geprüft. Der BND hat sein 
Übermittlungsersuchen auf den § 8 Absatz 3 ge-
stützt. Wir haben uns mit dieser Argumentation 
auseinandergesetzt und sind zu dem Ergebnis ge-
kommen, dass wir auf der Basis die Daten über-
mitteln können, ja. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Da geht es ja auch 
immer speziell um diese einzelfallbezogene, 
nicht generelle Übermittlung. Waren dieser Krite-
rienkatalog und die Montagsliste so ausgestaltet, 
dass man wirklich nicht von dieser Generalität 
sprechen konnte - dann müsste ich ja daran zwei-
feln -, sondern dass das wirklich auch so einzel-
fallbezogen möglich ist, dass Sie eben auch als 
Juristin sagen - ich meine, wir haben immer meh-
rere Juristen, mehrere Meinungen -, jetzt Sie ganz 
persönlich, wenn Sie sich die Rechtsgrundlagen 
anschauen, dass Sie gesagt haben, ja, auch aus 
Ihrer Sicht reicht das? Jetzt mal unabhängig da-
von, was im Anweisungsschreiben des BMI drin-
steht. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, ich denke, 
mit den Einschränkungen, die wir vorgenommen 
haben, ist es möglich, den § 8 Absatz 3 heranzu-
ziehen und diese Voraussetzungen auch zu be-
jahen, ja. Sonst hätten wir es nicht gemacht. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Welche - - Können 
Sie mir das noch ein bisschen - -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, also Einzelfall, 
was Sie jetzt erwähnt hatten.  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Genau. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Dadurch, dass wir 
bestimmte Herkunftsländer nur genommen ha-
ben, dass wir bei den Listen zum Beispiel nur 
Erstantragsteller genommen haben, auch nur 
Erstantragsteller, die schon angehört worden 
sind, bestimmte Altersgruppen aussortiert haben. 
Also, wir haben eben nicht pauschal alles aus 
einem Land, sondern wir haben bestimmte 
Voraussetzungen eingebaut, um den Personen-
bestand sozusagen abzubauen und einzuschrän-
ken. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Also, man hat 
nicht mal gesagt: „Wir nehmen jetzt immer und 
grundsätzlich alle aus dem Iran“ zum Beispiel? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, das waren 
diese zwei Sonderaktionen, an die ich mich erin-
nern kann, mal, wie gesagt, der Iran und Somalia 
meiner Erinnerung nach. Aber das waren zeitlich 
befristete Aktionen aus einem ganz bestimmten 
Anlass. Und diese Montagslisten, das ist ja ein 
laufendes Verfahren; das ist über längere Zeit so 
gelaufen, und da hatten wir diese Vorauswahl 
eben getroffen, um den Personenkreis einzu-
schränken und diese Einzelfallbezogenheit her-
zustellen. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Sie haben - - Ich 
glaube, es war der Iran. Ich suche nämlich gerade 
die Stelle hier. Ich finde es jetzt aktuell nicht. Es 
war der Iran. Das war dieses Dreivierteljahr, was 
Sie vorhin dargestellt haben. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, ein paar Mo-
nate. Ich weiß nicht genau, ja. 
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Andrea Lindholz (CDU/CSU): Und da hat man 
wirklich gesagt: „Immer dann, wenn jemand aus 
dem Iran kommt“, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, -  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): - als Kriterium. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: - meiner Erinne-
rung nach auch abgeschichtet um bestimmte Al-
tersgruppen. Und ich weiß - - ich bin mir jetzt 
auch nicht ganz sicher, ob weibliche Antragstel-
lerinnen mit dabei waren oder ob man nur die 
männlichen Antragsteller hatte. Aber da war für 
diesen beschränkten Zeitraum keine weitere Ein-
schränkung da. Also Altersgruppen und Iran. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Und wer hat das 
festgelegt, dass das so zu erfolgen hat? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, das Ersu-
chen kam vom BND. Wir haben das aufgrund die-
ser Sondersituation dann überprüft und haben 
uns dafür entschieden, dem Ersuchen stattzu-
geben. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Also, da stand 
drin: Die HBW bittet um Überlassung aller An-
hörungsprotokolle von iranischen Asylbewer-
bern, welche ab 01.02.2004 einen Asylantrag ge-
stellt haben. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Ohne weitere Ein-
schränkung. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. Aber, wie ge-
sagt, die Altersgruppeneinschränkung, die haben 
wir dann vorgenommen, sinnvollerweise, weil 
Minderjährige und Ältere macht keinen Sinn. 
Und dann war das eine Sonderaktion, die über 
ein paar Monate gelaufen ist. Aber das ist richtig; 
das war keine weitere Einschränkung. Aber im-
mer Erstantragsteller, also nie Folgeantragsteller 
oder so, sondern Erstantragsteller war meiner 
Meinung oder meiner Erinnerung nach auch bei 
diesen Sonderaktionen. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Wissen Sie über-
haupt nicht mehr, was diese besondere Sonder-
lage war? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Weil ich stelle mir 
vor, wenn man eigentlich sagt: „Okay, das muss 
ja doch sehr einzelfallbezogen sein. Die Kriterien, 
die wir haben, die sind auch normalerweise ge-
eignet; hier rücke ich ja jetzt etwas davon ab“, 
dass ich doch dann eigentlich nur sage: Machen 
wir doch nur, wenn es ein besonderes Interesse 
daran geben kann. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wie gesagt, 
bei Somalia habe ich in Erinnerung, dass das im 
Zusammenhang mit dem Einsatz der Bundes-
wehr und mit den Piraten war. Beim Iran muss 
ich echt passen. Ich weiß es nicht mehr. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Gut. - Ja, dann 
können wir erst mal zurückgeben. Ich mache das 
dann noch in der zweiten Runde. Ich muss erst 
mal wieder sortieren. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wunderbar. 
Ganz herzlichen Dank. - Dann kommen wir jetzt 
zur zweiten Runde. Die zweite Runde beginnt 
auch wieder die Fraktion Die Linke und Frau 
Kollegin Renner. 

Martina Renner (DIE LINKE): Danke. - Frau 
Leistner-Rocca, hatten die Mitarbeiter des BND 
im BAMF Zugangsberechtigung? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, der Kollege, 
der eine Kollege, der die Clearingstelle war 
sozusagen, ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und die Kollegen 
der HBW, wenn die zum Beispiel in eine Außen-
stelle wollten, in eine Liegenschaft, haben sich 
dort angemeldet als was? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Die haben sich 
angemeldet als die Kollegen von der HBW und 
sind dann immer an der Pforte in Empfang ge-
nommen worden und in den Besprechungsraum 
oder wo - - 
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Martina Renner (DIE LINKE): Und Kollegen von 
ausländischen Nachrichtendiensten sind als was 
ins BAMF gekommen? Oder gab es gar nicht den 
Fall? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wie gesagt, 
meines Wissens nein. Gab es nicht. Ich wüsste 
von keinem Besuch von Kollegen eines ausländi-
schen Dienstes. Wir hatten einmal eine Fortbil-
dungsveranstaltung, bei der Kollegen - aber ich 
weiß jetzt auch nicht - - es waren US-Kollegen, 
aber von welcher Behörde, weiß ich nicht mehr. 
Die waren einmal bei uns zu einer Fortbildungs-
veranstaltung. Es war ein Vortrag unter der Über-
schrift „al-Qaida“. 

Martina Renner (DIE LINKE): Sie wissen aber 
nicht mehr, von was die kamen. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, sorry. 

Martina Renner (DIE LINKE): Seit wann wissen 
Sie denn, dass der Partner der HBW die DIA war? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, DIA habe 
ich jetzt im Zusammenhang mit dem Untersu-
chungsausschuss das erste Mal zur Kenntnis ge-
nommen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Vorher wussten 
Sie das nicht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, ich wusste 
nicht einmal, was DIA ist, muss ich ehrlich ge-
stehen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Haben Sie denn 
mittlerweile mal nachgesehen, was das ist? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich oute mich 
jetzt: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Also, wenn ich in 
dieser Stelle wäre, wo ich jahrelang Daten weiter-
gegeben habe, wo mittlerweile in Rede steht, dass 
diese an die DIA gegangen sind und diese eigen-
ständig Befragungen durchgeführt hat, würde ich 
mich mal informieren, wer da sozusagen an 
der - - sozusagen der eigentliche, möglicherweise, 

Spiritus Rector dieser ganzen Zusammenarbeit 
war. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, ich weiß 
auch nicht, ob ich das überhaupt rausbekommen 
könnte, wer der Spiritus Rector dieser Zusam-
menarbeit war. Das sind ja BND-interne Vor-
gänge, mit wem die mit welchem Ziel und wel-
chen gemeinsamen Aktionen zusammenarbeiten. 
Ich glaube nicht, dass das so öffentlich zu ver-
breiten ist. Es ist ein US-Nachrichtendienst, das 
ist klar, aber - -  

Martina Renner (DIE LINKE): Ein militärischer 
Nachrichtendienst. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, ich - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Was könnte der für 
ein Interesse haben an den Daten der Flücht-
linge? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das kann ich 
Ihnen echt nicht sagen. Ich weiß es nicht. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ein militärischer 
Nachrichtendienst, dem nachgesagt wird, dass er 
sehr robuste Verhörmethoden durchführt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, die hatten ja 
keinen Zugang zu unseren Asylbewerbern. 

Martina Renner (DIE LINKE): Doch. Genau da-
rum geht es ja.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, ich - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Das hat ja die Mit-
arbeiterin, die Leiterin der Hauptstelle Befra-
gungswesen, gesagt, dass die DIA in den Befra-
gungen saß und auch gelegentlich Befragungen 
alleine durchgeführt hat und in Befragungen mit 
der HBW zum Teil das Wort geführt hat, in einer 
Sprache, die der Mitarbeiter der HBW nicht ver-
standen hat. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, aber dazu 
kann ich Ihnen wirklich nichts sagen, tut mir 
leid. Ich weiß es nicht. 
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Martina Renner (DIE LINKE): Aber Sie sind ein 
Stück weit dafür mitverantwortlich, dass das 
überhaupt stattfinden konnte. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das kommt jetzt 
darauf an, wie Sie den Begriff „verantwortlich“ 
definieren. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wir hatten, wir 
haben Datenübermittlungsregelungen, die wir er-
füllt haben. Wir haben im Rahmen der gesetz-
lichen Vorgaben und im Rahmen unserer Aufga-
ben Daten übermittelt an einen deutschen Nach-
richtendienst, und ich glaube nicht, dass es er-
folgreich gewesen wäre, wenn wir versucht hät-
ten, zu hinterfragen oder zu bestimmen gar, was 
diese deutschen Nachrichtendienste mit unseren 
Daten machen und wie die weiterarbeiten. 

Martina Renner (DIE LINKE): Hätte der deutsche 
Nachrichtendienst Sie informieren müssen, dass 
er die Daten weitergibt an die DIA? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das sehe ich jetzt 
nicht. Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Hätte der deutsche 
Nachrichtendienst Sie informieren müssen, dass 
an den Befragungen auch die DIA teilnimmt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich wüsste nicht, 
auf welcher Basis. Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wir haben ein Do-
kument aus dem Jahr 2009, ein Schreiben des 
Bundesamtes an das BMI. Ausgangspunkt war 
die Berichterstattung in der taz und der FR zur 
Zusammenarbeit des BAMF mit dem BND unter 
dem Stichwort „Hand in Hand“. Erinnern Sie 
sich vielleicht an den Vorgang? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: In etwa. 

Martina Renner (DIE LINKE): Gut. - Danach hat 
man sicherlich mal hingesehen, was dort eigent-
lich stattfindet. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wo? 

Martina Renner (DIE LINKE): Ausgelöst - - In der 
HBW. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: In der H- -, mhm. 

Martina Renner (DIE LINKE): Es schreibt ein 
Herr Griesbeck. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Was - - Also, aus-
wendig habe ich es jetzt nicht im Kopf. Was 
schreibt er? 

Martina Renner (DIE LINKE): Na ja, dass die Zu-
sammenarbeit des BAMF mit dem BND zurück-
geht - - eine lange Tradition hat - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): - und dass bis 93 
ein Informationsaustausch mit dem BND, dem 
BfV und einem amerikanischen militärischen 
Nachrichtendienst stattgefunden hat. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Können Sie 
kurz die Fundstelle sagen? 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, ich kann die 
Fundstelle sagen: MAT A BMI-2/5h_1.pdf, 
Blatt 7. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das war jetzt 
für alle hier sehr schnell. 

(Heiterkeit) 

Martina Renner (DIE LINKE): Genau. MAT A 
BMI-2/5h_1.pdf, Blatt 7. - Also, das Thema mili-
tärischer Nachrichtendienst war offenbar nicht 
ganz unbekannt im BAMF. Und dann gibt es 
eben auch eine Ausführung auf Seite 3, wo es 
noch mal geht um: Wie kommen die Flüchtlinge 
eigentlich zum BND, Freiwilligkeitsprinzip 
usw. - Und da würde ich Sie gerne fragen, ob die 
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Darstellung des Herrn Griesbeck an das BMI 
richtig ist. Zitat: 

Die entspr. Fälle werden im 
BAMF zunächst für 1 Monat nicht 
entschieden. Der BND teilt dem 
BAMF mit, falls ein Asylbewerber 
der öffentlichen Berichterstattung 
nicht zu entnehmendes Wissen 
mitgeteilt hat. Da davon ausgegan-
gen wird, dass eine Verbindung zu 
einem deutschen Nachrichten-
dienst für den Asylsuchenden 
nach Rückkehr in sein Herkunfts-
land eine Gefährdung darstellen 
kann, wird diese Kooperation als 
ein vom Asylsuchenden nicht zu 
vertretender Nachfluchtgrund ge-
wertet und zieht in der weiteren 
Folge i.d.R. eine positive Entschei-
dung im Asylverfahren nach sich. 

Ist es richtig, dass diese Fälle, die dem BND über-
geben wurden, zunächst für einen Monat nicht 
entschieden wurden? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. Das habe ich ja 
schon mehrfach gesagt heute. 

Martina Renner (DIE LINKE): Genau. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wir haben das 
einen Monat lang ruhen lassen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Genau. - Ist es rich-
tig, dass in den Fällen, wo der Asylbewerber Wis-
sen, was nicht öffentlich zugänglich war, mitge-
teilt hat, ein Nachfluchtgrund angenommen 
wurde, der in der Regel eine positive Entschei-
dung des Asylverfahrens nach sich zog? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Auch das habe 
ich jetzt schon ein paarmal gesagt.  

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, es gibt zwei 
Varianten. 

Martina Renner (DIE LINKE): - Sie haben das bis-
her mehr als Ausnahmefall dargestellt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Es war ja auch 
nicht so häufig. Also, wir hatten - - Wie gesagt, 
wir haben keine Listen geführt; aber in den Fäl-
len, in denen wir allein aufgrund einer engeren 
Zusammenarbeit eines Antragstellers mit der 
HBW oder dem BND zu dem Ergebnis gekommen 
sind: Jetzt kann der Antragsteller sich auch nicht 
mehr für den Fall seiner Rückkehr darauf zurück-
ziehen, zu sagen: „Ich wusste ja nicht, dass es ein 
Nachrichtendienst ist“, jetzt ist die Zusammen-
arbeit so eng, dass man ihm das vorwerfen kann: 
„Du hast mit einem ausländischen Nachrichten-
dienst gesprochen“, in dem Fall haben wir uns 
mit dem Nachfluchtgrund natürlich auseinander-
setzen müssen, mit diesem Aspekt. Und in die-
sen Fällen - also, es hat ganz wenige Ausnahme-
fälle gegeben, wo wir dann gesagt haben: Und 
trotzdem erkennen wir nicht an -, wo es wirklich 
eine enge Zusammenarbeit gegeben hat, die 
hinausgegangen ist über eine erste lose Anspra-
che unter der Legende HBW, in den Fällen - aber, 
wie gesagt, das waren so Größenordnungen von 
vielleicht zehn im Jahr - haben wir dann einen 
Bescheid gemacht, einen Anerkennungsbescheid. 

Martina Renner (DIE LINKE): Zehn im Jahr. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Von? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Bitte? 

Martina Renner (DIE LINKE): Zehn im Jahr von? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, so ungefähr. 

Martina Renner (DIE LINKE): Weil „in der Re-
gel“ ist ja nicht „zehn im Jahr“. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, in der Regel in 
diesen Fällen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, nicht wahr, 
in diesen Fällen, in denen es zu einer engeren 
Zusammenarbeit gekommen ist und - das muss 
man ja auch dazu sagen - in denen das Bundes-
amt nicht ohnehin positiv entschieden hätte. 
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Also, es geht hier nur um die Fälle, in denen wir 
normalerweise abgelehnt hätten, dann aber vor 
Ablehnung den Nachfluchtgrund prüfen muss-
ten. Und wenn wir dann zu dem Ergebnis gekom-
men sind, aufgrund dieses Nachfluchtgrundes ist 
jetzt aber eine Gefährdung nicht auszuschließen, 
dann haben wir anerkannt und das waren eben 
so round about - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Das heißt, es muss 
eine Rückmeldung der HBW gegeben haben: Wer 
hat nichtöffentliches Wissen preisgegeben? Bei 
wem haben wir uns eröffnet als Geheimdienst? 
Und wen versuchen wir als Quelle zu werben? - 
Diese drei Möglichkeiten stehen ja im Raum für 
dann sozusagen diese Möglichkeit, daraus einen 
Nachfluchtgrund zu konstruieren. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Also hat die HBW 
Ihnen ja das mitgeteilt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, das war ja, wie 
gesagt, dieser Zeitraum, den wir sowieso immer 
abgewartet haben. Und in der Regel war es eben 
genau diese Formulierung: Der Antragsteller hat 
Wissen, das wir nicht den allgemein zugäng-
lichen Quellen oder eigenen Quellen entnehmen 
können, preisgegeben. Er arbeitet mit uns zusam-
men, und deswegen besteht für den Fall der 
Rückkehr die Gefährdungslage. 

Martina Renner (DIE LINKE): Das wurde schrift-
lich mitgeteilt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das wurde uns 
schriftlich mitgeteilt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Von wem? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Von dem Kolle-
gen von der Clearingstelle. 

Martina Renner (DIE LINKE): Der hat dann die 
Fälle wann - einmal in der Woche? Einmal im 
Monat? - aufgelistet, bei denen das der Fall ist? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, wie gesagt, 
bei zehn im Jahr - - Wenn so ein Fall -  

Martina Renner (DIE LINKE): Gab es einen 
schriftlichen Vorgang? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: - vorlag, dann ha-
ben wir - - Also, das war mehr oder weniger im-
mer die gleiche Formulierung: Herr XY hat sich 
bereit erklärt, hat Wissen weitergegeben, ist unse-
rer Ansicht nach nicht auszuschließen, dass - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Gibt es für dieses 
Schreiben irgendeinen Namen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Ja, Interven-
tionsschreiben haben wir gesagt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Interventions-
schreiben. Die müssten sich ja noch finden. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich nehme an, 
dass die sich noch finden. Aber die sind mit 
Sicherheit nichtöffentlich. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das kriegen 
wir hin, - 

(Heiterkeit) 

Martina Renner (DIE LINKE): Das kriegen wir 
hin. Das ist unser kleinstes Problem. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - und die 
weiteren Fragen müssten Sie in der nächsten 
Runde stellen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Notfalls gehen wir 
ins Bundeskanzleramt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Frau Kolle-
gin, die weiteren Fragen müssten Sie in der 
nächsten Runde stellen, - 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. - Schade. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - weil die 
Zeit abgelaufen ist. - Wir kommen jetzt zu den 
Fragen der Union. Frau Kollegin Lindholz. 
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Andrea Lindholz (CDU/CSU): Ich hätte noch mal 
eine Frage zu dieser Fallabwicklung beim Bun-
desamt immer dann, wenn BND-Fälle vorliegen. 
Wir haben da in den Unterlagen einen Vermerk 
gefunden vom 16.02.2011, in dem steht: 

Vor dem Hintergrund der Abläufe 
im Fall 

- alles dann geschwärzt -  

wird den Vertretern des BND er-
örtert, dass generell bezüglich der 
Intervention der HBW nicht a 
priori ein Automatismus bestehen 
würde, weil diverse Aspekte der 
BAMF-Entscheidungspraxis be-
rücksichtigt werden müssen. 

Können Sie mir das noch mal erklären, wie das 
genau gemeint war? Wenn Sie möchten, können 
wir Ihnen das gerade auch vorlegen, die Stelle 
aus diesem - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, wäre vielleicht 
nicht schlecht. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt) 

- Ja, genau. Okay. 

Welcher Fall das war, weiß ich jetzt natürlich 
auch nicht mehr, aber das hängt zusammen mit 
der Frage von eben: Nachfluchtgründe. Wir sind 
natürlich nicht davon ausgegangen, dass jede An-
sprache der HBW bei einem Antragsteller auto-
matisch zu Nachfluchtgründen führt, sondern 
wir haben uns den Fall genauer angesehen, ha-
ben dann aufgrund unserer Erkenntnisse zum 
jeweiligen Herkunftsland versucht, zu bewerten, 
ob - also wenn bekannt wird im Herkunftsland, 
dass ein Antragsteller zusammengearbeitet hat 
mit einer deutschen Sicherheitsbehörde - dann in 
diesem speziellen Herkunftsland für diesen spe-
ziellen Antragsteller wirklich die Gefahr einer 
politischen Verfolgung drohen würde. Ich habe 
in ein oder zwei Fällen - ich glaube, das war der 
Auslöser hier für diese Besprechung - - in ein, 
zwei, drei Fällen, genau weiß ich es nicht mehr, 
es auch verweigert; ich habe meine Zustimmung 

dazu verweigert, dass wir einen positiven Be-
scheid machen allein aufgrund der Zusammen-
arbeit mit der HBW. Das war, glaube ich, der 
Auslöser, zu sagen, es ist kein Automatismus, 
sondern wir prüfen nach unseren Grundsätzen, 
ob ein Nachfluchtgrund vorliegt, ja oder nein. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Nur, wenn ich 
einen anerkannten Asylbewerber habe, dann 
habe ich ja im Prinzip das Problem gar nicht -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, dann haben 
Sie es nicht. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): - als BAMF-Mit-
arbeiter, dass ich mir darum überhaupt noch Ge-
danken machen muss. Aber in allen anderen Fäl-
len, wo ich weiß, dass ich wohl einen Ableh-
nungsbescheid erlassen müsste, kann ich doch 
streng genommen, wenn es so etwas wie diese 
Nachfluchtgründe gibt und ich weiß, dass der 
BND oder die HBW diese Person gerade aufgrund 
bestimmter Umstände befragt, eigentlich guten 
Gewissens dann gar nicht mein Verfahren im 
normalen Modus weiterlaufen lassen, weil ich 
möglicherweise mit meiner Prüfung schneller am 
Ende bin als die HBW mit ihrer Befragung. Also 
muss ich doch theoretisch diese Fälle dann lie-
gen lassen, wenn ich die Möglichkeit der Nach-
fluchtgründe ausreichend berücksichtigen will. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Noch mal: Wir 
haben vier Wochen gewartet - ohnehin immer. 
Wir haben den BND oder die HBW gebeten, uns 
innerhalb dieser vier Wochen mitzuteilen, ob es 
sich hier um eine Person handelt, die für die 
HBW von Interesse ist. Wenn HBW uns gesagt 
hat: „Nein, ist nicht von Interesse“, hat sich die 
Problematik sowieso erledigt. Wenn HBW gesagt 
hat: „Der ist für uns von Interesse, der arbeitet 
mit uns zusammen, der ist bereit, mit uns zusam-
menzuarbeiten“, dann haben wir unter dem Ge-
sichtspunkt der Nachfluchtgründe das überprüft. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Aber das kann ich 
doch möglicherweise gar nicht so schnell wissen. 
Vielleicht verstehe ich es auch falsch oder sehe 
ich es falsch, aber wenn BND oder HBW - - Aber 
vielleicht ist so was nach einer Befragung von 
HBW erledigt gewesen, und dann hätten die 
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gleich sagen können: Ja, es bestehen Nachflucht-
gründe oder nicht. - Aber ich stelle es mir so vor, 
dass ich die Person vielleicht nicht nur einmal 
befrage, sondern dass ich sie vielleicht zweimal, 
dreimal oder viermal befrage. Aus den aktuellen 
Ereignissen im Asylrecht wissen wir, dass die 
Fälle nirgendwo sonderlich schnell, ich sage das 
jetzt mal so, bearbeitet werden, und dann ist mir 
doch dann eigentlich klar, dass das möglicher-
weise nicht mit einer Befragung einhergeht. 
Wenn ich dann Nachfluchtgründe möglicher-
weise nicht schon nach der ersten Befragung 
durch die HBW vorliegen habe, sondern viel-
leicht erst durch die dritte, vierte, fünfte oder 
sechste Befragung, dann müsste ich doch theore-
tisch abwarten, bis die fertig sind zum Schutz, 
sage ich jetzt mal, desjenigen, den wir da befra-
gen, bevor ich wiederum mein Asylverfahren 
beim BAMF abschließe. Oder kann ich sofort 
nach der ersten Befragung schon beurteilen: 
„Gibt es da Nachfluchtgründe, oder gibt es die 
nicht?“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Sie haben es sel-
ber gesagt: Beim Bundesamt dauert es ja auch 
eine Weile. Also, wenn die HBW gesagt hat: „Wir 
befragen da noch mal und ein zweites Mal oder 
ein drittes Mal“, und nach der dritten Befragung 
erst zu dem Ergebnis gekommen ist, dass das eine 
interessante und gewinnbringende Zusammen-
arbeit werden könnte, dann haben die uns das 
natürlich auch noch mitgeteilt. Das ist klar. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Aber dann ist es 
doch so: Ich kann es mir aus der Praxis heraus, 
wenn ich zwei Behörden sehe, die nebeneinan-
derher arbeiten, nicht so vorstellen, dass es prak-
tisch völlig isoliert und separat die ganze Zeit vor 
sich hinläuft, sondern gerade in diesen Fällen, 
von denen wir jetzt gerade sprechen, muss es 
doch so gewesen sein, dass ich zwischendurch 
mal irgendwie eine Rückmeldung gebe oder so 
und sage: Wie ist denn der Stand bei euch, wie 
ist denn der Stand bei uns? - Ansonsten kann ich 
doch so einen Fall aus meiner Sicht sachgerecht 
überhaupt nicht bis zum Ende bearbeiten.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, das sind 
nicht so die Details. Ich muss versuchen, mich zu 
erinnern, wie das abgelaufen ist. Wenn die HBW 

uns zurückgemeldet hat, dann haben die sich in 
der Regel festgelegt: „Es ist interessant“ oder „Es 
ist nicht interessant“. Wenn die im Einzelfall mal 
gesagt haben: „Wir brauchen noch Zeit, wir wol-
len den noch ein zweites oder drittes Mal befra-
gen, bevor wir plus oder minus melden können“, 
dann müsste diese Information - ich versuche das 
jetzt zu rekonstruieren - bei uns im Sicherheits-
referat angekommen sein, weil wir waren ja der 
direkte Ansprechpartner. Dann kann es durchaus 
sein, dass meine Mitarbeiter bei der Außenstelle 
nachgehakt haben und gesagt haben: Wartet mit 
dem Fall noch mal. - Das will ich nicht ausschlie-
ßen, aber in aller Regel - - Das war ja unser Inte-
resse, weil wir ja unsere Verfahren abwickeln 
wollten auch so schnell wie möglich; das ist ja 
das Ansinnen an das Bundesamt gewesen. 

Wir haben darauf gedrängt, dass wir innerhalb 
der vier Wochen eine positive oder negative 
Rückmeldung bekommen. Das hat in aller Regel 
auch funktioniert. Wenn im Einzelfall die Kolle-
gen mal gesagt haben: „Wir wollen den noch mal 
hören, wir sind uns noch nicht sicher“, dann 
kann es schon auch so gewesen sein, dass die 
Kollegen dann in der Außenstelle Bescheid ge-
sagt haben. Aber unser Fenster war immer - und 
das war vereinbart -, uns nach Möglichkeit inner-
halb dieser vier Wochen definitiv zu sagen: ja 
oder nein. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Ich habe auch 
überhaupt keinen Zweifel daran, dass man nicht 
auch versucht hat, so wie Sie das geschildert ha-
ben, das wirklich isoliert voneinander zu be-
trachten. Daran habe ich überhaupt keinen Zwei-
fel. Ich habe mir nur die einzelne Fallgestaltung 
jetzt mal überlegt und denke halt doch, dass es 
bei diesem Fall - kein klarer Asylgrund plus in 
Deutschland, trotzdem Befragung durch den BND 
und HBW - so was gegeben haben muss wie 
einen regelmäßigen Austausch, weil ich ansons-
ten denjenigen, den ich da befrage, hinterher ja 
vielleicht auch einem Risiko aussetzen würde, 
wenn ich nach unseren rechtlichen Regelungen 
gehe und sage: Ablehnung, Zurückweisung, auf 
Wiedersehen. - Und die Nachfluchtgründe ken-
nen wir ja nicht, wenn ich nicht bis zum Ab-
schluss warte. 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, deswegen 
haben wir ja auch diese Unterscheidung gehabt, 
eine einmalige, vielleicht auch eine zweimalige 
Ansprache durch die HBW, bei der dem Antrag-
steller noch nicht klar gewesen sein muss, dass er 
mit einer deutschen Sicherheitsbehörde, mit 
einem deutschen Nachrichtendienst spricht. Das 
war jetzt für uns - zumindest in den meisten Her-
kunftsländern - nicht die Schwelle, zu sagen: 
„Das ist jetzt ein Nachfluchtgrund“, weil man 
dem Antragsteller ja nicht vorwerfen kann, dass 
er wissentlich mit einem fremden Nachrichten-
dienst gesprochen hat. Aber wenn HBW uns sig-
nalisiert hat: „Das wird aller Voraussicht nach 
eine intensivere Zusammenarbeit; der ist bereit, 
sich mit uns auszutauschen, Wissen preiszu-
geben, das eben jetzt nicht diesen öffentlich zu-
gänglichen Quellen entspricht“, dann sind wir in 
aller Regel davon ausgegangen, dass wir diese 
Nachfluchtgründe zumindest prüfen müssen. 
Und dann kommt es eben darauf an: Aus wel-
chem Herkunftsland? Wie ist das System dort? 
Wie ist das strafrechtliche, das strafprozessuale 
System dort? Droht dem was bei Rückkehr, ja 
oder nein? - Und in diesen wenigen Fällen, in de-
nen die Fallkonstellation so war, dass wir gesagt 
haben: „Aus asylrechtlichen Gründen würden 
wir eigentlich ablehnen, aber jetzt haben wir die-
sen Aspekt der Zusammenarbeit mit einem deut-
schen Nachrichtendienst, deswegen sehen wir 
einen Nachfluchtgrund als gegeben an“, in diesen 
wenigen Fällen - wie gesagt, so zehn, fünfzehn 
im Jahr - haben wir dann einen Anerkennungs-
bescheid gemacht, um genau diese Gefahr auszu-
schließen. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Sind diese Fälle 
dann immer von den gleichen Entscheidern, die 
den Fall am Anfang auch angenommen haben, 
bearbeitet worden, oder ist die Person dann an - - 
Gab es dafür bestimmte Mitarbeiter beim Bundes-
amt, die dann ausschließlich diese Fälle, die ja in 
die eine oder andere Richtung hätten ausgehen 
können, entschieden haben, oder hat das der 
ganz normale Entscheider gemacht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wenn es ein 
normaler Anerkennungsbescheid war, weil die 
Kollegen in den Außenstellen sagten, das ist 
ohnehin eine Anerkennung, dann ist der in der 

Außenstelle gemacht worden. Wenn es jetzt ein 
sogenannter Interventionsfall war, wo wir sagen, 
es gibt als einzigen Anerkennungsgrund nur die-
sen Nachfluchtgrund der Zusammenarbeit, dann 
ist der Bescheid bei uns in der Zentrale gemacht 
worden. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Und da gab es 
dann eins, zwei, drei, fünf, zehn - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Da gab es in der 
Regel einen Mitarbeiter, der das gemacht hat. 
Aber wie gesagt, bei zehn Fällen im Jahr ist das 
kein Problem. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Okay. - Danke. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herzlichen 
Dank. - Dann kommen wir jetzt zur nächsten 
Fraktion, nämlich zur Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Herr Kollege Ströbele. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, danke. - Frau Leistner-Rocca, die Asyl-
bewerber kamen zunächst ins BAMF oder in eine 
Außenstelle und haben da ihren Antrag - - oder 
standen da zur Befragung zur Verfügung? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Die Asylantrag-
steller sind verpflichtet, ihren Antrag in einer 
Außenstelle zu stellen. Also, die gehen in die 
Außenstelle und stellen dort ihren Antrag. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und wenn jetzt dieser Vorgang von Ihnen 
weitergegeben worden ist und der Bundesnach-
richtendienst oder die HBW haben Interesse da-
ran, wohin kamen die dann, wenn die noch mal 
befragt werden sollten? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wohin kam wer? 
Die Kollegen von der HBW?  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein, wohin kamen dann die Asylbewer-
ber? Wo fand diese Besprechung statt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das weiß ich 
nicht. 
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Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wie? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also mit Sicher-
heit - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wurden die wieder an die Stelle, wo sie 
den Antrag gestellt haben, hinbestellt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also nicht ins 
Bundesamt, weil, wie gesagt, die Trennung der 
beiden Verfahren - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ins Bundesamt sowieso nicht, aber in die 
Außenstelle? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Na ja, gut, das ist 
ja auch Bundesamt. Also, wenn Sie jetzt die 
Außenstellen meinen, da hat es auf keinen Fall 
stattgefunden. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das wissen Sie ganz genau? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also da bin ich 
mir sehr sicher. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und wie kam jetzt der Mitarbeiter von 
HBW dazu, zu sagen: „Ich möchte mich mit 
Ihnen treffen“? Haben die da einen Brief ge-
schickt, haben die die irgendwo vorgeladen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, das ist das, 
was ich vorhin auch schon mal sagte: Das kann 
ich Ihnen so nicht beantworten. Das müssten Sie 
die Kollegin fragen, ob die jetzt da angerufen ha-
ben, ob die vorbeigegangen sind, ob die geschrie-
ben haben. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben die denn eine Telefonnummer von 
denen gehabt? Das müssten Sie doch wissen. Ha-
ben die auch eine Telefonnummer weitergege-
ben? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Telefonnummern 
von Antragstellern? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wie sollen sie denn dann anrufen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das war jetzt ein 
Beispiel. Ich meine, wenn - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wie, war ein Beispiel? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: - ein Antragsteller 
noch in einer Aufnahmeeinrichtung zum Beispiel 
zu wohnen verpflichtet ist, dann dürfte es nicht 
schwer sein, die Telefonnummer der Aufnahme-
einrichtung herauszukriegen. Aber ich kann 
Ihnen die Details, wie die HBW die Leute ange-
sprochen hat, wirklich nicht schildern. Ich kann 
Ihnen das nicht beschreiben. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Kann es auch sein, dass die doch von Mit-
arbeitern Ihrer Dienststelle oder sogar auf Ihre 
Dienststelle, auf die Außenstelle noch mal herge-
beten worden sind und man gesagt hat: „Hier ist 
jetzt noch ein Herr oder eine Dame dabei, die 
will auch noch ein paar Fragen stellen“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, ich will 
nicht hoffen, dass es stattgefunden hat. Nein, es 
wäre regelwidrig, sage ich jetzt mal, gewesen. Ich 
glaube es auch nicht, nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ist Ihnen nie, nie, nie - - irgendwas davon 
gehört, dass so was stattgefunden hat? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also die HBW-Leute sind nie bei Ihnen, in 
irgendeiner Einrichtung vom BAMF - Hauptamt, 
Nebenamt, Außenstelle -, in Erscheinung getre-
ten? 



 Stenografisches Protokoll 76 I 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 44 von 145 

 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Dass die mal in 
der Außenstelle waren, um sich zu einem Einzel-
fall noch mal mit unserem Kollegen zu bespre-
chen, das ist schon der Fall gewesen. Aber unser 
Interesse - noch mal: unser Interesse - war ganz 
klipp und klar: Die Antragsteller dürfen nicht 
den Eindruck gewinnen, dass die Befragung 
durch die HBW Einfluss hat auf ihr Asylverfah-
ren. Und deswegen wäre jetzt eine Befragung 
durch die HBW in unseren Räumen total kontra-
produktiv gewesen, weil ich kann keinem An-
tragsteller, keinem Asylbewerber erklären, dass 
er jetzt zwar in die Außenstelle des Bundesamtes 
muss, aber dort eine Anhörung stattfindet, die 
mit seinem Asylverfahren nichts zu tun hat. 
Also, es war ganz klipp und klar: Das muss 
getrennt sein. Und die Befragungen der HBW 
müssen auch räumlich getrennt vom Bundesamt 
stattfinden. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und Sie wissen keinen Fall, wie das dann 
gelaufen ist? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Die Ansprache? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wurden die in ein Café bestellt, oder wur-
den sie in ihrer Wohnung aufgesucht oder in 
der - - Das wissen Sie alles nicht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): In den Jahrzehnten Ihrer Tätigkeit nie ge-
hört? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Wir waren 
ja auch nicht dabei.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein, aber vielleicht haben Sie es erfah-
ren? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nie? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und jetzt, wenn das jetzt weiterging, ka-
men die zusammen, also der Mann oder die Frau 
von HBW, und haben mit dem Asylbewerber ge-
sprochen. Sie haben - glaube ich - vorhin am An-
fang gemeint, beim ersten Treffen brauchten die 
noch nicht zu sagen, wo sie herkommen oder von 
welchem Amt sie sind. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, so haben 
uns die Kollegen von der HBW das beschrieben. 
Das war ja auch Sinn dieser Legende, dass man 
zum Schutz der Antragsteller nicht gleich am 
Anfang sagt: Ich bin übrigens Nachrichtendienst, 
ich bin Sicherheitsbehörde. - Wie das im Einzel-
nen - - wie die sich vorgestellt haben oder so, 
also, das sind die Dinge, die wir wirklich nicht 
wissen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Kann es sein, dass die gesagt haben: „Wir 
kommen vom BAMF“ oder „von der Außen-
stelle“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das will ich jetzt 
nicht hoffen, nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie das denn mal geklärt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Na ja, dadurch, 
dass wir nicht dabei waren - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie sagen, beim ersten Mal wurde es über-
haupt nicht gesagt. Die müssen doch sagen, wo 
sie herkommen, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, klar, aber - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - wie sie an das Protokoll gekommen sind, 
wie sie überhaupt von dem Asylbewerber erfah-
ren haben. Die müssen doch irgendeine Erklä-
rung dazu abgeben, wenn Sie sagen, in der ersten 
Besprechung - - Ich habe mir das bisher immer so 
vorgestellt: Da saß dann noch einer vom BAMF 
dabei. 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Definitiv 
nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, bei der ersten Besprechung haben 
die nicht gesagt, wer sie sind, sondern haben nur 
gesagt: „Guten Tag, mein Name ist Y, wir hätten 
gern ein paar Fragen an Sie“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wie die sich 
vorgestellt haben, wie die Befragung abgelaufen 
ist, ich denke mal, das haben Sie die Kollegin 
vorher schon gefragt. Wir waren nicht dabei. 
Ganz bewusst, definitiv: Wir waren nicht dabei. 
Wie die das im Einzelfall gemacht haben, ob sie 
es immer nach dem gleichen Schema gemacht 
haben, ob es unterschiedlich war, je nachdem, 
mit wem sie es zu tun hatten - ich weiß es defini-
tiv nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und dann sollten sie beim nächsten Ge-
spräch sagen: „Wir kommen von einem Nach-
richtendienst“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also zu irgend-
einem Zeitpunkt, nehme ich an. Wenn die Bereit-
schaft zur Zusammenarbeit da war und wenn der 
BND gemerkt hat, dass es sich um einen interes-
santen - - um eine Person handelt, die interes-
sante Informationen weitergeben kann, nehme 
ich an, dass das dann irgendwann mal klar war. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Was heißt „irgendwann“? Nach zwei Jah-
ren oder so? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das weiß ich 
nicht. Das müssen Sie wirklich die Kollegin fra-
gen. Ich kann es Ihnen, Herr Ströbele, nicht sa-
gen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie haben doch gesagt: Die mussten wis-
sen. - Also denen musste das, dass sie damit ein 
Risiko eingehen, vielleicht - - Die mussten ja zu-
mindest beim zweiten Gespräch darüber infor-
miert werden, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ob das beim 
zweiten jetzt - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - dass sie jetzt mit einem Nachrichten-
dienst reden. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ob beim zweiten 
oder dritten oder vierten Gespräch, das weiß ich 
nicht. Für uns war - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Kann es auch sein, dass sie es nie gesagt 
haben? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Kann auch sein, 
aber das dürften dann nicht die Fälle gewesen 
sein, in denen sich wirklich eine Zusammen-
arbeit entwickelt hat, weil für uns - - Für die Prü-
fung der Nachfluchtgründe war das Kriterium 
ausschlaggebend: Jetzt kann man dem Asyl-
bewerber vorwerfen, dass er bewusst, wissentlich 
und willentlich mit einem fremden Nachrichten-
dienst zusammengearbeitet hat. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): War denn HBW Ihrer Kenntnis nach von 
außen erkennbar, dass das Mitarbeiter des Bun-
desnachrichtendienstes sind? Sie sagen: Bei 
Ihnen in der Behörde war es bekannt, dass - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Für wen erkenn-
bar? Für den Antragsteller? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, zum Beispiel. Die haben ja auch Nie-
derlassungen gehabt zum Beispiel. Waren Sie 
mal da am Hohenzollerndamm in Berlin? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein? Da war nur das Fernsehen. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, das habe ich 
gesehen, aber ich war da selber nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das haben Sie gesehen? Hat es Sie gefreut? 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und was stand draußen dran? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das weiß ich gar 
nicht mehr. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Amt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, das muss 
ich ehrlich sagen, das weiß ich nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Stelle. - Und so ein Asylbewerber aus dem 
Irak, weiß der dann, was das ist? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wie gesagt, in 
einem frühen Stadium dieser Ansprache sollte er 
es ja auch nicht wissen, zu seinem Schutz. Und 
ab wann er es dann gewusst hat und was er ge-
wusst hat und so - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also Sie gingen davon aus: Das haben die 
auch immer brav eingehalten und haben immer 
gesagt - - Das haben wir anders gehört. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Was haben die 
brav eingehalten? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dass die sich überhaupt nie geoutet haben, 
bis ganz zuletzt vielleicht, bis sie die Leute selber 
als Agenten eingesetzt haben. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wie gesagt, 
wann die sich geoutet haben und wie die sich ge-
outet haben, weiß ich nicht. Wir waren angewie-
sen auf die Informationen des BND, und wenn 
der BND uns gesagt hat: „Jetzt ist es so weit, dass 
wir ein Stadium oder eine Intensität der Zusam-
menarbeit erreicht haben, dass wir davon ausge-
hen müssen, es wäre jetzt für den Antragsteller 

zu Hause gefährlich, weil vorwerfbar“, dann 
haben wir die Nachfluchtgründe geprüft. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie mal von dem Fall „Curveball“ 
gehört? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gelesen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Was haben Sie da gelesen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ach du grüne 
Neune, was habe ich da gelesen? Der hat Informa-
tionen an den BND gegeben - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das war ein Asylbewerber, - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, das war ein 
Asylbewerber. Das war ein Iraker. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - der bei Ihnen im Amt war. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. Das war ein 
Iraker, der dann auch anerkannt worden ist. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bitte? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Der ist auch an-
erkannt worden von uns, soweit ich das weiß. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist jetzt vielleicht nicht so entschei-
dend, sondern der - - Damit ist er ja nicht be-
rühmt geworden. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Er ist, glaube ich, 
berühmt geworden damit, dass Informationen, 
die er dem BND gegeben hat, dann auch weiter-
gegeben worden sind vom BND. 
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Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. - Hat Sie das gewundert? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Es hat mich nicht 
gefreut, also ich fand es nicht toll. Gewundert? - 
Ich habe vorhin schon mal gesagt, wir wussten 
natürlich, dass der BND mit ausländischen 
Diensten zusammenarbeitet, aber die Details 
kennen wir nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): In dem Zusammenhang ist ja genau - - Der 
hat ja selber auch berichtet später, wie das abge-
laufen ist, auch beim BAMF, und hat gesagt, dass 
er einen - - zunächst ein Mitarbeiter des Bundes-
nachrichtendienstes dabei gewesen, er hätte das 
aber nicht gewusst, bis er sich dann gemeldet hat, 
und dann seien nachher Amerikaner dabei gewe-
sen. - Haben Sie gesagt: „Kann doch nicht sein?“, 
oder was haben Sie dazu gedacht? „War ganz 
normal, war immer so“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Na ja, das, was 
Sie jetzt beschrieben haben, habe ich irgendwann 
mal gehört. Den Wahrheitsgehalt kann ich nicht 
überprüfen. Wie gesagt, dass der BND mit auslän-
dischen Nachrichtendiensten zusammenarbeitet, 
ist uns klar; das wussten wir, das weiß jeder, aber 
wie genau - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber Sie sind die Verantwortliche, die Si-
cherheitsverantwortliche, die Juristin, die darauf 
achten soll, dass das alles nach Recht und Gesetz 
geht. Und Sie hat das gar nicht interessiert? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Natürlich hat 
mich das interessiert. Aber das, - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie sind der Sache auch nicht nachgegan-
gen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: - was wir im Amt 
oder - - Die Grundsätze, denen wir verpflichtet 
sind, das sind die Grundsätze aus dem Asylver-
fahrensgesetz, aus dem BND-Gesetz. Ich bin nicht 
in der Position, dem BND vorzuschreiben, was er 
dann darf oder nicht. Da gibt es Kontrollgremien, 

die das überprüfen müssen, aber das ist, denke 
ich, nicht die Aufgabe des Bundesamtes. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, aber auch diese Nachfragen - - Das 
Ganze war ja schon 2004 oder vor 2003 und dann 
bis 2004. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Na gut, virulent 
geworden ist es später. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, genau. Und das hat Sie nie dazu bewo-
gen, mal in Ihrer Behörde nachzufragen: „Kann 
das denn überhaupt sein, dass so was passiert?“? 
Nur Ihren Anteil, nicht, was der Bundesnachrich-
tendienst da alles gemacht hat, sondern in Ihrer 
Behörde, dass Sie der Frage mal nachgegangen 
sind aufgrund von Zeitungsmeldungen und ge-
sagt haben - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Welcher Frage? 
Was der BND mit ausländischen Diensten macht? 
Oder welcher Frage? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. Dass die sogar Zugang haben, dass die 
sogar - - Das ist Ihnen ja auch schon gerade vorge-
halten worden und ist hier auch schon offen be-
sprochen worden. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, soweit ich 
weiß, hat der BND das selber dann ja auch ir-
gendwann eingestellt. Natürlich haben wir uns 
darüber unterhalten, aber, wie gesagt - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Mit wem haben Sie sich darüber unterhal-
ten? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, es ist - - 
BND hat irgendwann mal mitgeteilt, dass die Zu-
sammenarbeit mit ausländischen Diensten ir-
gendwie neu geregelt worden ist. Aber diese De-
tails - wer, mit wem, was, warum, wie lange 
usw. -, die sind mit uns ja nicht erörtert worden. 
Und ich hätte vermutlich auch keinen Erfolg ge-
habt, wenn ich da insistiert und nachgefragt 
hätte, weil das BND-Interna sind. Wir haben na-
türlich uns auch im Amt darüber unterhalten; 
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das ist ganz klar. Aber ich hätte jetzt keine Mög-
lichkeit gesehen, aufgrund dieses Vorganges zu 
sagen: Die rechtlichen Vorgaben, die wir haben 
aus dem BND-Gesetz, die erfüllen wir jetzt nicht 
mehr. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber hatten Sie nicht vielleicht Anlass zu 
sagen - mindestens zu sagen -: „Lieber Mitarbei-
ter, ich bin hier die Chefin und ich bin hier die 
Juristin, der US-Geheimdienst hat hier drinnen 
nichts zu suchen und hat auch bei den Befragun-
gen nichts zu suchen“, wenn Sie so was lesen in 
der Zeitung? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, aber die haben 
ja auch - - Bei unseren Interviews waren die ja 
nicht dabei. Das ist ja völlig ausgeschlossen ge-
wesen. Bei uns im Bundesamt waren die nicht. 
Die waren bei keiner Asylanhörung dabei, nichts. 
Die haben auch von uns keine Informationen be-
kommen. Unser Verfahren hat sich wirklich auf 
das Asylverfahren beschränkt und auf die ge-
schilderte Zusammenarbeit mit dem BND. Und 
darauf haben wir geachtet. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gut. - Jetzt 
schaue ich mal in die Runde: Frau Kollegin 
Mittag. 

Susanne Mittag (SPD): Ich habe nur noch wenige 
abschließende Fragen. - Gab es auch Personal-
tausch oder, sagen wir mal, Bewerbungen vom 
Bundesamt für Verfassungsschutz oder BND in 
Ihre Behörde hinein? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Bewerbungen, 
also für - - 

Susanne Mittag (SPD): Für - in Anführungsstri-
chen - normale Stellen. Wir haben ja schon von 
mehreren Ämtern gehört: Da wird immer mal 
hin- und hergewechselt. Kann ja auch ein attrak-
tiver Posten sein, dass ein Mitarbeiter vom BND 
oder Bundesverfassungsschutz - -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Einer meiner 
Mitarbeiter ist mal zum Verfassungsschutz ge-
wechselt. 

Susanne Mittag (SPD): Also eher weg, nicht da-
zugekommen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ist weg, ja. 

Susanne Mittag (SPD): Sie hatten da ja auch 
einen BND-Mitarbeiter. In welchem Rahmen 
hatte der denn Zugriff auf BAMF-Akten? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, Sie meinen 
jetzt den Kollegen von der Clearingstelle? 

Susanne Mittag (SPD): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Überhaupt nicht. 
Der hat von uns die Anhörungsprotokolle bekom-
men und hatte - - Also, im Einzelfall, wenn noch 
interessante Dokumente da waren, dann hat er 
davon Kopien bekommen, aber er hat nie kom-
plette Akten bekommen und hat auch keinen Zu-
gang zu unserem elektronischen IT-gestützten 
Aktensystem. 

Susanne Mittag (SPD): Aber mit den zuständigen 
Sachbearbeitern hätte er sich ja mal austauschen 
können, wenn es Nachfragen gibt oder so? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. Mit den zu-
ständigen Kollegen im Sicherheitsreferat hat er 
sich unter Umständen schon ausgetauscht zu ir-
gendwelchen konkreten Fragen, aber nicht so, 
dass er jetzt komplette Akten bekommen hätte. 

Susanne Mittag (SPD): Also nicht zu den akten-
haltenden Sachbearbeitern? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Bitte? 

Susanne Mittag (SPD): Also er hätte keinen Kon-
takt aufnehmen können zu den aktenhaltenden 
Sachbearbeitern? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Jetzt zu den Kol-
legen in den Außenstellen oder eben dann bei 
uns? 

Susanne Mittag (SPD): Wer so Zugang zu den 
Akten hätte. 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, natürlich hätte 
er sich mit den Kollegen austauschen können, 
weil im Rahmen dieser elektronischen Akte auch 
meine Mitarbeiter Zugriff auf die elektronische 
Akte hatten. Aber es gab ja diese Vorschriften: 
Was wird weitergegeben, was wird nicht weiter-
gegeben? - Die Mitarbeiter im Sicherheitsreferat 
sind alle verpflichtet, also die wissen, was sie 
dürfen oder was sie nicht dürfen. 

Susanne Mittag (SPD): Und „weitergeben“ be-
deutet auch „nicht reingucken lassen“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Na ja, die An-
hörungsprotokolle werden weitergegeben. Das 
kriegt er - oder hat er bekommen. 

Susanne Mittag (SPD): Aber ich meine, man kann 
ja auch, wenn die Akten alle digitalisiert sind 
und man hat dann noch irgendwie Klärungsbe-
darf - - Dann bezog sich das darauf, dass man 
dann auch nicht sozusagen in die digitalisierte 
Akte reingucken darf? Ging die Anordnung so 
weit? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, der Kollege 
hat keinen Zugriff auf diese Akten gehabt, auf un-
ser Aktenverwaltungssystem. Wenn er was wis-
sen wollte, wenn er noch irgendwelchen Infor-
mationsbedarf hatte, dann musste er sich an die 
Mitarbeiter im Sicherheitsreferat wenden. Die 
mussten überprüfen, ob das möglich ist, und ha-
ben eben dann unter Umständen noch mal ein 
Blatt aus der Akte geschickt, je nachdem. 

Susanne Mittag (SPD): Gut. - Es kam hier ja 
schon ein paarmal ins Gespräch, in welchem 
Rahmen sich HBW an Spielregeln hält. Sie hatten 
da ja so eine gewisse Vereinbarung. Haben Sie 
mal irgendwann von Mitarbeitern oder so mitge-
kriegt, dass es da so einen negativen Rücklauf 
von Antragstellern gab - das zog sich ja manch-
mal ein bisschen hin -, dass mal der eine oder an-
dere Antragsteller noch mal Kontakt aufgenom-
men hat mit seinem Sachbearbeiter und gesagt 
hat: „Was waren das denn für Leute?“ oder „Was 
sollte das denn werden?“? 

                                                      
2) Protokoll korrigiert, siehe Anlage 1.  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich glaube, das 
hat es in Einzelfällen gegeben, auch, wie gesagt, 
von Anwälten, die sich zwischendurch mal er-
kundigt haben, was das war, ob wir davon wuss-
ten. Die Informationen, die wir hatten, die haben 
wir dann natürlich auch weitergegeben, sprich, 
wir haben die Anwälte darüber informiert, dass 
aufgrund bestimmter Sachverhalte die Informa-
tionen an die HBW2 weitergegangen sind und 
dass es möglicherweise die HBW2 war, die jetzt 
den Kandidaten angesprochen hat. Und die 
Anwälte wussten aber auch immer, dass das 
nichts mit dem Asylverfahren zu tun hat. 

Susanne Mittag (SPD): Kam denn da auch mal so 
ein Rücklauf, dass da bei dem Antragsteller sozu-
sagen der Eindruck entstanden war, da wird auf 
diese Art und Weise Druck aufgebaut? Also nicht 
nur: „Wer war das?“, sondern dass sie sich, ja, 
nicht beschwert haben, aber, sagen wir mal, da-
rauf hingewiesen haben: Jetzt wird versucht, auf 
diese Art und Weise - ich soll was sagen - auf das 
Verfahren - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, so kann ich 
mich nicht daran erinnern. Es kamen wohl Rück-
fragen: „Hat das jetzt was mit meinem Asylver-
fahren zu tun?“, aber mit dem Impetus: „Da ver-
sucht einer, mich mehr oder weniger zu zwingen 
und mich zu drängen“, kann ich mich jetzt nicht 
erinnern, das nicht. Also, es gab Rückfragen: 
„Wer ist das, und hat das was mit meinem 
Asylverfahren zu tun?“, und dann haben wir 
natürlich die gleiche Erklärung abgegeben, um 
die wir auch immer die HBW gebeten hatten. 

Susanne Mittag (SPD): Wurden dann die Rück-
fragen auch mit dem BND rückgekoppelt, also 
dass es Rückfragen gab? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also in Einzelfäl-
len ja. Da kann ich mich erinnern an ein, zwei 
Fälle, wo wir dann uns auch noch mal - - Weil es 
für uns ja auch wichtig war. Also, wenn so Nach-
fragen kamen: „Hat das was mit unserem Asyl-
verfahren zu tun?“, dann haben wir uns natürlich 
auch überlegt: Wieso stellt der jetzt diese Frage? 
Wie hat HBW sich geäußert? - Aber das waren 
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vielleicht zwei, drei Fälle in den zehn Jahren, wo 
wir dann halt auch immer wieder intensiv darauf 
hingewiesen haben: Die Trennung der Verfahren 
muss auch beim Asylbewerber ankommen; da-
rauf müsst ihr achten. 

Susanne Mittag (SPD): Das wird dann wahr-
scheinlich rückgekoppelt worden sein zur Leite-
rin von HBW? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Sowohl an den 
Kollegen von der Clearingstelle als auch an die 
Leiterin der HBW. 

Susanne Mittag (SPD): Haben Sie mit ihr auch 
mal darüber gesprochen? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, das war bei 
diesen jährlichen Treffen auch Thema. 

Susanne Mittag (SPD): Hatten Sie da mitbekom-
men, dass sie an solchen Befragungen gar nicht 
teilgenommen hatte? War Ihnen das bekannt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. 

Susanne Mittag (SPD): Sind Sie davon ausgegan-
gen, dass sie mal bei solchen Befragungen teilge-
nommen hat? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ach Gott, 
darüber, muss ich ehrlich sagen, habe ich mir nie 
Gedanken gemacht, ob sie da dabei ist oder ob sie 
die Leute nur - in Anführungszeichen - anleitet. 

Susanne Mittag (SPD): Haben Sie mal bei eigenen 
Befragungen - - also selber durchgeführt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Bei unseren An-
hörungen? 

Susanne Mittag (SPD): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, ganz am An-
fang. Ja. 

Susanne Mittag (SPD): Ist es nicht notwendig, 
zwischendurch mal teilzunehmen, alleine auch, 
dass man - ich denke mal, Sie sind auch Beurtei-
lungsvorgesetzte - weiß, wie so was läuft? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich hatte ja die 
Einzelentscheider nicht zu beurteilen. Ich habe 
an Anhörungen teilgenommen in meiner Zeit als 
Länderbereichsleiterin, wo Entscheider meine 
Mitarbeiter waren. Da musste ich das machen; da 
habe ich an Anhörungen teilgenommen und habe 
mir auch Bescheide durchgelesen. Aber in der 
Gruppe, um die es jetzt geht - - wir haben ja keine 
Anhörungen gemacht und keine Bescheide. Also 
insofern war das jetzt ein Themenbereich, der für 
mich mit dem Blick - weil Sie jetzt sagen Beurtei-
lungen - nicht von Interesse war. Dann sind die 
Anhörungen ja auch außen gemacht worden. Ich 
sitze in Nürnberg, und die Anhörungen werden 
in den Außenstellen gemacht. 

Susanne Mittag (SPD): Gut, das wäre es dann erst 
mal. Danke schön. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ganz herz-
lichen Dank. - Dann kommen wir zur nächsten 
Fragerunde. Hier beginnt wieder die Fraktion Die 
Linke. Frau Kollegin Renner. 

Martina Renner (DIE LINKE): Danke, Herr Vorsit-
zender. - Ich habe eine Nachfrage zu den Dingen, 
die jetzt gerade Kollegin Mittag erfragt hat. Wenn 
sich Anwälte gemeldet hatten mit Fragen, viel-
leicht auch Beschwerden zu Vernehmungen 
durch die HBW bei ihren Mandaten, dann haben 
Sie in dem Antwortschreiben aber geschrieben: 
Wir können das aufklären. Das war der Bundes-
nachrichtendienst auf Rechtsgrundlage XY, der 
sich bei Ihrem Mandanten gemeldet hat. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, in diesen 
wenigen Fällen, die da passiert sind, wo ein An-
walt sich gemeldet hat, haben wir auf die 
Grundsätze aufmerksam gemacht, die wir mit der 
HBW abgesprochen hatten: Es ist freiwillig, es 
hat mit dem Asylverfahren nichts zu tun usw. 

Martina Renner (DIE LINKE): Sie haben aber 
dann dem Anwalt geschrieben: „Es handelt sich 
um die Hauptstelle Befragungswesen“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wenn wir es 
im Einzelfall gewusst haben, müsste das so gewe-
sen sein, ja. Wie gesagt - - 
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Martina Renner (DIE LINKE): Auch dazu gibt es 
ja Schriftwechsel. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich kann es Ihnen 
jetzt nicht - - Das sind jetzt Fälle, die kann ich 
wahrscheinlich an einer Hand abzählen. Es ist 
auch viel telefonisch gelaufen. Also, ich kann 
mich an zwei, drei Telefonate erinnern, die ich 
mit Anwälten geführt habe. Schriftlich habe ich 
jetzt nichts vor Augen. Anwälte waren ja häufig 
auch bekannt bei uns, oder man kannte sich, und 
die haben dann da angerufen und haben nachge-
fragt, oder sie konnten es selber schon einordnen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Aber Sie haben 
dann schon mit offenen Karten gegenüber den 
Anwälten gespielt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, klar. Die Befra-
gung durch die HBW ist ja jetzt auch nichts, was 
wir verheimlichen mussten. Wir haben die Daten 
weitergegeben im Einzelfall, in wenigen Einzel-
fällen, und das wussten die Anwälte auch. Das 
mussten wir auch nicht geheim halten. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und die wussten 
auch, dass es nur Tarnstelle des Bundesnachrich-
tendienstes ist? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das wiederum 
weiß ich jetzt nicht. 

Martina Renner (DIE LINKE): Das wäre ja für den 
Asylanwalt möglicherweise von Relevanz gewe-
sen, dass sein Mandat Kontakt mit einem deut-
schen Nachrichtendienst hat. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das kann ich 
Ihnen jetzt nicht sagen. Also, wir haben uns an 
die Legende gehalten, solange sie aufrechtgehal-
ten worden ist. Wir haben das von uns aus nicht 
offengelegt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ich würde Ihnen 
jetzt gerne ein Dokument vorhalten, und zwar ist 
das der Kriterienkatalog für die Informations-
übermittlung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge an das Bundesamt für Verfassungs-
schutz, und Sie dann fragen, ob dieser Kriterien-
katalog identisch ist mit dem Kriterienkatalog, 

der bei Ihnen vorlag zur Auswahl der Flücht-
linge, deren Unterlagen an die HBW übergeben 
wurden. Der ist aus Februar 2013. Das ist MAT A 
BMI-2/5h_1.pdf, Blatt 189.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Sie kennen ja bestimmt den Kriterienkatalog? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. - Also, meiner 
Erinnerung nach sind die nicht identisch. Aber 
ich muss noch mal reingucken.  

(Die Zeugin blättert in den 
ihr vorgelegten Unterlagen) 

Nein, nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Der ist anders? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Der ist anders, ja. 
Der ist sehr viel detaillierter. Jetzt weiß ich es 
auch wieder. Da sind diese - - Zum Beispiel die 
Gruppierungen, was ich jetzt hier sehe, sind 
schon runtergebrochen auf Herkunftsländer: Wel-
che Gruppierungen gibt es in welchen Herkunfts-
ländern? - Also, der schaut ganz anders aus. 
HBW hatte meiner Erinnerung nach so zwei, 
zweieinhalb Seiten. 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. - Dann 
könnte es sich möglicherweise um den hier han-
deln. 

(Abg. Martina Renner (DIE 
LINKE) hält Unterlagen 

hoch) 

Ich habe aber noch eine Frage zu dem Kriterien-
katalog des Bundesamtes für Verfassungsschutz. 
Wurden dort auch Befragungen durchgeführt auf 
Grundlage dieses Kriterienkatalogs? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Gab es da auch so 
etwas wie Interventionsfälle? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Gab es auch, ja. 
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Martina Renner (DIE LINKE): Unter diesen Orga-
nisationen, die hier aufgeführt sind - das ist ja 
aus 2013 -, sind natürlich eine hohe Anzahl is-
lamistischer, dschihadistischer Organisationen. 
Ist denn auszuschließen, dass, wenn Quellen-
werbung in dem Bereich stattgefunden hat, im 
Nachgang diesen Personen dann ein Asylstatus 
zugesprochen wurde? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Reden wir jetzt 
vom BND? 

Martina Renner (DIE LINKE): Wir reden von bei-
den. Also, wir reden davon, dass offenbar das In-
teressensprofil wenigstens von BfV nachweislich 
über die Gruppierungen, die hier aufgeführt sind, 
sich schwerpunktmäßig auf dschihadistische Or-
ganisationen konzentriert hat. Jetzt sagten Sie 
vorhin: Wer mit dem Geheimdienst zusammen-
arbeitet, könnte möglicherweise Nachflucht-
gründe generieren und hat dann eine Anerken-
nung bekommen. - Ich frage mich gerade, ob 
jemand, der bei al-Nusra aus Syrien ist oder so 
was, dann möglicherweise auf diesem Weg, weil 
er sich als Quelle zur Verfügung gestellt hat, in 
Deutschland eine Anerkennung als Flüchtling be-
kommen hat. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, es geht bei 
diesen Kriterienkatalogen ja jetzt zunächst da-
rum, dass BND - ich bleibe jetzt mal beim BND, 
weil das auch Untersuchungsgegenstand ist - 
Informationen für sich erschließt. Die Frage, ob 
daraus eine Gefährdung erwächst, ist ja eine 
andere. Ich habe ja auch schon gesagt, dass wir - 
und das war vorhin auch in diesem einen Doku-
ment - die HBW und genauso auch den Verfas-
sungsschutz immer darauf aufmerksam gemacht 
haben: Es kann keinen Automatismus geben. - 
Das heißt, die Zusammenarbeit mit einer Sicher-
heitsbehörde führt nicht automatisch dazu, dass 
ein Asylbewerber dann auch einen positiven Be-
scheid bekommt, weil wir Nachfluchtgründe un-
terstellen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ich frage des-
wegen: Ich war vormals Mitglied im NSU-Unter-
suchungsausschuss und habe dort gelernt, wie 
man in der militanten neonazistischen Szene als 
Geheimdienst den Bock zum Gärtner gemacht 

hat. Ich frage mich, ob das bei diesen Befragun-
gen mit bestimmten Personen hier möglicher-
weise auch der Fall ist, wenn ich hier sehe, dass 
das Interesse auf al-Qaida und Ähnliches gefallen 
ist. Das war von vorneherein ausgeschlossen, 
dass solche Leute, weil sie befragt werden, weil 
sie kooperieren, weil sie sich als Quellen werben 
lassen, dann in Deutschland als politisch Ver-
folgte anerkannt werden? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Es hängt vom Ein-
zelfall ab. Ich kann jetzt nicht sagen, es ist von 
vorneherein immer ausgeschlossen gewesen, son-
dern - - Also, wenn jetzt jemand angibt, er war im 
Libanon Mitglied irgendeiner Organisation oder 
in Syrien Mitglied einer Organisation, dann muss 
das jetzt nicht automatisch dazu führen, dass er 
politische Verfolgung vom Staat zu erwarten hat - 
ja? Also für uns ist das Kriterium: politische Ver-
folgung durch den Staat oder staatsähnliche Or-
ganisationen. Und bei manchen Organisationen 
oder Mitgliedschaft in einzelnen Organisationen 
konnten wir ohne Weiteres davon ausgehen, dass 
das jetzt nicht unbedingt zu politischer Verfol-
gung führt, sodass wir allein schon aus dem 
Grund keine Anerkennung gemacht haben - ma-
chen mussten. Wir haben auch - - Das war eben 
dieser Hinweis an die HBW: Es gibt diesen Auto-
matismus nicht. - Das heißt, wenn Gründe vorlie-
gen, die zwingend zu einem Ausschluss vom 
Asylrecht führen, sicherheitsrelevante Gründe, 
dann gibt es auch keine Anerkennung. 

Martina Renner (DIE LINKE): Weil in diesem an-
deren Dokument, das ich Ihnen erst vorgehalten 
habe, ja „in der Regel“ stand, und ich würde jetzt 
gerne wissen - genau -: Erinnern Sie Ausnahme-
fälle, bei denen Sie dann auf ein Interventions-
schreiben hin tatsächlich verweigert haben, dass 
der Person ein Aufenthalt zugesprochen wird, 
weil von dieser Person eine Sicherheitsgefähr-
dung für die Bundesrepublik Deutschland aus-
geht? Erinnern Sie solche Fälle? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich erinnere mich 
an einen Fall auf alle Fälle - das war jetzt aber 
auch ein HBW-Fall -, in dem ich das verweigert 
habe. Es war jetzt aber nicht unbedingt mit dem 
Fokus Gefahr für die Sicherheit Deutschlands, 
sondern es war in diesem Einzelfall jemand, der 
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sich selber bezichtigt hatte, was wir dann auch 
eruiert hatten, schwere Straftaten begangen zu 
haben, aus politischen Gründen angeblich. Der 
Ausschlussgrund war - was war es? - § 60 
Absatz 8 damals noch - - Aufenthaltsgesetz 
gegriffen hat. Und der Fall war meiner Erinne-
rung nach auch Auslöser für die Diskussion, die 
dann zu dieser Formulierung geführt hat: Wir 
haben darauf hingewiesen, dass es keinen 
Automatismus geben kann. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wenn Sie sich 
noch mal - Sie haben das ja eben gesehen - das 
Profil des BfV angesehen haben mit den Ländern, 
die hier von Interesse sind, ist das ungefähr iden-
tisch mit dem Profil des Bundesnachrichten-
dienstes, was die Länderinteressen angeht? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Was die Länder, 
also die Herkunftsländer - - Ich habe es jetzt nur 
überflogen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Sie können das 
gerne noch mal haben. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Auswendig kann 
ich es Ihnen sowieso jetzt nicht sagen. Also, der 
BND hatte seinen Hauptfokus auf die Länder, in 
denen jetzt also Bundeswehr eingesetzt war zum 
Beispiel, also das war ein Kriterium. Das zweite 
Kriterium waren natürlich jetzt so Länder, die 
unter außenpolitischen oder sicherheitspoliti-
schen Aspekten von Interesse waren wie Irak etc. 
Also, der BND hat sich in der Regel nicht für 
Afrika zum Beispiel interessiert, aber die hatten 
Irak, Iran, Afghanistan. Das war in Afghanistan 
sowieso auch wegen der Bundeswehr. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Es meldet 
sich die Bundesregierung. - Herr Akmann. 

MR Torsten Akmann (BMI): Ich wollte nur sa-
gen, dass die Aussagen der Zeugin zur Zusam-
menarbeit mit dem BfV ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht erfolgen, weil das nicht Untersu-
chungsgegenstand ist. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Herz-
lichen Dank. 

Martina Renner (DIE LINKE): Gut. - Dann würde 
mich wirklich noch mal interessieren, wenn Sie 
jetzt die Länder des BfV haben, ob das ungefähr 
die Länder sind, auf die auch das Interesse des 
BND gefallen ist. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also ich kann es 
auswendig schlicht und einfach nicht sagen. Wie 
gesagt, beim BND war ein wesentliches Krite-
rium: Länder, in denen Bundeswehreinsatz ist, 
und dann waren es Länder, bei denen also offen-
sichtlich sicherheitsrelevante Interessen waren. 
Das war eben Irak, Iran, da war teilweise dann 
auch China mit dabei, es waren teilweise auch 
Westbalkan-Staaten dabei. Ich glaube, der Balkan 
fehlt hier komplett - - 

(Die Zeugin blättert in den 
ihr vorgelegten Unterlagen) 

Martina Renner (DIE LINKE): Nein, nein, Serbien 
ist dabei, Bosnien-Herzegowina. - Dann würde 
ich fragen: Gab es auch - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Identisch sind die 
meiner Meinung nach von den Herkunftsländern 
her nicht. 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. - Hier wer-
den ja auch die Organisationen aufgeführt und 
die Nachrichtendienste in den Ländern, auf die 
ein besonderes Augenmerk gelegt werden soll, ob 
die Asylsuchenden dazu Auskunft geben können. 
Die Liste der Nachrichtendienste ist übrigens län-
ger als die Liste der Gruppierungen, auf die man 
achten soll, hier in diesem Papier. Gab es so eine 
Liste der Organisationen und auch Nachrichten-
dienste, die der BND übergeben hat, auf die man 
achten soll bei Befragungen, ob - - 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, vom BND 
hatten wir lediglich diese zwei Seiten oder 
eineinhalb nur. Und wie gesagt, der BND hat das 
also bewusst allgemein gehalten, um zu vermei-
den, dass er jeden Monat nachjustieren muss. 
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Martina Renner (DIE LINKE): Genau. Beim All-
gemeinen -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Jetzt müssten 
wir - - 

Martina Renner (DIE LINKE): - das ist die letzte 
Frage - sind wir jetzt am richtigen Stichpunkt. 
Sie kennen ja § 8 BND-Gesetz in Verbindung mit 
§ 18 Bundesverfassungsschutzgesetz, der ja vor-
sieht, dass es keine Regelübermittlung geben 
darf, sondern nur Spontanübermittlung. Finden 
Sie, dass es sich bei der Übermittlung von Daten 
auf Grundlage dieser zwei Seiten, die Sie eben 
als allgemein bezeichnet hatten, um eine Spon-
tanübermittlung handelt, oder ist das nicht mehr 
eine Regelabfrage? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, Regelabfra-
ge ist es meiner Meinung nach nicht, denn be-
schrieben sind Kriterien mit Bezug zu bestimm-
ten Herkunftsländern. Und die Kriterien schlie-
ßen ja schon einen großen Personenkreis aus, 
also, wir orientieren uns im Rahmen dieser Krite-
rienkataloge ja nicht allein am Herkunftsland, 
sondern daran, dass ein oder zwei dieser Krite-
rien erfüllt sind. Und das ist dann der Einzelfall. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und das ist die 
Spontanübermittlung? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Spontanübermitt-
lung: Meinen Sie jetzt § 8 Absatz 1, oder was? 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Wir haben 
für uns als Rechtsgrundlage für die Datenweiter-
gabe identifiziert § 8 Absatz 3. § 8 Absatz 1 
bezieht sich ja sehr auf - also, ich habe meinen 
Gesetzestext da - das G-10-Gesetz etc. Das haben 
wir eigentlich - - Wir haben § 8 Absatz 1 immer 
mit erwähnt, auch in unseren Dienstanweisun-
gen, weil er eben eine Rechtsgrundlage im Ein-
zelfall gewesen wäre. Aber diese Übermittlung 
aufgrund des Kriterienkataloges: Wir haben den 
Kriterienkatalog so definiert, dass wir sagen: Das 
ist das Ersuchen des BND und das ist § 8 Ab-
satz 3, und diesem Ersuchen entsprechen wir, 

indem wir zu diesen Kriterien die Daten übermit-
teln. 

Martina Renner (DIE LINKE): Genau. - Da hätte 
ich dann noch Fragen zu, aber jetzt ist meine Zeit 
um. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Genau. - Die 
Union hat, wenn ich das richtig verstanden habe, 
keine weiteren Fragen mehr in öffentlicher Sit-
zung. - Bündnis90/Die Grünen, Fragen in öffent-
licher Sitzung? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe nur noch eine Frage im Anschluss 
an das, was Sie zuletzt gefragt worden sind. Wenn 
Sie da „Amt für Befragungswesen“ oder „Stelle für 
Befragungswesen“ genannt haben, wussten dann 
die Anwälte, was das ist? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich will nicht 
ausschließen, dass es der eine oder andere 
wusste. Also von uns nicht. Wir haben - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Was haben die denn dann - - Die wollten 
ja wissen: Was sind das für Leute? Wo kommen 
die her, wenn die nicht von Ihnen sind? - Haben 
Sie dann gesagt: „Das ist ein Geheimdienst“ oder 
„Das ist der Bundesnachrichtendienst“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, die Haupt-
stelle für Befragungswesen - - Die Legende war 
meiner Erinnerung nach: eine Sicherheitsbehörde 
im Bereich des Bundeskanzleramtes. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und das haben Sie denen so gesagt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: So haben wir das 
weitergegeben. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Weil das war ja eigentlich eine ganz ge-
heime Geschichte, bis das dann rauskam und im 
Fernsehen kam, wie Sie es ja offenbar auch gese-
hen haben. Dann wurde das Amt ja aufgelöst. Das 
wissen Sie ja? 
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Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 2013 war es 
oder so. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Weil die Deckung nicht mehr klappte. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Auch, weil wohl 
zum damaligen Zeitpunkt die Anzahl der Fälle 
zurückgegangen ist. Also, ich glaube, der Prozess, 
die Außenstellen der HBW einzuschmelzen, hat 
schon vorher begonnen. Aber das sind die Inter-
na, die müssten Sie - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein, nein, es wurde ja ganz abgeschafft. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, es wurde dann 
ganz abgeschafft, - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und inzwischen - -  

Zeugin Renate Leistner-Rocca: - aber ob das jetzt 
organisatorische Gründe hatte? Ich habe nur 
mitbekommen, dass schon in den Jahren vorher 
die Anzahl der Außenstellen der HBW reduziert 
worden ist. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein, nein, das interessiert mich ja jetzt 
nicht, nur, ob das eine wahrheitsgemäße Aus-
kunft war, die man auch einordnen konnte, was 
das ist. Ich stelle mir vor, wenn Sie schon dem 
Anwalt das so sagen: „Hauptstelle für Befra-
gungswesen“, was soll da so ein Iraker oder Ira-
ner oder Afghane mit so einer netten Bezeich-
nung „Hauptstelle für Befragungswesen“ anfan-
gen? Weiß der dann, was das ist? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, das ist ja ge-
rade der Punkt gewesen, dass wir zum Schutz der 
Antragsteller davon ausgegangen sind, dass die 
Antragsteller es zu Beginn eben nicht wussten, - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nicht zu Beginn, irgendwann. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: - damit man 
ihnen eben nicht vorwerfen kann, sie haben be-
wusst - - Ja, irgendwann - -  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, wenn der Anwalt sich gemeldet hat. 
Der hat sich ja nicht gleich zu Beginn gemeldet 
wahrscheinlich. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein. Sie dürfen 
sich das jetzt auch nicht so vorstellen, dass in je-
dem zweiten Fall dann ein Anwalt sich gemeldet 
hat. Das waren Fälle, wie gesagt, die kann ich in 
all den Jahren wahrscheinlich an beiden Händen 
abzählen. Aber solange die Entscheidung auf po-
litischer Ebene war und lautete, die Legende ist: 
„HBW - Sicherheitsbehörde im Bereich des Bun-
deskanzleramtes“, haben wir die natürlich auch 
verwendet. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herzlichen 
Dank. - Dann frage ich die Fraktion der SPD: Gibt 
es noch Fragen im öffentlichen Teil? - Nein. - 
Frau Kollegin Renner, gibt es noch Fragen? - Bitte 
schön. 

Martina Renner (DIE LINKE): Was wissen Sie 
denn, warum man die HBW aufgelöst hat? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wie gesagt, 
das ist - - Ein Teil wahrscheinlich aus internen 
Gründen, aus internen organisatorischen Grün-
den. Und dann nehme ich schon an, dass irgend-
wann diese Offenlegung, HBW ist gleich BND, 
auch mit ein Anlass dazu war. 

Martina Renner (DIE LINKE): Waren Sie in die-
ser Endphase der HBW beteiligt: „Wie geht es da-
nach weiter? Machen wir eine neue Tarnfirma 
auf?“? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, das war 
jetzt genau der Zeitpunkt - wenn ich mich recht 
entsinne, Ende 2013 -, wo ich dann die Funktion 
gewechselt habe. An den Diskussionen „Wie geht 
es weiter?“ oder „Geht es überhaupt weiter?“ war 
ich nicht mehr beteiligt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Es gab ja noch ein 
anderes Thema neben der Enttarnung. Es gab 
Presseberichterstattungen, die gesagt haben: Die 
Daten, die durch die HBW erhoben wurden bei 
den Asylsuchenden, sind geeignet, um im gehei-
men Krieg - also im Einsatz von militärischen 
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Drohnen zur Erfassung von Zielen für extra-
legale Hinrichtungen - eingesetzt zu werden. - 
Kennen Sie diese Diskussion? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich kenne die Dis-
kussion, ja, aber - - also die Details natürlich 
nicht, weil sich solche Daten allenfalls aus der 
Befragung der HBW hätten ergeben können. Und 
damit, wie gesagt, hatten wir nichts zu tun. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wir hatten jetzt 
letztens den Drohnenpiloten Brandon Bryant hier 
als Zeuge, der gesagt hat, eine Mobilfunknummer 
reicht, um ein Ziel zu identifizieren, weil die 
Drohne selbst einen Geräteanbau hat, mit dem 
man sich dann auf diese Mobilfunknummer ein-
loggen kann und die Rakete auf das Ziel senden 
kann. War das Teil der Diskussion, dass Mobil-
funknummern reichen zur Zielerfassung für eine 
bewaffnete Drohne? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, mit uns si-
cherlich nicht. BND-intern wahrscheinlich 
schon, aber zum Bundesamt hat es jetzt eher kei-
nen Bezug. Wir sind an derartigen Diskussionen 
nicht beteiligt gewesen.  

Martina Renner (DIE LINKE): Sie haben aber die 
Unterlagen und die Personen dem BND überlas-
sen, die möglicherweise Gegenstand solcher Ope-
rationen waren. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, wir haben 
die Anhörungsprotokolle an die HBW gegeben. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, genau. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Aber ob jetzt da 
Telefonnummern drin waren, bezweifle ich, weil, 
wie gesagt, unsere Anhörungsprotokolle ja - - 
oder unsere Anhörungen nicht dazu dienten, In-
formationen zu erlangen, die für den BND even-
tuell von Interesse sind, sondern wir haben uns 
mit dem Aspekt der erlittenen oder drohenden 
politischen Verfolgung auseinandergesetzt. Ich 
kann mir nicht vorstellen, dass da Telefonnum-
mern geflossen sein sollten. Das hat mit der Frage 
der politischen Verfolgung jetzt eher wenig zu 
tun. Also, mir ist kein solcher Fall in Erinnerung. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wird in diesen Be-
fragungen bei Ihnen, bei den Anhörungen, da-
nach gefragt, ob es Personen gibt, die, wenn es 
keine Dokumente gibt - Haftbefehl oder Ähn-
liches -, die Verfolgungsgeschichte bestätigen 
können? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Sie meinen jetzt 
Zeugen? 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Zeugenverneh-
mungen gibt es bei uns in aller Regel nicht. Die 
Anhörungen - - Also, ein Antragsteller schildert 
sein Verfolgungsschicksal, was er erlitten hat, 
beziehungsweise, was für uns ja das Wichtigere 
ist, was er befürchtet, wenn er wieder nach 
Hause muss. Er legt Unterlagen vor, die er dazu 
hat, beziehungsweise beschreibt den Sachverhalt. 
Die Entscheider gehen mit dem Hintergrund ihrer 
Herkunftsländerkenntnisse dran. Im Einzelfall 
kann man auch recherchieren. Was bei uns im-
mer wieder mal gemacht wird, sind Anfragen an 
das Auswärtige Amt zu bestimmten Ereignissen, 
ob die so wie vom Antragsteller geschildert auch 
stattgefunden haben. Wir befragen unter Umstän-
den auch Amnesty oder wer auch immer uns als 
Informationsquelle sinnvoll erscheint. Aufgrund 
dieser zusammengetragenen Informationen mit 
dem Herkunftsländerwissen wird dann entschie-
den. Zeugenvernehmungen: Kann ich mich 
nicht - - Also, ich kann mich an eine erinnern, 
aber das ist schon ewig her, und das war in 
einem Widerrufsverfahren. 

Martina Renner (DIE LINKE): Also man macht 
keine Angaben zu Referenzpersonen im Her-
kunftsland oder Ähnliches? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Nein, nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wenn Sie das jetzt 
heute hören: Wir haben in der Befragung zur 
HBW auch erfahren, dass die DIA - aber auch die 
HBW selbst - zum Beispiel von den zu Befragen-
den Geodaten erfragt hat durch Vorlage von Sa-
tellitenbildern und Landkarten, auf denen Mar-
kierungen vorgenommen werden mussten und 
Ähnliches - alles natürlich auch möglicherweise 
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im Zusammenhang mit Geheimkrieg von Inte-
resse. Wenn Sie hören, dass eben das, was in der 
Presse 2013 stand, als Möglichkeit, dass hinter 
dieser Kooperation mit einem militärischen Ge-
heimdienst, der DIA, eben auch die Beteiligung 
an illegalen Militäraktionen steht, haben Sie sich 
nicht im Nachhinein jetzt noch mal gefragt: Was 
haben wir all die Jahre in der Zusammenarbeit 
mit der HBW gemacht, möglicherweise indirekt 
unterstützt? Was ist mein Anteil daran? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Was soll ich 
Ihnen jetzt sagen? 

Martina Renner (DIE LINKE): Es gibt Tausende 
zivile Opfer von Drohnenkriegen, Tausende. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Wollen Sie jetzt 
von mir hören, dass ich ein wahnsinnig schlech-
tes Gewissen habe? - Also, ich weiß ehrlich nicht, 
was ich jetzt darauf antworten soll. Natürlich - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Sie müssen das 
auch nicht. Aber ich frage Sie, ob Sie sich da-
rüber Gedanken gemacht haben. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Natürlich macht 
man sich Gedanken darüber; das ist ja ganz klar. 
Aber ich kann nur noch mal sagen: In der dama-
ligen Situation, als ich zuständig war, als wir 
diese Anfragen bekommen haben und uns über-
legt haben, ob wir eine ausreichende Rechts-
grundlage haben, ob wir die Daten weitergeben 
können, da hätte ich keine Möglichkeit gesehen, 
zu sagen: Wir verweigern die Datenweitergabe. - 
Jetzt im Nachhinein ist man schlauer. Im Nach-
hinein kann man sich das auch ganz persönlich 
irgendwie anders vorstellen unter Umständen; 
aber von der Aufgabenerfüllung her, was damals 
eben meine Verpflichtung war, sehe ich jetzt per-
sönlich nicht, dass wir es hätten anders machen 
können in der damaligen Situation. Aber das ist 
jetzt ein privates Statement. Das hat jetzt eigent-
lich mit dem Untersuchungsgegenstand nicht 
wirklich was zu tun. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wir fragen ja auch 
nach Ihren Wahrnehmungen und nach Ihrem 
Wissen. Also, das kann man schon auch vor 

einem Untersuchungsausschuss vortragen. Das 
ist kein Problem. 

Ich wollte Ihnen noch eins sagen: Das BMI ist 
mittlerweile auch nicht mehr ganz so sicher, wie 
das mit der Rechtsgrundlage aussieht. Es gibt 
eine Drucksache des Deutschen Bundestages un-
ter 18/5935 vom 02.09.2015 - also ziemlich ak-
tuell -, da geht es um die Evaluation zum Arti-
kel 9 Änderungsgesetz Bundesverfassungsschutz-
gesetz. Unter Punkt 4.6.2 unter „Empirische Er-
gebnisse“ geht es einmal um die Rechtsgrundlage 
der Übermittlung von Daten aus dem BAMF an 
das BfV und dann eben auch zur Frage, ob ent-
sprechende Rechtsgrundlage für den BND vor-
liegt. 

(MR Torsten Akmann 
(BMI) meldet sich) 

- Herr Akmann, kann ich zu Ende reden? - Und 
da heißt es dann: 

Eine entsprechende Regelung zur 
Übermittlung von Informationen 
durch das BAMF an den BND 
existiert im BNDG nicht. 

Das schreibt das BMI. 

Durch das Gesetz zur Änderung 
des Bundesverfassungsschutz-
gesetzes vom 7. Dezember 2011 
wurde der bisherigen Regelung 
der Satz 4 hinzugefügt, der vor-
sieht, dass die Zuständigkeit und 
das Verfahren für die Entschei-
dung des BAMF zu Übermittlun-
gen nach Satz 1 in einer Dienst-
vorschrift zu regeln sind, die der 
Zustimmung des BMI bedarf. 

Also, man stellt fest, man braucht jetzt eine 
Dienstvorschrift usw. Die wird dann ja auch am 
01.12.2013 erlassen, bestand aber vorher nicht. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: 2013? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wollen wir 
eben noch die Frage stellen lassen und dann Herr 
Akmann? 
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Martina Renner (DIE LINKE): 2012, Entschuldi-
gung; genau. - Sie sagen ja, Sie waren sich immer 
sicher, dass das BND-Gesetz trägt. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und solange Sie 
im Amt waren, war die Rechtsauffassung des 
BMI auch immer, dass das BND-Gesetz trägt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Das ist mein 
Kenntnisstand, ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Jetzt würde 
ich aber gerne Herrn Akmann dazu hören, weil - - 

MR Torsten Akmann (BMI): Es ist immer noch 
so. Es ist nicht so, dass das BMI jetzt anderer 
Auffassung ist, wie Sie es hier eigentlich falsch 
sagen. Und es ist auch nicht so, dass Sie hier die 
Meinung des BMI darstellen. Das ist ja ein Gut-
achten eines Instituts; das wissen Sie doch. Das 
haben Sie jetzt aber nicht gesagt und haben Sie 
verschwiegen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, im Auftrag der 
Bundesregierung. 

MR Torsten Akmann (BMI): Genau. Und wenn 
Sie dann auch diesen zweiten Absatz zitieren, se-
hen Sie, dass wir durchaus eine Rechtsgrundlage 
im BND-Gesetz sehen, nämlich § 8 Absatz 1 und 
§ 8 Absatz 3 und das in Verbindung mit § 8 
Absatz 4 Asylverfahrensgesetz. Das ist nach wie 
vor die Auffassung der Bundesregierung. 

Martina Renner (DIE LINKE): Gut. Das ist ja noch 
mal schön zu hören. Vielleicht gibt es ja eine 
Nachfolgeorganisation, die weiterhin so was 
macht, dann steht das ja weiter im Raum, dass da 
möglicherweise auch Daten weitergegeben wer-
den an Dritte - ohne Grundlage; die sehen wir 
nämlich immer noch nicht.  

Selbst wenn die Grundlagen zur Weitergabe an 
den BND bestehen, ist die nächste Frage: Wie 
würden Sie denn heute die Frage beurteilen, ob 
die Daten an die DIA hätten weitergegeben wer-
den dürfen? Es sind ja Ihre Daten gewesen. Sie 
können ja jetzt nicht sagen: Es waren ja Daten des 

BND. - Sie müssen das ja vor dem Hintergrund 
betrachten, dass es Ihre Daten waren, als BAMF. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ja, aber die Daten-
weitergabe BND an andere Stellen - egal an 
wen -, das ist vom BND zu prüfen. Also, es gibt 
ja - - Wir überprüfen, ob wir eine Rechtsgrund-
lage haben für die Weitergabe von Daten des 
Bundesamtes an den BND. Und der BND prüft, 
ob er eine Rechtsgrundlage hat für die Daten-
weitergabe an andere Stellen. Also, das zu über-
prüfen - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Fühlen Sie sich 
vom BND getäuscht, dass er Ihnen nicht gesagt 
hat, dass die DIA am Tisch sitzt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, ich würde 
mich dann getäuscht fühlen, wenn der BND jetzt 
absolut keine Rechtsgrundlage hätte und das ein-
fach so gemacht hätte. Aber ich nehme an, dass 
es im BND-Gesetz entsprechende Regelungen gibt 
zur Datenweitergabe auch an ausländische oder 
an andere Behörden. Aber wie gesagt, es ist nicht 
unsere Aufgabe, zu prüfen: Was macht der BND 
mit diesen Daten weiter, darf er das? - Ich bin 
verantwortlich dafür, dass das Bundesamt nur 
die Daten weitergibt, die es aufgrund einer 
Rechtsgrundlage weitergeben darf. Und das ha-
ben wir geprüft. Wir sind zu einer bestimmten 
Auffassung gelangt, die ist von der Amtsleitung 
bestätigt, die ist meines Wissens auch - vielen 
Dank, Herr Akmann, diesen aktuellen Bericht 
kenne ich ja nicht, für die Ergänzung - vom BMI 
gestützt. Dafür trage ich die Verantwortung. Das 
haben wir so eingehalten. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Jetzt muss 
ich auf die Uhr gucken. 

Martina Renner (DIE LINKE): Nur noch eine 
Frage. - Es ging ja nicht nur um die Übergabe von 
Daten, sondern auch von Menschen an den ame-
rikanischen Militärgeheimdienst DIA, der eigen-
ständig Befragungen durchgeführt hat. Wie be-
urteilen Sie denn das heute? Es geht ja um Men-
schen im Endeffekt, die ja mit ihren Hoffnungen 
nach Deutschland gekommen sind und dann am 
Schluss an einem Tisch saßen mit einem ameri-
kanischen Militärgeheimdienst und sie nicht 
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wussten, wer ihnen gegenüber sitzt, und sich na-
türlich willig in das Verfahren eingelassen haben, 
weil sie gedacht haben, es gehört zu dem Proze-
dere in Deutschland, um hier das Recht auf Asyl 
zu bekommen. Also, Sie als BAMF-Mitarbeiterin, 
wie sehen Sie das heute? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Also, ich sehe, 
dass wir - was ich heute schon mehrfach gesagt 
habe - sehr stark darauf gedrängt haben, dass den 
Asylbewerbern klar ist, dass ihre eventuelle Zu-
sammenarbeit mit einer Sicherheitsbehörde 
nichts mit ihrem Asylverfahren zu tun hat. Ich 
sehe, dass wir uns aus unserer Sicht an die Da-
tenübermittlungsvorschriften gehalten haben. 
Und ich sehe, dass wir keinen Einfluss hätten 
nehmen können auf das, was der BND tut. Also 
ich - - Und der Rest ist einfach meine private 
Meinung.  

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herzlichen 
Dank. - Ich hätte jetzt auch noch ganz viele Nach-
fragen, ob Fragen nach Sicherheit und anderen 
Dingen nicht auch sinnvoll sind, aber ich spare 
mir das, weil wir, glaube ich, ja weitestgehend 
schon am Ende der Fragerunden sind. - Ich gebe 
dem Kollegen von Notz das Wort. Sonst haben, 
glaube ich, keine Fraktionen mehr Nachfragen in 
öffentlicher Sitzung. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und ich habe auch nur eine Frage. - Frau 
Leistner-Rocca, ohne Anerkennung einer Rechts-
pflicht: Bei all den Millionen von Flüchtlingen 
heute, wer macht das denn jetzt? 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Jetzt die Daten-
weitergabe oder auch Datenübermittlung? Ich 
glaube, das hat sich auch geändert und ist - - 

MR Torsten Akmann (BMI): Es ist nicht Unter-
suchungsgegenstand, was heute ist. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ach so. Es wäre aber trotzdem total inte-
ressant. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Deswegen 
war wohl die Frage ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht gestellt, aber die Antwort sollte 
wohl - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe es versucht! 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - ohne 
Anerkennung einer Rechtspflicht sein. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Ich könnte es 
Ihnen auch nicht im Detail sagen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das wäre sowohl interessant für das BAMF 
als auch, wer ebendiese Befragungen jetzt durch-
führt. Da Herr Akmann da so drauf anspringt, 
habe ich eine grundsätzliche Idee, wer das sein 
könnte. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herzlichen 
Dank. - Ich sehe, dass es keine weiteren Fragen 
mehr im öffentlichen Teil gibt. Wenn das so ist, 
dann frage ich in die Runde, ob es die Notwen-
digkeit gibt, Fragen in nichtöffentlicher Sitzung 
zu stellen. - Das ist nicht der Fall, denn Sie haben 
sehr umfangreich geantwortet und ich glaube, 
aus unserer Sicht, wenn ich mal für alle sprechen 
darf, die Dinge berichtet und erzählt, die Sie er-
lebt und mitbekommen haben. Von daher darf 
ich mich ganz herzlich bei Ihnen bedanken. 

Das Protokoll wird Ihnen nach Fertigstellung zu-
gesandt. Sie haben dann - ich hatte es ja ganz am 
Anfang der Zeugenvernehmung gesagt - 14 Tage 
Zeit, etwaige Korrekturen oder Berichtigungen 
vorzunehmen und uns dann das Protokoll zu-
rückzusenden.  

Ich darf mich herzlich bei Ihnen bedanken. Wir 
sind damit am Ende Ihrer Zeugenvernehmung. 
Sie brauchen sich auch nicht mehr bereitzuhal-
ten für eine nichtöffentliche Befragung. Sie haben 
jetzt frei. Danke schön. Ich wünsche Ihnen einen 
schönen Nachmittag und danke Ihnen, dass Sie 
bei uns waren. 

Zeugin Renate Leistner-Rocca: Danke schön.  
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Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich bitte, jetzt 
den Zeugen Karl in den Sitzungssaal zu geleiten. 
Ich würde sagen, bis dahin machen wir eine 
kurze Pause. 

(Unterbrechung von  
13.59 bis 14.21 Uhr) 
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Vernehmung des Zeugen 
Albert Karl 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich darf nun 
unseren Zeugen Herrn Albert Karl begrüßen. Ich 
stelle fest: Der Zeuge ist ordnungsgemäß geladen. 
Herr Karl, Sie haben die Ladung am 18. Novem-
ber erhalten. Ganz herzlichen Dank, dass Sie mei-
ner Ladung gefolgt sind und uns heute für diese 
Zeugenvernehmung zur Verfügung stehen. Seien 
Sie gegrüßt. 

Ich habe Sie darauf hinzuweisen, dass die Bun-
destagsverwaltung eine Tonbandaufnahme der 
Sitzung fertigt. Diese dient ausschließlich dem 
Zweck, die stenografische Aufzeichnung der Sit-
zung zu erleichtern. Die Aufnahme wird nach Er-
stellung des Protokolls gelöscht. 

Das Protokoll dieser Anhörung wird Ihnen nach 
Fertigstellung zugestellt. Sie haben, falls dies ge-
wünscht ist, die Möglichkeit, innerhalb von zwei 
Wochen Korrekturen und Ergänzungen vorzu-
nehmen. - Gibt es hierzu Fragen Ihrerseits? 

Zeuge Albert Karl: Nein, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Danke 
schön. - Vor Ihrer Anhörung habe ich Sie zu-
nächst zu belehren. Herr Karl, Sie sind als Zeuge 
geladen. Als Zeuge sind Sie verpflichtet, die 
Wahrheit zu sagen. Ihre Aussagen müssen richtig 
und vollständig sein. Sie dürfen nichts weglas-
sen, was zur Sache gehört, und nichts hinzu-
fügen, was der Wahrheit widerspricht. Ich habe 
Sie außerdem auf die möglichen strafrechtlichen 
Folgen eines Verstoßes gegen diese Wahrheits-
pflicht hinzuweisen. Wer vor dem Untersu-
chungsausschuss uneidlich falsch aussagt, kann 
gemäß § 162 in Verbindung mit § 153 des Straf-
gesetzbuches mit Freiheitsstrafe von drei Mona-
ten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft 
werden. 

Nach § 22 Absatz 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes können Sie die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung Sie selbst 
oder Angehörige im Sinne des § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung der Gefahr aussetzen würde, 

einer Untersuchung nach einem gesetzlich geord-
neten Verfahren ausgesetzt zu werden. Dies be-
trifft neben Verfahren wegen einer Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit gegebenenfalls auch Diszi-
plinarverfahren. 

Sollten Teile Ihrer Aussagen aus Gründen des 
Schutzes von Dienst-, Privat- oder Geschäfts-
geheimnissen nur in einer nichtöffentlichen oder 
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie 
um einen Hinweis, damit der Ausschuss dann ge-
gebenenfalls einen Beschluss nach § 14 oder 15 
des Untersuchungsausschussgesetzes fassen kann 
und die Sitzung dann in nichtöffentlicher Form 
oder eingestufter Form fortsetzen kann, sodass 
Sie auf die Fragen dann antworten können. - Gibt 
es hierzu Fragen? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Nach diesen 
notwendigen Vorbemerkungen darf ich Ihnen 
kurz den geplanten Ablauf darstellen: Eingangs 
habe ich Sie zur Person zu befragen. Zu Beginn 
der Vernehmung zur Sache haben Sie nach § 24 
Absatz 4 des Untersuchungsausschussgesetzes 
Gelegenheit, zum Beweisthema im Zusammen-
hang vorzutragen, also ein sogenanntes Eingangs-
statement abzugeben, ohne dabei von Fragen der 
Ausschussmitglieder unterbrochen zu werden. 
Danach werde ich Sie befragen. Anschließend er-
halten die Mitglieder des Ausschusses die Gele-
genheit, Fragen zu stellen; das geht dann nach 
dem Stärkeverhältnis eine Fraktion nach der an-
deren. - Haben Sie hierzu Fragen? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herzlichen 
Dank. - Ich darf Sie dann bitten, sich dem Aus-
schuss mit Namen, Alter, Beruf und einer la-
dungsfähigen Anschrift vorzustellen. 

Zeuge Albert Karl: Mein Name ist Albert Karl. 
Ich bin 53 Jahre alt, bin Beamter, Diplom-Polito-
loge, und meine ladungsfähige Anschrift ist das 
Bundeskanzleramt in 11012 Berlin. Seit August 
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2013, genau seit Anfang August 2013, leite ich im 
Bundeskanzleramt das Referat 603.3 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ganz herz-
lichen Dank. - Jetzt möchte ich Sie fragen: Wollen 
Sie von der Gelegenheit Gebrauch machen, ein 
Eingangsstatement abzugeben und zum Sachver-
halt in Gänze vorzutragen? 

Zeuge Albert Karl: Nein, ich würde gern Ihre Fra-
gen beantworten. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gut. Dann 
kommen wir zu den Fragen. Da würde ich zu An-
fang gerne etwas mehr über Ihre Ausbildung wis-
sen. Was haben Sie genau gemacht? Sie hatten es 
ja schon angedeutet, aber wie ist das verlaufen: 
Studium? Nach dem Studium, wie ist es weiter-
gegangen? Sie sind ja wahrscheinlich nicht direkt 
ins Bundeskanzleramt - oder doch? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke, es ist von der 
Chronologie her besser, von hinten her anzufan-
gen. Wie gesagt, seit 5. August 2013 leite ich das 
Referat 603 im Bundeskanzleramt. Davor habe 
ich fünf Jahre lang im BND den Stab, den soge-
nannten Stab einer Abteilung, geleitet, die sich 
mit der Auswertung von Technik und Wissen-
schaft befasst hat, Proliferation, Massenvernich-
tungswaffen. Davor, also von 2003 bis 2008, war 
ich bereits im Bundeskanzleramt als Referent in 
der Abteilung 6 und davor im Bundesnachrich-
tendienst, wo ich ursprünglich 1985 angefangen 
habe als Bürosachbearbeiter und im Laufe der 
Zeit verschiedene Stationen in zwei Abteilungen 
durchlaufen habe. Ich habe von 1987 bis 1991 
nebenher studiert. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Haben Sie 
Wehrdienst geleistet? 

Zeuge Albert Karl: Ja. Ich war vier Jahre bei der 
Bundeswehr. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wenn Sie 
vier Jahre waren als SaZ 4, in welchem Bereich 
waren Sie da? 

                                                      
3) Protokoll korrigiert, siehe Anlage 2.  

Zeuge Albert Karl: Ich war in der Nachschub-
truppe, zuletzt Zugführer. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Also 
mit ELoKa oder vergleichbaren Dingen hatten Sie 
nichts zu tun? 

Zeuge Albert Karl: Keine Berührung, nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gut. - Dann 
komme ich direkt zur Thematik der Selektoren. 
Was Selektoren sind, ist Ihnen bekannt? 

Zeuge Albert Karl: Ja, das sind Telekommunika-
tionsmerkmale, mit denen die Erfassung ge-
steuert wird. Das sind in der Regel Ziffernfolgen, 
die für die Erfassung gesteuert werden und aufbe-
reitet werden, also zum Beispiel Telefonnum-
mern oder E-Mail-Adressen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Können das 
auch andere Begriffe sein? 

Zeuge Albert Karl: Ich habe Ihre Frage nicht ver-
standen. Welche Begriffe meinen Sie? Andere Ar-
ten von Telekommunikationsmerkmalen? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Zum Beispiel 
das Wort „Attentat“, wäre das ein Selektor, oder 
„Bombe“? „Bombe“ scheint nicht so gut geeignet 
zu sein, hat mal ein Zeuge hier gesagt. 

Zeuge Albert Karl: Ja, das sind im Prinzip dann 
inhaltliche Suchbegriffe. Also Selektoren, Tele-
kommunikationsmerkmale wären formale Such-
begriffe; „Bombe“ oder „Attentat“ wären insofern 
inhaltliche Suchbegriffe. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Also es 
gibt beides? 

Zeuge Albert Karl: Beides, ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Werden die 
in unterschiedlichen Dateien gepflegt? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht sa-
gen. Das weiß ich nicht. Mir ist nur eine Datei für 
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die Steuerung von formellen Suchbegriffen be-
kannt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Formelle wa-
ren jetzt die - - 

Zeuge Albert Karl: Waren die Ziffernfolgen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Die nicht-
inhaltlichen? 

Zeuge Albert Karl: Die nichtinhaltlichen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und da gibt 
es nur eine Ihres Wissens, oder gibt es da meh-
rere Dateien? 

Zeuge Albert Karl: Meines Wissens nach eine 
große Datei, - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Eine große 
Datei, wo man dann quasi durch - - 

Zeuge Albert Karl: - die unterteilt ist in verschie-
dene Sektoren. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: In verschie-
dene - - Bitte was? 

Zeuge Albert Karl: Sektoren, in verschiedene - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Sektoren. 
Was sind Sektoren? 

Zeuge Albert Karl: Das sind verschiedene wohl 
Aufteilungen innerhalb der Datei, - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeuge Albert Karl: - die letztendlich die Datei-
struktur - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Könnte so ein 
Sektor auch inhaltliche Selektoren sein? 

Zeuge Albert Karl: Das weiß ich nicht. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wissen Sie 
nicht. 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Dann 
will da auch gar nicht weiter nachbohren. Weil 
das wäre interessant, ob die inhaltlichen Selek-
toren in anderen Dateien aufgeführt sind. Okay. - 
Das Aufgabenprofil der Bundesregierung, APB, 
das sagt Ihnen auch was? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

(Christian Flisek (SPD): 
Kennen Sie das?)  

- Genau. Kennen Sie das? Haben Sie es gelesen? 

Zeuge Albert Karl: Ja, ich habe es gelesen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Wie 
geht das einher mit der Auswahl der Selektoren? 
Wie funktioniert so was? Ich habe da das APB, 
ich habe da Selektoren: Wie kriegt man das über-
ein? Das muss ja passen. So verstehe ich das als 
Laie. Also, die Selektoren sollten irgendwie sich 
erklären anhand des APB. 

Zeuge Albert Karl: Der nachrichtendienstliche 
Produktionsprozess - letztendlich sind beides ja 
Teile des nachrichtendienstlichen Produktions-
prozesses, der nachrichtendienstlichen Informa-
tionsgewinnung - stellt sich insofern dar, dass am 
Produktende das Produkt steht des BND. Das ist 
die Berichterstattung des BND bzw. die Bericht-
erstattung und die Unterrichtung der Bundes-
regierung, der Ressorts und, je nachdem, auch 
der zuständigen Behörden. Für die Erstellung 
dieses Produkts ist der Geschäftsbereich 2 bzw. 
die Auswertung des BND zuständig, und dort 
setzt letztendlich auch das Auftragsprofil der 
Bundesregierung an. Die Auswertung steht in 
Kontakt mit der Abteilung TA bzw. mit den Ab-
teilungen, die nachrichtendienstliche Informatio-
nen beschaffen, sofern sie nicht in die jeweilige 
Abteilung integriert sind. Und was die Selektoren 
betrifft, definiert die Auswertung gegenüber der 
Abteilung TA den Informationsbedarf. Der wird 
dort - - In der Abteilung TA wird der Informa-
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tionsbedarf dann letztendlich generiert, wird um-
gesetzt durch die Nachrichtenbearbeiter, die 
dann Kenntnis haben über entsprechende Zu-
gänge technischer Art. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wie arbeitet 
Ihr Referat 603 mit dem Referat 605 zusammen? 

Zeuge Albert Karl: Wir unterrichten uns gegen-
seitig über die Produkte, die der BND erstellt. 
Mein Referat ist für die Produkte des BND zu den 
Themen Proliferation, Massenvernichtungswaf-
fen, Trägertechnologie und Unterstützung des 
BND im Rahmen der Exportkontrolle sowie zu 
den Produkten des BND im Bereich „Cyber“ zu-
ständig. Das heißt also, für diesen relativ speziel-
len, thematisch speziellen Fachbereich macht 
mein Referat die Qualitätskontrolle. Letztendlich, 
was die Einordnung der Thematik in den Bereich 
Gesamtlage angeht, wofür 605 zuständig ist, er-
folgt eine enge Abstimmung zwischen 603 und 
605.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: 605, könnte 
man doch auch sagen, ist die Geschäftsstelle für 
das APB - oder? 

Zeuge Albert Karl: Ja, 605 ist die Geschäftsstelle 
für das APB. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und das APB 
ist der Rahmen für den BND. 

Zeuge Albert Karl: Für den BND. Die Orientie-
rung für die Produkte - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Die bitte 
was? 

Zeuge Albert Karl: Die Orientierung für die Pro-
dukte, - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Orientierung. 

Zeuge Albert Karl: - die der BND zu liefern hat. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Was heißt 
„Orientierung“? Ist das so ein grober Anhalt? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Es ist im Prinzip sehr, 
sehr detailliert. Es definiert die Aufgaben, die 
Themen, zu denen der BND nachrichtendienst-
liche Informationen einschließlich der Bewer-
tung aus dem Ausland zu generieren hat. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Würden Sie 
da „Weisung“ auch zu sagen? Ist das wie eine 
Weisung? 

Zeuge Albert Karl: Es ist eine Umsetzung des 
Auftrages für den BND, - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und der Auf-
trag - - 

Zeuge Albert Karl: - des gesetzlichen Auftrags, - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Des gesetz-
lichen - - 

Zeuge Albert Karl: - der in § 1 Absatz 2 BND-Ge-
setz. Dazu dient das APB. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay.  Ist das 
zwingend für den BND? Oder ist das, sagen wir 
mal, ein „So könnte es sein; aber wir können es 
auch anders; solange wir im gesetzlichen Auftrag 
bleiben, ist es für uns - - 

Zeuge Albert Karl: Also, „zwingend“ ist schon 
eine Frage - - Letztendlich, zwingend wäre, wenn 
eine Nichterfüllung sanktioniert würde. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Na ja, man 
könnte ja sagen - - 

Zeuge Albert Karl: Also, wenn der BND keine 
Zugänge hat, dann kann er keine Information ge-
nerieren, zwangsläufig; aber es ist natürlich eine 
Zielvorgabe für den BND, seine Mittel, die er zur 
Verfügung hat im Rahmen des gesetzlichen Auf-
trages - - um Informationen dahin gehend zu ge-
winnen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Sonst könnte 
man ja sagen: Im APB steht: „Macht technische 
Aufklärung in Syrien!“, und da sagt man sich: 
„Och, da machen wir lieber in Frankreich, ist 
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auch Ausland, ist vom gesetzlichen Rahmen ge-
deckt. Was schert uns das APB?“ Wäre das ein 
Verstoß, oder wäre das - - Wie würden Sie das be-
werten? 

Zeuge Albert Karl: Das wäre natürlich auch eine 
Frage der Zielerreichung, die man auch an den 
BND stellt bzw. - - Insofern ist das APB schon 
eine klare, definierende Vorgabe. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich frage so 
ein bisschen vor dem Hintergrund, weil ja auch 
die Bewertung unserer Vertrauensperson, der 
sich die Selektoren angeschaut hat, in dem öf-
fentlichen, zugänglichen Teil ja auch sagt, dass 
das APB dem BND Prioritäten vorgäbe.  

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das ist ja was 
anderes - nicht? Also, „Prioritäten“ heißt ja: Das 
sollte an erster Stelle gemacht werden; aber alles 
andere können wir auch machen, Hauptsache, es 
ist im gesetzlichen Rahmen. 

Zeuge Albert Karl: Darauf würde auch die Fach- 
und Dienstaufsicht achten, dass die Prioritäten 
entsprechend APB eingehalten werden. Dazu - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Also Sie jetzt 
in dem Fall. 

Zeuge Albert Karl: Ja, für den Bereich meiner Zu-
ständigkeit: Massenvernichtungswaffen und Trä-
gertechnologie. Das heißt also, wenn der BND Be-
richterstattung nur liefern würde zu irgendwel-
chen Drittländern oder - wie soll ich sagen? - 
Dinge, die nicht umsetzbar sind für … (akustisch 
unverständlich), dann müsste ich einschreiten, 
oder wenn Berichte nicht hinreichend genug prä-
zise wären - also, das Maß für die Zielerreichung, 
für die Qualitätserreichung wäre dann das APB - 
oder wenn eine einseitige Behandlung von The-
men erkennbar würde, die nicht in der Priorität 
des APB wäre. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Aber es ist 
nicht linke und rechte Grenze, sondern es ist ein 
Wunsch, den man erfüllen muss oder soll, sonst 
ist Dienst- und Fachaufsicht gefragt; - 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - aber es ist 
nicht, sagen wir mal: Die linke und rechte Grenze 
ist im Grunde das Gesetz, und das APB ist so wie 
der Wunschzettel. 

Zeuge Albert Karl: Ja, natürlich. Es ist die ein-
deutige Schranke. Und das APB ist die Orientie-
rung für die Linie, die der BND zu erfüllen hat. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeuge Albert Karl: Und es ist für den BND selbst 
natürlich auch eine Orientierung für den Einsatz 
seiner Ressourcen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Und 
dann: Die Zeugen Vorbeck und, ich glaube, Heiß 
war es auch - ich hoffe, es war nicht gestern in 
der anderen Veranstaltung, wo Herr Heiß war - 
haben uns von der sogenannten kurzfristigen 
Auftragssteuerung berichtet. Was ist das denn 
jetzt wieder? 

Zeuge Albert Karl: Na, eine kurzfristige Auftrags-
steuerung spielt der Tatsache natürlich Rech-
nung, dass sich kurzfristig auch Lageveränderun-
gen ergeben können, dass in irgendeinem Land 
ein Putsch oder so ausbricht, und zu dem müsste 
dann der BND berichten. Das wäre dann eine 
Schwerpunktverlagerung, die ad hoc erreicht 
werden müsste; denn sonst wäre die Bericht-
erstattung des BND dann nicht flexibel und agil 
genug. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und im Be-
reich der technischen Aufklärung, kann man da 
so flexibel reagieren? Wie macht man das? 

Zeuge Albert Karl: Wie die technische Aufklä-
rung im Detail darauf reagieren kann, ist mir 
nicht bekannt, welche konkreten Maßnahmen 
dann getroffen würden. Denkbar wäre, dass mei-
netwegen dann Antennen andere Satelliten auf-
fassen. Das ist das, was mir als Nächstes einfiele 
dazu. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Hatten Sie 
mit der HBW zu tun? Sagt Ihnen das was? 
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Zeuge Albert Karl: Ja, die HBW sagt mir was. 
Aber mit der HBW selbst als Institution hatte ich 
nichts zu tun; aber sie gehörte letztendlich von 
der Informationsgewinnung her auch zum Zu-
ständigkeitsbereich des Referates. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Warum ha-
ben Sie dann damit nichts zu tun gehabt? 

Zeuge Albert Karl: Also, ich habe das alleine auf 
die Institution bezogen.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Also, 
Sie waren nie - - 

Zeuge Albert Karl: Also, ich war nie in der Ein-
richtung. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeuge Albert Karl: Ich kenne die Gebäude nicht, 
die Infrastruktur. So hatte ich Ihre Frage verstan-
den. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Was haben 
die denn gemacht? 

Zeuge Albert Karl: Bitte? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Was hat die 
denn gemacht, die HBW? 

Zeuge Albert Karl: Die Hauptstelle für Befra-
gungswesen hat Asylanten und Flüchtlinge be-
fragt zu Themen, die im Auftragsprofil der Bun-
desregierung lagen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Und 
über was hat die dann Asylsuchende befragt bei-
spielsweise? 

Zeuge Albert Karl: In erster Linie zu - - oder 
überhaupt zu Themen, zu denen die Asylsuchen-
den, Flüchtlinge Auskunft geben konnten, also 
zu -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Brotpreis, 
Wetter? 

Zeuge Albert Karl: - Lagen in den Herkunftslän-
dern, also zu Themen einerseits, zu denen die 
Befragten Bezug hatten, und die natürlich dann 
im Aufklärungsinteresse des BND lagen. Also 
sehr plastisch: politische Lage oder wirtschaft-
liche Lage, Versorgungslage, Lage der Opposi-
tion, also Dinge, mit denen die Befragten dann 
jeweils wirklich, soweit feststellbar, Berührung 
haben konnten. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der HBW haben 
das auch nicht alleine gemacht, sondern gemein-
sam mit Partnerdiensten - richtig? 

Zeuge Albert Karl: Soweit mir bekannt war, wa-
ren Partnerdienste bei dem Befragungswesen mit 
integriert; aber es gab einen Bericht des BND, so-
weit ich erinnere, aus dem hervorging, dass nicht 
immer Partner bei den Befragungen mit anwe-
send waren. Diese Befragungen wurden auch 
vom BND durchgeführt, und die Erkenntnisse 
wurden dann teilweise an die Partner weitergege-
ben. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Also, es wa-
ren nicht immer Partner dabei. Ich hätte umge-
kehrt gefragt: Waren auch mal Partner dabei und 
nicht nur immer der BND? Okay.  

Zeuge Albert Karl: Also, ich weiß nicht - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Was für ein 
Bericht war das denn, den Sie gerade erwähnten? 

Zeuge Albert Karl: Also, wir haben im Zusam-
menhang mit der Diskussion um die HBW - - Im 
Zusammenhang mit den Veröffentlichungen zur 
HBW wurde von uns noch mal ein Gesamtbericht 
der HBW, über die HBW, über die Tätigkeit der 
HBW angefordert. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Jetzt muss 
ich mal ganz kurz in Richtung von Herrn Wolff 
fragen: Das meint jetzt aber nicht die Chronolo-
gie, dieses historische Booklet da? Was ist das für 
ein Bericht? 
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RD Philipp Wolff (BK): Ich gehe davon aus, da 
geht es jetzt eher um die Beantwortung parlamen-
tarischer Fragen, die - 

Zeuge Albert Karl: Genau, in dem Zusammen-
hang. 

RD Philipp Wolff (BK): - jeweils eine Rolle ge-
spielt haben, die auch - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Wenn 
da ein darüber hinausgehender Bericht wäre,- 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - könnte ich 
mir vorstellen, dass den der Ausschuss gerne 
hätte. Okay. Also, es geht mir jetzt nicht um das 
Historische. 

Zeuge Albert Karl: Ja. Es war im Zeitraum Okto-
ber/November 2013. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay, den 
Zeitraum kann ich mir erklären. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Diese 
gemeinsamen Befragungen, hat man da vonseiten 
des Bundeskanzleramts mal näher draufgeguckt, 
wie die stattfinden, wie das funktioniert, wer 
denn die Partner sind, die da befragen, gemein-
sam und sogar alleine, habe ich gehört? Da wäre 
noch nicht mal immer der BND dabei gewesen. 

Zeuge Albert Karl: Ich kann zu dem Punkt nur 
den Zeitraum überblicken, der meine Zuständig-
keit angeht, also vom August 2013 etwa bis eben 
heute. Also, was davor lag, weiß ich nicht. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und wie war 
es in dem Zeitraum, den Sie überblicken können? 

Zeuge Albert Karl: In dem Zeitraum, wie gesagt, 
haben wir uns durch die parlamentarischen Fra-
gen und das, was der BND da zugeliefert hat, 
Auskünfte eingeholt und haben uns dann damit 
befasst. Ich erinnere mich auch, dass der BND 
unter Legende natürlich befragt hat, dass auch 

die integrierten Partner unter der Legende HBW 
befragt haben.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Konnten die 
alle so gut Deutsch, akzentfrei? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich nicht be- - Ver-
mutlich, - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Oder haben 
die das dann auf Englisch gesagt? 

Zeuge Albert Karl: - weil es sonst auffällig  gewe-
sen wäre. Aber definitiv weiß ich es nicht, aus 
eigener Anschauung. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Und 
die Legende war jetzt wie? HBW? 

Zeuge Albert Karl: Hauptstelle für Befragungs-
wesen, - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Genau. 

Zeuge Albert Karl: - mit einer eigenen Außen-
stelle bzw. mit einem eigenen Gebäude, einer 
eigenen Infrastruktur. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und dann ha-
ben wir immer wieder gehört von Zeugen, da 
hätte man noch ergänzt - nach meiner Meinung 
hätte das eigentlich ausgereicht, wenn man sagt: 
„Wir kommen von der Hauptstelle für Befra-
gungswesen“ - - dann hätte man immer ergänzt: 
im Auftrag des Kanzleramts. - Ich hoffe, ich habe 
das jetzt richtig wiedergegeben.  

Zeuge Albert Karl: Das sagt mir nichts. Das 
kenne ich nicht. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Mir sagt es 
auch nichts. Ich finde es auch nicht besonders 
pfiffig, sage ich ganz ehrlich. Aber gut. 

Zeuge Albert Karl: Nein, also, es wäre - - Ja, ich 
fand es auch. Wenn es - - dann wäre es wirklich 
nicht pfiffig. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Vielleicht 
stand es ja auf der Visitenkarte sogar drauf. 
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Zeuge Albert Karl: Ich habe auch nie eine Visi-
tenkarte der HBW gesehen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ja. Aber gut. 
Aber das ist Ihnen so in Ihrer Dienstzeit nie 
durchgedrungen, wie die da auftreten, was die 
machen. 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Nein. - Wie 
viele Befrager dort im Einsatz waren, wissen Sie 
das, wie groß die HBW war, HBW intern plus 
dann vielleicht sogar, wenn Sie es wüssten, wie 
viele Partner denn da rumliefen mit unterschied-
lichen Flaggen? 

Zeuge Albert Karl: Mir sind Größenordnungen 
erinnerlich mit dem letzten Stand von insgesamt 
40, wobei wohl nur 15 oder ein Dutzend Befra-
ger, deutsche Befrager, zur HBW gehörten. Die 
Anzahl der Partnerbefrager ist mir nicht erinner-
lich. Ich denke, es waren weniger. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Die, die für 
Partnerdienste gefragt haben, hatten die die deut-
sche Nationalität? 

Zeuge Albert Karl: Das weiß ich nicht. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Also, 
könnten das auch Deutsche gewesen sein, die im 
Auftrag des Partnerdienstes gehandelt haben? 

Zeuge Albert Karl: Nein, das halte ich für ausge-
schlossen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gibt alles im 
Leben. - Okay, aber da können Sie nichts zu sa-
gen. 

Zeuge Albert Karl: Nein, ich kann dazu nichts 
sagen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Hat es da re-
gelmäßig Berichte gegeben, die dort erstellt wor-
den sind, im Sinne von: „Das und das kriegen 
wir so raus; deswegen rechtfertigt sich so eine 
Tarneinrichtung“? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht sa-
gen, in welcher Abfolge Berichte erstellt wurden; 
dazu war die Zeit meiner Befassung damit zu 
kurz. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Da ist keiner 
erstellt worden. Und bei der Beantwortung der 
parlamentarischen Anfragen sind Ihnen auch 
keine Berichte aus vergangener Zeit unter die 
Hände gekommen? 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wäre so was 
üblich gewesen? 

Zeuge Albert Karl: Wenn ich für meine ande-
ren - - für die Bereiche, die ich in - - zum Beispiel 
Proliferation, würde ich solche Bericht einfor-
dern im Rahmen der Fach- und Dienstaufsicht. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Also, Sie 
würden solche einfordern. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich meine, 
muss ja nicht monatlich kommen, - 

Zeuge Albert Karl: Es muss ja nicht. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - aber ich 
sage mal so grob. 

Zeuge Albert Karl: Aber mir sind sie nicht be-
kannt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Also, die In-
stitution war ja schon einige Zeit in Betrieb. Da 
könnte man ja mal erwarten, dass es irgendwo 
auch alleine im Sinne des Controllings, im Sinne 
von „Lohnt sich das Ganze?“, mal ein gewisses 
Berichtswesen gibt, wo man dran feststellen 
kann, das lohnt sich oder lohnt sich nicht. 

Zeuge Albert Karl: Uns wurde bekannt, dass die 
HBW - - Man muss dazu sagen, das heutige Wis-
sen, was ich über die HBW habe - - einfach aus 
im Wesentlichen auch im Zusammenhang mit 
der Aufarbeitung der parlamentarischen Fragen 
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und der vom BND erstellten Berichte stammt. 
Demnach war die HBW BND-intern schon seit 
längerem wohl einer Effizienzkontrolle unterzo-
gen worden, einfach auch aus Gründen der Ak-
tualität, aus Gründen des Zeitverzuges, der teil-
weise eben entstand. Weil für nachrichtendienst-
liche Berichterstattung ist die Frage „aktuelle 
Zeit“ ein immer wichtigeres Kriterium. Und 
wenn ein Asylsuchender oder ein Flüchtling län-
gere Zeit schon das Land verlassen hat oder aus 
seiner ursprünglich interessanten Tätigkeit weg 
ist, dann ist der Ertrag vielleicht geringer. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Dass 
diese ganze Aktion da sensibel ist, war Ihnen das 
mal aufgefallen, so mit den gemeinsamen - - mit 
den Partnerdiensten da Sachen zu machen? 

Zeuge Albert Karl: Ja. Das ist eine - - Doch, natür-
lich ist alles, was mit nachrichtendienstlichen 
Zusammenhängen, mit Zusammenarbeit mit Part-
nern zu tun hat, per se sensibel. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Muss ja nicht 
prinzipiell verkehrt sein; das will ich damit nicht 
sagen. 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Nur, - 

Zeuge Albert Karl: Nur, das verdient besondere 
Beachtung. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - woran 
drückt sich diese Sensibilität hier im Konkreten 
aus, und wo war das Problem, aus Ihrer Sicht, 
dass man das mit Partnern gemacht hat, zum Bei-
spiel NSA, CIA oder anderen? 

Zeuge Albert Karl: Also, die Tatsache, dass man 
es mit Partnern macht und dass man mit auslän-
dischen Nachrichtendiensten zusammenarbeitet, 
ist per se Zweck der nachrichtendienstlichen Ko-
operation und Informationsgewinnung. Worauf 
zu achten ist, ist eben das Wie, dass es im Rah-
men der gesetzlichen Befugnisse erfolgt, dass es 
auch vom Tatsächlichen her im Rahmen der 
nachrichtendienstlichen Vorgehensweise erfolgt, 
dass die Informationsübergabe an ausländische 

Dienste dokumentiert wird, dass sie den gesetz-
lichen Vorgaben entspricht etc. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Hatte man 
die Sorge, dass auch ausländische Nachrichten-
dienste, wenn sie denn allein befragen, ohne dass 
einer von der HBW, also vom BND, dabei war, 
dass die da alles richtig machen? Man konnte es 
ja gar nicht wissen. War das so ein Grund, wo 
man vielleicht im November 2013 sagte: „Das las-
sen wir besser“? 

Zeuge Albert Karl: Ich hatte damals, soweit ich 
erinnere, einen Bericht gelesen, aus dem hervor-
ging, dass bei den Befragungen durch ausländi-
sche Partner wohl nicht immer ein Mitarbeiter 
oder Mitarbeiter des BND anwesend seien. Und 
alleine aufgrund eben der Tatsache, dass es sich 
um eine Legendeneinrichtung des BND handelt 
unter deutscher Leitung, dass die Abdeckung 
durch ausländische Befrager unter HBW er-
folgt - - macht es für mich nur zwingend notwen-
dig - in der damaligen Betrachtung -, dass auch 
BND-Befrager bei den Befragungen durch auslän-
dische Partner mit anwesend sind. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wer hatte 
diesen Bericht damals erstellt, den Sie gelesen 
haben? 

Zeuge Albert Karl: Der BND, der Leitungsstab.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Ich 
suche den gerade. Haben wir den? Ich sehe den 
nämlich nicht.  

RD Philipp Wolff (BK): Also, soweit mir erinner-
lich, gibt es mehrere Stellen auch in den Akten, 
woraus das hervorgeht. Ich kann jetzt nicht sa-
gen, welche - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Nicht Stellen. 
Diesen Bericht, den suche ich. Oder verwechseln 
Sie das jetzt mit der Süddeutschen vom 19. No-
vember 2013 unter der Überschrift „Deutsche Be-
hörde horcht Asylbewerber aus“? Weil Sie haben 
ja dann am 25. November 2013 - das müssten ja 
Sie gewesen sein - per E-Mail eine Weisung er-
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teilt, dass ab sofort Befragungen nur noch im Bei-
sein von BND-Angehörigen durchgeführt werden 
können. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Dann war der 
Bericht vielleicht auch die Süddeutsche? 

Zeuge Albert Karl: Ist mir nicht erinnerlich. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeuge Albert Karl: Also, ich weiß, dass ich ge-
lesen habe und dass das - - im Prinzip, um si-
cherzugehen bzw. um auszuschließen, dass keine 
Befragungen ohne Anwesenheit eines BND-Mit-
arbeiters durchgeführt werden. Deshalb erging 
diese Weisung, in jedem Fall dafür zu sorgen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Weil ich 
frage mich jetzt - - 

Zeuge Albert Karl: Was jetzt der konkrete Aus-
löser - - Ob das die Süddeutsche war oder ein Be-
richt des BND war, ist mir, wenn Sie jetzt so fra-
gen, nicht erinnerlich; aber ich weiß, es gab An-
lass, darüber diese Weisung zu erteilen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Sagen wir 
mal so: Ich mache mir ja Gedanken, warum Sie 
am 25. November diese Weisung erteilt haben, 
weil ich ja immer prinzipiell davon ausgehe: Was 
staatliche Behörden machen, ist rechtmäßig, und 
das ist auch alles gut abgeprüft, da gibt es recht-
liche Grundlagen für, und wenn da was nicht 
richtig läuft, dann prüft man das, und dann über-
legt man, dann entscheidet man, dann korrigiert 
man. Und wenn Sie jetzt gesagt haben: „Da gibt 
es einen Bericht“, dann fände ich das interessant, 
weil in dem Bericht ja möglicherweise dieser 
Prozess des Überlegens sich niedergeschlagen hat 
oder hätte. Wenn da jetzt die Süddeutsche der 
Auslöser ist - so qualitativ hochwertig und exzel-
lent, wie ich die Süddeutsche halte -, erwarte ich 
natürlich, dass trotzdem eine Bundesbehörde 
oder ein Amt oder was auch immer sich über 
einen Zeitungsbericht hinaus Gedanken macht, 
ob sie handelt, und zum Beispiel eine Praxis, die 

anscheinend längere Zeit gelaufen ist, dement-
sprechend einstellt. Und deswegen frage ich 
mich: Was war denn die Grundlage? War man da 
so sensibel und hatte gedacht: „Oh, überall kann 
eine Mine im Minenfeld verborgen sein“, „Alles, 
was passiert, machen wir besser - - da hören wir 
auf, weil alles irgendwie vielleicht ein Problem 
darstellen könnte“? Oder war gerade diese Sache 
problematisch? Was war problematisch daran, 
dass da Partner mit agierten? Also, prinzipiell - - 

Zeuge Albert Karl: Also, es war nicht problema-
tisch, dass Partner agierten, sondern dass gegebe-
nenfalls Partner ohne gleichzeitige Anwesenheit 
von BND-Mitarbeitern befragen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und irgend-
wie so eine Art Autoritätsfunktion - HBW klingt 
ja ziemlich offiziell - - Wenn die auch noch sag-
ten, sie kämen von der HBW, und vielleicht auch 
noch akzentfrei Deutsch sprächen, dann glaubte 
man das ja auch noch. Und dann treten die hier 
mit staatlicher Autorität auf und sind es gar 
nicht. Stimmt, das kann man eigentlich nicht 
dulden. Wie lange hat das denn stattgefunden, 
bevor Sie die Reißleine am 25. November gezo-
gen haben? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht be-
antworten. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Aber seitdem 
Sie da waren in der Funktion, was ja dann nicht 
so lange vorher war, war das so; seit den paar 
Monaten. Sie haben es dann nicht - - In der Zeit 
ist es nicht zum ersten Mal aufgetreten. 

Zeuge Albert Karl: Nein.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Nun 
gut. 

Zeuge Albert Karl: Also, für mich war das wirk-
lich im November wohl erstmalig der Anlass, das 
zu tun. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Und dann ha-
ben Sie gesagt: Das lassen wir jetzt. - Haben Sie 
dann weiter nachgebohrt, haben mal gefragt: 
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„Wie viele sind da eigentlich von Partnerdienst-
lern im Einsatz? Was machen die? Ist da mal ir-
gendwas schiefgelaufen, wo die nächste Tretmine 
uns über den Weg läuft?“, -  

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: - oder haben 
Sie gesagt: „Gestoppt, meine Dienst- und Fach-
aufsicht erfüllt; was da jetzt kommt, war ja vor 
meiner Zeit“? 

Zeuge Albert Karl: Nein, dieser Erlass war ja 
nicht isoliert von der Gesamtentwicklung. Im 
Nachgang erfolgte ja dann letztendlich auch der 
Beschluss des BND - ich denke, es war so zwei 
Monate später -, dann eben diese Einrichtung als 
solche aufzugeben. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Wis-
sen Sie irgendwas, was da an Output rausgekom-
men ist aus der HBW und insbesondere aus der 
Zusammenarbeit mit den Partnerdiensten? 

Zeuge Albert Karl: Mir sind keine konkreten 
Zahlen erinnerlich, wie viele Meldungen seitens 
des BND erstellt wurden. Mir ist erinnerlich: 
Eine Zahl von circa 60 Prozent wurde wohl auch 
mit den Partnern geteilt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Teilten die 
auch mit uns, also wenn die alleine befragt ha-
ben? Vielleicht haben die es ja pfiffig gemacht. 
Haben die uns dann auch das abgegeben, oder 
haben die gesagt: „Wieder nichts dabei gewe-
sen“? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann es nicht dokumen-
tiert nachvollziehen; - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeuge Albert Karl: - aber ich gehe davon aus. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Kann das ir-
gendeiner nachvollziehen? 

Zeuge Albert Karl: Die Befragungen wurden ja 
auch unter fachlicher Aufsicht des BND zumin-
dest vor- und nachbereitet. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Kann das ir-
gendeiner nachvollziehen, oder - - Weil ich sage 
mal: Im Rahmen der Dienst- und Fachaufsicht 
muss man ja nicht jeden Tag dabeistehen; aber 
wenn es dann brisant wird, dann will man ja mal 
sich was zeigen lassen - nicht? 

Zeuge Albert Karl: Ich gehe davon - -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Bei wem? 
Wer hat die Berichte? Wer hat die Erkenntnisse? 
Wer ist derjenige, der da was hat? 

Zeuge Albert Karl: Der BND letztendlich - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Na ja, aber 
konkreter. 

Zeuge Albert Karl: - und dann konkreter das zu-
ständige Referat seinerzeit. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Und da 
müssten entsprechende Berichte etc. auch sein. 

Zeuge Albert Karl: Auch sein, ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. 

Zeuge Albert Karl: Ja. Die von dort - - Weil das ja 
Bearbeitungsprozess letztendlich dann im BND 
ist, ist das die Stelle, die die Informationen gene-
riert, auch entsprechend umsetzt, dokumentiert 
und an die Auswertung als Bedarfsträger weiter-
gibt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gut. Das soll 
es für mich erst mal gewesen sein. - Dann kom-
men wir jetzt zu den Fragen der Fraktionen. Und 
ich habe es schon mehrmals in letzter Zeit gesagt: 
Wenn Sie andere Getränke brauchen, eine Pause 
oder sonst irgendwas, geben Sie mir ein Signal; 
dann machen wir auch mal eine kurze Pause.  

Zeuge Albert Karl: Danke, ich bin gut versorgt. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ja, der Abend 
ist noch lang. Sie werden sich an meine Worte er-
innern. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 
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Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Frau Kollegin 
Renner beginnt mit ihren Fragen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, danke, Herr 
Vorsitzender. - Herr Karl, ich habe erst mal so 
eine ganz grundsätzliche Frage. Uns begegnet das 
immer wieder, dass Mitarbeiter im Bundeskanz-
leramt, die mit der Fach- und Rechtsaufsicht 
auch des Bundesnachrichtendienstes betraut 
sind, selbst auch mal Stationen im BND hatten, 
und andersherum eben gibt es den Weg auch, 
also zurück aus dem Bundeskanzleramt in den 
BND, wie so eine Art Drehtür, hat man das Ge-
fühl, dass ein bestimmtes Personal immer wieder 
in ein und dieselben Funktionen geschaufelt 
wird - ja? Und da schließt sich für mich eben so 
ein bisschen die Frage an: Funktioniert denn 
dann wirklich Aufsicht und Kontrolle? Weil man 
ja doch biografisch sich die Sichtweise und mög-
licherweise auch die etwas windigen Geset-
zeskonstruktionen des BND hat irgendwann zu 
eigen machen müssen. Also, wir kennen ja mitt-
lerweile hier absurdeste Dinge wie Funktionsträ-
gertheorie, Weltraumtheorie und Ähnliches. Und 
dann sitzt man plötzlich an der Stelle im Bundes-
kanzleramt, wo man das kontrollieren soll und 
möglicherweise ja auch brechen muss mit sol-
chen Vorstellungen. Wie geht das überein? 

Zeuge Albert Karl: Also, ich denke, das geht sehr 
gut überein. Sie würden sagen: Muss er ja sagen; - 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, müssen Sie jetzt 
sagen. 

Zeuge Albert Karl: - der hat das ja schon zweimal 
durchlebt. - Nein, es ist natürlich so, dass man 
die Kenntnisse aus dem BND mitbringt und die 
Struktur kennt. Das heißt also, man hat rein ob-
jektiv einen Informationsvorsprung. Und letzt-
endlich, wenn man dann wieder in den BND zu-
rückkommt, hat man auch im Prinzip das Wissen 
im Gepäck, dass man sagt, man weiß, was die Be-
darfsträger brauchen und möchten. Ich denke, 
dass die Kontrolle dadurch wirklich auch effektiv 
ist letztendlich. Man darf ja nicht vergessen: Ich 
bin Beamter, und ich diene dem Land und nicht 
einer Behörde. 

Martina Renner (DIE LINKE): Na ja. 

Zeuge Albert Karl: Und letztendlich trägt die 
Fach- und Dienstaufsicht ja auch dazu bei, die 
Behörde weiterzuentwickeln, zu begleiten und 
tatsächlich darauf zu achten, dass die Handlun-
gen rechtmäßig sind, zweckmäßig sind. Dazu gibt 
es ja auch entsprechende Grundsätze. Und es ist 
durchaus nicht unbedingt - wie soll ich sagen? - 
ein Bonus, wenn man dann aus dem Bundes-
kanzleramt, aus der Fach- und Dienstaufsicht, wo 
man teilweise wirklich sehr hart kontrolliert 
hat - - dass man dann im BND dann unbedingt 
willkommen ist, also eine Förderung erfährt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Na ja, aber - - Also, 
ich sage mal so: Vielleicht legt man sich eben 
auch nicht so gerne an mit bestimmten Struktu-
ren, aus denen man selbst stammt, und wenn - - 
Also, ich sage mal so: Wir haben ja mittlerweile 
Anhaltspunkte nicht nur in diesem Ausschuss, 
sondern auch in anderen Gremien des Hauses, 
dass es ein gehöriges Maß an Eigenleben des BND 
gegeben hat. Vielleicht macht man sich ja auch 
bestimmte Dinge zu eigen. Ich will einfach sagen: 
Ich bin einfach immer wieder verblüfft, dass zum 
Beispiel ein bestimmter Sprachgebraucht auch in 
der Aufsichtsbehörde durchgängig benutzt wird, 
der eigentlich originärer Geheimdienstsprech ist - 
ja? Zum Beispiel diese ganzen Sachen: nachrich-
tendienstlicher Produktionsprozess, Kunden und 
Produkte, man muss vom Produktende reden. 
Eine Sprache, wo es um Grundrechtseingriffe 
geht, also, wo es um Befugnisse geht irgendwie, 
in elementare Grundrechte der Bürger und Bürge-
rinnen einzu- - werden verkleistert, so als würde 
man Autos verkaufen, als ginge es um Kunden 
und Produkte - ja? Und diese Sprache, die kenne 
ich vom BND. Also, wir haben hier hundertmal 
gehört: Da werden irgendwie Meldungen ins 
Töpfchen gelegt und vom Kunden abgeholt, und 
ähnliche schöne Bilder hatten wir hier schon - ja? 
Und Sie sprachen jetzt auch so von diesen Pro-
dukten und Kunden. Und ich finde, als Rechts- 
und Fachaufsicht muss man sich - - Ich glaube, es 
geht weder um Produkte bei Datenverarbeitung 
noch um Kunden bei ANDs - ja? So, und das ist 
ein bestimmtes - - Ich finde, damit macht sich 
eine bestimmte Arbeitsweise deutlich, die wahr-
scheinlich schwieriger zu ändern ist als Gesetze. 
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Zeuge Albert Karl: Dazu würde ich auch gerne 
noch was sagen: Die Kategorie „sich anlegen“ ist 
nicht Kategorie in der Fach- und Dienstaufsicht 
zwischen einer Behörde und dem vorgesetzten 
Ressort. Das ist eine Frage - wie soll ich sagen? - 
des Privaten. Das ist auch nicht Kategorie meiner 
Aufgabe, und es ist auch nicht Kategorie einer 
Hierarchie im Bundeskanzleramt, wo Sie auch 
Vorgesetzte haben. Und, wie gesagt: Ich bin auch 
Beamter, der seinem Land dient und nicht der 
Behörde.  

Zu dem Thema Produkte: Das ist auch eine An-
lehnung an natürlich vermutlich ein Controlling-
verfahren. Natürlich, Produkt des BND ist die Be-
richterstattung und ist die Unterrichtung der 
Bundesregierung und der Ressorts nach § 12 
BND-Gesetz. Und zu dem Thema Kunde: Ich 
denke, dass ich das Wort nicht verwendet habe, 
sondern von Abnehmer gesprochen habe. Das ist 
im Prinzip die objektivierte Form - 

Martina Renner (DIE LINKE): Des Kunden. 

Zeuge Albert Karl: - der Stelle, wo Informationen 
landen und verarbeitet werden. 

Martina Renner (DIE LINKE): Kunden oder Ab-
nehmer, ich würde es DIA, NSA oder CIA nen-
nen - ja? Das tut mir dann also - - Für mich sind 
es weder Kunden noch Abnehmer. - Ich komme 
aber gerne auch auf die HBW zu sprechen, gerade 
weil wir heute Morgen Frau Leistner-Rocca vom 
BAMF hier hatten und da gerade eben auch in 
dem Thema drinstecken; der Kollege Vorsitzende 
hat ja auch dazu gefragt. - Sie sagten, diese Befra-
gungen seien ja dokumentiert, und man konnte 
sich dann auch einen Eindruck machen. Das lag 
Ihnen wirklich vor, auch die Befragung der DIA 
lagen Ihnen vor. 

Zeuge Albert Karl: Nein, die lagen mir nicht vor. 

Martina Renner (DIE LINKE): Die lagen Ihnen 
nicht vor. 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Lagen Ihnen die 
Befragungen der HBW vor? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Auch nicht. - Wie 
macht man sich dann als Rechts- und Fachauf-
sicht einen Eindruck davon, was in diesen Befra-
gungen erfragt wird, wenn einem die nicht vor-
liegen? 

Zeuge Albert Karl: Die Details, die inhaltlichen 
Details zu den Befragungen waren nicht Gegen-
stand der Fach- und Dienstaufsicht, sondern der 
Gesamtrahmen dafür, wie diese Befragungen 
stattfinden, dass es also diese Einrichtung gibt, 
welche Rechtsgrundlage für die Informations-
übermittlung es gibt, dass es eine Dokumentation 
gibt, aber nicht die Einzelfälle für einzelne Befra-
gungen.  

Martina Renner (DIE LINKE): Es gab ja dann in 
2013 eben auch Berichterstattung zu der Arbeit 
der HBW in Kooperation mit dem Partner, die ja 
auch nahegelegt hat, dass die Daten, die dort von 
den Flüchtlingen erfragt wurden, geeignet sind, 
um Zielerfassungen im Drohnenkrieg vorzuneh-
men. Hätte man sich nicht an der Stelle zum In-
halt der Befragungen interessieren müssen? 

Zeuge Albert Karl: An der Stelle ja. Aber erstens 
gibt es wohl Analysen, dass Telefonnummern 
zum Beispiel ungeeignet sind. Zweitens wurde 
auch berichtet - und da wurde nachgefragt -, die 
Meldungen über Ortsangaben wurden jeweils be-
reinigt, sodass sie nicht punktgenau - - sondern 
grobe Angaben, meinetwegen „500 Meter südlich 
des Sees“. Das heißt also, sie wurden geografisch 
unkenntlich gemacht. 

Martina Renner (DIE LINKE): Also, zu der Frage, 
ob Telefonnummern von Mobilfunkgeräten geeig-
net sind, hat Brandon Bryant, Drohnenpilot, hier 
als Zeuge das Gegenteil ausgesagt. Aber ich will 
das noch mal ein bisschen allgemeiner fragen: 
Welche Erkenntnisse hatten Sie denn, warum 
ausgerechnet die DIA Kooperationspartner des 
BND bei diesen Befragungen war? 

Zeuge Albert Karl: Es erschloss sich mir, dass im 
Prinzip ähnliche Aufklärungsinteressen wie beim 
BND, also Lage, wirtschaftliche Lage, politische 
Lage - - 
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Martina Renner (DIE LINKE): Ist der BND ein 
militärischer Nachrichtendienst? 

Zeuge Albert Karl: Pardon? 

Martina Renner (DIE LINKE): Ist der BND ein 
militärischer Nachrichtendienst? 

Zeuge Albert Karl: Nein.  

Martina Renner (DIE LINKE): Nein. - Ist die DIA 
ein militärischer Nachrichtendienst? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja. Also, ähnliche 
Interessen sind ja nicht sehr naheliegend, außer 
der BND ist auch ein militärischer Nachrichten-
dienst, und da reden zu wenige drüber. 

Zeuge Albert Karl: Also, der BND ist der Aus-
landsnachrichtendienst der Bundesrepublik 
Deutschland. Im Ausland mögen die Nachrich-
tendienste entsprechend andere Funktionen ha-
ben. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und welches Inte-
resse hatte genau die DIA in der Kooperation mit 
dem Bundesnachrichtendienst? 

Zeuge Albert Karl: Welche konkreten - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Es sind ja Daten 
weitergegeben worden an die DIA, und es sind ja 
auch Personen der DIA zur Befragung überlassen 
worden. Und das muss ja rechtlich beurteilt wor-
den sein von Ihnen. 

Zeuge Albert Karl: Ich kenne das Informations-
profil der DIA für die Befragungen nicht. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ist schlecht.  

Stellvertretende Vorsitzende Susanne Mittag: 
Das wäre dann so weit - - Dann kommen wir zur 
nächsten Fraktion. Das wäre die SPD. 

Christian Flisek (SPD): Danke, Frau Vorsitzen-
de. - Hallo, Herr Karl! 

Zeuge Albert Karl: Hallo! 

Christian Flisek (SPD): Ich würde ganz gerne mal 
mit Ihnen direkt eine E-Mail von Ihnen bespre-
chen wollen, nämlich vom 25. November 2013 an 
leitung-leiter@bnd.bund.de. Und unter anderem 
ist dann auch der Zeuge Heiß in CC gesetzt. Da 
geht es um die HBW und die Befragungen. Ich 
lese das jetzt mal hier nicht vor, aber darin sagen 
Sie also - - erteilen Sie unmissverständlich die 
Weisung, dass ab sofort sicherzustellen ist, dass 
Befragungen nur noch im Beisein von BND-Ange-
hörigen durchzuführen sind. Was war der für Sie 
ausschlaggebende Sachverhalt, dass diese - - 
Also, erst einmal: Diese E-Mail ist von Ihnen, 
glaube ich - nicht? 

Zeuge Albert Karl: Also, ich denke mich jetzt, wo 
Sie es jetzt so vorlesen - -  

 Christian Flisek (SPD): Ja, also es ist unterschrie-
ben „Mit freundlichen Grüßen Albert Karl, Bun-
deskanzleramt, Referatsleiter 603“. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Christian Flisek (SPD): So. Was war der Sachver-
halt, auf dessen Grundlage Sie diese Weisung er-
teilt hatten? 

Zeuge Albert Karl: Der Vorsitzende hatte vorhin 
ja schon auf diesen Sachverhalt angesprochen. 
Aus welchem Bericht nun der Auslöser dafür 
konkret stammt, kann ich nicht nachvollziehen. 
Also, ich kann jetzt nicht mehr sagen: Das war 
der Bericht von so und so, von dem Datum. Aber 
jedenfalls wurde der Sachverhalt thematisiert. 
Und aufgrund der Struktur, dass es sich um eine 
deutsche Legendeneinrichtung handelt, eine Le-
gendeneinrichtung des BND, dass die Befragun-
gen unter Legende HBW durchgeführt wurden, 
dass der BND fachliche und organisatorische Lei-
tung hatte, die Befragungen vor- und nachbereitet 
hat, war es nur zwangsläufig notwendig, dass 
auch BND-Angehörige bei den Befragungen teil-
nehmen, oder anders ausgedrückt: dass ausländi-
sche Partner nicht ohne BND-Beteiligung befra-
gen. 
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Christian Flisek (SPD): Ja, jetzt ist das ja ein biss-
chen spät, November 2013, das ist ja quasi kurz 
vor Auflösung. Das bedeutet im Prinzip: Über 
Jahre hinweg offensichtlich, scheinbar war das 
anders. 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich nicht beantwor-
ten, weil - - 

Christian Flisek (SPD): Dann fokussieren Sie 
noch mal den Sachverhalt: Was ist Ihnen zur 
Kenntnis da gelangt, nachdem Sie sagen: „Jetzt 
müssen wir eingreifen“? 

Zeuge Albert Karl: Uns ist zur Kenntnis gelangt 
aus dem Bericht offenbar, dass nicht immer BND-
Angehörige bei den Befragungen der Partner be-
teiligt waren.  

Christian Flisek (SPD): Gut. - Sind Ihnen da 
Quantitäten benannt worden, wie oft das der Fall 
war? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Christian Flisek (SPD): Aber Ihnen ist bekannt 
geworden, dass es Fälle gab, wo eben BND-Mit-
arbeiter nicht dabei waren. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Christian Flisek (SPD): Und ist Ihnen gesagt wor-
den, warum das nicht der Fall war? Bevor Sie die 
Weisung erteilt haben, haben Sie da mal eine 
Rücksprache gehalten mit denjenigen, die das be-
trifft, warum es zu dieser Praxis gekommen ist? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Christian Flisek (SPD): Wieso nicht? Das wäre - - 
Also jetzt mal ganz einfach gefragt, wäre das 
Erste, was ich gemacht habe, bevor ich sozusagen 
ex cathedra eine Weisung erteile: Im Rahmen der 
Sachverhaltsaufklärung rufe ich da mal an, die 
Leiterin, und sage: Hören Sie mal, scheinbar gibt 
es bei Ihnen öfters mal Befragungen, ohne dass 
BND-Mitarbeiter dabei sind. Wie oft kommt das 
vor? Wer veranlasst das? Warum ist das so? 

Zeuge Albert Karl: Wir haben - - Die Weisung 
wurde erteilt, um in jedem Fall sicherzustellen, 
nachdem bekannt wurde, dass nicht immer BND-
Befrager mit anwesend waren, dass tatsächlich 
zumindest künftig immer BND-Befragungen un-
abhängig von dem, was in der Vergangenheit 
war - -  

Christian Flisek (SPD): Richtig. Ja. Also bis zum 
letzten Satz wäre ich jetzt voll mit Ihnen gegan-
gen. Ich finde die Weisung auch super. Also, ich 
bin ja nicht gegen diese Weisung. Im Gegenteil, 
ich finde die völlig korrekt. Da sind wir völlig 
nah beieinander. Nur jetzt der letzte Satz, der hat 
mir jetzt wieder ein bisschen Stirnrunzeln ge-
bracht, so nach dem Motto: Ich erteile da mal 
eine Weisung; aber eigentlich ist mir irgendwie 
wurscht, was in der Vergangenheit war. 

Zeuge Albert Karl: Nein. Nein, das waren die mir 
bekannten Umstände, sprich also: Dass der BND 
berichtet hat: „Es sind nicht immer Befrager des 
BND mit anwesend“, war ausreichend genug, war 
hinreichend Grund, diese Weisung zu erlassen, 
ohne nachzufragen. 

Christian Flisek (SPD): Ich will Ihnen jetzt nicht 
zu nahe treten, Herr Karl, aber ist das wirklich so, 
dass also jetzt aus der Sicht der Aufsichtsbehörde 
die Information dann ausreicht: „Das war wohl 
mal irgendwie nicht so, und deswegen erteile ich 
jetzt die Weisung“? Ich meine, ich sage ganz of-
fen, also ich würde dann wissen wollen: Wie oft 
war das denn der Fall? Warum ist das so? Gab es 
da Kapazitätsprobleme? Haben die nicht genü-
gend Personal gehabt? Oder sind da irgendwel-
che Spielchen gespielt worden, so, dass die Ame-
rikaner mal gesagt haben: „Hier, guckt mal den 
Asylbewerber, hier den da, den wollen wir mal 
lieber alleine befragen“? Also, ich hätte schon In-
teresse gehabt, das mal irgendwie in Erfahrung zu 
bringen, unabhängig davon, dass ich jetzt folge-
richtig sage: Ab sofort ist das abzustellen. 

Zeuge Albert Karl: Natürlich. In dem damaligen 
Zeitraum und um dieses Datum 25. November 
herum lief ja bereits schon eine - wie soll ich 
sagen? - Aufarbeitung dessen, was die HBW 
macht, - 
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Christian Flisek (SPD): Ja. 

Zeuge Albert Karl: - durch die parlamentarischen 
Anfragen, durch das, was wir danach gemacht 
haben. Zu dem Punkt haben wir halt dann in 
dem Augenblick nicht gezielt nachgefragt, weil ja 
wichtig war, zu regeln, dass Befrager mit anwe-
send waren. Wir haben nachgefragt zu der Effi-
zienzkontrolle, wir haben nachgefragt zu den An-
zahlen der Befragungen, wir haben nachgefragt 
zu den gesetzlichen Grundlagen etc. 

Christian Flisek (SPD): Ich frage mal anders, Herr 
Karl: Der zeitliche Kontext, November 2013 - - 
Ich meine, wir ordnen das hier immer so ein biss-
chen ein. Das ist jetzt - - Im Sommer 2013 kam 
der Herr Snowden hoch mit seinen Enthüllun-
gen. Und dann irgendwie so - ich glaube, Oktober 
war das - - hatte dann die Frau Bundeskanzlerin 
ihren berühmten Satz gesagt, dass das mit dem 
Ausspähen unter Freunden irgendwie so gar 
nicht gut sei. Und im November, Ende November 
wird dann diese Weisung erteilt; also quasi fast 
zwei Jahre her, ein bisschen mehr als zwei Jahre 
jetzt. Könnte das so sein, dass man vielleicht im 
Kanzleramt, auch vielleicht ohne dass man es 
jetzt positiv wusste - - aber diese Praxis gegebe-
nenfalls eine Zeit lang hingenommen hätte - auch 
wenn man es positiv gewusst hätte -, und aber 
ausgehend von dieser neuen politischen Situa-
tion - Snowden, Äußerungen der Kanzlerin, viel-
leicht erhöhte Sensibilität in Bezug auf diese 
ganze Grundthematik - jetzt gesagt hat: „Jetzt dre-
hen wir mal so ein bisschen die Schrauben schär-
fer und sichern uns ab, und dann erteilen wir 
halt eine Weisung jetzt mal“? Ist das Spekulation, 
was ich da gerade mache?  

Zeuge Albert Karl: Das ist, an mich gerichtet, 
spekulativ. 

Christian Flisek (SPD): Das bedeutet auch umge-
kehrt: Ihnen ist vor dieser Weisung und der un-
mittelbar die Weisung auslösenden Information, 
die Sie bekommen haben, nicht positiv bekannt 
gewesen, dass es dort Befragungen ohne BND-
Mitarbeiter gibt. 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Christian Flisek (SPD): Und können Sie aus-
schließen, dass es irgendjemand anders im Bun-
deskanzleramt gewusst hat? 

Zeuge Albert Karl: So etwas kann ich nicht aus-
schließen. 

Christian Flisek (SPD): Haben Sie aber auch nie-
manden dazu befragt, anlässlich Ihrer Weisung. 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Christian Flisek (SPD): Also, die Weisung ist 
schon ein bisschen monolithisch - nicht? Die 
steht da so ein bisschen sehr - -  

Zeuge Albert Karl: Ich habe mit meinen Mitarbei-
tern gesprochen, bevor wir die Weisung erteilt 
haben. 

Christian Flisek (SPD): Na ja. Ich meine, wir ler-
nen hier alle, wie so große politiknahe Behörden 
funktionieren. Und mein Eindruck ist jetzt so ein 
bisschen - - Wie gesagt: Die Weisung ist ja völlig 
richtig inhaltlich. Ich frage mich nur sozusagen: 
Wie ist die einzuordnen? Also, dass man irgend-
wie überhaupt nicht dann mal nachfasst: Wie ist 
denn die Praxis gewesen? Wie oft kam das denn 
vor - ich meine, in einer Zeit, wo es parlamentari-
sche Anfrage gerade nur so hagelt und wir von 
allen hören, wie sehr sie beschäftigt sind, diese 
Anfragen zu beantworten -, nicht? 

Zeuge Albert Karl: Das war auch mit ein Grund: - 

Christian Flisek (SPD): Ja. 

Zeuge Albert Karl: - Es hagelte parlamentarische 
Anfragen. 

Christian Flisek (SPD): Ja, ja. Aber da sind Sie 
nicht tiefer eingestiegen? 

Zeuge Albert Karl: Natürlich. Ich habe mit mei-
nem Abteilungsleiter gesprochen, bevor die Wei-
sung rausging, und sagte ihm: -  

Christian Flisek (SPD): Das war der Herr Heiß. 

Zeuge Albert Karl: - ja, Herr Heiß - 
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Christian Flisek (SPD): Von Herrn Heiß. 

Zeuge Albert Karl: - Das kann ja nicht sein, unter 
den gegebenen Umständen, unter den Konstruk-
ten, die ich geschildert habe, dass bei den Befra-
gungen kein BND-Mitarbeiter vorhanden ist, an-
wesend ist. So die Umstände - - 

Christian Flisek (SPD): Jetzt mal umgekehrt ge-
fragt - verlassen wir mal die Ausforschung - - 

Stellvertretende Vorsitzende Susanne Mittag: 
Herr Wolff hat sich da gemeldet. 

Christian Flisek (SPD): Ah, Herr Wolff. 

RD Philipp Wolff (BK): Überhaupt keine hin-
dernde Unterbrechung, sondern hoffentlich eher 
förderlich: Weil vorhin die Frage nach diesem 
Bericht auch auftauchte, der auch Grundlage der 
Weisung ist, weil wir das jetzt hier in den Akten 
auch noch mal identifiziert haben: Der ist vom 
selben Tag wie die Weisung. Also, auch das nur 
noch mal, warum das so ein Monolith ist. 

Christian Flisek (SPD): Stante pede kam die 
dann. 

RD Philipp Wolff (BK): Also, ich wollte nur ein-
fach darauf hinweisen, weil ich vorhin gesagt 
habe; Es sind mehrere Textstellen. - Es gibt ganz 
konkret diese eine Textstellt MAT A BK-2/8f, 
Seite 39 ff. Das ist genau das Bezugsdokument 
wohl. 

Stellvertretende Vorsitzende Susanne Mittag: 
Danke. - Herr Flisek. 

Christian Flisek (SPD): Ja. Vielleicht jetzt nur 
zum Herrn Wolff, also auch außerhalb der Zeit, 
wenn es dann eben - - Das macht mich halt noch 
um so etwas skeptischer. Weil, wenn man sozu-
sagen den Bericht am selben Tag bekommt und 
den dann sieht und sagt: „Jetzt gleich die Wei-
sung raus!“ - - dass man das dann sozusagen auf 
sich beruhen lässt, sagt: Das ist jetzt mal abge-
schlossen, da fragen wir gar nicht nach, wie war 
denn die Praxis, wie war denn da die Praxis. 
Und, ich sage mal proaktiv, für den Fall, dass 
vielleicht genau zu diesem Thema der Kollege 

Ströbele oder wer auch immer mal eine parla-
mentarische Anfrage stellt, - ja? - - dass man da 
irgendwie gewappnet ist, bevor dann irgendwel-
che Leute wieder sagen: Das haben wir alles ver-
gessen. Ja? Also, gut. 

Zeuge Albert Karl: Also, wie der weitere Bearbei-
tungsprozess dann im Detail war, welche Überle-
gungen sich danach angeschlossen haben - - Ich 
denke auch, dass wir das auch vorgesehen hatten 
für einen Jour fixe; aber das kann ich jetzt auch 
nicht mehr einordnen, Herr Abgeordneter, zeit-
lich. 

Christian Flisek (SPD): Gut. Also, dass die Wei-
sung in irgendeinem kausalen Verhältnis - - 

Zeuge Albert Karl: - - dass wir da natürlich nach-
setzen, weil normalerweise hält man damit da 
natürlich, wenn man so was erhält, auch nach. 
Aber es gab ja weitere Befassungen mit der HBW, 
die letztendlich dann auch zu deren Auflösung 
führten. 

Christian Flisek (SPD): Was, vermuten Sie denn, 
könnten die Gründe gewesen sein, dass Befragun-
gen ohne BND-Angehörige stattgefunden haben 
bei der - - 

Zeuge Albert Karl: Es wären letztendlich Vermu-
tungen, die wir aber nicht dokumentiert wieder-
finden. 

Christian Flisek (SPD): Nein, dokumentiert 
braucht - - Ist ja auch eine mündliche Befragung. 
Was vermuten Sie? Was könnte der Grund gewe-
sen sein? 

Zeuge Albert Karl: Es gibt Gründe, die da natür-
lich naheliegend sind, aber - - 

Christian Flisek (SPD): Ja, welche sind das? 

Zeuge Albert Karl: Zum Beispiel Personalman-
gel - 

Christian Flisek (SPD): Engpass. 

Zeuge Albert Karl: - oder Krankheitsfall. Engpass 
ja. 
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Christian Flisek (SPD): Gibt es noch weitere, die 
Sie vermuten können? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Christian Flisek (SPD): Dann frage ich mal an-
dersrum: Hatten Sie in Bezug auf die Befragungs-
stelle jemals einen Verdacht, dass Informationen, 
die dort erhoben werden, gegebenenfalls auch an 
andere Dienste weitergegeben werden können, 
um beispielsweise tödliche Drohneneinsätze zu 
unterstützen? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Christian Flisek (SPD): Nie? Keinen Verdacht? 

Zeuge Albert Karl: Nein, keinen Verdacht. 

Christian Flisek (SPD): Das heißt umgekehrt: 
Diese Stelle - jetzt mal aus Ihrer Sicht, aus Ihrer 
Perspektive als Aufsichtsbehörde -, was hatte die 
für einen Zweck? 

Zeuge Albert Karl: Der Zweck war, Informatio-
nen aus den jeweiligen Herkunftsländern zu ge-
nerieren bzw. sich darüber zu informieren, über 
die Lage in Krisengebieten, die militärische Lage, 
Lage der Opposition, Versorgungslage, wirt-
schaftliche Verhältnisse. 

Christian Flisek (SPD): Allgemein politische Be-
richterstattung. 

Zeuge Albert Karl: Allgemeine politische Be-
richterstattung oder - -  

Christian Flisek (SPD): Ist Ihnen jemals bekannt 
gewesen, dass über diese Informationsebene 
hinausgehend eventuell mal der eine oder andere 
Befragte auch so interessant war, weil er eine ent-
sprechende persönliche Vorgeschichte hatte, dass 
er eventuell für weitergehende Informationen 
brauchbar war? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Christian Flisek (SPD): Ja, und auf welcher Ebene 
jenseits der politischen Berichterstattung bewe-
gen wir uns da? 

Zeuge Albert Karl: Sie sprechen vermutlich auf 
den Fall Massenvernichtungswaffen im Irak an. 

Christian Flisek (SPD): Ja. Ich habe da jetzt keine 
konkrete Vorstellung erst mal, aber - - 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Christian Flisek (SPD): Ja, also können Sie dazu 
was ausführen? 

Zeuge Albert Karl: Es gab mal eine durch die Me-
dien gehende Berichterstattung zu Curveball, der 
möglicherweise Informationen zu irakischen 
Massenvernichtungswaffen gehabt haben soll. 

Christian Flisek (SPD): Und außerhalb von 
Curveball ist Ihnen sonst nichts bekannt gewor-
den? 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein. 

Christian Flisek (SPD): Nicht auf der Ebene der 
Aufsichtsbehörde. 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein. 

Christian Flisek (SPD): Hat man jemals mal eine 
Veranlassung gesehen, sich diese Hauptstelle aus 
Sicht der Aufsichtsbehörde näher anzuschauen? 
Oder anders gesprochen: Wie fand die Kontrolle 
Ihrerseits dort statt? Wie war das organisiert? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann nur den Zeitraum 
überblicken meiner eigenen Zuständigkeit für 
den Bereich, und der war etwas länger nur als 
100 Tage und im Wesentlichen auch eben mit an-
deren Themen behaftet. Grundsätzlich lässt man 
sich über die - - wird man unterrichtet vonseiten 
des BND über die Themen, in dessen Zuständig-
keit man sich bewegt, - 

Christian Flisek (SPD): Wer im BND hat Ihnen 
berichtet über die - - 

Zeuge Albert Karl: - bzw. im Zuge der Presse-
berichterstattung wurde von unserer Seite nach-
gefragt. Im Zuge der parlamentarischen Anfragen 
dazu hat der BND die Antworten geliefert. 
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Christian Flisek (SPD): Also auch eher alles reak-
tiv dann so. 

Zeuge Albert Karl: Zunächst reaktiv, ja. 

Christian Flisek (SPD): Wer beim BND hat Ihnen 
in Bezug auf die Befragungsstelle berichtet? 

Zeuge Albert Karl: Pardon, ich hatte die Frage 
nicht - - 

Christian Flisek (SPD): Also: Wer beim BND hat 
in Bezug auf die Befragungsstelle dem Kanzler-
amt berichtet? 

Zeuge Albert Karl: Soweit ich erinnere, waren 
das Schreiben, die vom Leitungsstab übersandt 
wurden. 

Christian Flisek (SPD): Also vom Präsidenten 
selbst dann. 

Zeuge Albert Karl: Für mich war der Ansprech-
partner der Leitungsstab. Also, ich - - Grundsätz-
lich in dem Zuständigkeitsbereich ist generell der 
Ansprechpartner der Leitungsstab. 

Christian Flisek (SPD): Ist Ihnen bekannt, Herr 
Karl, dass bei der Datenweitergabe an andere 
Dienste man so was wie einen Disclaimer zuge-
fügt hat, so nach dem Motto - ich sage jetzt mal 
ein bisschen überspitzt -: „Ihr dürft damit keine 
bösen Dinge machen“? 

Zeuge Albert Karl: Nein, Herr Abgeordneter, das 
ist mir nicht bekannt. 

Christian Flisek (SPD): Ist Ihnen nicht bekannt. 

Zeuge Albert Karl: Ist mir nicht bekannt. 

Christian Flisek (SPD): Ist Ihnen bekannt, dass 
die Hauptstelle für Befragungswesen, wenn sie 
Befragungen durchgeführt hat - - Wir haben ja 
hier schon herausgearbeitet, dass man da nicht 
als BND aufgetreten ist, sondern dass man das so 
eingekleidet hat, man sei eine Stelle im Ge-
schäftsbereich des Bundeskanzleramtes. 

Zeuge Albert Karl: Mir ist nur bekannt, dass die 
Befragungen unter der Legende „Hauptstelle für 
Befragungswesen“ durchgeführt wurden, mit ent-
sprechenden Ausweisen. 

Christian Flisek (SPD): Ja, wir hatten die Leiterin 
dieser Stelle befragt, was denn gewesen war, 
wenn da mal irgendwie jemand auf die Idee kam 
und gesagt hat: „Ja, für wen und was fragt ihr 
denn?“ - Hauptstelle für Befragungswesen klingt 
ja super -, „Für wen und was fragt ihr denn?“ Of-
fensichtlich ist das ja auch vorgekommen, weil 
sonst hätte sie keine Erklärung dafür haben müs-
sen. Und dann hieß es: Wir erklären das den Leu-
ten dann so, dass wir eben so eine Behörde im 
Geschäftsbereich des Bundeskanzleramtes sind. 

Zeuge Albert Karl: Nein, mir ist die Praxis nicht 
bekannt. 

Christian Flisek (SPD): Ist mein Eindruck falsch, 
wenn ich sage, dass diese Hauptstelle für Befra-
gungswesen ein ziemlich freies Leben führte und 
sich eigentlich irgendwie so recht keiner darum 
gekümmert hat, was da passiert? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich so nicht beant-
worten. 

Christian Flisek (SPD): Wie weit war das denn 
dann von Ihrer Weisung entfernt bis zur Auflö-
sung der Hauptstelle für Befragungswesen? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke, das waren knapp 
zwei Monate, - 

Christian Flisek (SPD): Später. 

Zeuge Albert Karl: - bzw. die Weisung dazu war 
später. 

Christian Flisek (SPD): Und war Ihnen bei der 
Erteilung der Weisung schon bekannt, dass die 
Stelle aufgelöst werden wird? 

Zeuge Albert Karl: An das konkrete Datum be-
züglich der Planungen zur Auflösung kann ich 
mich nicht erinnern. Ich weiß auch nicht, ob das 
vorher oder - - Rein von der Zuordnung muss das 
später gewesen sein. 
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Christian Flisek (SPD): Mit dem Auflösungspro-
zess waren Sie nicht befasst und betraut? 

Zeuge Albert Karl: Mit dem Auflösungsprozess 
nein. 

Christian Flisek (SPD): Wer hatte das im Kanzler-
amt in den Händen? 

Zeuge Albert Karl: Die Zuständigkeit lag natür-
lich in meinem Referat; aber ich habe Ihre Frage 
konkret auf den Prozess, auf die Abwägungsfrage 
im Einzelnen - -  

Christian Flisek (SPD): Ja, die Abwicklung wird 
ja eher beim BND stattfinden, - 

Zeuge Albert Karl: - - unmittelbar im BND, ja 
natürlich. 

Christian Flisek (SPD): - weil die HBW dem BND 
zugeteilt war; aber irgendwo muss ja auch das - - 
Ich meine, da werden Sie ja irgendwie eingebun-
den sein, oder? 

Zeuge Albert Karl: Mir wurde bekannt, dass es 
den Vorschlag gab, die Hauptstelle für Befra-
gungswesen aufzulösen aufgrund des BND-inter-
nen Controllings. Man hat offenbar festgestellt, 
dass die Ergebnisse wohl sowohl quantitativ als 
auch inhaltlich nachgelassen hatten, dass ohne-
hin die Legende HBW an und für sich aufgrund 
der Thematisierung in der Öffentlichkeit nicht 
mehr tragfähig war und dass es mehrere Faktoren 
waren letztendlich, die dann zu der Auflösung 
führten bzw. dann zu einer Umstrukturierung des 
gesamten Befragungswesens. 

Christian Flisek (SPD): Aber - - 

Stellvertretende Vorsitzende Susanne Mittag: 
Dann wären die Minuten rum. 

Christian Flisek (SPD): Eine Frage nur noch. - 
Das alles ist Ihnen da bei der konkreten - - in dem 
Moment, als die Weisung erteilt wurde, nicht be-
kannt gewesen? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Christian Flisek (SPD): Wissen Sie, ich frage das 
deswegen - das ist das Letzte -, weil irgendwie 
jetzt zwar natürlich hier der konkrete Fall auch 
sehr interessant ist, aber für mich natürlich sich 
auch die Frage stellt: Wie kommuniziert Auf-
sichtsbehörde mit der zu beaufsichtigenden Be-
hörde? Und wenn Sie im November, Ende No-
vember 2013 da so eine Weisung erteilen, würde 
ich jetzt irgendwie davon ausgehen, ganz normal, 
dass dann irgendwie die Rückmeldung kommt: 
Ach, in zwei Monaten machen wir den Laden eh 
dicht. 

Zeuge Albert Karl: Nein, das war nicht im Zu-
sammenhang, sondern der konkrete Auslöser war 
eben, sicherzustellen, dass bei den Befragungen 
BND-Angehörige mit anwesend sind. Das war der 
Auslöser. 

Christian Flisek (SPD): Okay. Erst einmal herz-
lichen Dank. 

Stellvertretende Vorsitzende Susanne Mittag: 
Dann geht es weiter mit Bündnis 90/Die Grünen. 
Herr von Notz. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, ich habe mir jetzt diese - - Ich knüpfe 
gleich daran an; dann würde ich aber gerne zu 
einem anderen Thema Sie befragen. - Aber in die-
ser Mail, auf die Bezug genommen wird, vom 
25.11.2013 und dem dazugehörigen Schreiben, 
da steht ja dieser Satz etwas lapidar drin - das ist 
nicht eingestuft; das können wir vorlesen -:  

In der Vergangenheit sind Befra-
gungen durch Partnerbefrager 
auch ohne Teilnahme eines BND-
Befragers erfolgt, jedoch unter en-
ger organisatorischer und inhalt-
licher Aufsicht des BND im Vor- 
und Nachgang. 

Zitat Ende. - Der kommt so unvermittelt daher in 
diesem Bericht. Also, wie ist das denn dazu ge-
kommen? Haben Sie das gerüchteweise vorher 
gehört, dass die da alleine befragen, und haben 
Sie da mal konkret nachgefragt, oder wie war 
das? 



 Stenografisches Protokoll 76 I 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 81 von 145 

 

Zeuge Albert Karl: Dürfte ich das Dokument bitte 
noch mal sehen? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, selbstverständlich. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Meine Frage ist im Grunde ganz schlicht: Hat das 
eine Vorgeschichte? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke, die Vorgeschichte 
und unsere - - Soweit ich erinnere, war die Vor-
geschichte bzw. der Grund, warum dieses Hinter-
grundpapier zur HBW angefordert wurde, auch 
im Kontext der parlamentarischen Anfragen, wo 
von unserer Seite noch mal nachgefragt wurde, 
wie sich denn der aktuelle Sachstand der Ar-
beitsweise der HBW darstellt. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Trotzdem: Dass die das so beichten, so ein-
fach da unter II., also mir kommt das komisch 
vor, also so, als hätte man da konkret nachge-
fragt. - Es hat ja in der Zeit irgendwie den Besuch 
eines Tagesschau-Rechercheteams da am Hohen-
zollerndamm gegeben. Wissen Sie das Datum? 

Zeuge Albert Karl: Nein, ist mir nicht erinner-
lich. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Könnte es sein, dass das in dem Zusam-
menhang erfolgt ist, also dass es gar keine parla-
mentarische Anfrage war, sondern einfach der 
Umstand, dass da so ein Kamerateam auf einmal 
in der HBW stand? 

Zeuge Albert Karl: Das ist mir nicht mehr kon-
kret erinnerlich. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. - Herr Karl, ich will erst mal mit 
Ihnen sozusagen über aktuelle Sachen reden. Es 
gibt ja in Ihrer beruflichen Laufbahn mit unserem 
Themengebiet einige Überschneidungen, und ich 
würde gern möglichst aktuell anfangen, und zwar 
mit Selektoren. Haben Sie mit Selektoren zu tun? 

Zeuge Albert Karl: Also, ich habe selbst mit Se-
lektoren in meiner Arbeit nicht zu tun, aber mit 
der Thematik, die Selektoren betrifft, ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Mit der Thematik. Also, Sie suchen nicht 
selbst welche aus, meinen Sie damit. 

Zeuge Albert Karl: Nein, ich suche nicht selbst 
welche aus. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut, das beruhigt ja schon mal. Aber Sie 
wissen, wovon ich rede. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. - Wir fragen uns sozusagen, was für 
Selektoren so die letzten Jahre vom BND ge-
steuert wurden, und vielleicht können Sie uns da 
mal ein paar Kriterien nennen. Also, mich würde 
vor allen Dingen erst mal interessieren: Wer 
wählt überhaupt Selektoren aus in der täglichen 
Praxis? Also, wie kommt ein Selektor in die Sys-
teme des Bundesnachrichtendienstes? 

Zeuge Albert Karl: Das sind Fragen, die sehr 
stark auch die Methodik betreffen. Und ich 
denke, man müsste das in nichtöffentlicher Sit-
zung - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber im nichtöffentlichen Teil können Sie 
mir erzählen, wer das entscheidet, wie? 

Zeuge Albert Karl: Soweit ich Kenntnis darüber 
habe. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und ist das denn so, dass sich die Selek-
toren mit dem Auftragsprofil sozusagen decken 
müssen? Oder müssen die dem entsprechen? 
Oder hat der Bundesnachrichtendienst da einen 
Ermessenspielraum, der darüber hinausgeht, der 
sagt: „Ja, gut, da gibt es so ein Auftragsprofil; aber 
wir haben natürlich noch mal unsere eigene 
Sicht der Dinge“? Also, wie ist das? 
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Zeuge Albert Karl: Grundsätzlich dienen die Se-
lektoren dazu, über die Inhalte - - also Informa-
tionen zu gewinnen zu den Themen, die im Auf-
tragsprofil der Bundesregierung stehen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Klar. Aber kann ein Selektor - - 

Zeuge Albert Karl: Das ist keine - wie soll ich sa-
gen? - Eins-zu-eins-Spiegelung des APB.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber wäre sozusagen ein mittelbares Kon-
strukt möglich? Ich sage mal, ich möchte etwas 
über Afghanistan rausfinden, und dafür höre ich 
jemanden in der österreichischen Botschaft in 
der Schweiz ab, der mit dem Bereich Afghanistan 
zu tun hat. Ist das vorstellbar? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Theoretisch wäre - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Würde man sagen: „Ja gut, der BND arbei-
tet im Sinne der Aufklärung in Afghanistan; das 
geht in Ordnung“? 

Zeuge Albert Karl: Wenn ein Dritter Interesse 
hätte über das Wetter, dann würde er vielleicht 
auch meine Telefonate interessant finden, wenn 
ich mit meinen Eltern spreche. Also, insofern 
rein ohne Länderspezifika, theoretisch ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und ginge das denn rechtlich? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke, ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wie meinen Sie, Sie denken? Also, glau-
ben Sie, dass das rechtlich zulässig ist, wenn 
man - das war jetzt frei gewählt; ich habe kein 
konkretes Beispiel, aber ich nehme das jetzt mal - 
die österreichische Botschaft in der Schweiz - das 
ist so praktisch, weil die meisten Leute da 
Deutsch sprechen - - Wenn man die abhören 
würde, wäre das ein legitimes Aufklärungsziel, 
rechtlich, für den Bundesnachrichtendienst? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha.  

Zeuge Albert Karl: Rechtlich. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Rechtlich. - Und was ist so mit Gesandt-
schaftsrecht und der Subsidiarität von nachrich-
tendienstlicher Aufklärung und solchen Sachen? 

Zeuge Albert Karl: Wenn man - - Das müsste man 
im konkreten Einzelfall dann prüfen. Ich bin 
selbst nicht Jurist. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Machen das - - Prüfen die Selektoren im 
Bundeskanzleramt oder im Bundesnachrichten-
dienst - - Also, sagen final die Juristen, ob die ge-
schaltet werden oder nicht? 

Zeuge Albert Karl: Hinsichtlich der rechtlichen 
Einordnung erfolgt auch eine rechtliche Prüfung. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bei jedem einzelnen Selektor? 

Zeuge Albert Karl: Nicht bei jedem einzelnen 
Selektor bzw. - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Reden wir vom Präsens, oder reden wir in 
der Vergangenheit, Herr Karl? Also, ich meine 
nicht, wie das heute ist. Das darf ich Sie gar nicht 
fragen; sonst meldet sich gleich wieder Herr 
Wolff und sagt: Das liegt außerhalb des Untersu-
chungszeitraums. - Wenn heute das alles in Ord-
nung wäre, Herr Karl, Sie dürften es gar nicht sa-
gen. 

Zeuge Albert Karl: Ich dürfte es gar nicht sagen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, genau. Also, uns interessiert der Unter-
suchungszeitraum, das heißt also bis 2014. Also, 
wie war das in der Vergangenheit? Wer hat diese 
Selektoren nach welchen Kriterien geprüft? 

Zeuge Albert Karl: Wie das im Einzelnen stattge-
funden hat - - muss ich davon ausgehen, dass es 
in der Abteilung TA stattgefunden hat. 
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und hat das Bundeskanzleramt das irgend-
wie kontrolliert, wie das ablief, oder hat man ein-
fach gedacht: „Mensch, wir kriegen da immer su-
per Meldungen; das wird schon alles seine Ord-
nung haben“? 

Zeuge Albert Karl: Solange - - Das Bundeskanz-
leramt hat sicherlich nachgefragt, wenn entspre-
chende Berichte des BND darüber eingegangen 
sind. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und hat das Bundeskanzleramt in einer 
Zeit, die Sie erinnern, die in unserem Untersu-
chungszeitraum liegt, mal nachgefragt, oder hat 
es da Diskussionen gegeben: „Ist da irgendwas 
nicht ganz so gut gelaufen?“? 

Zeuge Albert Karl: Beziehen Sie Ihre Frage nach 
wie vor auf die rechtliche Prüfung? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich sage mal: auf rechtliche Diskussionen 
und auf ein tatsächliches Ereignis, nämlich das 
Jahr 2013 und die Diskussionen, die es da gab. 

Zeuge Albert Karl: Die rechtliche Einordnung hat 
im Nachbarreferat stattgefunden, Referat 601. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, aber es gab ja irgendwie nach Snowden 
große Diskussionen im BND und wohl auch im 
Bundeskanzleramt, ob man das, was man macht, 
eigentlich machen darf und Abhören unter 
Freunden - - wollte ich jetzt nicht so stichwort-
mäßig abfragen. Ich dachte, vielleicht können Sie 
einen Teil der Geschichte einfach selbst erzählen. 

Zeuge Albert Karl: Über die Verwendung von Se-
lektoren im Zusammenhang mit - - Über die Pra-
xis der Verwendung von Selektoren habe ich im 
Rahmen meiner Tätigkeit erst relativ spät erfah-
ren.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): „Relativ spät“ heißt? 

Zeuge Albert Karl: Mit der Aufarbeitung der 
Sachfragen im Zusammenhang mit parlamentari-
schen Anfragen, mit der Aufarbeitung der aktuel-
len Selektorenthematik. Das heißt also, vorher 
war im Rahmen meiner Zuständigkeit das Thema 
„Bearbeitung von Selektoren“ - - für meinen Zu-
ständigkeitsbereich. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): War jemand anders zuständig im Bundes-
kanzleramt für die Fragen „Selektoren“? 

Zeuge Albert Karl: Persönlich vor meiner Zeit, ja. 

Stellvertretende Vorsitzende Susanne Mittag: 
Herr von Notz - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ganz kurz. 

Zeuge Albert Karl: Ich habe ja im August 2013 
das Referat erst übernommen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und das war ja die heiße und interessante 
Zeit. Da müssen Sie ja gekommen sein, und da 
war das das große Thema. 

Zeuge Albert Karl: Da war das auch das große 
Thema. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. 

Zeuge Albert Karl: Allerdings, Sachverhalte, die 
eben -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vor Ihrer Zeit lagen. 

Zeuge Albert Karl: - vor meiner Zeit berührten. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber trotzdem: Über Ihre interessante An-
fangszeit werde ich dann, wenn ich wieder acht 
Minuten habe, so in ungefähr zwei Stunden, 
noch mal nachfragen. 

Stellvertretende Vorsitzende Susanne Mittag: 
Die CDU/CSU. Herr Wendt fängt an. 
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Marian Wendt (CDU/CSU): Ja, Frau Vorsitzende, 
vielen Dank. - Herr Karl, guten Tag! 

Zeuge Albert Karl: Guten Tag! 

Marian Wendt (CDU/CSU): Die Geschichte der 
HBW dürfte Ihnen sicherlich ein Stück weit be-
kannt sein. Die ist 1958 gegründet worden, da-
mals um Personen, die aus der Zone, würde man 
vielleicht sagen zu Bonner Zeiten, kamen, zu in-
terviewen, zu prüfen, um Informationen zu ge-
winnen über die Lage in der DDR, über Kontakte, 
und gegebenenfalls auch mal festzustellen, ob 
mit diesem Strom der Migranten, der ja vor 1961 
besonders stark war, insbesondere im Sommer 
61, auch zu schauen: „Was sind das für Personen, 
die dort kommen?“ Würden Sie so unterschrei-
ben, oder? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich so nicht unter-
schreiben, weil ich mich mit dem Zeitraum nicht 
befasst habe. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Okay. Aber das war 
die - - Klar, ich habe da auch nicht gelebt; aber 
wir lesen ja ein wenig in die Bücher. 

Zeuge Albert Karl: Der Auslöser war ja in der Be-
gründung, ja. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Wir lesen ja in der 
Begründung der Gründung der HBW - denn in 
Ihre Zeit fällt ja dann auch die Auflösung der 
HBW - - Später kam dann ein neues Auf- - 

Zeuge Albert Karl: Also, die Gründung war vor 
meiner Geburt und - - 

Marian Wendt (CDU/CSU): Genau. Aber wir wis-
sen ja, dass es dafür eine Begründung gab. Die ist 
auch schriftlich festgehalten. Wir hatten uns da-
rüber ja schon unterhalten. Und später kam es 
dann zu verändernden Aufgabenprofilen. Die 
DDR war dann nicht mehr die DDR, sondern Teil 
der Bundesrepublik. Es kamen aber auch Spät-
aussiedler zum Beispiel aus der ehemaligen Rus-
sischen Föderation dazu, wo man auch Informa-
tionen, Erkenntnisse sammeln wollte, gegebenen-
falls nachrichtendienstliche Kontakte: „Wo ha-

ben Waffenverkäufe stattgefunden, OK-Kriminali-
täten?“, gegebenenfalls auch, die auch im Spät-
aussiedlerbereich ja stattgefunden haben hätten 
können. Da wurden Informationen gewonnen. 
Und jetzt haben wir eine neue Situation. Deswe-
gen ist eigentlich der Punkt, wo ich gerne Ihre 
Einschätzung haben möchte, dass ja viele Men-
schen zu uns kommen, vordergründig aus huma-
nitären Schutzgründen, weil sie suchen ja Hilfe, 
sie fliehen vor Krieg und Terror; das ist richtig. 
Und da sind wir auch offen, sie entsprechend 
aufzunehmen. Aber es gibt ja auch Personen, die 
gegebenenfalls diesen Strom nutzen wollen, um 
auch Terror oder Unfrieden in unserem Land zu 
stiften und die gegebenenfalls durch solche Be-
fragungen auch mit identifiziert werden könnten. 
Halten Sie es deswegen für gut oder so sehr sinn-
voll, dass man die HBW im letzten Jahr aufgelöst 
hat, vor diesem Hintergrund der aktuellen Situa-
tion einfach? 

Zeuge Albert Karl: Ich meine, die aktuelle Situa-
tion und die Umstrukturierung des Befragungs-
wesens dahin gehend ist nicht Untersuchungs-
gegenstand. 

(Lachen bei der SPD, der 
LINKEN und beim BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Marian Wendt (CDU/CSU): Dann fragen wir an-
ders: Die Auflösung hat ja 2014 stattgefunden, 
und davor wurden ja Informationen gewonnen, 
weil auch vor 2014 Migranten nach Deutschland 
gekommen sind. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Da haben wir Infor-
mationen über die gewonnen, über auch Situa-
tionen vor Ort gegebenenfalls, durch die entspre-
chende Befragung. Wie wurden die denn danach, 
nach der Auflösung der HBW, gewonnen, diese 
Informationen? Wurde da rein auf nachrichten-
dienstliche Kräfte vor Ort in den Ländern gesetzt, 
oder hat man gesagt: „Das macht jetzt der In-
landsnachrichtendienst in den Unterkünften“? 
Oder wie hat man dann den Kontakt zu einrei-
senden Migranten, die um Asyl bitten, aufgebaut 
und Erkenntnisse gewinnen können? 
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Zeuge Albert Karl: Man hat die Inlandsbefra-
gung - - Beziehungsweise Ziel der Umstrukturie-
rung nach dem Januar 2014 war, näher an die 
Herkunftsländer und die Informationen für die 
Flüchtlinge heranzukommen, bzw. man hat also 
die Befragungen dann ins Ausland verlagert. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Und wodurch hat 
man die - - Was heißt eine Befragung „ins Aus-
land verlagert“? 

Zeuge Albert Karl: Also, man hat versucht, Infor-
mationen durch Befragungen von Flüchtlingen 
vor Ort zu gewinnen. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Okay. - Herr Wolff 
meldet sich, glaube ich. 

RD Philipp Wolff (BK): Ich weise den Zeugen 
auch insofern darauf hin, dass die aktuelle Ge-
staltung nicht Untersuchungsgegenstand ist. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Gut. Uns geht es nur 
darum, jetzt festzustellen - - weil wir glauben als 
Unionsfraktion in gewissen Teilen, dass die HBW 
gar keine so schlechte Einrichtung war, auch vor 
dem Hintergrund der aktuellen oder seit Jahren 
anstehenden Situation. Könnten Sie mir sagen, 
wer die Entscheidung konkret traf, die HBW auf-
zulösen? Gab es da einen Erlass, eine Verfügung? 
Das sind ja organisatorische Dinge, so eine Be-
hörde oder so eine Stelle abzuwickeln.  

Zeuge Albert Karl: Soweit ich erinnere, war es 
im Januar 2014 eine Entscheidung des Präsiden-
ten, des BND-Präsidenten. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Des BND-Präsiden-
ten, okay. - Inwieweit waren Sie da als Kanzler-
amt beteiligt, als Fachaufsichtsbehörde? Haben 
Sie da Stellung zu genommen? Haben Sie das 
eventuell aus politischen Gründen auch ge-
wünscht oder haben da unterstützend gewirkt? 

Zeuge Albert Karl: Soweit ich erinnere, sind wir, 
ist das Bundeskanzleramt teilweise auch münd-
lich darüber informiert worden, dass eben eine 
Effizienzkontrolle der HBW und des Befragungs-

wesens durchgeführt wurde und dass man auf-
grund der Sachverhalte dann beschlossen hat, 
eben die HBW aufzulösen. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Okay. - Und inwie-
weit waren Sie da konkret eingebunden, Sie, also 
als Herr Karl oder als Mitarbeiter Kanzleramt? 

Zeuge Albert Karl: Durch Berichte des BND, aus 
denen die Frage der Effizienzkontrolle themati-
siert wurde, und dann auch wohl durch ein Ge-
spräch oder auch ein Gespräch mit Herrn Heiß, 
meinem Abteilungsleiter. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Und fanden Sie es 
aus Ihrer fachlichen Sicht - - Konnten Sie dem 
Vorschlag unumwoben folgen oder der Bitte des 
Präsidenten BND folgen, diese aufzulösen, oder 
hatten Sie eventuell Bedenken? Ich möchte da 
vielleicht hinzufügen, dass es ja auch zu Reaktio-
nen kam bei den ausländischen Partnern. Und 
ich darf vielleicht aus einer E-Mail zitieren, wo 
von „Schock, Trauer und Verärgerung“ die Rede 
ist und dass auch die Partner berichteten, dass 
sich das generell auf künftige ND-Operationen 
auswirken dürfte. Also, wie haben Sie das vor 
diesem Hintergrund auch der Kooperation mit 
anderen ANDs bewertet? 

Zeuge Albert Karl: Im Zuge der Effizienzkon-
trolle, was ja auch nichts anderes ist als Control-
ling, wurde der Sachverhalt bestimmt abgewogen 
letztendlich; aber Ziel und damit Entscheidung 
war auch, entsprechende Ressourcen dann auch 
entsprechend einzusetzen, um höherwertige In-
formationen zu gewinnen. Das war Folge dann 
auch der Entscheidung des Präsidenten des BND. 
Und ich muss davon ausgehen, dass auch die 
Frage der Kontakte mit den ausländischen Nach-
richtendiensten dort einbezogen wurde, weil das 
einfach - - Es gab keinen Anlass, daran zu zwei-
feln. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Sie sagen, man hat 
diese controllerische Effizienzmaßnahme - - oder 
aus diesen Gründen wurde das geschlossen. 
Wann hat man da mit einer Überprüfung dieser 
HBW begonnen aus Ihrer Sicht? Also, man macht 
ja in der Regel einen - - Man sagt: „Jetzt prüfen 
wir mal die Effizienz einer Behörde“, man setzt 
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Rechnungsprüfer ein oder ähnliche Methoden, 
macht dann Zählungen, Ergebnisse. Das dauert ja 
einen gewissen Zeitraum. Wann hat man sich 
erstmalig nach Ihren Informationen darüber Ge-
danken gemacht, die HBW einem solchen Con-
trollingprozess zu unterziehen? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann nicht überblicken, 
wann tatsächlich dieser Controllingprozess ein-
gesetzt hat, ob es dazu ein Fixdatum gibt. Mir ist 
nur erinnerlich, eben als Zeitraum: seit längerem.  

Marian Wendt (CDU/CSU): Also, weit vor 2013. 

Zeuge Albert Karl: Weit vor 2013. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Also, bei 2011 
könnte das gewesen sein - 2010, 2011.  

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht 
sagen. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Okay. - Weil die 
Frage ist natürlich, ob das in direktem Zusam-
menhang mit den Snowden-Entwicklungen war 
und wirklich eher eine fachliche Frage war, diese 
Stelle aufzulösen, sondern doch eher eine des po-
litischen Drucks. 

Zeuge Albert Karl: Nein, allein aufgrund ebender 
Tatsache, dass auch wohl Statistiken über die 
Zahl der Befragungen vor 2013, weit vor 2013, 
vorgelegt wurden, musste ich davon ausgehen, 
dass es wirklich einen längeren Zeitraum um-
fasst. Und soweit ich selbst erinnere, war die 
Frage des Befragungswesens, der Effizienz, auch 
schon vorher Diskussionsthema, zumindest im 
BND. 

Marian Wendt (CDU/CSU): Okay. 

Zeuge Albert Karl: Also, das heißt, es war - - Die 
Frage „Befragungswesen“ als Instrument zur Ge-
winnung von aktuellen nachrichtendienstlichen 
Informationen war wohl schon vorher Thema.  

Marian Wendt (CDU/CSU): Okay. Gut. - Dann 
habe ich dazu erst mal keine Fragen zur Auflö-
sung der HBW. Danke. - Ich gebe zurück an die 

Vorsitzende, und die erteilt das Wort erneut. - 
Danke Ihnen.  

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Gut, dann habe 
ich noch mal, anknüpfend - - Wir gehen noch 
mal schnell weg von der HBW. Was Sie dem Kol-
legen von Notz gerade erzählt haben, das war ja 
ganz spannend. Sie scheinen im Rahmen Ihrer 
Position, also im Rahmen der Rechtsaufsicht, für 
die Selektoren zuständig zu sein. Habe ich das 
jetzt richtig entnommen Ihren Antworten? 

Zeuge Albert Karl: Die juristische Prüfung von 
juristischen Fragen für die Tätigkeit des BND er-
folgt im Referat 601, die Rechtsaufsicht. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Und darunter 
fällt letztlich auch diese Kontrolle dieser Selek-
toren, und von daher obliegt Ihnen in diesem 
Falle - oder Ihrem Referat - auch die Rechts- und 
Fachaufsicht in diesem Zusammenhang? 

Zeuge Albert Karl: Seit März 2013 ist Referat 603 
auch für die technische Aufklärung zuständig im 
Rahmen der Fach- und Dienstaufsicht. Das be-
zieht sich allerdings auf die tatsächliche techni-
sche Aufklärung, und die rechtliche Würdigung 
erfolgt im Nachbarreferat. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Habe ich jetzt 
nicht verstanden. Noch mal: Das Rechtliche be-
urteilen Sie und - -  

Zeuge Albert Karl: Nein, das Rechtliche beurteilt 
Referat 601, rechtliche Fragen. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Und was be-
urteilen Sie dann? Sie schauen: Passt das in das 
Auftragsprofil, ja oder nein? 

Zeuge Albert Karl: Wir sehen: Passt das in das 
Auftragsprofil? Sind die technischen Maßnah-
men berührt? Sind Fragen der Kooperation be-
rührt? Wird mit anderen Behörden zusammen-
gearbeitet? Etc. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Okay. Und das 
heißt, Sie kriegen das gegenwärtig - - Sie kriegen 
das vorgelegt, dann gucken Sie: Passt das alles? 
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Zeuge Albert Karl: Ja. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Dann wird das 
im Nachbarreferat noch mal rechtlich geprüft, 
und dann spiegeln Sie das zurück zum BND und 
sagen: Top, die Sache läuft. 

Zeuge Albert Karl: Genau, so ist der Produktions-
prozess. Oder wir stellen dann die Fragen letzt-
endlich auch. Wenn sich im Nachbarreferat dann 
rechtliche Fragen ergeben, würden wir das als fe-
derführendes Referat dann aber an den BND zu-
rückspiegeln. Wir würden die Fragen dann auf-
greifen, diskutieren mit den Kolleginnen und 
Kollegen und geben das dann allerdings unter 
einer Hand dann zurück.  

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Okay. Na, das 
ist ja doch mal ganz spannend. - Dann noch mal 
daran anknüpfend ebenfalls: Was der Herr von 
Notz bei Ihnen ansprach, noch mal mit Blick auf 
diese kleine Fallgestaltung, die Sie hatten: Auf-
tragsprofil BND. BND ist ja ein nationaler Nach-
richtendienst. Und ich hatte Sie schon richtig 
verstanden, dass natürlich auch ein nationaler 
Nachrichtendienst schauen kann, was auch euro-
päische Nachbarländer „treiben“ - in Anfüh-
rungszeichen. Also, nehmen wir mal an, man 
würde jetzt einen französischen Dschihadisten 
haben, dann würde das unter Umständen auch 
mit in das Auftragsprofil des BND fallen? 

Zeuge Albert Karl: Die Aufklärung von europäi-
schen Nachbarn und europäischen Staaten ist 
nicht Aufklärungsprofil des BND, sehr wohl aber 
der Phänomenbereich Terrorismus.  

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Na ja gut, der 
Terrorismus macht ja nun gerade auch innerhalb 
der europäischen Grenzen nicht halt.  

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Also fällt das 
dann doch wieder rein - nicht? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

(Dr. André Hahn (DIE 
LINKE): In Thüringen zum 

Beispiel! - Heiterkeit) 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): In Thüringen 
gibt es so was auch, Herr Dr. Hahn, aber mit Si-
cherheit. Jetzt, wo wir keine V-Leute mehr haben, 
umso schlimmer. - Also, das heißt, der wird im 
nationalen Interesse tätig und kann natürlich 
auch über die nationale Grenze hinweg auch in 
europäisches Gebiet aufklärungsmäßig eindrin-
gen, um zu schauen, wenn beispielsweise da ein 
Dschihadist - Stichwort „Terror“ - in Frankreich 
ist. Selbstverständlich geht das dann auch Rich-
tung Frankreich. 

Zeuge Albert Karl: Aber nicht die Ausforschung 
von Frankreich, wo der Erkenntnisgewinn über 
Frankreich ist.  

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Nein, nein, es 
geht ja um Erkenntnisse zu dieser einen konkre-
ten Person, diesem Dschihadisten. 

Zeuge Albert Karl: Ja, einem Dschihadisten. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Und wenn der 
französischer Staatsangehöriger ist, dann steht ja 
da das Dschihadist-Sein im Vordergrund - 

Zeuge Albert Karl: Genau. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): - und nicht, 
dass er französischer Staatsbürger ist.  

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Genauso ist 
es. - Dann würde ich noch mal - - Dann würde 
die Kollegin noch mal zur HBW fragen. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Ja, da würde ich 
gerne noch mal einen Schritt zurückgehen, und 
zwar zur Auflösung sozusagen. Sie haben vorhin 
gesagt, man hat es auf - - Wie haben Sie es ge-
nannt? Effizienzkontrolle, Sie haben eine Effi-
zienzkontrolle gemacht. Oder man hat eine Effi-
zienzkontrolle gemacht. Also, das Projekt HBW 
lief ja eine ganze Zeit vorher auch schon. Und ich 
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weiß, dass Sie jetzt dann erst, glaube ich, seit 
2013 dann -  

Zeuge Albert Karl: August, ja. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): - August - damit 
befasst waren. Trotzdem, wenn man so den Auf-
lösungsprozess mitbekommt, dann kann man 
doch vielleicht auch ein Stück weit in die Ver-
gangenheit schauen. Gab es da in der Vergangen-
heit keine Kontrollmechanismen? Und wo hat 
man jetzt genau festgestellt, dass sich das jetzt 
nicht mehr lohnt im Vergleich zu früher und man 
es jetzt auflöst?  

Weil ich mir denke, da sind doch eigentlich auch 
vielleicht sogar wichtige Erkenntnisse bei den 
Befragungen auch für die Sicherheit rausgekom-
men. Und ich stelle mir jetzt die Frage: Warum 
hat man das denn dann überhaupt über so einen 
langen Zeitraum gemacht, wenn es doch nicht so 
wertvoll war? Und zum anderen: Lässt man diese 
Erkenntnisse jetzt sozusagen verfallen? Schaut 
man jetzt nicht mehr danach, wie man mög-
licherweise an die Informationen drankommt, die 
ja auch für uns durchaus wichtig sein können? 

Zeuge Albert Karl: Letztendlich ist die Gewin-
nung nachrichtendienstlicher Erkenntnisse oder 
Informationen immer in gewisser Weise auch 
einer Effizienzkontrolle unterworfen, weil die In-
formationen, die von den beschaffenden Stellen 
beschafft werden, letztendlich auch durch den 
Auswerter bewertet werden. Das ist ein Sachver-
halt, der ständig läuft. Ab wann konkret die Effi-
zienzkontrolle der HBW eingesetzt hat, welche 
Kriterien und Maßstäbe dann letztendlich dafür 
herangezogen wurden, ist mir nicht bekannt. Ich 
kann nur eben den Zeitraum überblicken bzw. 
die Berichterstattung, die mir im Rahmen meiner 
Zuständigkeit dann zugänglich gemacht wurde.  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Also, Sie können 
gar nichts dazu sagen, ob vorher schon irgend-
wann mal solche Überprüfungen stattgefunden 
haben oder Kontrollen. 

Zeuge Albert Karl: Konkret nicht. Wie ich Ihrem 
Kollegen geantwortet habe, war allerdings so die 

Frage „Wertung Befragungswesen“ schon seit 
längerem Diskussionsgegenstand im BND. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Okay. 

Zeuge Albert Karl: Oder ob man die Ressourcen 
nicht -  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Anders. 

Zeuge Albert Karl: - anders einsetzen könnte, um 
höherwertige Informationen zu bekommen, weil 
die Ressourcen halt auch nicht unendlich sind.  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Also, gehen wir 
jetzt heute zum Beispiel davon aus, dass man 
effizienter an ähnliche Informationen kommen 
kann und dieses Instrumentarium auch in ande-
rer Weise nicht mehr benötigt.  

Zeuge Albert Karl: Ich wurde gerade von Herrn 
Wolff - - 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Aber das ist doch 
relativ allgemein - oder? Also, ich meine, wir ha-
ben ja heute schon gehört, dass es angeblich eine 
Nachfolgeorganisation wie die HBW nicht geben 
soll. Deswegen kann ich doch die globale Frage 
stellen, ob man der Meinung ist, dass man diese 
Erkenntnisse auch auf andere Weise erzielt, ohne 
dass ich jetzt dann ganz konkret nachfrage, wo 
und wer und wie.  

RD Philipp Wolff (BK): Das ist jetzt natürlich 
dann eher die persönliche Meinung des Zeugen, 
ob er das für sinnvoll erachtet oder nicht. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Ja, das kann 
man - - Bei so einem Auflösungsprozess, glaube 
ich, ist es immer eine persönliche Frage, ob ich 
glaube, dass die Kontrollergebnisse ausreichend 
sind oder nicht. Es hat immer auch was mit einer 
persönlichen Wertung zu tun. 

Zeuge Albert Karl: Ja, gut, aber es hat letztend-
lich dann auch - -  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Also, wenn Sie sa-
gen, Sie wollen es nicht bewerten, dann können 
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Sie natürlich auch sagen: „Ich will es nicht be-
werten“, aber - - 

Zeuge Albert Karl: Ich kann es so nicht bewerten, 
weil letztendlich es - - Grundsätzlich gibt es ja 
auch andere Größen und Kriterien, letztendlich 
Verfügbarkeit von Ressourcen, Geldmitteln usw.  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Gut. - Ja, vielleicht 
noch eine abschließende Frage von mir zu der 
Befragung durch andere Nachrichtendienste oder 
generell noch mal zu - - Ich weiß nicht, inwie-
weit Sie noch Kenntnis haben auch zu der Befra-
gung, wann, wo und wie Asylbewerber befragt 
worden sind zum einen durch den BND, aber 
auch durch andere Nachrichtendienste. Hat es 
immer in den gleichen Räumen stattgefunden? 
Gab es dafür eine Stelle?  

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht mit 
Sicherheit sagen. Das wurde aus den letzten mir 
vorliegenden Berichten entnehmen [sic!]. Das 
kann ich Ihnen nicht hundertprozentig beantwor-
ten.  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Zu den Kriterien, 
die man angesetzt hat, zu diesem Kriterienkatalog 
und der Frage, welche Kriterien man angewendet 
hat, ob man das immer sehr einzelfallbezogen ge-
macht hat oder manchmal auch mehr pauschal: 
Können Sie mir dazu was sagen? 

Zeuge Albert Karl: Das generelle Kriterium wa-
ren das Bedarfsprofil oder das Auftragsprofil der 
Bundesregierung bzw. Einzelanfragen, die auch 
von der Auswertung an die Befrager gestellt wur-
den, die aber allerdings letztendlich auch nur das 
Auftragsprofil gespiegelt haben, vorwiegend eben 
Krisengebiete, Situationen in Krisengebieten, po-
litische, militärische, wirtschaftliche Lage.  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Und war das dann 
im Hinblick auf die Personen, die man ausge-
sucht hat, wo man gesagt hat: „Ja, diese oder jene 
Person will ich dann doch mal seitens des BND 
befragen“, sodass man das, ich sage mal, auf den 
Einzelfall bezogen gesehen hat? Oder hieß es da 
vielleicht auch mal: „Wir nehmen jetzt eine be-
stimmte Gruppe, und die befragen wir jetzt 
grundsätzlich“? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke, dass der BND vom 
BAMF Vorinformationen zu - meinetwegen - dem 
Beruf von potenziell zu Befragenden erhalten hat 
und daran, anhand dieser Kriterien, eine gewisse 
Auswahl getroffen hat, also auf den Einzelfall be-
zogen. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Gut. - Und die Mit-
arbeiter des BND - ich weiß nicht, ob das heute 
jetzt schon mal gefragt worden ist -, als was ha-
ben die sich denn ausgegeben? Als Mitarbeiter 
der HBW oder als Mitarbeiter welcher Stelle? Ich 
habe heute Morgen schon mal an die Frau Leist-
ner-Rocca, die es natürlich nicht beantworten 
konnte, die Frage gestellt. Ich stelle mir jetzt im-
mer vor, ich bin der Asylbewerber, werde erst 
vom BAMF befragt, und dann wendet sich ir-
gendwann mal irgendwer irgendwie an mich. 
Wie kann ich mir denn das vorstellen? Wie läuft 
denn so was ab?  

Zeuge Albert Karl: Wie das genau abläuft oder 
abgelaufen ist, kann ich Ihnen nicht sagen. Mir 
ist nur bekannt, dass die Befragungen unter 
„Hauptstelle für Befragungswesen“ durchgeführt 
wurden, dass diejenigen, die die Befragten be-
fragt haben, über Ausweise der Hauptstelle für 
Befragungswesen verfügt haben. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Können Sie was 
dazu sagen, wie die sich vorgestellt haben bei 
den Asylbewerbern? 

Zeuge Albert Karl: Nein, kann ich nicht. Ich weiß 
nicht, wie sich die einzelnen Befrager konkret 
vorgestellt haben. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Und was man 
da - - 

Zeuge Albert Karl: Aber es wurde die Legende 
„HBW“ offenbar verwendet - und nicht „Nach-
richtendienst“ oder „Bundesnachrichtendienst“. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Und wissen Sie 
was darüber, ob man den Asylbewerbern gesagt 
hat, ob sie Angaben machen müssen oder nicht 
und wem gegenüber sie was sagen müssen oder 
nicht? 
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Zeuge Albert Karl: Es wurde dokumentiert, dass 
die Befragungen stets freiwillig waren. 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Das ist schriftlich 
dokumentiert worden? In jedem einzelnen Fall 
hat der - - Gut. Also, dann gibt es doch darüber 
eine Dokumentation, dass jeder Asylbewerber - - 

Zeuge Albert Karl: Es wurde dort dokumentiert, 
dass die Asylbewerber freiwillig befragt werden 
und dass sie volljährig sein müssen.  

(Hans-Christian Ströbele 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN): Haben sie das selber 
aufgeschrieben?) 

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Und haben die das 
in einer Art Protokoll festgehalten, die Befrager? 
Oder hat der Asylbewerber das unterschrieben, 
dass er weiß, dass er gerade darüber belehrt wor-
den ist? Oder wie hat man es gemacht? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen im Detail 
nicht beantworten. Das weiß ich nicht.  

Andrea Lindholz (CDU/CSU): Gut. Das war es 
dann auch. - Ja, also, wenn wir noch Zeit haben, 
kannst du noch nachhaken. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Dann würde 
ich noch mal nachhaken. - Herr Karl, also, ich 
habe ja jetzt verstanden, dass Sie als Rechts- und 
Fachaufsicht an so einem Gespräch nicht teilge-
nommen haben. Aber es gibt ja diese Protokolle 
dieser Gespräche. Und wurden Ihnen diese Pro-
tokolle vorgelegt als Rechts- und Fachaufsicht?  

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Auch nicht. 
Also, die haben Sie noch nie gesehen.  

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Das hat der 
BND angefertigt, und jetzt gehen Sie davon aus, 
dass es da ein Kreuzchen oder ein Kästchen gibt - 
„freiwillig“, „volljährig“ -, das dann da war usw. 

Zeuge Albert Karl: Ja, davon musste ich aus-
gehen. Ja. 

(Dr. André Hahn (DIE 
LINKE): „Musste ich 

ausgehen“!) 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Gut. Aber gese-
hen haben Sie das noch nicht. 

Zeuge Albert Karl: Nein, nicht dann. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Okay. - Und bei 
dieser integrierten Befragung sind Sie ja derjenige 
gewesen, der dann angeordnet hat, man soll das - 
weiß ich nicht - sich genauer ansehen, wer das ist 
usw. usf. Welche Fälle waren Ihnen denn da be-
kannt, wo diese integrierte Befragung ja letztlich 
nicht gelungen war? 

Zeuge Albert Karl: Mir waren keine konkreten 
Fälle bekannt. Mir waren keine konkreten Einzel-
fälle bekannt, sondern lediglich der Bericht des 
BND. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Ja, aber dann 
haben Sie ja trotzdem Weisungen gegeben zu die-
ser integrierten Befragung. Sie müssen ja irgend-
einen Anlass gehabt haben. 

Zeuge Albert Karl: Weil - - Der Anlass waren die 
bereits geschilderten Umstände: Legende des 
BND, Tarnausweise des BND. Und deshalb war 
es zwingend erforderlich - - Und damit auch In-
formationserhebung in Deutschland durch aus-
ländische Staaten. Und es war Grund dafür, zu 
sagen: Es muss bei den Befragungen zwingend 
auch ein Angehöriger des BND mit dabei sein.  

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Und das waren 
also rechtliche Gründe, die Sie bewogen haben, 
das so anzuweisen. Und das haben Sie in Ihrem 
Referat entschieden oder gespiegelt in dem Refe-
rat, wo da ein Jurist saß, wo Sie da noch mal 
nachgefragt haben: „Wie sieht das aus? Passt das 
so?“? 

Zeuge Albert Karl: In dem Fall war das einfach 
auch eine Entscheidung allein von den Rahmen-
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bedingungen her. Eine Prüfung durch das Nach-
barreferat hat nicht stattgefunden. Es wurde mit 
meinen Vorgesetzten erörtert.  

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Okay. - Wissen 
Sie, wie die Partnerdienste dann darauf reagiert 
haben? 

Zeuge Albert Karl: Nein, ist mir nicht erinnerlich 
im Konkreten. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Der BND hat 
auch nicht noch mal - - Sie hatten nicht nachge-
fragt; der hat das nicht noch mal rückgekoppelt. 
Ich meine, das scheint ja dann schon eine we-
sentliche Änderung unter Umständen zu sein. 
Ich war heute Morgen nicht da. Ich weiß nicht, 
ob das Einzelfälle waren, ob das oft vorgekom-
men ist. Das lässt sich jetzt Ihrem Bericht auch 
nicht entnehmen.  

Zeuge Albert Karl: Also, mir ist nur erinnerlich, 
dass die Partner informiert worden sind. Aber 
mir wurden keine - wie soll ich sagen? - Informa-
tionen zur Kenntnis gebracht, die von uns aus ir-
gendeine Reaktion - - Also, es war nicht hinrei-
chend auffällig, um uns darüber zu informieren 
oder zu remonstrieren oder wie auch immer. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Okay. Aber Sie 
haben das jetzt nicht zum Anlass genommen, 
noch mal eine hausinterne Weisung zu schrei-
ben, noch mal zu erklären: -  

Zeuge Albert Karl: Nein, nein. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): - Wer muss da-
bei sein? Worauf muss geachtet werden? Welche 
Belehrung? Das lief alles so weiter. Der einzige 
Satz war das, was Sie in dieser ... (akustisch un-
verständlich) hatten. 

Zeuge Albert Karl: Genau, genau. Das war der 
Auslöser dafür. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Na ja, gut. - 
Dann, Herr Vorsitzender, sind wir durch. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ganz herz-
lichen Dank. - Dann kommen wir zur Fraktion 

von Bündnis 90/Die Grünen. Herr Kollege von 
Notz. - Nein, Herr Kollege Ströbele. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. - Herr Karl, haben Sie sich mal damit 
beschäftigt, ob es für das Alleinlassen von Mit-
arbeitern von US-Geheimdiensten bei den Befra-
gungen in Deutschland von Asylbewerbern eine 
rechtliche Grundlage gibt? Ist da eine vorstellbar? 
Also, ich habe auch mal ins BND-Gesetz geguckt: 
Da steht eigentlich nicht drin, dass man be-
stimmte Aufgaben in Deutschland auch ausländi-
schen Partnerorganisationen überlassen soll oder 
darf. 

Zeuge Albert Karl: Nein, ich habe mich nach der 
Weisung, dem, was ich vom BND bekommen 
habe, nicht gesondert damit auseinandergesetzt.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie sich nicht? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber es ist doch wichtig, also: Ist da was 
Rechtswidriges passiert oder nicht? Oder war das 
nur, weil die jetzt nicht mehr genug Leute haben 
oder so? 

Zeuge Albert Karl: Die Befragungen bzw. das 
Mittel zur Gewinnung von Informationen ist auf 
Grundlage des BND-Gesetzes erfolgt. Auch die - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, wo steht denn da im BND-Gesetz was 
drin? 

Zeuge Albert Karl: In § 1 Absatz 2: Zur Gewin-
nung von Informationen „über das Ausland, die 
von außen- und sicherheitspolitischer Bedeutung 
... sind ...“. Und die Übermittlung der Informatio-
nen an den ausländischen Partner findet ihre 
Rechtsgrundlage in § 9 BND-Gesetz. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, aber dass jetzt ein ausländischer Dienst 
in Deutschland Aufgaben des Bundesnachrich-
tendienstes übernimmt: Steht da nicht, dass das 
zulässig ist. 
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Zeuge Albert Karl: Nein, nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Steht da nicht. 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, also war es rechtswidrig. Haben Sie 
dann - - War es rechtswidrig? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich so nicht beant-
worten.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Können Sie nicht? Ja, wenn es keine 
Rechtsgrundlage gibt im BND-Gesetz, wo war die 
dann? 

Zeuge Albert Karl: Die Befragungen durch aus-
ländische Dienste sind zumindest fachlich und 
organisatorisch durch den BND begleitet wor-
den, - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein, wenn keiner dabei war. 

Zeuge Albert Karl: - zumindest, soweit ich den 
Berichten entnehme, vor- und nachbereitet wor-
den. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vor- und nachbereitet. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber die waren da alleine und haben das 
alleine gemacht. Das halten Sie für gedeckt vom 
BND-Gesetz? 

Zeuge Albert Karl: Davon musste ich ausgehen, 
ja, - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha. 

Zeuge Albert Karl: - dass die Befragung in der 
Konstruktion so, wie sie angelegt war, rechtmäßig 
war. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dass sie rechtmäßig war. Und haben Sie 
das damals geprüft und kamen zu dem Ergebnis, 
oder war Ihnen das egal? 

Zeuge Albert Karl: Nein, deshalb gab es ja auch 
die Weisung vom 25. November, um ganz - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Weil das rechtswidrig war, deshalb haben 
Sie die Weisung gemacht, das zu lassen. 

Zeuge Albert Karl: Für mich in der Auslösung 
waren sofort die geschilderten Umstände der 
Auslöser dafür.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha, also nicht die Rechtswidrigkeit? 

Zeuge Albert Karl: Das war nicht der Auslöser 
für meine konkrete Entscheidung. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie hielten es ja für rechtmäßig. Das sagen 
Sie hier allen Ernstes. Sie als immer noch im 
Amt befindlicher aufsichtsführender Mitarbeiter 
des Bundeskanzleramts - ja? 

Zeuge Albert Karl: Ich habe mich nicht mit der 
rechtlichen Prüfung befasst. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie nicht. Muss man das nicht, 
wenn man von so was hört? 

Zeuge Albert Karl: Für mich war es in dem Fall 
nicht erforderlich. Deshalb habe ich die Weisung 
so aufgrund der Rahmenbedingungen erteilt.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Eine ganz andere Frage: Sie waren auch 
mit der Beantwortung von Parlamentsanfragen 
befasst. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. Gab es da auch Anfragen, mit denen Sie 
befasst waren, wo es um die Frage ging, ob Infor-
mationen an ausländische Dienste weitergegeben 
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werden dürfen, die dann zum Einsatz von Droh-
nen - etwa bei so Aktionen wie „Capture or kill“ - 
gebraucht werden oder missbraucht werden kön-
nen? Haben Sie mal mit solchen Fragen zu tun 
gehabt? Ich hatte mehrere dazu gestellt.  

Zeuge Albert Karl: Bitte? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich hatte selber mehrere dazu gestellt. Er-
innern Sie sich? 

Zeuge Albert Karl: Die Frage - - Ich erinnere 
mich an eine Vielzahl von Anfragen, Herr Abge-
ordneter, von Ihnen.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

Zeuge Albert Karl: Die Frage „Drohnenkrieg“ 
wurde federführend in einem anderen Referat be-
handelt. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Federführend in Ihrem Referat? 

Zeuge Albert Karl: Nein, in einem anderen Refe-
rat: 604. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ach so. 

Zeuge Albert Karl: 604 war dafür zuständig. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber Sie haben sich da auch mit befasst? 

Zeuge Albert Karl: Ja, aber damit befasst, soweit 
Themen aus meinem Zuständigkeitsbereich dann 
da eine Rolle gespielt haben. Aber ich kann mich 
nicht konkret an eine Teilfrage der Anfragen erin-
nern, mit der mein Referat befasst war - aber 
nicht in der Frage „Drohnenkrieg“ per se. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dass Informationen für den Einsatz von 
Drohnen oder andere Einsätze, für solche Aktio-
nen benutzt oder missbraucht werden können - 
da waren Sie nicht mit befasst? 

Zeuge Albert Karl: Der Themenbereich „Über-
mittlung von Informationen zum potenziellen 
Zweck Drohnenkrieg“ ist nicht Zuständigkeits-
bereich von 603.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha. Das war ein anderes Referat. 

Zeuge Albert Karl: Ja.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha. Da müssen wir dann - - Welches Re-
ferat war das? 

Zeuge Albert Karl: 604. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 604. Die waren jetzt für Drohneneinsät-
ze - - 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, Fragen danach. Okay. Da müssen wir 
vielleicht da mal der Frage nachgehen. - Letzte 
Frage zu dem, was der Kollege von Notz Sie ja 
auch schon gefragt hat: zu den Selektoren. Im 
Jahr 2013 - so habe ich Sie verstanden - waren 
Sie für Selektoren zuständig. 

Zeuge Albert Karl: Am 5. August 2013 habe ich 
das Referat 603 übernommen - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

Zeuge Albert Karl: - und damit auch die Zustän-
digkeit für allgemein technische Aufklärung. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. Ist Ihnen da mal das Problem unterge-
kommen, dass Selektoren - Sie haben ja vorhin 
mit dem Kollegen schon zum Inhalt von Selek-
toren eine Befragung gehabt - benutzt worden 
sind, die befreundete Partnerländer in Europa be-
treffen? Waren Sie da mal mit befasst? 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein. Mein heutiger 
Kenntnisstand, der sich dazu ergibt, war erst weit 
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nach 2013 über die Verwendung von Selekto-
ren, - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hatte ich ja nicht gefragt. 

Zeuge Albert Karl: - die europäische Partner be-
treffen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hatte ich nicht gefragt, sondern ob über-
haupt der heutige Kenntnisstand - - Heute wissen 
wir alle mehr. 

Zeuge Albert Karl: Nein, ich war damals nicht 
befasst damit.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nie? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie nie was von gehört, dass es da 
ein Problem geben könnte oder so was? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Auch nicht im Oktober? 

Zeuge Albert Karl: Im Oktober - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 2013. 

Zeuge Albert Karl: Nein. Nein.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wer war denn mit so einer Frage beschäf-
tigt, wenn es darum ging, um solche Selektoren, 
in Ihrem - - im Bundeskanzleramt damals? 

Zeuge Albert Karl: Grundsätzlich die Abtei-
lung 6. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 6. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und? 

Zeuge Albert Karl: Aber ich persönlich nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ach so. Andere. Können Sie die noch sa-
gen? Also, die Namen, oder Abkürzungen gibt es 
da, glaube ich, nicht im Kanzleramt.  

Zeuge Albert Karl: Ich gehe davon aus, dass der 
Abteilungsleiter 6 informiert war. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Der Abteilungsleiter. 

Zeuge Albert Karl: Ja. Aber ich weiß nicht kon-
kret, welche Personen informiert waren.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Der Chef des Kanzleramts damals? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich nicht sagen, 
Herr Abgeordneter. Ich kann nur ausschließen, 
dass ich im Oktober 2013 darüber informiert war.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das können Sie ausschließen? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. - Danke. 

(Dr. Konstantin von Notz 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben wir noch 

Zeit?) 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wenn es eine 
Frage ist, aber jetzt eine echte, dann geht das 
noch. Sonst nächste Runde. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Was heißt „eine echte“? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ja, nicht eine, 
die in mehreren Nachfragen sich ausdifferenziert, 
dann zwar unheimlich viele Erkenntnisse 



 Stenografisches Protokoll 76 I 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 95 von 145 

 

dadurch vielleicht bringt, aber die Zeit in An-
spruch nimmt.  

(Christian Flisek (SPD): 
Ohne Anerkennung einer 

Zeit!) 

- Ohne Anerkennung einer Zeit. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie in dieser Zeit, in der Sie diese 
Sache da übernommen haben, Selektoren, am 
5. August 2013 - schlechtes Timing, darf ich mal 
sagen -, da mit Herrn Heiß über diese Problema-
tik auch gesprochen? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein. Zwischen Ihnen war das kein 
Thema? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Mit wem - letzte Frage - haben Sie denn 
darüber gesprochen? 

Zeuge Albert Karl: Mit niemandem. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha. 

Zeuge Albert Karl: Es gab keinen Anlass. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es gab keinen Anlass? 

Zeuge Albert Karl: Nein, damals war ich mit der 
Selektorenfrage nicht befasst. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein, ab August 2013.  

Zeuge Albert Karl: Ab August 2013, erinnere ich 
mich sehr gut, war der Hauptbestandteil meiner 
Aufgabe Bearbeitung parlamentarischer Anfra-
gen.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Da frage ich gleich nach. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: So, das war 
die eine Frage. - Wer zuckt von der SPD, wer 
möchte? - Herr Kollege Flisek.  

Christian Flisek (SPD): Herr Karl, jetzt noch mal 
zum Thema HBW. Wie muss ich mir das beim 
Kanzleramt dann vorstellen in Ihrem Referat oder 
in der Abteilung, Unterabteilung, wie auch im-
mer: Gibt es da einen Aktenbestand zur HBW? 
Also, wenn Sie da so eine Weisung machen, eine 
E-Mail: Haben Sie da einen Aktenbestand zum 
Komplex HBW? Vielleicht noch von Ihren Vor-
gängern? 

Zeuge Albert Karl: Ja. In der Regel gibt es dazu 
Aktenbestände zu Sachverhalten, ja. 

Christian Flisek (SPD): Was stand da drin? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht sa-
gen, weil ich den Aktenbestand zur HBW nicht 
umfänglich kenne. Ich kenne die Berichte des 
BND, die im Zuge der damals aktuell aufgearbei-
teten Presseberichterstattung und parlamentari-
schen Anfragen zur Verfügung gestellt wurden. 

Christian Flisek (SPD): Sie wissen, worauf ich 
hinauswill - nicht? Ich finde das total komisch. 
Noch mal: So eine Weisung und dann irgend-
wie - - Man fragt nicht nach; man sichtet den vor-
handenen Aktenbestand nicht.  

Zeuge Albert Karl: Wir haben ja nachgefragt - das 
sehen Sie ja auch aus der Bezugnahme - und ha-
ben uns den aktuellen Sachverhalt schildern las-
sen. Und ich musste davon ausgehen, dass die 
Antwort des BND umfassend ist: zur Tätigkeit 
der HBW, zu der Art und Weise, zur Methodik, 
zur Informationsgewinnung, zu Kooperationen 
mit den Partnern. 

Christian Flisek (SPD): Ich frage Sie jetzt mal 
wirklich ketzerisch: Glauben Sie, dass so eine Art 
der Kontrolle ausreichend ist? Ohne dass ich jetzt 
einen persönlichen Vorwurf machen will. Ich 
frage jetzt in Bezug auf die Systematik des gesam-
ten Kontrollmechanismus.  
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Zeuge Albert Karl: Der Einzelfall HBW, denke 
ich, spiegelt nicht den Gesamtkomplex Fach- und 
Dienstaufsicht wider.  

Christian Flisek (SPD): Dann können wir auch 
über Selektoren reden. Das ist richtig. 

Zeuge Albert Karl: Ja, vielleicht hätte man in 
dem konkreten Fall auch nachfragen können.  

Christian Flisek (SPD): Warum tut man das 
nicht? Aus Zeitgründen? 

Zeuge Albert Karl: Unter anderem aus Zeitgrün-
den, aus Aktualitätsgründen, aufgrund der Ein-
schätzung, dass die zur Verfügung stehenden In-
formationen ausreichend sind, aufgrund der Ein-
schätzung und des Grundsatzes, dass an und für 
sich die Behörde BND ja auch eigene Verantwort-
lichkeiten, Zuständigkeiten hat, dass im Prinzip 
Fach- und Dienstaufsicht auch nicht dazu da ist, 
letztendlich die Behörde zu übernehmen. Aber in 
dem - - Sie haben Recht, man hätte auch viel-
leicht nachfragen können.  

Christian Flisek (SPD): Ja, wie ist da die Philoso-
phie im Kanzleramt? Wann fragt man nach? 
Wann fragt man nicht nach? Entscheiden Sie das 
nach eigenem pflichtgemäßem Ermessen? 

Zeuge Albert Karl: Zunächst als in der Sache zu-
ständiger Referatsleiter für Sachverhalte prüfe ich 
die Vorgänge, gebe sie gegebenenfalls auch in die 
Hierarchie, erörtere mit meinen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, mit meinen Vorgesetzten, 
orientiere mich auch an den Grundsätzen zur 
Fach- und Dienstaufsicht, die das BMI erlassen 
hat, an der Geschäftsordnung der Bundesregie-
rung. Das sind alles so Orientierungspunkte, die 
auch Einfluss auf die tägliche Arbeit haben. 

Christian Flisek (SPD): Ihr direkter Vorgesetzter 
ist in dem Fall der Herr Heiß. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Christian Flisek (SPD): Noch mal: Die Weisung, 
haben Sie da mit ihm gesprochen? Oder kam die 
Weisung vom Herrn Heiß: „Erteilen Sie eine Wei-
sung!“? Oder wie lief das? 

Zeuge Albert Karl: Wie der konkrete Weg war, ist 
mir nicht mehr erinnerlich. Aber ich erinnere, 
dass ich mit Herrn Heiß darüber gesprochen 
habe. Über derartige Weisungen wird der Abtei-
lungsleiter informiert.  

Christian Flisek (SPD): Wissen Sie, ob der Abtei-
lungsleiter das dann noch weiter hochträgt? 

Zeuge Albert Karl: Das weiß ich nicht. 

Christian Flisek (SPD): Welche Erfahrung haben 
Sie überhaupt mit Ihrer Arbeit im Bundeskanz-
leramt zu der Frage, wie eng die politische Lei-
tung des Kanzleramtes in die Koordinierung der 
Dienste eingebunden ist? 

Zeuge Albert Karl: Das weiß ich nicht. Das kann 
ich - - 

Christian Flisek (SPD): Da wissen Sie gar nichts 
zu? 

Zeuge Albert Karl: Das ist auch nicht Gegenstand 
des - - ist auch nicht Untersuchungsgegenstand, 
soweit ich jetzt weiß. 

Christian Flisek (SPD): Oh, doch, doch. Das ist 
schon Untersuchungsgegenstand. Natürlich. 

Zeuge Albert Karl: Wir schreiben auch Vorlagen 
an die Hausleitung natürlich dazu. 

Christian Flisek (SPD): An die Hausleitung heißt: 
an den Chef BK? 

Zeuge Albert Karl: Ja. In Einzelfällen. 

Christian Flisek (SPD): Wenn Ihnen Ihr Vorge-
setzter das sagt, dann schreiben Sie direkt - - 

Zeuge Albert Karl: Oder wenn ich es vorschlage. 

Christian Flisek (SPD): Oder wenn Sie es vor-
schlagen. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 
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Christian Flisek (SPD): Sie schlagen es dann aber 
dem Herrn Heiß vor, und der ist dann damit ein-
verstanden. Und dann können Sie eine Vorlage 
direkt an den Chef BK - -  

Zeuge Albert Karl: Beziehungsweise ich fertige 
schon die Vorlage aus. 

Christian Flisek (SPD): Wie oft kommt das vor? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht sa-
gen. 

Christian Flisek (SPD): Was sind das für The-
men? Sind das noch schwierigere Themen als 
das, was wir jetzt hier so erörtern? 

Zeuge Albert Karl: Nein, das sind Themen, die 
relevant sind, die möglicherweise politisch rele-
vant sind. 

Christian Flisek (SPD): Sie können das vorschla-
gen? 

Zeuge Albert Karl: Ja, aus meinem Zuständig-
keitsbereich. 

Christian Flisek (SPD): Jetzt mal abstrakt gespro-
chen: Wann sagen Sie als Referatsleiter in Ihrem 
Bereich - ohne jetzt einen konkreten Fall zu nen-
nen -: „Ich schlage jetzt dem Herrn Heiß vor: Hier 
will ich eine Vorlage an den Chef BK schreiben”? 

Zeuge Albert Karl: Ein Beispiel wäre, wenn es 
die Zusammenarbeit mit anderen Ressorts be-
trifft, wenn es politisch wichtig - - Es kann keine 
allgemeine Definition dafür, die den BND betrifft 
als Gesamtbehörde - - 

Christian Flisek (SPD): Gibt es denn umgekehrt 
eine Vorgabe vom Chef BK, die da heißt: „Da-
rüber will ich Bescheid wissen, wenn so was vor-
liegt“? Kriterien, Richtlinien, Regeln, an denen 
man sich orientieren kann? 

Zeuge Albert Karl: Ist nicht schriftlich dokumen-
tiert, soweit ich weiß. 

Christian Flisek (SPD): Welche Rolle spielt denn 
der Herr Fritsche in dem Ganzen? Der ist ja sozu-
sagen da noch mal so dazwischengeschoben. 

Zeuge Albert Karl: Der Herr Fritsche ist der 
Staatssekretär und Beauftragte für den Nachrich-
tendienst des Bundes, der im Prinzip auch der 
Hauptadressat dann auch der Vorlagen ist.  

Christian Flisek (SPD): Der? 

Zeuge Albert Karl: Hauptadressat der Vorlagen. 
Der Staatssekretär Fritsche wird umfänglich un-
terrichtet.  

Christian Flisek (SPD): Und er entscheidet dann 
noch mal, was gegebenenfalls weitergeht an den 
Chef BK?  

Zeuge Albert Karl: Unter Umständen macht er 
das im Einzelfall. 

Christian Flisek (SPD): Jetzt mal ganz praktisch 
gesprochen, jetzt so letztes Jahr: Wie oft haben 
Sie unmittelbar an den Chef BK - - Oder ist das 
eher so, dass Sie direkt an Herrn Fritsche berich-
ten? 

Zeuge Albert Karl: Zunächst berichte ich direkt 
an Herrn Fritsche.  

(Dr. André Hahn (DIE 
LINKE): Nicht an  

Herrn Heiß?) 

Christian Flisek (SPD): In Abstimmung mit Herrn 
Heiß, so habe ich das schon verstanden. 

Zeuge Albert Karl: Ja, die Hierarchie sieht ja vor, 
über den - - 

Christian Flisek (SPD): Nein, das habe ich schon 
richtig verstanden. - Ist der Herr Fritsche so was 
wie eine Firewall? Ich frage mal so. Ist ja neu ge-
schaffen worden, die Funktion - nicht? -, um 
sozusagen den politischen Leitungsstab schön zu 
trennen. 

Zeuge Albert Karl: Die Frage kann ich nicht be-
antworten, Herr Abgeordneter. 
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Christian Flisek (SPD): Müssen Sie auch nicht. 
Da mache ich Ihnen noch nicht mal einen Vor-
wurf, dass Sie das nicht beantworten. Aber so ein 
bisschen der Eindruck bleibt.  

Noch mal zurück zu der Befragung. Ich stelle mir 
jetzt mal die Frage - der Kollege Ströbele hat das 
gerade so ein bisschen noch mal angesprochen 
mit der Rechtsgrundlage -: Wenn im Hoheits-
bereich der Bundesrepublik Deutschland, ich 
sage mal, Grundrechtseingriffe stattfinden, jetzt 
kann man sich die Frage stellen: Welcher Quali-
tät ist jetzt ein Grundrechtseingriff bei einer Da-
tenerhebung gegenüber Asylbewerbern und 
Flüchtlingen?  

Aber mal grundsätzlich. Ich sage jetzt mal einen 
Grund - - Also, es wird auf jeden Fall hoheitliche 
Tätigkeit ausgeübt. Hängen wir es vielleicht gar 
nicht so hoch wie einen Grundrechtseingriff. Wir 
bezeichnen das mal als Ausübung hoheitlicher 
Tätigkeit im Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland. Und jetzt erfahren Sie, dass offen-
sichtlich in der Vergangenheit in diesem Hoheits-
bereich eine solche Tätigkeit ausgeübt worden ist 
durch Ausländer, und zwar ohne dass irgendwie 
unmittelbar eine Kontrollmöglichkeit deutscher 
Beamter gegeben war. Das war ja sozusagen auch 
der Grund für Ihre Weisung. Wie würden Sie das 
rechtlich bewerten, dass es so überhaupt diesen 
Zustand gab? Würden Sie das mit einem Rechts-
widrigkeitsverdikt versehen? Würden Sie sagen: 
Das ist - - Oder würden Sie sagen: „Das ist ein-
fach nicht - - Das ist geringer; das ist nicht oppor-
tun oder so“? Oder würden Sie sagen: „Eigentlich 
geht das gar nicht“?  

Also, ich sage mal: Leute, die auf der Payroll der 
USA stehen, im weitesten Sinne jetzt mal, und 
auch in einen anderen Pflichtenkreis in Bezug 
auf ihre Anstellung und Ernennung eingebunden 
sind, als dies bei typischen Mitarbeitern des öf-
fentlichen Dienstes der Fall ist, bei Beamten, so 
wie wir das kennen, die aber dann im Hoheits-
gebiet der Bundesrepublik hoheitliche Tätigkeit 
ausüben: Wie bewerten Sie das?  

Zeuge Albert Karl: Sie haben in Anlehnung an 
die Tätigkeiten die Praxis der HBW in dem Fall 
konstruiert. Ich müsste tatsächlich hergehen und 

das im Einzelfall auch rechtlich prüfen lassen. 
Weil ich selbst nicht Jurist bin, würde ich das 
durch einen Juristen prüfen lassen.  

Christian Flisek (SPD): Ich frage jetzt noch mal 
einen Schritt weiter: Wie wäre denn das Verhal-
ten desjenigen deutschen Beamten zu beurteilen, 
der das angewiesen hat oder - fragen wir anders-
rum - der es sozusagen geduldet hat, dass es die-
sen Zustand gab, wissentlich, dass es nur durch 
US-Amerikaner ausgeübt wird? Wie wäre dessen 
Verhalten zu beurteilen - sei es aktive Anord-
nung, sei es passive Duldung? 

Zeuge Albert Karl: Das müsste einer gesonderten 
Würdigung unterzogen werden.  

Christian Flisek (SPD): Ich habe das akustisch 
nicht verstanden, Herr Karl. 

Zeuge Albert Karl: Das müsste einer gesonderten 
rechtlichen Prüfung unterzogen werden. Ich 
könnte Ihnen - - 

Christian Flisek (SPD): Ich kann das nachvollzie-
hen, wenn Sie sagen: Das ist jetzt komplex, das 
kann ich jetzt sozusagen mir nicht aus dem Är-
mel schütteln.  

Zeuge Albert Karl: Ja, das ist komplex, und ich 
kann es nicht aus dem Ärmel schütteln. 

Christian Flisek (SPD): Jetzt umgekehrt die Frage: 
Haben Sie keine Veranlassung gehabt, das zu 
prüfen, angesichts Ihrer Weisung und angesichts 
wohl der Möglichkeit, dass über einen längeren 
Zeitraum dieser Zustand so angehalten hat? 

Zeuge Albert Karl: Mit der Weisung war für 
mich - - 

Christian Flisek (SPD): Haben Sie diesen Zu-
stand für die Zukunft abgestellt. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Christian Flisek (SPD): Klar. Da sind wir zusam-
men. - Aber was ist sozusagen mit der Frage, ob 
eigentlich das, was ich gerade versucht habe zu 
beschreiben - - Das ist ja kein Zufall gewesen, 
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dass die Amerikaner da irgendwie mehrfach 
alleine Befragungen durchgeführt haben. Der 
Punkt war ja der: Wie ist es dazu gekommen? 
Wer hat dafür die Verantwortlichkeit getragen?  

Und wenn ich sage: „Ich will einen Zustand ab-
stellen“, dann mache ich das erst mal ad hoc mit 
einer Weisung. Aber ich muss ja auch irgendwo 
sicherstellen, dass sozusagen eventuell ein Denk-
fehler in den Köpfen der Leute, die solche Ent-
scheidungen treffen, nicht wieder zu neuen wei-
teren Entscheidungen führt, die ich eventuell 
dann wieder mit Weisungen abstellen muss. Das 
kann ja alles ganz unangenehm werden.  

Zeuge Albert Karl: Natürlich. Die - - Oder meine 
seinerzeitige Weisung bezog sich ja auf die ak-
tuellen Umstände und war Teil eines Prozesses, 
der letztendlich stattgefunden hat. Ich habe das 
dann nicht mehr weiterverfolgt.  

Christian Flisek (SPD):  Haben Sie es nicht mehr 
weiter verfolgt, oder hat man Ihnen das gesagt: 
„Herr Karl, verfolgen Sie das nicht weiter; das in-
teressiert uns nicht“? 

Zeuge Albert Karl: Diese Anweisung habe ich 
nicht bekommen. Das kann ich nicht - - 

Christian Flisek (SPD):  Haben Sie da in diesem 
Kontext eine Weisung bekommen, da mal jetzt 
irgendwie kurzen Prozess zu machen und zu 
sagen - - 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Christian Flisek (SPD): Das haben Sie allein ent-
schieden, wie mit diesem Fall umzugehen ist? 

Zeuge Albert Karl: Ich habe diese Weisung 
herausgegeben, dass zukünftig - 

Christian Flisek (SPD): Ja, Herr Karl - - 

Zeuge Albert Karl: - Mitarbeiter des BND dabei 
sein müssen, und habe das auch mit der Abtei-
lungsleitung erörtert. Das ist nicht alleine - - 

Christian Flisek (SPD): Jetzt frage ich mal ganz 
offen an Sie gerichtet: Das, was ich hier gerade 

sozusagen ausbreite, dass man eventuell noch 
mal zurückschaut, wer hat das zu verantworten, 
halten Sie das für an den Haaren herbeigezogen, - 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Christian Flisek (SPD): - dass man diese Frage 
stellt? 

Zeuge Albert Karl: Nein, das halte ich nicht für 
an den Haaren herbeigezogen.  

(Dr. André Hahn  
(DIE LINKE): 

Disziplinarverfahren!) 

Christian Flisek (SPD): - Na, ich würde jetzt gar 
nicht mit der - - Aber dass man zumindest mal 
fragt, prüft - ja? Man muss ja jetzt nicht gleich mit 
der dicken Keule kommen. Ich meine, ein gewis-
ses kollegiales Verhältnis - davon gehe ich auch 
aus - besteht im Verhältnis zwischen Kanzleramt 
und BND, insbesondere weil es ja auch Personal-
wechsel gibt.  

Zeuge Albert Karl: Aber das hat - - Das ist 
nicht - - hat ja darauf keinen Einfluss. Für mich 
zählen nur die Informationen.  

Christian Flisek (SPD): Ja, lassen Sie jetzt mal 
meinen letzten Satz weg. Aber wenn Sie sagen, 
das ist nicht an den Haaren herbeigezogen, dass 
man - - Wenn Sie mir jetzt eine plausible Ant-
wort einfach noch mal geben, warum man das 
dann jetzt hier nicht tut. Ist das wirklich - - Sind 
das Kapazitätsprobleme? Wir stehen vor einer Re-
form der Geheimdienstkontrolle. Das wissen Sie 
ja auch. Ich meine, dieses Parlament muss sich 
die Frage stellen, wie unsere Kontrolle in diesem 
Hause funktioniert. Und natürlich stellen wir uns 
auch die Frage grundsätzlich: Wie funktioniert 
die Aufsicht? 

Zeuge Albert Karl: Ja, natürlich fragt die Fach- 
und Dienstaufsicht nach, wenn Anlass gegeben 
wird, nachzufragen. Es wäre in dem Fall isoliert 
für sich Anlass gewesen, nachzufragen. Aber es 
war Gegenstand eines sich bereits ausbreitenden 
Prozesses gewesen - der letztendlich dann zur 
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Schließung der HBW führte. In einem anderen 
Fall würde nachgefragt werden.  

Christian Flisek (SPD): Aber von dem Sie zu dem 
Zeitpunkt der Weisung nicht gewusst haben, dass 
der kommen wird? 

Zeuge Albert Karl: Nein, zu dem Zeitpunkt der 
Weisung wusste ich es eben nicht. Aber für mich 
war - - 

Christian Flisek (SPD): Verstehen Sie, da habe 
ich jetzt so ein bisschen logischen Widerspruch, - 

Zeuge Albert Karl: Ja, ich weiß. 

Christian Flisek (SPD): - dass da nicht eine 
E-Mail zumindest existiert an den Herrn Heiß 
oder dass Sie mir jetzt sagen: Da habe ich mit 
dem Herrn Heiß ein Gespräch geführt: „Müssen 
wir da tiefer reingehen?“, und dann kam irgend-
wie der Herr Heiß und hat gesagt: „Kommen Sie, 
Herr Karl, ich habe irgendwie die Glocken läuten 
gehört; in zwei Wochen ist die Bude dicht oder 
in zwei Monaten.“ - Irgendwie so. Das wäre jetzt 
für mich plausibel. Aber dazu höre ich nichts, 
weil Sie ja auch hier die Wahrheit sagen. Offen-
sichtlich gibt es dazu auch nichts. Und das stellt 
halt Fragen - - Also, da gibt es Fragen bei mir, wa-
rum das so ist. 

Zeuge Albert Karl: Ich kann Ihnen nur vielleicht 
ja auch die persönliche Situation schildern, dass 
einfach damals eine erhebliche Anzahl von parla-
mentarischen Anfragen - - dass wir diesen Fall 
HBW hatten usw. Und für mich war es evident, 
diesen erkennbaren Mangel zunächst abzustellen. 
Und dann hat sich eben der Prozess entwickelt, 
und es wurde zu dem Punkt nicht mehr weiter 
nachgefragt. 

Christian Flisek (SPD): Okay. 

Zeuge Albert Karl: Aber grundsätzlich würde 
man es tun.  

Christian Flisek (SPD): Gut, Herr Karl. - Vielen 
Dank. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ganz herz-
lichen Dank. Fast eine Punktlandung, um wenige 
Sekunden. - Dann kommen wir jetzt zur nächsten 
Runde. Es beginnt die Fraktion Die Linke, Frau 
Kollegin Renner.  

(Dr. André Hahn (DIE 
LINKE): Nein, jetzt mache 

ich erst mal!) 

- Oder Herr Kollege Hahn. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Ja, vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Herr Karl, würden Sie viel-
leicht noch mal ganz kurz sagen, was denn der 
Unterschied in der Aufgabenstruktur ist zwi-
schen Herrn Fritsche und Herrn Heiß? Könnten 
Sie das noch mal - - Was machen die anderes 
oder Besonderes, jeder in seinem Tätigkeitsfeld?  

Zeuge Albert Karl: Dürfte ich mich kurz mit 
Herrn Wolff beraten? 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Was bitte? 

Zeuge Albert Karl: Darf ich mich kurz mit Herrn 
Wolff beraten, Herr Vorsitzender? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ja, klar. Wir 
halten die Zeit auch an. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Darf ich mal fra-
gen, warum? Ich meine, er muss doch wissen, 
was seine beiden Vorgesetzten für eine Aufgabe 
haben. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Einfach, weil 
er das wünscht.  

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Ja, er kann einen 
Rechtsanwalt haben, aber nicht Beratungen mit 
der Bundesregierung.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Doch. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Wo steht denn 
das? 



 Stenografisches Protokoll 76 I 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 101 von 145 

 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Kann er über 
die Reichweite seiner Aussagegenehmigung je-
derzeit machen. 

(Der Zeuge berät sich mit 
RD Philipp Wolff (BK)) 

Zeuge Albert Karl: Gut. - Also, Staatssekretär 
Fritsche ist der Beauftragte für die Nachrichten-
dienste des Bundes. Rein funktional hat der 
Staatssekretär natürlich auch eine koordinie-
rende Funktion in Richtung der Zusammenarbeit 
Nachrichtendienste des Bundes, das heißt also, 
auch mit dem BMI, mit dem BMVg als jeweils 
vorgesetzte Ressorts des BfVs bzw. des MAD. Die 
Funktion von Abteilungsleiter 6 konzentriert sich 
darauf, dass er zum einen der Stellvertreter von 
Herrn Fritsche ist, und zweitens auf die Leitung 
und Führung der Abteilung 6 und damit auch im 
Wesentlichen auf die Fach- und Dienstaufsicht 
über den Bundesnachrichtendienst.  

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Nun haben wir ja 
die Kollegen, die ich gerade genannt habe, auch 
schon gehört. Und irgendwie habe ich da ein 
ganz komisches Gefühl. Also, der Geheimdienst-
beauftragte ist über wesentliche Dinge nicht in-
formiert, nicht über Listen, nicht über Pannen, 
nicht über Deutsche, die erfasst werden mit Se-
lektoren. Der Abteilungsleiter ist nicht infor-
miert, kennt von allem nichts, nicht nach oben 
gemeldet. Der Referatsleiter sagt, Sie sind über 
bestimmte Dinge gar nicht informiert. Sie waren 
noch nicht so lange da - trotzdem. Dann haben 
Sie gesagt, Sie haben keine Zeit gehabt, zu viele 
parlamentarische Anfragen; vielleicht hätten Sie 
auch zu wenig nachgefragt, war vorhin so eine 
Formulierung. Ist das in Ihren Augen - das frage 
ich Sie jetzt - tatsächlich eine wirksame Dienst- 
und Fachaufsicht, die da ausgeübt wird über die 
Dienste und insbesondere jetzt hier über den 
BND? Würden Sie das als wirksame Fach- und 
Dienstaufsicht bezeichnen?  

Zeuge Albert Karl: Herr Abgeordneter, ich kann 
Ihnen nur sagen zu der Praxis der Ausübung mei-
ner Fach- und Dienstaufsicht, der Praxis, wonach 
ich mich richte: Das sind die von mir genannten 
Grundsätze für Fach- und Dienstaufsicht. Und in 
den konkreten Fällen hat es auch immer damit zu 

tun, ob es Anlass gibt, nachzufragen. Anlass 
dann, wenn der Bundesnachricht- - 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Wenn irgendwas 
in der Zeitung steht. 

Zeuge Albert Karl: Ein Anlass, um nachzufragen, 
sind Berichte des Bundesnachrichtendienstes 
zum Beispiel. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Oder Zeitungsarti-
kel. 

Zeuge Albert Karl: Oder Zeitungsartikel, unter 
Umständen auch Zeitungsartikel. Auch parla-
mentarische Anfragen. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Ja, kann denn eine 
Dienstaufsicht so funktionieren, dass Sie warten, 
dass ein Zeitungsartikel kommt, und dann rufen 
Sie mal an: „Schreibt mir mal dazu was auf!“, 
oder es kommt ein Bericht, und da kommt Ihnen 
irgendwas komisch vor?  

Zeuge Albert Karl: Nein, Herr Abgeordneter - - 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Muss eine Dienst- 
und Fachaufsicht nicht auch von sich aus tätig 
werden?  

Zeuge Albert Karl: Herr Abgeordneter, das habe 
ich so nicht gesagt, sondern ich sagte: Es kann 
einer der Anlässe sein. - Generell ist es so, dass 
wir mit den thematischen Bereichen, für die wir 
zuständig sind oder bzw. - ich spreche jetzt dann 
in meinem Fall vom Referat 603 - dass man mit 
den Bereichen ständig Berichterstattung be-
kommt. Wir führen Gespräche mit den Abtei-
lungsleitern, sogenannte Jour-fixe-Gespräche, aus 
denen sich Anlass ergibt für Fragen aus Vorgän-
gen heraus, die der Bundesnachrichtendienst an 
uns heranträgt, nach unter Umständen - - 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Also Sie haben Ihr 
Referat immer vollkommen im Griff gehabt? 

Zeuge Albert Karl: Bitte? 
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Dr. André Hahn (DIE LINKE): Sie hatten Ihr Refe-
rat da vollkommen im Griff, keine Schwierigkei-
ten, keine Probleme? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Aha. Gut. Keine 
Probleme mit Selektoren, hat es nie gegeben? 

Zeuge Albert Karl: Ich habe mein Referat immer 
im Griff gehabt. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Könnten Sie noch 
mal erklären, wie das stattfindet, diese Kontrolle 
der Selektoren? Sie haben vorhin gesagt, für die 
juristische Prüfung wäre jemand anderes zustän-
dig.  

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Das hören wir ja 
auch immer wieder. Aber Sie seien dafür zustän-
dig gewesen, zu prüfen, ob es dem Auftragsprofil 
des BND oder Auftragsprofil der Bundesregie-
rung für den BND entspricht. Können Sie noch 
mal sagen, wie Sie das - - wie das abläuft? Ich 
habe das noch nicht ganz verstanden. Wird Ihnen 
da jeder einzelne Selektor vorgelegt? Nehmen Sie 
nur jeden tausendsten und gucken mal, ob das 
stimmt, oder jeden fünfhundertsten oder - - 

Zeuge Albert Karl: Nein, das wird uns nicht vor-
gelegt. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Sondern? Wie prü-
fen Sie denn das dann, ob die Selektoren dem 
Auftragsprofil entsprechen, wenn sie Ihnen gar 
nicht vorgelegt werden? 

Zeuge Albert Karl: Unsere Kontrolle bezieht sich 
in der aktiven Tätigkeit des BND - in der Vergan-
genheit - nicht auf die Prüfung einzelner Selek-
toren. Wie das in Zukunft ausgestaltet wird, ist 
nicht Gegenstand des Untersuchungsausschus-
ses.  

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Was haben Sie 
dann denn geprüft, ob das, was der BND 
steuert - - Wie haben Sie das geprüft, ob das dem 
Auftragsprofil entsprach?  

Zeuge Albert Karl: Ich habe - - 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Haben Sie gefragt: 
„Macht ihr das alles ordentlich?“, und wenn die 
gesagt haben: „Ja“ - - 

Zeuge Albert Karl: Ich hatte zum Zeitpunkt der 
Übernahme des Referats keinen Ansatzpunkt, um 
nachzufragen.  

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Sie haben doch 
vorhin gesagt, Sie sind für die Prüfung zuständig, 
ob das dem Auftragsprofil entspricht. Und ich 
frage Sie: Wie haben Sie das geprüft? - Und jetzt 
sagen Sie mir: Ich hatte keinen Anlass. - Also ha-
ben Sie es nicht geprüft? 

Zeuge Albert Karl: Zum damaligen Zeitpunkt 
nein.  

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Dann haben Sie 
vorhin gesagt, oder die Frage war gestellt worden 
nach der kurzfristigen Auftragssteuerung. Wie 
sah denn das praktisch aus? Also: Sagt das Bun-
deskanzleramt: „Frau Merkel fliegt in 14 Tagen 
nach Paris; sucht uns mal raus, was der Außen-
minister so gerade in Vorbereitung telefoniert, 
und stellt das mal rein“? - Läuft das so, -  

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): oder wie kann ich 
mir das praktisch vorstellen? 

Zeuge Albert Karl: Nein, eine kurzfristige Auf-
tragssteuerung funktioniert zum Beispiel im Fall 
eines Putsches so, dass die - - 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Ja, den Putsch ha-
ben wir vorhin schon gehabt.  

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Ich habe jetzt ein 
anderes Beispiel genannt.  

Zeuge Albert Karl: Für den Fall des Fluges der 
Kanzlerin nach Paris würden wir - - Frankreich 
ist nicht, oder europäische Partner sind nicht 
Aufklärungsziel des Bundesnachrichtendienstes. 
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Dr. André Hahn (DIE LINKE): Sind oder waren?  

Zeuge Albert Karl: Sehr wohl würden wir zu 
Themen nachfragen, die aktuell behandelt wer-
den würden, zum Beispiel Terrorismus: Was sind 
Erkenntnisse zum Terrorismus? 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Aber ich be-
schreibe ja das, was in den Medien stand. Sie 
können das ja im Einzelnen hier nicht weiter aus-
führen sicherlich. Ich möchte nur wissen, wie Sie 
reagieren, wenn Sie den Auftrag kriegen, den 
französischen Außenminister auszuforschen. Sa-
gen Sie dann: „Stopp! Hier ist genau die Grenze 
überschritten; mache ich nicht“? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Und wie kommt 
dann so was rein in Listen, wenn es da drinste-
hen soll? 

Zeuge Albert Karl: Ich habe Ihre Frage nicht - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Zum Inhalt 
der Listen können wir natürlich hier nichts sa-
gen. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Nein, nein, ich 
rede ja - - Das ist ja nur was - - 

(Christian Flisek (SPD):  
Es ist ja ein theoretisches 

Beispiel!) 

- Richtig.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Auf theoreti-
sche Beispiele kann der Zeuge natürlich sehr 
schwer antworten. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Wäre es denn aus 
Ihrer Sicht zulässig nach dem Auftragsprofil des 
Bundesnachrichtendienstes, wenn in dem, was 
dort gesteuert wird oder gesteuert worden ist, 
eine NATO-Botschaft in einem NATO-Land über-
wacht wird? Wäre das aus Ihrer Sicht konform 
mit dem Auftragsprofil der Bundesregierung für 
den BND? 

Zeuge Albert Karl: Es ist nicht mit dem Auf-
tragsprofil des Bundesnachrichtendienstes kon-
form, europäische Partner aufzuklären.  

(Christian Flisek (SPD): 
Fragen Sie noch mal, ob 
das auch schon vor dem 

Wort der Kanzlerin so war!) 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Ja, aber die 
Frage - - Das ist ja klar. War das auch - - Ich kann 
die Frage ja gerne aufgreifen: Ist das jetzt so, oder 
war das auch schon so, als Sie das Amt übernom-
men haben? 

Zeuge Albert Karl: Das war auch schon so, als 
ich das Amt übernommen habe.  

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Und was würden 
Sie sagen, wenn da in den Listen das nicht nur 
einmal, zweimal, zehnmal, fünfzigmal, hundert-
mal passiert, sondern noch viel mehr? Was haben 
Sie denn mit Ihrer Fachaufsicht dort gemacht 
und mit der Dienstaufsicht?  

Zeuge Albert Karl: Ich hatte keinen Anlass nach-
zufragen, mir die Selektorenliste vorlegen zu las-
sen. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Wie soll ich denn 
das im Umkehrschluss verstehen, wenn Sie kei-
nen Anlass hatten? Solange Sie nicht nachfragen, 
können die machen, was sie wollen in der Abtei-
lung Aufklärung, oder wie? Ich möchte es gerne 
begreifen, wie Sie Ihre Aufsicht wahrnehmen, für 
die Sie dort bezahlt werden im Bundeskanzler-
amt.  

Zeuge Albert Karl: Ich nehme meine Aufgabe in-
sofern wahr, als ich im ständigen Kontakt mit 
dem BND bin, Berichte einfordere und auch an-
lassunabhängig beim BND nachfrage, wie der 
BND seine Aufgaben erledigt. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Sie fragen nach, 
und wenn die sagen: „Wir erledigen sie gut und 
getreu dem Profil“, dann ist das für Sie in Ord-
nung? 
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Zeuge Albert Karl: Die Antwort „gut“ wäre nicht 
die Antwort auf die Nachfrage, wie er sie, mit 
welcher Methodik, mit welchen - - 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Ja, effektiv und 
erfolgreich. 

Zeuge Albert Karl: Effektiv, ja. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Ich sehe nicht, wie 
Sie in Ihrer Aufgabe irgendetwas tun, um heraus-
zubekommen, was der BND wirklich macht. Das 
ist mein Problem, das ich mit dem habe, was Sie 
hier darstellen. 

Zeuge Albert Karl: Ich kann das nur auf meinen 
Fall beziehen. Und das, was ich tue, bezieht sich 
auch auf das außerhalb des Zeitraums des Unter-
suchungsauftrages. Natürlich stellen wir ver-
mehrt Anfragen. Natürlich hinterfragen wir die 
Tätigkeit des BND, auf welcher Rechtsgrundlage 
er tätig wird im Einzelfall. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Und dann glauben 
Sie dem, was Sie da an Antworten kriegen: 
„Alles auftragsprofilkonform, kein Problem“? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Das wird natürlich 
dann von Kolleginnen und Kollegen auch aus 
den Nachbarreferaten auch juristisch - -  

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Ich rede nicht über 
das Nachbarreferat, ich rede über Sie. 

Zeuge Albert Karl: Das ist auch keine Frage des 
Glaubens, sondern ob es weiter Grund gibt, nach-
zuforschen oder, wie in dem Fall, dann erkannte 
Fehler abzustellen, Weisungen zu erlassen ent-
sprechend.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wir müssten 
an der Stelle - - 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Aber nur, wenn 
irgendeine Panne passiert? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: An der 
Stelle - - 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Ich habe eine 
Frage, um den Komplex vielleicht abzuschließen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ja, klar, krie-
gen wir hin. Gerne. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Wenn Sie eine 
Aufgabe neu übernommen haben - weil Sie im-
mer über den Zeitraum sprechen hier -, ist es 
dann nicht normal, dass man sich mal anguckt: 
Was ist denn im letzten Jahr gewesen in der Auf-
sicht? Gab es irgendwelche Probleme, die bei mir 
wieder landen könnten? - Also, haben Sie das ge-
macht? Haben Sie mal geguckt, was in dem Jahr 
davor oder in den Monaten davor beim BND war 
und was Ihren Bereich berühren könnte? Haben 
Sie sich da informiert? 

Zeuge Albert Karl: In Teilen und sukzessive, ja.  

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Kannten Sie vor-
handene Probleme, dass Deutsche erfasst wur-
den, oder kannten Sie das nicht? 

Zeuge Albert Karl: Das kannte ich zu dem Zeit-
punkt nicht.  

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Das kannten Sie 
auch nicht. 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. André Hahn (DIE LINKE): Okay. Ich muss 
jetzt erst mal - -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Ganz 
herzlichen Dank. - Bevor wir zur nächsten Frak-
tion, der Fraktion der CDU/CSU kommen, müs-
sen wir die Sitzung unterbrechen, weil zwei 
Fraktionen jetzt Fraktionssitzung haben. Ich kann 
nicht sagen, wie lange die Unterbrechung dauert, 
weil ich nicht weiß, wie lange die Fraktionssit-
zungen dauern. Ich habe so im Gefühl, die wer-
den nicht ewig dauern, weil die Sachverhalte ja 
schon ohnehin alle auf dem Ticker stehen und 
schon erklärt sind. Von daher läuft das halt so in 
der Demokratie, dass wir jetzt das hören können, 
was die Presse schon verkündet hat. Und deswe-
gen werden wir wahrscheinlich auch in absehba-
rer Zeit wieder da sein, in einer Stunde. Ich weiß 
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nicht, ob die Grünen auch eine Fraktionssitzung 
machen.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Von 17.30 bis 18 Uhr. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Sie haben 
17.30 bis 18 Uhr? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wir haben 17.30 Uhr. Da Sie diese Ausfüh-
rungen gerade machen, möchte ich anmerken, 
dass das Parlament ja entscheidet, wo das Militär 
hingeht. Insofern: Es könnte sein, dass es einen 
Augenblick bei uns dauert, weil wir dann doch 
nicht direkt - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ja, ist klar. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - an eine Presseerklärung von Frau Merkel 
uns gebunden sehen. Aber ich würde denken, 
dass wir um halb sieben hier gut weitermachen 
können. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ja, vermute 
ich auch. Eure Fraktionssitzung hatte ich eben 
zwar abgefragt, hatte ich aber noch keine Info ge-
kriegt. Bei den Linken habe ich auch noch keine 
Info - da weiß ich es nicht -; aber ich vermute, 
auch die Fraktion Die Linke wird eine Fraktions-
sitzung machen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wir haben von 
17 bis 18 Uhr Fraktionssitzung. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Also 
denke ich mir, wie es der Kollege von Notz gesagt 
hat, müssten wir ungefähr wieder weitermachen 
können. Bis dahin ist die Sitzung unterbrochen. - 
Danke schön. 

(Unterbrechung von  
16.47 bis 18.37 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Die 76. Sit-
zung der 8. Wahlperiode wird fortgesetzt. Wir 
hatten aufgehört mit den Fragen der Fraktion Die 
Linke, würden jetzt zu Fragen der Fraktion der 

CDU/CSU kommen. - Sie sind auch wieder fit? - 
Herr Zeuge? 

Zeuge Albert Karl: Ach! - Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Sie sind der 
Wichtigste hier. 

Zeuge Albert Karl: Ja, ich bin fit; noch fit. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Super. Kann 
es losgehen? 

Zeuge Albert Karl: Ja, gern. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Dann hat der 
Kollege Schipanski das Wort. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Herr Karl, noch einmal - der 
Kollege Hahn hat das ja gerade ein bisschen 
schon mit Ihnen erörtert - die Dienst- und Fach-
aufsicht. Sie hatten ja berichtet, dass Ihr Referat 
hier für die Dienst- und Fachaufsicht des BND 
ein ganzes Stück zuständig ist, eingebunden ist. 
Und vielleicht können Sie uns noch mal erläu-
tern, wie das Ganze vonstattengeht. Gibt es da 
regelmäßige Leitungsrunden? Gibt es Mitarbeiter-
besprechungen? Wie ist das organisiert? 

Zeuge Albert Karl: Also, grundsätzlich werden 
wir, wird das Bundeskanzleramt schriftlich un-
terrichtet. Wenn schriftliche Unterrichtungen, 
Berichte des BND vorliegen und es gibt Anlass, 
nachzufragen, dann tun wir das, zum einen 
schriftlich, stellen die Fragen, die Bezug nehmen 
auf die Berichte. Bei komplexeren Sachverhalten 
laden wir zu Besprechungen ein, um uns Dinge 
erläutern zu lassen. Oder wir machen Kontroll-
besuche vor Ort. 

Es gibt - - Wenn uns der BND von sich aus unter-
richtet, dann ist dieses Verfahren der Nachfrage 
eigentlich das gängige. Wenn wir aus der Bericht-
erstattung, zum Beispiel, die an Ressorts gehen, 
Qualitätskontrollen machen, sehen, dass Berichte 
eventuell nicht zielführend geschrieben sind, 
dass möglicherweise der Adressat damit wenig 
umgehen kann, dann machen wir Qualitätskon-
trolle, machen regelmäßige Besprechungen mit 
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den Abteilungsleitern, für deren Thema wir fach-
lich zuständig sind, binden in der Regel auch den 
Leitungsstab des BND mit ein. 

Adressat unserer Nachfragen an den BND ist 
grundsätzlich der Leitungsstab. Also, wir führen 
keine direkten Gespräche mit den Fachbereichen, 
sondern binden nach Möglichkeit immer den Lei-
tungsstab mit ein, sodass auch die Leitung des 
BND informiert wird über unsere Fragen. Das hat 
auch für uns den Vorteil, dass wir einen An-
sprechpartner haben und dass die Produkte oder 
die Antworten des BND dann auf unsere Nachfra-
gen auch über den Leitungsstab gehen und dort 
noch mal gesichtet werden. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Also, das hört 
sich ja so an, dass das klar organisiert ist: Sie ha-
ben eine hierarchische Ordnung; Sie kommuni-
zieren mit dem Leitungsstab. Und es ist einfach 
gut, dass Sie das noch mal ein Stück herausge-
arbeitet haben, weil das, glaube ich, in der Runde 
vorher nicht ganz so deutlich geworden ist, dass 
also auch regelmäßige Besprechungen stattfin-
den. 

Diese Kontrollbesuche, von denen Sie sprachen: 
Ist das dann nur in Pullach oder Berlin-Pullach-
Berlin oder auch in den Außenstellen? 

Zeuge Albert Karl: Das ist auch in Außenstellen. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Und wie regel-
mäßig sind solche Besuche? Kann man das Pi 
mal Daumen sagen? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Es ist in der Regel an-
lassbezogen. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Anlassbezogen.  

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Wenn so ein 
Bericht ist, dann gucken Sie noch mal nach, for-
schen nach. Und im Endeffekt, wenn jetzt Auffäl-
ligkeiten sind, um das mal so zu sagen: Sie geben 
das dann weiter zu Ihrem Abteilungsleiter 6 und 
dementsprechend - - 

Zeuge Albert Karl: Da schreiben wir eine ent-
sprechende Vorlage, unterrichten. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Okay. Und 
kriegen dann von oben noch mal Anweisung, wie 
sich zu verhalten ist, oder regelmäßige Diskus-
sionsrunden finden noch mal statt. 

Zeuge Albert Karl: Die Vorgesetzten erwarten 
natürlich auch, dass man schon Vorschläge zur 
Lösung unterbreitet bzw., wenn die Notwendig-
keit besteht, Fragen zu stellen, dass wir die Fra-
gen stellen und dann die Vorlage daraufhin er-
stellen, also, wenn das Problem oder der Sach-
verhalt dann von uns vorgeklärt wird, von den 
Referaten. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Also, es ist eine 
ganz klare Beamtenarbeit, wie man das in jeder 
Behörde auch normal kennt.  

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Da gibt es also 
auch einen Dienstweg. Und ist es auch möglich 
oder ist es schon mal vorgekommen - Sie sind ja 
noch nicht so lange hier in der Rechts- und Fach-
aufsicht als Referatsleiter -, dass man auch außer-
halb des Dienstweges sich an Sie wendet, den 
Leitungsstab eventuell übergeht und sich direkt 
mit irgendwelchen größeren Dingen an Sie wen-
det? 

Zeuge Albert Karl: Ihrer Nachfrage - - in größeren 
Dingen: Nein. Da legen wir Wert drauf, dass wir 
Antwort vom Leitungsstab bekommen. Wenn es 
darum geht, rein fachliche Erläuterungen zu be-
kommen, meinetwegen zum Kaliber einer Muni-
tion, dann kann es durchaus sein, dass ein Fach-
experte dann direkt uns anruft, aber nicht, um 
den Leitungsstab oder die Hierarchie zu umge-
hen. Das würden wir auch nicht akzeptieren für 
uns, für meinen Bereich gesprochen; das meine 
ich. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Okay. - Und 
gibt es klare Berichtspflichten vonseiten des 
BND, wo Sie jetzt als Referatsleiter sagen: „Also 
zu den und den Themen, da ist es notwendig, 
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dass ich hier informiert werde. Da möchte ich 
einbezogen werden“? Gibt es so was? 

Zeuge Albert Karl: So was gibt es im konkreten 
Fall, dass wir dann den BND anweisen, zu be-
stimmten Sachverhalten regelmäßig über den 
Fortgang Bericht zu erstatten. Das kann zum 
einen wiederum anlass-, entwicklungsbezogen 
sein, wenn sich neue Sachverhalte ergeben, oder 
dass wir bestimmte Sachen halt dann regelmäßig 
im zwei-, dreimonatigen Turnus in Fortgang er-
warten. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Okay. Und das 
liegt ein Stückchen natürlich in Ihrem Ermessen. 
Aber zum anderen auch, wenn jetzt Ihr Abtei-
lungsleiter sagt: „Also, zu dem und dem Thema 
erwarte ich von Ihnen, Herr Karl, dass da berich-
tet wird“, - 

Zeuge Albert Karl: Dann natürlich auch. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): - dann geben 
Sie das entsprechend weiter, und dann - - 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Gut. Dann war 
das doch sehr klarstellend noch mal, wie die 
Fach- und Rechtsaufsicht letztlich bei Ihnen 
funktioniert. Und vonseiten der Union, Herr Vor-
sitzender, keine weiteren Fragen. 

Zeuge Albert Karl: In der Regel werden dazu 
dann auch, zu diesen Gesprächen mit dem BND, 
noch Nachbarreferate hinzugezogen, zum Bei-
spiel das Referat 601 zur rechtlichen Begutach-
tung und so. Also, je nachdem, welche anderen 
Bereiche noch thematisch betroffen sind, werden 
die auch hinzugezogen in der Abteilung 6. Das ist 
eine zusätzliche Kontrolle. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ganz herz-
lichen Dank. - Kommen wir zur nächsten Frak-
tion. Das ist die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
Herr Kollege von Notz mit seinen Fragen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Karl, sozusagen „anlassbezogen“, sag-
ten Sie eben auf den Kollegen Schipanski. Wie 

oft war denn das Bundeskanzleramt dann in 
Pullach oder in Bad Aibling oder in Gablingen, 
um zu kontrollieren, wie die Dinge da vor sich 
gehen, sagen wir mal, in den letzten fünf Jahren? 

Zeuge Albert Karl: Herr Abgeordneter, das kann 
ich Ihnen - - Die Anzahl kann ich Ihnen nicht sa-
gen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Einmal im Jahr? Einmal im Quartal? Zwei-
mal die Woche? Alle fünfzehn Jahre einmal? - Ich 
weiß es auch nicht, deswegen - - Sie sind der 
Fachmann. 

Zeuge Albert Karl: Ich kann es jetzt auf meine 
bisherige Verwendung beziehen. Vielleicht ist es 
dann auch ein Maß. Ich habe viermal eine 
Außenstelle besucht. Und ich war dreimal in 
Pullach. Und ich war des Öfteren auch hier in 
der Liegenschaft in Berlin. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Alles nach 2013, oder davor? 

Zeuge Albert Karl: Nach 2013, nach August 
2013.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Würden Sie mir zustimmen, wenn ich die 
These äußere, dass die Regelmäßigkeit der Kon-
trollbesuche durch Edward Snowdens Veröffent-
lichungen zugenommen hat vonseiten des Bun-
deskanzleramtes? - Weil es da so eine zeitliche 
Koinzidenz gibt? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich nicht schlüssig 
beantworten, Herr Abgeordneter, weil mir der 
Vergleich letztendlich dann auch fehlt. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Verstehe. 

Zeuge Albert Karl: Ich kann nur für mich selbst 
oder für meine Aufgabe sagen, dass durch 
Edward Snowden nicht unbedingt die Häufigkeit 
der Besuche deshalb gestiegen ist. Natürlich gab 
es durch die Aufarbeitung von Sachverhalten 
durchaus mehr Nachfragen. Aber ich denke, dass 
die Besuche, die ich Ihnen geschildert hätte, 
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auch in der Häufigkeit durchaus so stattgefunden 
hätten. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. Wir können da ja mal eine Anfrage stel-
len und uns das angucken, wie oft denn da Besu-
che vom Bundeskanzleramt gemacht wurden. 

Aber jetzt möchte ich noch mal auf die Selekto-
ren kommen. Denn Sie haben ja gesagt, wenn ich 
das richtig erinnere, dass Sie auf diese Stelle, auf 
das Referat - - und die Zuständigkeit für dieses 
Thema am 5. August 2013 bekommen haben. 
Und da frage ich mich sozusagen: Wie wurden 
Sie denn in die Problematik, dass es Probleme 
mit den Selektoren gibt - - wie wurden Sie denn 
darüber informiert? - Oder wurden Sie geholt, 
weil es Probleme mit Selektoren auch gab? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Das war nicht der 
Grund, warum ich ins Bundeskanzleramt ge-
wechselt bin. Ich habe mich dort regulär auf eine 
Ausschreibung beworben. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. - Und wie kam dann sozusagen die-
ses Problem auf Sie zu? Womit mussten Sie sich 
befassen? Da, dieser August 2013 - - Ein paar 
Leute waren ja gerade in Amerika, kamen zurück, 
man diskutierte. Also, ich frage Sie mal ganz 
direkt, Herr Karl: Haben Sie was von Löschungen 
von Selektoren mitbekommen? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein. Gar keine Löschungen? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Im Jahr 2013 - nicht? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Deaktivierungen? 

Zeuge Albert Karl: Ist mir nicht erinnerlich, Herr 
Abgeordneter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Löschungen - sagen Sie nein. Deaktivie-
rungen sind Ihnen nicht erinnerlich? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Da gibt es eine Differenzierung. 

Zeuge Albert Karl: Nicht in diesem Zeitraum. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): In diesem Zeitraum. - Weder im August 
noch im Oktober noch im November ein Mega-
abgleich. Schon mal gehört so ein Wort: Mega-
abgleich? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Das höre ich zum ersten 
Mal.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie im Bundeskanzleramt nie ge-
hört.  

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gab es denn Diskussionen in dieser Zeit, 
was für Selektoren man steuern darf im BND und 
welche nicht? 

Zeuge Albert Karl: In der Zeit nein, Herr Abge-
ordneter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): In welcher Zeit denn? 

Zeuge Albert Karl: 2013. Wann ich genau mit der 
Frage der Steuerung von Selektoren befasst 
wurde, kann ich zeitlich nicht einordnen, Herr 
Abgeordneter. Ich muss auch vielleicht ergän-
zend dazu sagen, dass mit der Aufarbeitung der 
Sachverhalte aus zurückliegenden Zeiten und 
dem, was aktuell thematisiert wird, es mir 
schwerfällt natürlich, da eine zeitliche Grenze zu 
finden - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Mhm. 
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Zeuge Albert Karl: - oder wann ich davon Kennt-
nis erfahren habe oder was ich aus meiner Erin-
nerung dazu sagen kann. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das verschwimmt alles. 

Zeuge Albert Karl: Wenn Sie es so ausdrücken 
wollen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): So, so. - Also, vor diesem 5. August 2013 
waren Sie womit genau beschäftigt? Helfen Sie 
mir noch mal. 

Zeuge Albert Karl: Ich kann es Ihnen sogar genau 
sagen: Vom 15. Oktober 2008 bis dann 5. August 
2013 habe ich den Stab einer Abteilung geleitet, 
der Abteilung TW. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Im BND? 

Zeuge Albert Karl: Ja, im BND. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Im BND. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und gab es da schon Diskussionen um Se-
lektoren? 

Zeuge Albert Karl: Nicht in dem - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nicht in dem Stab? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nicht bei Ihnen? 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann kann ja gar nicht so viel verschwim-
men bezüglich der Selektoren. Denn Sie waren 

dann ja erst ab dem 5. August eigentlich mit Se-
lektoren - - 

Zeuge Albert Karl: Ja, natürlich. Aber was da-
nach, und dann - - Was aktuell dann diese Se-
lektorenproblematik anlangt: Das kann ich nicht 
einordnen, wann ich zum ersten Mal damit be-
fasst wurde. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gibt es denn irgendwelche, sozusagen, 
Sachstände? Hat es die gegeben im Ende des Jah-
res 2013 - ich sage mal: im letzten Quartal, 
August, September, Oktober, November, Dezem-
ber 2013 - im Bundeskanzleramt zu Selektoren-
prüfungen, was für Selektoren darf man steuern? 
Das ist ja alles kompliziert und eine Abwägungs-
frage, oder vielleicht auch nicht. Vielleicht gibt 
es da rechtliche Hürden oder so? Haben Sie da 
jemandem zugearbeitet? Denn Sie waren ja bei 
603 irgendwie für die praktische Umsetzung ver-
antwortlich. Da muss es doch Runden gegeben 
haben mit 601: Was dürfen wir machen, und was 
dürfen wir nicht machen? - Hat es da Runden ge-
geben? 

Zeuge Albert Karl: Es gab Runden, in denen wir 
über technische Aufklärung des BND gesprochen 
haben, aber zu dem damaligen Zeitpunkt im We-
sentlichen im Zusammenhang mit der Bearbei-
tung parlamentarischer Anfragen, mit dem, was 
der BND dazu geliefert hat. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, gut. 

Zeuge Albert Karl: Aber eben zum damaligen 
Zeitpunkt - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Klar. Aber da stellt man ja die Frage - - 
Also, die Realität ist dann ja nicht die Anfrage 
von Ströbele, - 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - sondern die Realität ist ja, was im BND 
passiert. Und man versucht, dass dann in, hof-
fentlich, die Antworten von Ströbele irgendwie 
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reinzubringen - hoffentlich! Und da ist ja die 
Frage: Wie wurde das diskutiert? Also, hat man 
gesagt: „All das, was da mit den Selektoren läuft, 
das läuft super“? Oder gab es da Probleme? Kön-
nen Sie das erinnern? 

Zeuge Albert Karl: In der damaligen Zeit lag der 
Schwerpunkt der Diskussion auf dem Thema des 
Datenaustausches und der Filterung von Erfas-
sungen durch den BND. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Damals, 2013? 

Zeuge Albert Karl: 2013. Und nicht - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sagen Sie, hat - - 

Zeuge Albert Karl: - das Thema der gesteuerten 
Selektoren oder die Prüfung dessen, welche Se-
lektoren denn nun zulässig wären für die Steue-
rung. Mit Ausnahme - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das war nicht so das Thema? 

Zeuge Albert Karl: - des G-10-Bereiches; das war 
natürlich klar. Der G-10-Bereich war damals auch 
der Punkt, den wir dort auch intensiv beleuchtet 
haben. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber fiel denn der Begriff „Selektor“? 

Zeuge Albert Karl: Nein, der Begriff „Selektor“ 
fiel nicht. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): „Telekommunikationsmerkmale“? 

Zeuge Albert Karl: „Telekommunikationsmerk-
male“ fiel natürlich, aber nicht in der - Pardon! -, 
sondern nur im sachlichen Zusammenhang mit 
technischer Aufklärung, als Fachbegriff. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hatten Sie da eigentlich ein krasses Déjà-
vu, Herr Karl? Denn neun Jahre zuvor, am 27. Ok-
tober 2004, waren Sie als Referent anwesend bei 

einer - ich würde fast sagen: historischen - Zu-
sammenkunft, bei der man die Zukunft der Fern-
meldeaufklärung miteinander besprach, Referat 
612 - nicht? Das waren Sie damals. Und da fällt 
der schöne Satz - - Ich kann irgendwie das Akten-
zeichen nicht richtig lesen; warten Sie mal. - Ha-
ben wir ein Aktenzeichen? MAT A BND-17/3, 
und da ist es das Blatt 11; damit fängt das an. 
Und da steht auf Blatt 12 dann, wie ich finde, der 
für die Historie interessante Satz oder die Zusam-
menfassung - ich zitiere -: 

In der Ergebniserörterung wurde 
festgehalten: In Fragen der Be-
handlung bzw. Selektion leitungs-
vermittelter „Transit“-Verkehre 
sowie der Ableitung von „Rou-
tineverkehren“ aus G 10 besteht 
kein Handlungsbedarf. 

Und dann zweitens: 

Handlungsbedarf besteht hinsicht-
lich der Darlegung des Vorhabens 
zur Überwachung paketvermittel-
ter Verkehre gegenüber … 

- das ist geschwärzt - 

und der G 10-Kommission. In der 
Diskussion wurden die Optionen 
„Erstellen eines Gutachtens durch 
Bundeskanzlerin“ und „Herbei-
führen eines förmlichen Beschlus-
ses der G 10-Kommission ausge-
schlossen“. Eine Änderung des 
G 10-Gesetzes wäre nicht vermit-
telbar.  

Da waren Sie anwesend. Erinnern Sie das? 

Zeuge Albert Karl: Darf ich das Dokument bitte 
sehen? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Das ist insofern interessant, als diese historische 
Fehlentscheidung, die damals getroffen wurde im 
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Jahr 2004, zu all den Problemen geführt hat, die 
dann im Jahr 2013 bei Ihnen auf dem Schreib-
tisch gelandet sind. 

(Der Zeuge liest in den ihm 
zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

Zeuge Albert Karl: Ich kann mich vage erinnern, 
dass ich an der Besprechung teilgenommen habe 
und auch den Vermerk dazu geschrieben habe. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. Da ging es um die Kooperation mit der 
NSA und den Anfang der Paketvermittlungsfern-
meldeaufklärung und wie man da die Erfassung 
organisiert. Und da hat man eigentlich gemerkt, 
man braucht eine Gesetzesgrundlage, eine Ände-
rung des G-10-Gesetzes. Aber man hat sich ent-
schieden, es nicht zu machen. Da waren Sie auch 
schon dabei. 

Zeuge Albert Karl: Ich war damals Referent im 
Referat, - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, ja, Sie waren nicht - - 

Zeuge Albert Karl: - natürlich, Sie wissen - - 
Aber ich war damals - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - aber Sie waren Zeitzeuge. 

Zeuge Albert Karl: Ja, als Zeitzeuge, wenn Sie so 
wollen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Genau. 

Zeuge Albert Karl: Aber man muss diese Zeitzeu-
genschaft auch wiederum in einen Rahmen ein-
ordnen. Ich war damals als Referent zuständig für 
den Themenbereich Proliferation. Und es war 
wohl ein Zwei-Mann-Referat damals mit dem Re-
feratsleiter und einem Referenten und einem 
Sachbearbeiter. Und ich bin dann zu den Fragen 
der technischen Aufklärung, G 10 usw. nur mal 
hinzugezogen worden, um einen Vermerk zu 

schreiben oder wenn der Referatsleiter nicht da 
war. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. - Aber die Operation „Eikonal“ sagt 
Ihnen was? 

Zeuge Albert Karl: Der Begriff sagt mir im Nach-
hinein etwas. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): „Granat“? - Das kennen Sie nicht? 

Zeuge Albert Karl: Davon - - Den Begriff habe ich 
gehört, aber erst relativ spät in meiner zweiten 
Verwendung, soweit ich erinnere. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): In welchem Zeitraum war das? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht ex-
plizit sagen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also noch nicht 2004? 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein, das kann ich aus-
schließen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Eher 2008? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich nicht einordnen, 
Herr Abgeordneter. Ist mir für meine erste Ver-
wendungsperiode nicht erinnerlich. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wir müssten 
jetzt zum Ende der Fragen kommen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, wir haben ja viele Runden. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Genau. - 
Dann kommen wir jetzt zur Fraktion der SPD. - 
Herr Kollege Flisek hat keine Fragen mehr in öf-
fentlicher Sitzung. Frau Kollegin Renner wäre 
jetzt mit der nächsten Fragerunde dran. 
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Martina Renner (DIE LINKE): Nur damit wir das 
abschließen können: Diesen Begriff „Eikonal“ er-
innern Sie aus der Verwendung im BND? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Nein? 

Zeuge Albert Karl: Aus meiner zweiten Verwen-
dung im Bundeskanzleramt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. - Und wann 
haben Sie den dann gehört? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht mit 
Datum sagen, auch nicht mal grob. Ich denke, es 
war nach 2014. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ich würde gern ein 
ganz anderes Thema mal aufrufen, was aber auch 
ganz ursächlich mit dem August oder dem Som-
mer 2013 zu tun hat und mit dem Sie auch in 
Ihrer Funktion dann befasst waren. Es wurden ja 
nicht nur viele Kleine Anfragen beantwortet, Se-
lektoren inaktiv gestellt und irgendwie am Sonn-
tag gearbeitet, sondern es gab auch Auswirkun-
gen auf das sogenannte DOCPER-Verfahren - 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): - ich weiß nicht, ob 
ich es richtig ausspreche -, sogar in der Gestalt, 
dass ein Notenwechsel, der eigentlich für Dezem-
ber 2013 vorgesehen war, dann auf Frühjahr 2014 
verschoben wurde. Ist das richtig? 

Zeuge Albert Karl: Was den Zeitraum angeht, 
kann ich - - weiß ich nicht. Aber das muss in die-
sem - - Ich denke, die Einordnung ist so, von dem 
Dokument. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und da gab es zwi-
schen verschiedenen Beteiligten aus den Ministe-
rien - AA, BMI, BMVg - Diskussionen zur Be-
urteilung von Contractors und insbesondere 
Contractors, die im Bereich von Analyse unter-
wegs waren? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Könnten Sie dar-
stellen, um was es da ging? Also, wo lag der Kon-
flikt? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke, es ging in dem Zu-
sammenhang nicht - - Ich weiß nicht, ob man von 
Konflikt sprechen kann, sondern es ging - - Unter 
Federführung des AA hat ja - - Die ist ja zustän-
dig für den Notenwechsel mit den für US-Streit-
kräfte in Deutschland tätigen Unternehmen und 
deren Vergünstigung, die sich daraus ableiten 
lässt. Und die Frage, die damals in Zusammen-
hang mit potenzieller Spionage, Spionageabwehr 
gestellt wurde, war, inwieweit denn die Nach-
richtendienste des Bundes dazu Erkenntnisse ha-
ben könnten. Und das war im Prinzip auch die 
Diskussion über die Beteiligung, welche Dienste 
zu beteiligen sind, wann und ob sie überhaupt 
vom Auftrag her Erkenntnisse haben könnten. 
Und deshalb - - Und ich denke, es gab da keinen 
Konflikt. Es ist nur die Diskussion hinsichtlich 
der Erkenntnislage und der Aufträge des - also in 
meinem Fall - Bundesnachrichtendienstes gegan-
gen. 

Martina Renner (DIE LINKE): BND und MAD 
und Bundesamt für Verfassungsschutz haben Er-
kenntnisse geliefert? Alle drei? Oder wer hat 
denn dann Erkenntnisse geliefert zur Beurtei-
lung? 

Zeuge Albert Karl: Die Frage war - - der Betei-
ligung der Dienste und die Abfrage dort vorlie-
gender Erkenntnisse. Mir ist nicht erinnerlich, 
welche Erkenntnisse im Detail vom BfV zugelie-
fert worden wären an das Auswärtige Amt. Ich 
denke, mich erinnern zu können, dass der BND 
zu keiner Anfrage Erkenntnisse hatte. 

Martina Renner (DIE LINKE): Also, ob diese Con-
tractors möglicherweise in Spionage verwickelt 
sind? 

Zeuge Albert Karl: Ja, oder ob Erkenntnisse - - 
oder ob aus früherer Tätigkeit oder ob dort beim 
BND dazu Erkenntnisse vorlägen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wer hätte denn 
dem AA so eine Beurteilung geben können? Also, 
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wer wäre damals dazu in der Lage gewesen, das 
beurteilen zu können? 

Zeuge Albert Karl: Na ja, sofern die Contractors 
Kooperationen oder auffällige Tätigkeiten im 
Ausland begangen hätten und das wäre dem BND 
zur Kenntnis gelangt, wäre es für das Ausland 
der BND gewesen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Es gab ja zu dem 
Zeitpunkt dann auch Veröffentlichungen aus den 
Snowden-Dokumenten, die bestimmte Dinge 
sozusagen in die Diskussion gebracht haben, also 
Manipulation an Geräten und Ähnliches. Die 
Firma Booz Allen Hamilton hat natürlich eine 
große Rolle gespielt auch damals, glaube ich, bei 
diesem Notenwechsel - oder? 

Zeuge Albert Karl: Ja, wurde des Öfteren, denke 
ich, angefragt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Genau, die wurde 
des Öfteren angefragt. Aber man hatte dazu 
nichts seitens des BND? 

Zeuge Albert Karl: Keine anfragerelevanten Er-
kenntnisse; soweit ich erinnere. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und warum war 
das Verteidigungsministerium einbezogen? 

Zeuge Albert Karl: Aufgrund des MAD, weil das 
BMVg ja Ressort des MAD ist. Und vermutlich, 
weil es sich um Tätigkeit für US-Streitkräfte han-
delte. 

Martina Renner (DIE LINKE): Hatten Sie selbst 
Bedenken, den Notenwechsel zu unterzeichnen? 
Also, hat Ihr Haus Bedenken geäußert, das Bun-
deskanzleramt? 

Zeuge Albert Karl: Die Entscheidung darüber, ob 
der Notenwechsel zu unterzeichnen war oder die 
Vergünstigungen zu gewährleisten waren, das ob-
lag dem Auswärtigen Amt. Das wurde im Kanz-
leramt nicht entschieden. 

Martina Renner (DIE LINKE): Waren die Dienste 
bei den Beratungen beteiligt? 

Zeuge Albert Karl: Welche Beratungen meinen 
Sie, Frau Abgeordnete? 

Martina Renner (DIE LINKE): Es gab ja Beratun-
gen unter den Ministerien unter Federführung 
des AA. 

Zeuge Albert Karl: Ressortbesprechungen, ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, genau. Da wa-
ren die Dienste auch beteiligt? 

Zeuge Albert Karl: Soweit ich erinnere; zumin-
dest der BND in einem Fall. 

Martina Renner (DIE LINKE): Dann hatten die 
Bundesländer auch gesagt, sie wollen sich be-
sprechen mit dem AA. Wissen Sie noch, worum 
es da ging? - Sind sie heute mal nicht da. - Wis-
sen Sie noch, warum die Bundesländer sich mit 
dem AA besprechen wollten? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Der konkrete Anlass ist 
mir nicht mehr erinnerlich. 

Martina Renner (DIE LINKE): Haben Sie selbst 
mal Vorschläge gemacht? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Also, Vorschläge 
an Herrn Fritsche? 

Zeuge Albert Karl: In welcher Form? - Vor-
schläge zum Verfahren selbst oder über die Betei-
ligung der Nachrichtendienste? 

Martina Renner (DIE LINKE): Genau. Über die 
Beteiligung auch von Contractors seitens der 
USA, ja. 

Zeuge Albert Karl: Also, wir haben Vorlagen ge-
schrieben. Aber was die genauen Inhalte der Vor-
lagen waren, kann ich Ihnen nicht sagen. - Da es 
sich um Tätigkeit auf Bundesgebiet handelt, also 
für die hier in Deutschland stationierten Streit-
kräfte, sahen wir die Zuständigkeit des BND ein-
geschränkt, nämlich für potenzielle Erkenntnisse 
aus dem Ausland. Ich denke, das war der Tenor. 



 Stenografisches Protokoll 76 I 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 114 von 145 

 

Martina Renner (DIE LINKE): Hat das Bundes-
kanzleramt eine Unbedenklichkeitserklärung aus-
gestellt? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Warum nicht? 

Zeuge Albert Karl: Weil das Bundeskanzleramt 
nicht sämtliche Beurteilungsgrundlagen zur Ver-
fügung hatte, und das Bundeskanzleramt bzw. 
Abteilung 6 eben nur für den Zuständigkeits-
bereich des BND mit den Anfragen befasst war. 

Martina Renner (DIE LINKE): Hatten Sie das Ge-
fühl, dass der BND keine Informationen hat oder 
Ihnen keine Information gibt? 

Zeuge Albert Karl: Das Gefühl war nicht die 
Kategorie,- 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, ich weiß. 

Zeuge Albert Karl: - sondern ich musste objektiv 
abfragen. Und vom Auftragsprofil her war es 
plausibel, dass der BND dann keine Erkenntnisse 
hat. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ist das noch mal 
später thematisiert worden? Gab es dann im 
Nachgang - - Also, es gab ja da eine fortlaufende 
Veröffentlichung von Snowden-Dokumenten, wo 
auch immer mehr hinsichtlich solcher auch Ma-
nipulation - Sie kennen diese Geschichte mit den 
Videokameras hier in Deutschland usw. - be-
kannt wurde. Hat man noch mal gesagt: „Wir 
müssen noch mal nachsteuern, korrigieren, noch 
mal neu überlegen“? 

Zeuge Albert Karl: Wir haben die Anfragen wei-
tergeleitet an den BND, haben sie genau gelesen 
und hatten keinen Anlass, da nachzufragen aus 
der Beantwortung des BND heraus. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wird das heute im-
mer noch so gesehen, was die Frage der Unbe-
denklichkeit angeht? 

Zeuge Albert Karl: Heute ist nicht Gegenstand. 

Martina Renner (DIE LINKE): Heute ist nicht Ge-
genstand, ja. Aber wir müssen ja hier auch 
Schlussfolgerungen ziehen. Deswegen fragen wir 
ab und zu nach Heute. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das wäre 
dann auch die letzte Frage. 

Martina Renner (DIE LINKE): Genau. Also, gab 
es noch mal eine Veränderung hinsichtlich - -  

Zeuge Albert Karl: Das ist mir nicht erinnerlich, 
Frau Abgeordnete. 

Martina Renner (DIE LINKE): Keine? Also die 
können weiterhin so unter den auch Vorzügen 
agieren, die ihnen der Notenwechsel bietet? 

Zeuge Albert Karl: Das Verfahren - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Bis 2013? Also bis 
zu diesem Zeitpunkt? 

Zeuge Albert Karl: Das Verfahren wird fortge-
führt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Die Verhandlun-
gen werden fortgeführt? 

Zeuge Albert Karl: Das Verfahren. 

Martina Renner (DIE LINKE): Das Verfahren 
wird fortgeführt. - Okay. Wir müssten dann noch 
mal eine weitere - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herzlichen 
Dank. - Dann kommen wir zur Fraktion der 
CDU/CSU. Herr Kollege Schipanski. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Herr Zeuge, Herr Kollege von 
Notz hat die Operation „Eikonal“ angesprochen, 
hatte ja darauf hingewiesen, dass Sie am 20. Ok-
tober 2004 bei der Besprechung im Kanzleramt 
dabei waren. Nun war das ja ein recht kompli-
zierter Inhalt - nicht? Es ging um G-10-Erfassung, 
Routineverkehre, Beifang. Wie war denn Ihr Refe-
rat letztlich - Sie waren damals Referent vielmehr 
gewesen - eingebunden? Waren Sie da in die 



 Stenografisches Protokoll 76 I 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 115 von 145 

 

rechtliche Beurteilung dieser Komplexe einge-
bunden? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Ich - - Also, mein Refe-
rat, oder das das Referat, dem ich damals ange-
hörte: Ja, auch. Aber ich nicht, weil das nicht 
meine thematische Zuständigkeit war. Und als 
Politikwissenschaftler ist es mit der rechtlichen 
Beurteilung schwer. Also, ich war nicht einge-
bunden, nicht konkret. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Also, Sie waren 
in diese komplizierten, komplexen Rechtsfragen 
überhaupt gar nicht eingebunden? 

Zeuge Albert Karl: Nein, ich war in diese kom-
plexen - - 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Bei 
„Eikonal“ - - 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Gut. Dann 
muss ich dazu auch nicht weiter fragen. Danke, 
Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Dann 
wären wir jetzt bei der Fraktion von Bündnis 90/ 
Die Grünen. Herr Kollege Ströbele. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Karl, stimmt das, dass Sie auch für 
Kontakte zum Bundestag, zum Parlament zustän-
dig waren, nachdem Sie ins Kanzleramt gekom-
men waren, also Kontakte etwa mit dem Parla-
mentarischen Kontrollgremium? 

Zeuge Albert Karl: Das damalige Referat, also 
mein zweites Referat - ich glaube, das war 612 -, 
war auch zuständig für die Kontakte zum Bun-
destag, zum Parlamentarischen Kontrollgremium, 
zur Vorbereitung - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und was muss man darunter verstehen? 
Also, haben Sie Vorlagen erarbeitet, Sprechzet-
tel? Oder haben Sie Vorschläge gemacht, was zu 
berichten ist und was vielleicht nicht? 

Zeuge Albert Karl: Also, auch das war nicht 
meine seinerzeitige Zuständigkeit. Das Referat 
hat letztendlich für das Bundeskanzleramt die 
Kommunikation übernommen, hat die Nachrich-
tendienste des Bundes beteiligt, hat die Vorberei-
tungsunterlagen für den Abteilungsleiter zusam-
mengestellt. Also, wenn - - Inhaltlich wurden die 
Berichte nicht aufbereitet, also die Sprechzettel 
aus den anderen Häusern. Sofern Sprechzettel 
des BND verwendet wurden, wurde das an die 
zuständigen Referate zur Prüfung gegeben, soweit 
ich erinnere. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. - Waren Sie dann - 2004, glaube ich, 
war das - auch beteiligt, vielleicht nicht als Ent-
scheider, aber an Diskussionen und Vorlagen und 
Ähnlichem über die Frage, ob das Bundeskanz-
leramt für dieses Unternehmen, sage ich mal, 
„Eikonal“ so eine Art Freibrief ausstellen soll? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wissen Sie davon? 

Zeuge Albert Karl: Ich weiß nur, dass ich offen-
bar an der Besprechung teilgenommen habe. 
Aber an eine Vertiefung des Sachverhaltes kann 
ich mich nicht - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): An was für einer Besprechung haben Sie 
denn - - Also, was wurde bei der Besprechung 
dazu besprochen? 

Zeuge Albert Karl: Na ja, mir ist nur erinnerlich 
eben dieser Vermerk. Aber wie die juristische Ar-
gumentationskette, wie die technischen Sachver-
halte im Einzelnen dargelegt wurden, ist mir ers-
tens nicht erinnerlich, und zweitens war ich da-
mals ja nicht ständig mit der Thematik befasst. 
Das heißt also, ich war auch gar nicht im Fluss, 
gar nicht in dem Denkprozess, um Schlussfolge-
rungen usw. selbstständig treffen zu können. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, ja. - Ich will auf was ganz anderes 
hinaus. Kam so was häufiger vor, dass so ein 
Freibrief oder so ein Okay schriftlich mitgeteilt 
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worden ist - auch für Außenstehende -: „Das ist 
schon in Ordnung rechtlich, und aufgabenge-
deckt“ und weiß ich was? Kam so was häufiger 
vor? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich wirklich nicht 
beantworten, nicht schlüssig beantworten, weil 
letztendlich - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich meine nur natürlich, was Sie wissen. 
Haben Sie jemals davon gehört? 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nie? 

Zeuge Albert Karl: Nein, Herr Abgeordneter.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es war das einzige Mal? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): War ein einmaliger Vorgang? 

Zeuge Albert Karl: Ich habe nur in dem einzigen 
Fall davon Kenntnis erlangt. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ist ja auch ein außergewöhnlicher Vor-
gang, dass das Kanzleramt so eine Art, ich sage 
mal, Rechtsgutachten oder Rechtsfeststellung er-
teilt. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Normalerweise machen das ja eigentlich 
andere wahrscheinlich. - Sind Sie oder einer bei 
Ihnen in der Umgebung, im Kanzleramt, eigent-
lich mal auf die Idee gekommen, wenn Sie schon 
für Kontakte auch mit dem Parlamentarischen 
Kontrollgremium zuständig waren, diesen ganzen 
Vorgang „Eikonal“, der den Bundesnachrichten-
dienst und das Kanzleramt ja über Jahre beschäf-
tigt hat, muss man sagen - intensiv; ich komme 
gleich, nachher auf Einzelheiten noch -, mal dem 

PKGr mitzuteilen? Wir finden dazu nichts in der 
Akte. 

Zeuge Albert Karl: Also, ich kann ausschließen, 
dass ich seinerzeit auf die Idee gekommen wäre. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bitte? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann ausschließen, dass 
ich seinerzeit auf die Idee gekommen wäre; das 
kann ich ausschließen. Ob es jemand anders er-
örtert hat, das kann ich Ihnen nicht beantworten; 
das weiß ich nicht, Herr Abgeordneter. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. - Im Gesetz steht ja, dass die Bundes-
regierung und damit auch der BND verpflichtet 
sind, Vorgänge von besonderer Bedeutung mit-
zuteilen. War das ein Vorgang von besonderer 
Bedeutung Ihrer Einschätzung nach? Also, jahre-
lange Beschäftigung, Freibrief erteilen und so? 

Zeuge Albert Karl: Das wäre meine Einschät-
zung; aber das ist nicht meine Kenntnis, Herr 
Abgeordneter. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nicht Ihre Kenntnis. - Ja, und Ihre Ein-
schätzung? 

Zeuge Albert Karl: Ich könnte nur sagen aus der 
heutigen Kenntnis heraus oder - - Ich will ungern 
mutmaßen; aber ich gehe davon aus, dass man es 
heute tun würde. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha. Damals nicht, aber heute. 

Zeuge Albert Karl: Aber, wie gesagt, das ist - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Heute ist es auch noch interessant; aber 
damals wäre es vielleicht noch interessanter ge-
wesen. 

Zeuge Albert Karl:  - eine persönliche Einschät-
zung. 
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Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, okay. - Haben Sie denn mal davon er-
fahren, das sei jetzt nicht nur ein Freibrief und 
jahrelange Beschäftigung, sondern dass sogar in-
tern mal eine Untersuchung gemacht worden ist, 
ob es da Schwachstellen gibt bei diesem ganzen 
Unternehmen „Eikonal“? Haben Sie da mal von 
gehört, Schwachstellenbericht, dass so was er-
stellt worden ist? 

Zeuge Albert Karl: Nein, Schwachstellenbericht 
in dem Zusammenhang - - noch nicht gehört. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie nicht gehört? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist ja dann irgendwann eingestellt 
worden; wir wollen jetzt auf die Daten gar nicht 
eingehen. Erinnern Sie noch, warum? Also, nach 
Jahren, muss man ja sagen, nachdem das jahre-
lang praktiziert worden ist. Also, der Freibrief hat 
durchaus Wirkung gehabt. 

Zeuge Albert Karl: Nein, Herr Abgeordneter, ich 
erinnere nicht, warum es eingestellt wurde. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein? 

Zeuge Albert Karl: Ich weiß, dass es eingestellt 
wurde; aber die konkreten Auslöser dafür sind 
mir nicht erinnerlich. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Erinnern Sie sich daran, mal was gelesen 
zu haben oder gehört zu haben im Bundeskanz-
leramt, dass man gesagt hat - - also, dass man 
beim BND sogar aufgeschrieben hat: „Um Him-
mels willen“ - - das sind jetzt meine Worte, aber 
sinngemäß: „Um Himmels willen! Da darf das 
Parlamentarische Kontrollgremium, da darf die 
G-10-Kommission nichts von erfahren, - 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - sonst kriegen wir Ärger, oder sonst gibt 
es ein Moratorium oder irgend so was, - 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - sonst geben die uns keine Genehmigung 
mehr“? 

Zeuge Albert Karl: Nein, Herr Abgeordneter. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Da wissen Sie nichts von? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das würde Sie überraschen, wenn das so 
wäre? 

(Der Zeuge nickt) 

- Aha. - Sie haben vorhin, glaube ich, mal in so 
einer Nebenbemerkung gesagt - - Als wir mit den 
Selektoren anfingen, haben Sie gesagt: Selekto-
ren, ja, so formal zwar zuständig oder so; aber da 
hätten Sie sich nicht mit beschäftigt, sondern mit 
Problemen - wenn ich das richtig im Gedächtnis 
habe - bei der Filterung, da seien Sie beschäftigt 
gewesen. 

Zeuge Albert Karl: Das war dann im Zusammen-
hang mit - - Relativ kurz nach der Übernahme des 
Referates war natürlich im Zusammenhang mit 
dem Austausch von Daten mit einem ausländi-
schen Nachrichtendienst die Frage gestellt wor-
den: Ja, welche Daten werden denn weitergege-
ben, welche Erfassungen? Wird das geprüft? - 
Und da war halt die Frage dieses mehrstufigen 
Filterverfahrens, das beim BND angewendet 
wird, zur Filterung von Erfassungen vor Weiter-
leitungen an den ausländischen Nachrichten-
dienst. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das müssten 
wir dann in der nächsten Runde weiter klären. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Noch eine Frage. 
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Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Eine Frage. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gab es denn da ein Problem, also dass die 
Filterung vielleicht nicht - - War die fraglich, 
dass die vielleicht nicht richtig funktioniert oder 
Fehlerquellen hatte oder so was? Oder warum ha-
ben Sie sich damit befasst? 

Zeuge Albert Karl: Mit der Filterung vor Weiter-
gabe von Informationen an sich. Das heißt also: 
Macht der BND eine Filterung, und wie sieht 
diese Filterung aus? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, und: Wie sicher ist sie? 

Zeuge Albert Karl: Und: Wie sicher ist die Filte-
rung? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay, gut. - 
Dann kommen wir zur nächsten Fraktion, zur 
Fraktion der SPD. Gibt es noch Fragen? - Keine 
Fragen im öffentlichen Teil. Dann sind wir bei 
der Fraktion Die Linke. Frau Kollegin Renner. 

Martina Renner (DIE LINKE): Herr Karl, ich will 
noch mal ganz kurz bei dem DOCPER-Verfahren 
bleiben - Herr Akmann könnte, glaube ich, da 
auch ganz viel zu beitragen -, weil Sie ja vorhin 
gesagt haben: Nein, so einen richtigen Konflikt 
gab es nicht - vielleicht ist „Konflikt“ eben auch 
das falsche Wort -, aber eben schon eine inten-
sive Diskussion. 

Ich möchte Ihnen gerne vorhalten ein Schreiben 
von Ihnen vom 23. Januar 2014 in MAT A 
BK-1/4t.pdf Blatt 194 ff., hier die Seiten 3 und 4. 
Es geht es eben darum - - Sie schreiben da in 
einer Stellungnahme: 

Das AA strebt, aufgrund der politi-
schen Bedeutung des Verfahrens 
im Zusammenhang mit der NSA-
Affäre, die Zustimmung der Res-
sorts und des BKAmts zur weite-
ren Gestaltung des Verfahrens zur 
Erteilung von Ausnahmegenehmi-
gungen an US-Firmen an. 

Und dann sagen Sie: 

Eine Fortsetzung des bisherigen 
Verfahrens sollte überdacht wer-
den. Auch eine Beteiligung am 
Verfahren durch Abfrage der bei 
den Diensten vorliegenden ND-
Erkenntnisse lässt keine abschlie-
ßende Beurteilung der Vertrauens-
würdigkeit der betroffenen US-
Unternehmen und deren Tätigkei-
ten zu. ... Weitere Handlungsopti-
onen wären zunächst noch zu prü-
fen, wie z.B. eine verstärkte Zu-
sammenarbeit mit deutschen Be-
hörden oder die Bitte an die USA, 
diese privatisierten analytischen 
Dienstleistungen künftig wieder 
durch US-Streitkräfte wahrneh-
men zu lassen.  

Sie schließen mit dem Satz:  

Von einer Mitzeichnung ist des-
halb zunächst abzusehen. 

Das ist ja schon eine klare Aussage. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Genau. - Und war 
diese nur darin begründet, dass Sie sagen: „Wir 
haben vom BND keine Unterlagen bekommen 
und können deswegen unsere Beurteilungskom-
petenz nicht ausüben“? Oder hatten Sie tatsäch-
lich auch Bedenken gegenüber den Kontraktoren? 

Zeuge Albert Karl: Nein, ich hatte keine Beden-
ken gegenüber den Kontraktoren, sondern mei-
nen Bedenken lag an und für sich zugrunde, dass 
das Auswärtige Amt eigentlich eine Mitzeich-
nung verlangt hätte auf einer Grundlage einer ab-
solut dichten Erkenntnislage bei den Diensten, 
was aber möglicherweise gar nicht der Fall ist, 
dass die Dienste über alle, sämtliche Informatio-
nen verfügen über die Tätigkeit der angefragten 
Kontraktoren weltweit.  

Und insofern waren darin meine Bedenken be-
gründet, weil es letztlich nicht, was den BND an-
langt, zu seinem Auftrag gehört. Und selbst 
wenn, ist es keine Gewähr dafür, dass der BND 
auch tatsächlich hundertprozentig alle Erkennt-
nisse darüber vorliegen hat. Und deshalb schien 
es uns nicht möglich, diese quasi Freizeichnung 
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allein für diesen Bereich BND zu übernehmen. 
Und deshalb war es eben im Verfahren weiter so, 
dass wir abgefragt haben, genau haben prüfen las-
sen und die Erkenntnisse des BND dann dem AA 
als Entscheider übermittelt haben und das feder-
führende Ressort zu entscheiden hat. 

Martina Renner (DIE LINKE): Sie wollten nicht 
mitzeichnen, und Sie wollten auch keine Unbe-
denklichkeitserklärung abgeben? 

Zeuge Albert Karl: Nein, genau, weil - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Beides nicht? 

Zeuge Albert Karl: Einfach deshalb, weil wir ja 
diesen Vorgang nicht hundertprozentig überbli-
cken konnten. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und das ist bis 
zum Ende dieser Verhandlungen so geblieben? 

Zeuge Albert Karl: So geblieben, ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Das BKA hat nicht 
mitgezeichnet und keine Unbedenklichkeits-
erklärung gegeben? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Das AA hat das 
dann allein verantwortet? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und das ist bis 
heute auch so, dass - - Der Einsatz der Kontrak-
toren ist immer noch auf dieser Grundlage bis 
heute geregelt? 

Zeuge Albert Karl: Für unseren Bereich hat sich 
keine Änderung ergeben. 

Martina Renner (DIE LINKE): Gibt es denn heute 
hinsichtlich des BND eine Anforderung, dass 
man sich zu solchen Fragen schlaumacht? 

Zeuge Albert Karl: Das ist nicht Gegenstand. 

Martina Renner (DIE LINKE): Man wusste da-
mals nicht viel. Weiß man heute mehr? Also, 
nimmt man das Thema „Geheimdienstliche Spio-
nage“ nach Markus R. und Ähnlichem ein biss-
chen ernster? 

Zeuge Albert Karl: Das hat man - - Nachrichten-
dienstliche oder, wie Sie sagen, geheimdienst-
liche - - nimmt man natürlich - - hat man immer 
schon ernst genommen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja. - Aber ernster, 
meine ich. Nimmt man es heute ernster? 

Zeuge Albert Karl: Ich weiß nicht, ob hier der 
Komparativ angebracht ist, weil es ist ernst per 
se. 

Martina Renner (DIE LINKE): Man war immer 
schon - - Spielte das auch mal im Bundeskanzler-
amt in einer anderen Hinsicht eine Rolle? Also, 
gab es irgendwann Anzeichen dafür, dass man 
selbst überwacht wird durch die Amerikaner? - 
Gab es nicht? 

Zeuge Albert Karl: Mir sind keine Anzeichen er-
innerlich oder bekannt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Auch nicht, als be-
kannt wurde, dass das Handy der Kanzlerin abge-
hört wurde? Hat man sich da mal gefragt, welche 
Telefonanschlüsse im Bundeskanzleramt und so 
auf der Liste sind? 

Zeuge Albert Karl: Das ist nicht die Zuständig-
keit der Abteilung 6. 

Martina Renner (DIE LINKE): Nein. Aber, ich 
meine, wenn ich in einer Behörde arbeite - - 

Zeuge Albert Karl: Natürlich macht man - - Ich 
denke, es gehört dazu, dass man sich darüber Ge-
danken macht. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja. - Und ich 
nehme an, dass Ihre Abteilung ja sich Gedanken 
machen dürfte, dass sie eher in das sozusagen 
Auftragsprofil der NSA passt als andere Teile des 
Bundeskanzleramtes, weil Sie sich mit dem BND 
beschäftigen. 
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Zeuge Albert Karl: Das wäre Spekulation. Es kön-
nen auch andere Abteilungen von Interesse sein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Klar; aber hat 
man - - Gibt es so etwas, - 

Zeuge Albert Karl: Nein, ich hatte keine - - Mir 
sind keine Anzeichen dafür bekannt. 

Martina Renner (DIE LINKE): - dass man zum 
Beispiel gesagt hat, man muss jetzt verstärkt auf 
Kommunikationssicherheit setzen: „Wir haben 
Hinweise, dass von den Dächern der Botschaften 
Mobilfunk abgehört wird“ oder so etwas? 

Zeuge Albert Karl: Nicht anders als zuvor auch.  

Martina Renner (DIE LINKE): Gab es nie? 

Zeuge Albert Karl: Also, für meinen Bereich 
kann ich nur - 

Martina Renner (DIE LINKE): In 2013 keine Ver-
änderung? 

Zeuge Albert Karl: - wiederholen, dass wir uns 
entsprechend sensitiv verhalten haben, und man 
hat natürlich - wie soll man sagen? - noch mal ge-
nau hingeschaut; aber, wie gesagt, das war nicht 
direkt mein Zuständigkeitsbereich. Deshalb - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Die Süddeutsche 
Zeitung und Wikileaks haben ja unlängst eine 
Liste mit NSA-Selektoren veröffentlicht; das 
Kanzleramt rätselt noch ein bisschen darüber, ob 
die Liste echt ist. Aber haben Sie mal mittler-
weile überlegt, ob Sie selbst Spionageziel sind? 

Zeuge Albert Karl: Das hatte ich schon länger 
überlegt, ob ich nicht selbst auch Spionageziel 
sein könnte - generell, auch in den Vorverwen-
dungen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja. - Also gibt da es 
auch keine Veränderung? 

Zeuge Albert Karl: Also - - Nein, mein Verhal-
ten - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Gibt es keine Sen-
sibilisierung? 

Zeuge Albert Karl: Ich bin, denke ich, sensibili-
siert genug, auch aufgrund des Vorlaufes natür-
lich, was meine Person angeht. Danach hatten Sie 
gefragt. 

Martina Renner (DIE LINKE): Gut. - Also, ich 
denke ja immer, wenn sich solche Anhaltspunkte 
verdichten, durch diese NSA-Selektoren - da ist 
ja eine Vielzahl von Telefonnummern des Bun-
deskanzleramtes gelistet -, durch das Überwa-
chen des Handys der Kanzlerin, durch andere 
Vorgänge - - Also, Sie wissen ja auch: Wir haben 
hier diese Frage diskutiert, ob es sozusagen auch 
Abhörungen von Kanzleramtsmitarbeitern im Zu-
sammenhang mit ihren Kontakten zu Journalisten 
gegeben hat und Ähnliches. Sie sagen: „Hier gibt 
es keine Sensibilitätserhöhung“? - Also, ich ver-
suche das immer mir so zu ergründen. Weil man 
sagt: „Das machen sowieso alle; ist ja vollkom-
men okay. Wir machen das ja bei den Amerika-
nern auch, und gleiches Recht für alle“, oder wa-
rum ist man da so gelassen? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke nicht, dass man - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Weil das ist ja in 
Deutschland ein Straftatbestand. Also, es ist ja 
hier nicht einfach eine - - 

Zeuge Albert Karl: Ich denke nicht, dass man ge-
lassen ist, Frau Abgeordnete, weil letztendlich 
ein Thema - - „Sichere Regierungskommunika-
tion“ ist generell Thema, die Frage der Verbesse-
rung und Abwehr von potenziellen Hacking-
angriffen, Verbesserung Sprechdisziplin, Krypto-
Handys etc. etc. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wir müssten 
dann wechseln. 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das Thema 
Krypto-Handys diskutieren wir sicherlich am 
besten noch mal in der Obleuterunde. - Wenn 
aufseiten der SPD keine neuen Fragen in öffent-
licher Sitzung sind, kämen wir jetzt wieder zur 
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Fraktion von Bündnis 90. - Nein, die Union hätte 
ich fragen müssen; Entschuldigung. Bei der 
Union waren aber auch keine Fragen mehr in öf-
fentlicher Sitzung - oder? Doch? - Anscheinend 
doch, okay. Herr Kollege. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Vielleicht darf 
ich das noch kurz - - Herr Zeuge, nun, ich war et-
was verwirrt von Ihrer Antwort, was den Kontakt 
zum Parlamentarischen Kontrollgremium angeht. 
Sie waren dann als Referent der zuständige Mit-
arbeiter, der hätte das melden müssen an dieses 
Kontrollgremium? 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein.  

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Nein? 

Zeuge Albert Karl: Nein, das war - -  

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Nein. - Sie hat-
ten da keine Zuständigkeit dann? 

Zeuge Albert Karl: Das war im Prinzip auch - - 
der Kontaktstelle Parlamentarisches Kontroll-
gremium, - 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Genau; aber 
das lag nicht in Ihrem Tätigkeitsbereich. 

Zeuge Albert Karl: - Sekretariat, Bundeskanzler-
amt, Referat - - 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Ja, ja. - Und 
dann auch noch mal aufgeworfen zu den soge-
nannten Filtern, diesen DAFIS-Filtern; das ist ja 
eine zentrale Frage auch in der Operation 
„Eikonal“ gewesen. Nun sagten Sie ja vorhin, mit 
den rechtlichen Dingen waren Sie jetzt nicht be-
traut. Waren Sie denn dann mit dieser Filterfrage 
betraut bei diesem Projekt? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Ich war damals in mei-
ner ersten Verwendung nicht für die Sachver-
halte zuständig, die mit technischer Aufklärung 
zu tun haben, nur vertretungsweise. Ich hatte da-
mals - - Mein Schwerpunkt war damals Prolifera-
tion Massenvernichtungswaffen etc. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Okay. - Also, 
das, was jetzt über die Filter erzählt wurde, was 
da rausgekommen ist, diese Stufen, da waren Sie 
gar nicht zuständig für diesen Bereich? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Da war ich nicht zu-
ständig, nein. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Gut. - Dann ha-
ben wir das noch mal klargestellt. - Ach so, dann 
vielleicht auch noch mal zur Klarstellung, weil es 
jetzt um Sensibilisierung ging und Wachsamkeit 
mit Dingen: Zuständig für die Spionageabwehr 
ist das? 

Zeuge Albert Karl: Bundesamt für Verfassungs-
schutz. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Für Verfas-
sungsschutz. - Das liegt also auch weder bei 
Ihnen noch beim BND. 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Gut. - Dann ha-
ben wir das auch richtig verstanden.  

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Tankred Schipanski (CDU/CSU): Gut. - Danke 
schön. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herzlichen 
Dank. - Herr Kollege von Notz. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, zum Bundesamt für Verfassungsschutz, 
da kommen wir noch. 

Zeuge Albert Karl: Aber nicht mit mir. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nicht mit Ihnen heute, nein. Aber darauf 
weist der Kollege völlig zu Recht hin: Da muss 
man wirklich noch mal scharf draufgucken. - Sa-
gen Sie bezüglich des PKGr: Haben Sie Vorlagen 
mal geschrieben fürs PKGr? 

Zeuge Albert Karl: Für das PKGr? 
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Für die Unterrichtung des PKGr, also - -  

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein? 

Zeuge Albert Karl: Ist mir nicht erinnerlich. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha. - Ich wollte noch mal sozusagen auf 
die Selektoren zu sprechen kommen und das 
doch noch mal genau mir angucken, wie Sie da-
mit zu tun gehabt haben ab dem August 2013. 
Und deswegen: Sie haben gesagt, es hat Gesprä-
che über den Einsatz von Selektoren gegeben. 
War das nach den Snowden-Veröffentlichungen? 

Zeuge Albert Karl: Gespräche über die Verwen-
dung von Selektoren - - war rein zeitlich nach 
den Veröffentlichungen von Snowden oder sind 
mir da bekannt geworden. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und im Zusammenhang? 

Zeuge Albert Karl: Aber nicht im - - Ich denke, 
den Zusammenhang - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das müssen Sie noch mal deutlich sagen. 

Zeuge Albert Karl: - kann ich nicht direkt her-
stellen dazu. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bitte? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke, den Zusammen-
hang über die Verwendung von Selektoren nicht 
direkt mit den Veröffentlichungen von Snowden 
herstellen zu können. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber indirekt? 

Zeuge Albert Karl: Aber aufgrund der Zusam-
menarbeit mit ausländischen Diensten war das 

Thema Selektor irgendwann auch Thema. Zu-
nächst, in der Phase meiner ersten Befassung, 
ging es nicht um die Verwendung von Selektoren 
oder die Frage, welche Selektoren konkret ver-
wendet würden, sondern meine erste Erinnerung 
in Fragen der technischen Aufklärung und Zu-
sammenarbeit mit ausländischen Staaten bei der 
technischen Aufklärung war das Thema Daten-
weitergabe. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Datenweitergabe. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): So. - Ab August 2013 hatten Sie damit zu 
tun. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und bezüglich der Datenweitergabe - 
Metadaten, Rohdaten, ja? -, wie ist das denn? Hat 
es da Dokumentationen gegeben im Bundesnach-
richtendienst bezüglich dieser Datenweiter-
gaben? - War das Gesprächsthema, ob es Doku-
mentationen - - 

Zeuge Albert Karl: Es war Gesprächsthema, auch 
ausgelöst wieder durch die Beantwortung parla-
mentarischer Anfragen, weil die Aufarbeitung 
oder auch das Beantworten parlamentarischer 
Anfragen in dem Zusammenhang oder nach 
Übernahme des Referats war im Prinzip auch die 
erste Phase, wo ich mit der technischen Aufklä-
rung des BND überhaupt zu tun hatte - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. 

Zeuge Albert Karl: - im Vertieften. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Na ja, klar. 

Zeuge Albert Karl: Vieles davon bezieht sich na-
türlich auf Zeiträume vor meiner Zeit. Also kann 
ich nur - 
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das mag sein, Herr Karl. 

Zeuge Albert Karl: - passiv wiedergeben, was - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber das sagen Sie jetzt zum wiederholten 
Mal. Mich interessiert, was Sie in dieser Zeit ab 
August 2013 dazu gemacht haben in Ihrer Ver-
wendung da im Bundeskanzleramt. Also, Meta-
datenweitergabe: Hat es Dokumentationen gege-
ben beim BND über diese Metadaten, die man an 
einen AND weitergeleitet hat? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich nicht beantwor-
ten, ob es die gegeben hat. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hätte es die denn geben müssen? 

Zeuge Albert Karl: Es hätte sie geben müssen. Ich 
denke, dass es auch einen Bericht dazu gibt, in 
dem der BND schreibt, dass es - - aber nicht, 
dass - - über die - - dass es - - Ich glaube nicht, 
dass jede einzelne Metadatenweitergabe doku-
mentiert wurde. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber? Was wurde denn dokumentiert? 

Zeuge Albert Karl: Es wurde dokumentiert - - Ich 
kann Ihnen nicht aus meinem eigenen Wissen 
sagen, was konkret dokumentiert wurde, Herr 
Abgeordneter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber, Herr Karl, Sie haben ja genau mit 
dieser heiklen Frage zu tun gehabt. Und das hat 
eine große Rolle gespielt bei der Frage, was man 
jetzt macht mit der doofen Situation. Und deswe-
gen muss es ja irgendwie eine Feststellung gege-
ben haben: Was haben wir denn da dokumen-
tiert? Reicht es? Oder müssen wir irgendwie 
Weltraumtheorie machen oder so? - Das muss ja 
eine Diskussion gewesen sein. Und jetzt können 
Sie sagen, 601 war für das Rechtliche zuständig 
und Sie für das Praktische; aber das eine lässt 
sich ja vom anderen am Ende des Tages nicht 
trennen. Also, deswegen: Was hat man gesagt? Ist 
in der Vergangenheit, vor Ihrer Zeit - - Und das 

galt es ja damals zu beurteilen: ob die Praxis bis 
zu diesem Zeitpunkt in Ordnung war. War sie in 
Ordnung? 

Zeuge Albert Karl: Dokumentiert - - Oder mir ist 
erinnerlich, dass in zwei Fällen Daten deutscher 
Staatsangehöriger weitergegeben wurden in 
einem Entführungsfall. Das war auch - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein, ich rede nicht - - Nein, nein, nein! 
Herr Karl, wir reden jetzt nicht über einzelne 
Meldungen oder irgendwie so was. Wir reden 
über Metadaten: Metadaten - ja? -, die Weitergabe 
von Metadaten, die Ausleitung von Metadaten an 
einen AND. Gibt es darüber Dokumentationen im 
Bundesnachrichtendienst, und hat das Bundes-
kanzleramt als Rechts- und Fachaufsicht nach 
dem August oder im August 2013 und danach 
sich das angeschaut? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann die Frage nicht be-
antworten, inwieweit die Datenweitergabe - - und 
in welcher Form die im BND dokumentiert ist. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): War das eine Frage, mit der Sie sich be-
schäftigt haben? 

Zeuge Albert Karl: Die gesamte Frage der techni-
schen Aufklärung beschäftigt uns nach wie vor. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie persönlich? Herr Karl, Sie sind Zeuge. 
Kann es sein, dass ich, wenn ich Unterlagen sehe 
und so, irgendwie im Zusammenhang mit Doku-
mentationen auf den Namen „Karl“ treffe? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): So. - Und was könnte da so stehen? 

Zeuge Albert Karl: Wenn Sie ein konkretes 
Schriftstück haben, Herr Abgeordneter, dann 
wäre ich dankbar, wenn Sie mir es zeigen wür-
den. Dann könnte ich es vielleicht auch - -  
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich würde gerne Ihre Erinnerung strapazie-
ren; denn als Zeuge sitzen Sie hier. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und deswegen interessiert mich: Waren 
Sie damit befasst? In was für Runden? Wer saß da 
noch dabei? Wie wurde das besprochen? Ist ja 
nicht so lange her. Wenn Sie mir jetzt sagen: 
„2004, „Eikonal“, „Eikanol“, „Granat“, was war 
das? Weiß ich nicht mehr genau“, okay. Aber 
diese Zeit, neue Stelle, Ultrachaos, da wird man 
ja wohl irgendeine Erinnerung dran haben. 

Zeuge Albert Karl: Ja; aber ich habe keine kon-
krete Erinnerung, in welcher Form man sich über 
die Frage der Dokumentation der Datenweiter-
gabe ausgetauscht hat. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. Nur, gab es - - Die Frage: Gab es Doku-
mentationen im Bundesnachrichtendienst über 
die Weitergabe von Metadaten - - Das war eine 
Frage, die diskutiert wurde. Und jetzt - - Wenn 
Sie mir sagen: „Ich erinnere nicht, ob es die gab 
oder nicht“, okay. Aber - - 

Zeuge Albert Karl: Ich erinnere - - Also, ich erin-
nere mich tatsächlich im Augenblick nicht daran, 
ob es - - inwieweit die Datenweitergabe konkret 
dokumentiert wurde und in welcher Form. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ah ja. - Also, die entscheidende Frage fürs 
Bundeskanzleramt, ob in der Vergangenheit 
rechtskonform agiert wurde oder rechtswidrig - - 
Diese Beantwortung dieser Frage im Hinblick auf 
diese heikle Entscheidung: „Wie macht man wei-
ter?“, das können Sie nicht erinnern? 

Zeuge Albert Karl: Aufgrund der Tatsache, dass 
es Angaben gibt über weitergegebene Metadaten, 
über eine Größenordnung, muss ich ja davon aus-
gehen, dass der BND den Austausch dokumen-
tiert, auch in technischen Systemen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie gehen davon aus. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber jetzt sind Sie Fach- und Rechtsauf-
sicht; Sie müssen es prüfen. Also, Sie haben ge-
prüft. Was war das Ergebnis? Gab es diese Doku-
mentationen oder nicht? 

Zeuge Albert Karl: Ich muss davon ausgehen, 
dass der BND die Übersendung dokumentiert hat. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): So. - Und haben Sie diese Dokumentation 
gesehen seinerzeit? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein? 

Zeuge Albert Karl: Ich hatte sie nicht. Ich hatte 
kein Schriftstück vor Augen, woraus hervorging: 
Es wurden so und so viele Datensätze übermit-
telt, so und so dokumentiert. - Daran kann ich 
mich nicht erinnern. Das mag es gegeben haben 
in der Vielzahl der Schriftstücke. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wir müssten 
jetzt - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ganz kurz noch; das ist ja wohl für alle 
eine wesentliche Frage. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Immer, im-
mer. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, weiß ich nicht; aber in dem Fall viel-
leicht schon. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Nein, ich 
meine das ernst. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie solche Dokumentationsunter-
lagen angefordert als Bundeskanzleramt? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Ich habe nicht angefor-
dert - - 
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ist jemand aus dem Bundesnachrichten-
dienst gekommen - Herr Schindler - und hat ge-
sagt: „Ich habe die hier dabei; hier liegen die. Ich 
kann das zeigen“? 

Zeuge Albert Karl: Ist mir nicht erinnerlich. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hat der gesagt: „Wenn ihr mich jetzt nach 
Dokumentationen fragt, bin ich blank. Bitte fragt 
mich nicht. Lasst uns Weltraumtheorie machen“? 

Zeuge Albert Karl: Mir hat er das nicht gesagt. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ihnen nicht? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber wahrscheinlich jemand anders, ja. 

Zeuge Albert Karl: Herr Schindler hat nicht mit 
mir gesprochen darüber. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich verstehe. - Ich frage da gleich weiter. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay, herz-
lichen Dank. - Es macht vielleicht Sinn - das kön-
nen wir mal in der Obleuterunde besprechen -, 
ob wir in einer Beratungssitzung uns mal die 
Reichweite von Dienst- und Fachaufsicht an-
schauen, weil ich glaube, hier bestehen unter-
schiedliche Ansichten über die Reichweite und 
die Durchführung von Dienst- und Fachaufsicht, 
und da gibt es eigentlich relativ klare Regeln. 
Vielleicht sollten wir die uns mal hier in einer 
Sitzung zu Gemüte führen. Mir scheint hier ein 
unterschiedliches Verständnis davon zu sein. 
Also, jetzt nicht auf dich bezogen - grundsätzlich. 

Wir kommen jetzt zu den Fragen der Fraktion der 
SPD. Gibt es noch - - Im öffentlichen Teil gibt es 
keine. Dann kommen wir zu den Fragen der Frak-
tion Die Linke. Frau Kollegin Renner. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ich bleibe noch 
mal bei den Contractors, aber ein bisschen in 

eine andere Richtung. - 2013, als dieser Noten-
wechsel verschoben wird, ist vorausgegangen 
eine Reihe von Artikeln in Süddeutscher, Spiegel 
und Zeit, die sich mit den US-Firmen und ihren 
Tätigkeiten in der Bunderepublik beschäftigt ha-
ben. Da ging es auch immer wieder darum, dass 
eben darunter Tätigkeiten sind wie Intelligence 
Analyst, also Auswerter von nachrichtendienst-
lichem Material. Das hat zur Folge gehabt - das 
ist total beeindruckend -, dass es zu all den in 
den Artikeln erwähnten Firmen umfängliche Lis-
ten gegeben hat als Anlage „Überblick zum anste-
henden Notenwechsel“ - vielleicht erinnern Sie 
sich -, wo immer der Zeitungsartikel erwähnt 
war - also, der Zeitungsartikel ist ganz klar der 
Auslöser -, dann der Firmenname, die Tätigkeit, 
die Erklärung der US-Seite und dann so etwas 
wahrscheinlich wie die wirkliche Tätigkeit. Also, 
es gibt die Erklärung der US-Seite und dann die 
Tätigkeit. 

Man hat also immer - - Auf diese Artikel hin ist 
man aktiv geworden und hat solche Listen ange-
legt. Und da fragt man sich ja, warum man so viel 
Energie darauf verschwendet, zu ergründen, was 
diese Contractors machen. Ich habe da so eine Er-
klärung dafür, weil eben in der Aufgaben-
beschreibung der Contractors gelegentlich eben 
auch steht: Der Contractor erstellt Entscheidungs-
präsentationen zur Bestimmung von Personen 
oder Regionen für die „Joint Targeting List“. Das 
ist eine Unterlage MAT A MAD-1/2h, Seite 38. Es 
geht also um Zielerfassung. 

War das mit eine Überlegung bei der Frage, ob 
man Einverständnis- bzw. Unbedenklichkeits-
erklärung erteilt, dass man nicht ausschließen 
kann, dass die in Deutschland tätigen US-Kon-
traktoren etwas mit dem geheimen Krieg zu tun 
haben? 

Zeuge Albert Karl: Die Prüfung durch den BND - 
und nur das kann ich überblicken - bezog sich 
auf das angefragte Unternehmen und die beim 
BND bekannten Erkenntnisse zum Unternehmen 
und seine Tätigkeit, also zur Tätigkeit des ange-
fragten Unternehmens. Aber die Details der Auf-
listung - - Es war mir nicht erinnerlich, dass es 
Gegenstand der Überlegung war im Sinne Ihrer 
Frage. 
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Martina Renner (DIE LINKE): Weil es fällt ja 
dann zusammen - - Also, ich sage mal, wir haben 
ja ganz am Anfang gefragt zur HBW - nicht? Was 
war der Grund für die Schließung? Da hieß es ir-
gendwie, die Ergebnisse wurden geringer, oder 
die Enttarnung war das Problem. Aber es gibt ja 
eben diese dritte mögliche Erklärung, dass man 
eben auf den Trichter gekommen ist, dass dort 
Daten erfragt werden - Mobilfunknummern, Geo-
daten und Ähnliches -, die zur Zielerfassung ge-
eignet sind. Es gab auch einen entsprechenden 
Presseartikel in der Zeit; ich glaube: Der Tod, der 
vom Himmel fällt.  

Das wäre natürlich noch mal ein anderer Beweg-
grund, zu sagen: Wir müssen bestimmte Sachen 
in Zusammenarbeit einstellen, wenn wir uns 
möglicherweise an völkerrechtswidrigen Exeku-
tionen beteiligen. - War das in 2013 Debatte im 
Zusammenhang der Kooperation, dass es solche 
Anhaltspunkte gab? 

Zeuge Albert Karl: Nein, nicht für den Bereich, 
den ich überblicken kann oder den ich verfolgt 
hätte. 

Martina Renner (DIE LINKE): Auch nicht in den 
Runden, in denen Sie saßen? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Weil, wie gesagt, 
bei diesen „Contractor Lists“ fällt eben auf, dass 
diese Frage „Joint Targeting List“ aufgeschrieben 
wird. 

Zeuge Albert Karl: Nein.  

Martina Renner (DIE LINKE): Nein? 

Zeuge Albert Karl: War nicht, genau. 

Martina Renner (DIE LINKE): Dann wären wir 
bei meiner letzten Frage, und das ist die HBW 
und ihre Kooperation mit der DIA als militäri-
schem Geheimdienst, die wir natürlich - - Ich 
hatte Sie ja vorhin gefragt, welche Erklärung Sie 
dafür haben, warum es ausgerechnet die DIA ist. 
Und da hätte ich einen stillen Vorhalt, und zwar 
ist das aus der Akte MAT A BND-2 - - Und dann 

kann ich das nicht lesen. - 2i, Anlage 01 bis 05, 
Ordner 358, die Seite 148. Das ist ein Schreiben 
des Bundesnachrichtendienstes an Sie. Und ich 
würde Sie bitten - das sind nur zwei Seiten -, das 
durchzulesen, und ich würde Sie gerne zu dem 
letzten Satz etwas fragen: ob Sie mir dazu etwas 
nähere Auskünfte machen können. Davon müsste 
ich abhängig machen, ob wir noch eine einge-
stufte Sitzung benötigen. - Das ist jetzt keine Auf-
forderung - - Sie müssen - -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Antworten 
Sie taktisch sehr klug! 

(Heiterkeit) 

Martina Renner (DIE LINKE): Aber ich kann jetzt 
die Kollegen beruhigen: Ich glaube, es ist VS-V. 
Wir könnten das auch hier unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit bewerkstelligen. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

und RD Philipp Wolff (BK) 
nehmen Einblick) 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wenn es VS 
nicht und Geheim - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Es ist VS-V, also 
VS-Vertraulich. Dann können wir es hier ma-
chen - nicht? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Also, ein 
Sich-Herannähern ist mit Sicherheit möglich. 
Ansonsten habe ich die MAT-Nummer noch 
nicht nachvollziehen können. Da sind wir gerade 
dabei. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, ich auch nicht, 
weil ich nicht so richtig die Schrift des Mitarbei-
ters entziffern kann.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Aha. 

Martina Renner (DIE LINKE): Aber ich kann 
Ihnen den Zettel rübergeben. 
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Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herr Wolff 
darf, ohne den Zeugen zu beeinflussen, gern mal 
über die Schulter gucken. 

Martina Renner (DIE LINKE): Der letzte Satz, 
Herr Wolff, interessiert mich. Das ist so X aus Y, 
und ich würde gerne wissen, ob man zu Y was 
sagen kann. - Sehen Sie, mit den geschwärzten 
Akten kann man nicht wirklich arbeiten - nicht, 
Herr Karl? Jetzt hat man das Problem, das nicht 
verstehen zu können. 

Zeuge Albert Karl: Ich bin bei Ihnen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wollen Sie 
schon mal Ihre Frage stellen, Frau Kollegin Ren-
ner? Dann kann der Zeuge mit Hintergrund der 
Frage bewusst lesen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Na ja, die Frage ist, 
ob zu diesem letzten Satz, es gibt X aus Y - - zu 
denen was gesagt werden könnte, ob er dazu 
Ausführungen machen kann. Dazu müssten 
wir - - 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: In welcher 
Richtung? Dann kann er vielleicht - - 

Martina Renner (DIE LINKE): Ob er die benen-
nen kann, ob er die beschreiben kann. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Aha. 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Nein? 

Zeuge Albert Karl: Nein, ich kann das nicht be-
schreiben. 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. - Dann hat 
das auch keinen weiteren Sinn, mit Ihnen dann 
in eine eingestufte Sitzung zu gehen, wenn Sie 
die nicht benennen können. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Also, Sie 
können es grundsätzlich nicht? 

Zeuge Albert Karl: Nein, ich kann es nicht. 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Nicht 
nur, weil es jetzt hier öffentlich ist, sondern Sie 
können es grundsätzlich nicht? 

Zeuge Albert Karl: Nein, nein; grundsätzlich 
nicht. 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay, danke. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Gut. - Von 
der Fraktion der CDU/CSU noch Fragen? - Nein. 
Von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen noch 
Fragen? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, ich habe noch Fragen. - Okay, also, bei 
den Dokumentationen sind wir jetzt so weit, dass 
Sie nicht erinnern können - ich will das noch 
mal festhalten -, Dokumentationen bezüglich der 
Weiterleitungen von Metadaten gesehen zu ha-
ben. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber eine Rolle hat das damals gespielt. 
Können Sie die Monate verifizieren? War das 
gleich am Anfang Ihrer Zeit? Oder war das mehr 
so im November? 

Zeuge Albert Karl: Also, es war nicht zu Anfang 
meiner Zeit. Es muss - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ende 2013. 

Zeuge Albert Karl: - Ende des Jahres eher - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gewesen sein. 

Zeuge Albert Karl: - gewesen sein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. - Und können Sie sich noch an den 
Spruch der Kanzlerin erinnern: „Ausspähen un-
ter Freunden geht gar nicht“? 
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Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hat das zu Diskussionen bei Ihnen geführt 
im Haus? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nämlich? Was für Diskussionen? - Ich ma-
che Ihnen mal einen Vorschlag: Wenn das gar 
nicht geht, halten wir uns eigentlich daran. - War 
das eine Diskussion? 

Zeuge Albert Karl: Ja, war auch ein Schlagwort, 
das gefallen ist oder - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. - So, und haben Sie dann mal mit dem 
Bundesnachrichtendienst gesprochen, was der 
eigentlich so macht und wen der so überwacht 
und was für Selektoren man steuert? 

Zeuge Albert Karl: Nein, zum damaligen Zeit-
punkt nicht. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): „Zum damaligen Zeitpunkt“ heißt? 

Zeuge Albert Karl: Ende 2014. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bis Ende 2014 war das keine Diskussion? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Im Bundeskanzleramt? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann nur für das Referat 
603 sprechen, Herr Abgeordneter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber den Spruch hat Frau Merkel am 
24. Oktober 2013 gemacht. Und Sie wollen mir 
sagen, Sie haben das dann ein Jahr zeitverzögert 
besprochen? 

Zeuge Albert Karl: Es gab zu dem Zeitpunkt kei-
nen Anlass, über die Verwendung von Selektoren 

im BND - - das zu vertiefen, sondern der Schwer-
punkt war, wie gesagt, der Informationsaus-
tausch. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, das ist halt die interessante Frage, ob 
das stimmt, was Sie gerade gesagt haben. Das 
würde ich noch einmal überdenken. 

Zeuge Albert Karl: Also, wie gesagt, mir ist es 
nicht aktiv erinnerlich, in welchem Zusammen-
hang - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): „Nicht aktiv erinnerlich“? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Mir ist es nicht erinner-
lich, in welchem Zusammenhang, in welchen 
Vorgängen. Möglicherweise wurde dann auch 
nachgefragt. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielleicht ist es passiv erinnerlich? Ich 
will mal versuchen, Ihnen zu helfen. 

Zeuge Albert Karl: Ja, das war eine Steilvorlage. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. - Also, nun gibt es ja irgendwie zwei 
Sorten offenbar - ich bin mir inzwischen gar 
nicht mehr so sicher, ob das so ist - von Selek-
toren, die der Bundesnachrichtendienst steuert: 
einmal solche des AND, eines AND der Five 
Eyes, und eigene. So, und jetzt erst mal die Frage: 
die der NSA. Man hat Edward Snowden. Man 
sieht, da fließen irgendwie Daten aus Deutsch-
land in die USA. Bedenklich, bedenklich! Wo 
kommen die her, wo gehen die hin? Was beinhal-
tet das überhaupt? Große Diskussion: Was macht 
der Bundesnachrichtendienst? Was machen die 
NSA-Selektoren? Was für Metadaten werden da 
ausgeleitet? - So, und dann macht Frau Merkel 
im Oktober diesen Spruch. Was ist dann passiert? 

Zeuge Albert Karl: Ja, man hat sich die Zusam-
menarbeit mit der NSA und wir haben uns die 
konkrete Zusammenarbeit des BND mit der NSA 
angesehen: In welchen Liegenschaften passiert 
das? Auf welchen Grundlagen passiert das? 
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und? 

Zeuge Albert Karl: Abkommen? Inwieweit gibt es 
technische Verbindungen? Was ist der Aufklä-
rungsfokus? Was sind die Themen der Aufklä-
rung? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und was waren die Themen der Aufklä-
rung? 

Zeuge Albert Karl: Es war der Einsatz, es ging 
über Aufklärung von Krisengebieten, es ging um 
Aufklärung von Gebieten, in denen deutsche 
Truppen stationiert sind, Afghanistan. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Auch, ja. Aber ging es auch um europäi-
sche Partner? Hat man gesagt: Diese Selektoren - - 
Was steuern wir da eigentlich? 

Zeuge Albert Karl: Die Frage der Steuerung euro-
päischer Partner oder Ziele in europäischen Staa-
ten oder das Einstellen von Telekommunika-
tionsmerkmalen, die entsprechende Ziele in 
europäischen Staaten betreffen, waren erst zu 
einem späteren Zeitpunkt Gegenstand auch der 
Vorlagen, auch der Nachfragen. Und es wurde 
dann, soweit ich erinnere, sofort, als das Thema 
bekannt wurde, beim BND nachgefragt. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): „Später“ heißt 2014? Oder 2015? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann Ihnen den konkreten 
Zeitpunkt nicht nennen, wann ich meine erste 
Nachfrage gestellt habe, auch dazu. Wie gesagt, es 
fällt mir wirklich schwer, einzuordnen zu den 
einzelnen Sachverhalten, - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, uns auch. Uns auch! Und deswegen - - 

Zeuge Albert Karl: - zu welchem Zeitpunkt ich 
tatsächlich Kenntnis davon bekommen habe. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Klar. - Nur, ich war nicht dabei, - 

Zeuge Albert Karl: Aber ich war nicht - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - und Sie sind Zeuge, und Sie müssen mir 
wahrheitsgemäß antworten - genau -, und wir 
versuchen, rauszufinden, wie es war. Und deswe-
gen bitte ich Sie, Ihr Gedächtnis noch mal anzu-
strengen, sozusagen: Wann wurde diskutiert: Was 
steuert man da für Selektoren und für Telekom-
munikationsmerkmale? Wo fließen Daten ab? Das 
muss ja - ich helfe Ihnen mal - eine Diskussion 
gewesen sein im Zusammenhang mit einer Spie-
gel-Geschichte: Deutschland-Akte Snowden. Da 
fließen irgendwie Daten in die USA. Was sind 
das für Daten? Was machen wir da überhaupt? 

Zeuge Albert Karl: Herr Abgeordneter, ich kann 
die Frage beim besten Willen nicht beantworten, 
wann die Diskussion eingesetzt hat. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Da haben Sie eine Erinnerungslücke? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha. 

Zeuge Albert Karl: Wenn Sie vielleicht ein Ak-
tenstück haben, um mir die Einordnung zu er-
leichtern? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie mal Selektoren gesehen? 

Zeuge Albert Karl: Telekommunikationsmerk-
male, ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, das meine ich. 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): So Listen? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Was werden denn da für Bereiche abge-
fragt? Was kennen Sie denn da für Bereiche? 

Zeuge Albert Karl: IMEI. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. 

Zeuge Albert Karl: E-Mail-Adresse, Telefonnum-
mer. Im Wesentlichen, ja, sind die - - 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Daten von einem Router? 

Zeuge Albert Karl: Ist mir nicht erinnerlich. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha. - IMEI hatten Sie gesagt. 

Zeuge Albert Karl: Ja, hatte ich gesagt. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Fax? 

Zeuge Albert Karl: Faxnummern. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Faxnummern, Kopfzeilen von Faxen? 

Zeuge Albert Karl: Ja, genau. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha, so. - Aber um was für Themen geht es 
denn da so? Ich frage mal: Botschaften und Kon-
sulate? 

Zeuge Albert Karl: Das ist nicht Thema, sondern 
es wäre im Prinzip die Stelle, an der die Tele-
kommunikationsmerkmale zugeordnet werden. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay, dann machen wir mal Zuordnungen 
zuerst. Also, zu Namen komme ich dann. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Darf ich mal 
eben ganz kurz fragen: Gibt es bei den anderen 
Fraktionen noch Fragen? Sonst könnten wir im 
öffentlichen Teil - - Sonst könnten wir bei der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bleiben, bis sie 

durch sind. Dann unterbreche ich nicht jedes 
Mal.  

Martina Renner (DIE LINKE): Ich habe noch eine 
Frage, aber die kann ich auch ans Ende dieses 
Komplexes stellen. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Frau Renner 
macht dann die Abschlussfrage. Dann kann der 
Kollege von Notz nämlich durchmachen; sonst 
unterbreche ich alle acht Minuten. Das ist ja auch 
dann unglücklich, wenn sonst keine Fragen mehr 
sind. Gut. Weiter geht es. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, Botschaften und Konsulate, sind das 
zum Beispiel Telekommunikationsmerkmale? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sondern? 

Zeuge Albert Karl: Sondern das sind Teilnehmer. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bitte? 

Zeuge Albert Karl: Teilnehmer. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Teilnehmer? 

Zeuge Albert Karl: Teilnehmer, denen Telekom-
munikationsmerkmale zugeordnet werden. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. - Militär wäre dann auch ein Teil-
nehmer, oder müsste ich es da dann konkret ma-
chen? 

Zeuge Albert Karl: Dann müsste man konkret 
nachfragen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ah, ja. Und bei Botschaften, Kons- - Also, 
Dänische Botschaft in Österreich. 
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Zeuge Albert Karl: Die Dänische Botschaft in 
Österreich wäre ein Telekommunikationsteilneh-
mer. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ein Telekommunikationsteilnehmer. - Ein 
Militärunternehmen in den USA, eine Firma? 

Zeuge Albert Karl: Wäre ein Telekommunika-
tionsteilnehmer. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Genau. - Eine Organisation, eine NGO, 
Oxfam, in den USA? 

Zeuge Albert Karl: Wäre ein Telekommunika-
tionsteilnehmer. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. - Ein Kommunikationsunternehmen in 
einem beliebigen Land wäre - -  

Zeuge Albert Karl: In dem Kontext Telekommu-
nikationsteilnehmer. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. - Ministerien. Französisches Verteidi-
gungsministerium. 

Zeuge Albert Karl: Wäre ein Telekommunika-
tionsteilnehmer. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Teilnehmer. - So, sind das alles Telekom-
munikationsteilnehmer, auf die sich Selektoren 
bezogen haben? Ich meine jetzt nicht die spezifi-
schen Teilnehmer, sondern ich meine diese Be-
reiche, damit ich Sie nicht in die Bredouille 
bringe. Ich könnte auch sonst einfach aus der 
Presse die Sachen einzeln abfragen, aber das er-
spare ich uns jetzt mal. Aber diese Bereiche, 
Firmen aus dem Militär, Ministerien, NGOs, das 
sind alles so - - 

Zeuge Albert Karl: Telekommunikationsteil-
nehmer. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Genau, für Selektoren. - Und jetzt Länder, 

die da betroffen sein können, Standorte. Die 
USA: Vorstellbar? 

Zeuge Albert Karl: Vorstellbar als was? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dass der BND dafür Selektoren steuert. 

Zeuge Albert Karl: Die USA ist nicht Aufklä-
rungsziel des BNDs.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ist nicht Aufklärungsziel? 

Zeuge Albert Karl: Die USA nicht. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herr Wolff 
hat eine Anmerkung. 

RD Philipp Wolff (BK): Ich will nur ganz generell 
den Zeugen darauf aufmerksam machen, dass ich 
natürlich davon ausgehe, dass das alles rein fik-
tiv ist, was der Abgeordnete von Notz vorträgt, 
dass er aber natürlich konkret keine Selektoren-
typen oder ganz konkrete Selektoren bestätigen 
oder negieren kann. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. - Wobei der Zeuge - - Also ich habe 
das, was ich gerade sage, aus der Presse. Darüber 
wurde ja viel geschrieben. Und sozusagen der 
Zeuge hat gesagt, er hat Selektoren gesehen, und 
ich würde jetzt gerne versuchen, abzugleichen, 
weil ich mich ja dem Problem annähern möchte, 
ob das, was damals festgestellt wurde, mit der 
Rechtslage kompatibel war. Dafür war er ja ir-
gendwie mit verantwortlich. Also, es ist kein 
schönes Thema, für uns beide nicht, aber wir 
wollen es ja miteinander besprechen. - Herr 
Wolff hat da noch eine Meinung zu. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Das sehe ich 
nicht gut, wenn die Hand so halb hoch ist. Herr 
Wolff.  

RD Philipp Wolff (BK): Entschuldigung. - Aber 
der Zeuge hat keine Aussagegenehmigung für die 
Bestätigung konkreter Selektoren oder Selekto-
rentypen. Das wollte ich hier nur sagen. 
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ach so, für Selektorentypen nicht? 

RD Philipp Wolff (BK): Wenn es um konkrete 
Länder geht zum Beispiel, natürlich nicht. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Was heißt „natürlich nicht“? Das ist die 
Diskussion.  

RD Philipp Wolff (BK): Richtig. Er hat dazu aber 
keine Aussagegenehmigung.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Die Zeitungen sind voll davon, dass Selek-
toren gesteuert wurden, bei denen es um Europa 
ging. Und dafür hat er keine Aussagegenehmi-
gung? 

RD Philipp Wolff (BK): Korrekt. Wenn es um die 
Bestätigung oder darum geht, zu sagen: „Nein, 
das war nicht“, „Das war“, dafür hat er keine 
Aussagegenehmigung. Das ist so korrekt, Herr 
von Notz. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, wenn ich ihn jetzt frage, Dänemark, 
Spanien, Frankreich, dann darf er das gar nicht 
beantworten?  

RD Philipp Wolff (BK): Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, okay. - Haben Sie in diesem Zusam-
menhang auch Filterungen besprochen - „Funk-
tionieren unsere Filter?“ -, zum Schutz von 
Grundrechtsträgern zum Beispiel? 

Zeuge Albert Karl: Ja, die Art und Weise von 
Filtern, ja.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. - Da habe ich mal eine Frage, weil ich 
das technisch die ganze Zeit schon nicht ver-
stehe. Wenn es jetzt Selektoren gäbe, die 
Deutschland steuert für, sagen wir mal, Botschaf-
ten in Deutschland von bösen Staaten, wo man 
sagt: „Na, das ist richtig, die muss man schön 
kontrollieren“, aber die haben ja normale Tele-
fonnummern, so 49er-Nummern und so, weil die 

sind ja in Deutschland, wie sorgt man eigentlich 
dafür, dass das nicht ausgefiltert wird durch 
DAFIS? 

Zeuge Albert Karl: Durch ein technisches Filter-
verfahren, das die 0049 als Ländervorwahl er-
kennt. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, aber jetzt geht es mir ja gerade darum, 
jemanden mit einer 49-03-Nummer [sic!] zu be-
kommen, weil das für mich ein Aufklärungsziel 
ist. Wie sorge ich dafür, dass DAFIS das nicht 
alles aussortiert? Also, über DAFIS hat der Präsi-
dent hier lang und breit in öffentlicher Sitzung 
erzählt. Das wäre ein ganz tolles Stufenverfahren. 
Hat er alles im Präsens erzählt. Also, ich glaube, 
für die Vergangenheit galt das nicht.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herr Wolff. 

RD Philipp Wolff (BK): Ich will Herrn von Notz 
nicht unterbrechen. Er kann natürlich erst zu 
Ende führen, danach hätte ich nur ganz gerne 
eingehakt, um zu sagen, dass natürlich die tech-
nischen Details dann, wie war die Frage, wie 
funktioniert das, dass man das rausbekommt, da 
hat der Zeuge in eingestufter Sitzung seine Aus-
sage - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber der Präsident durfte das hier in 
öffentlicher Sitzung, als - -  

RD Philipp Wolff (BK): Nein. Der Präsident hat 
das abstrakt dargestellt. Er hat aber nicht genau 
dargestellt, wie das funktioniert, dass man das 
rausbekommt. Darauf wollte ich den Zeugen nur 
hinweisen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie haben vorhin gesagt, die USA wären 
kein Aufklärungsziel. Kann es dann trotzdem 
sein, dass der Bundesnachrichtendienst Selek-
toren gesteuert hat, die Richtung USA gehen? 
Oder wäre das ausgeschlossen, rechtswidrig, 
problematisch? Wie ist das diskutiert worden? 
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Zeuge Albert Karl: Zu konkreten Telekommuni-
kationsmerkmalen kann ich Ihnen keine Aus-
kunft geben. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe nach gar keinem konkreten ge-
fragt. Ich könnte nach einem konkreten fragen. 
Man hat viele in der Presse gelesen. Aber ich 
frage grundsätzlich. Ich kann die Frage auch wei-
ter abstrahieren, wenn Ihnen das hilft. 

Zeuge Albert Karl: Wenn ein Telekommunika-
tionsmerkmal dem Bereich Terrorismus zum Bei-
spiel zuzuordnen wäre. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann ist es so, wie der Kollege Schipanski 
vorhin gesagt hat: Wenn ein Franzose Dschiha-
dist ist, dann steht das Dschihadistische im Vor-
dergrund, nicht das Französische sozusagen. So 
habe ich den Kollegen verstanden. Ich mache mir 
das ausdrücklich nicht zu eigen.  

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber Sie würden sagen, Schipanski hat 
recht?  

Zeuge Albert Karl: Dann ist es denkbar, ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aha. Guck mal, da findet mal jemand, dass 
du recht hast. - Aber für Deutsche gilt das nicht? 
Also, wenn ich einen deutschen Dschihadisten 
habe - er ist ja Grundrechtsträger und Dschiha-
dist -, steht dann auch das Dschihadistische im 
Vordergrund oder das Deutsche? Oder könnte 
man sagen: Er ist Funktionsträger für den 
Dschihadismus, und deswegen spielt das Grund-
recht nicht so eine Rolle? Oder wie hat man das 
damals diskutiert? Das ist eigentlich das, was 
mich interessiert. Und Sie sind da so verstockt. 

Zeuge Albert Karl: Ja. Man muss die - - Nein, 
nicht verstockt. - Man muss die Auslandsaufklä-
rung von der G-10-Aufklärung des BND unter-
scheiden. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Absolut. Jetzt habe ich den Deutschen als 
Beispiel genommen, aber wir können den Fran-
zosen, den Amerikaner, den Österreicher oder 
wie auch immer nennen. Sie haben vorhin ge-
sagt, die USA war nur ein Beispiel, braucht kei-
nen Selektor mit den USA zu geben. Ein Beispiel 
steht nicht im Auftragsprofil der Bundesregie-
rung drin. Trotzdem mag es Selektoren zu sol-
chen Ländern geben. Ist das in Ordnung, oder ist 
das nicht in Ordnung? 

Zeuge Albert Karl: Das ist in Ordnung. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist in Ordnung. - Also, wenn der Bun-
desnachrichtendienst - so ist das im Bundeskanz-
leramt damals diskutiert worden - Ziele steuert, 
die nicht im Auftragsprofil der Bundesregierung 
stehen, die befreundete Länder sind, die EU-Mit-
glieder sind, die SIGINT Seniors sind, die was 
weiß ich alles sind,  

(Martina Renner (DIE 
LINKE): NATO!) 

NATO-Länder, das war trotzdem okay, die zu 
steuern, diese Selektoren. 

Zeuge Albert Karl: Das ist auch so nicht zu ver-
stehen, weil es geht um eine konkrete Informa-
tion. Es geht im konkreten Fall um Gewinnung 
von Informationen im gesetzlichen Auftrag und 
im Auftragsprofil des BND, und es geht nicht um 
Ausspähung von Partnern, befreundeten Staaten.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, Sie würden sagen, man kann Selek-
toren bezüglich Ministerien in den USA, bezüg-
lich Botschaften von Frankreich steuern, ohne 
den Merkel-Satz zu verletzten: Ausspähen unter 
Freunden, das geht gar nicht. - Das kriegt man 
unter einen Hut im Bundeskanzleramt. Und das 
hat man Ende 2013 im Bundeskanzleramt unter 
einen Hut gebracht? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke, man muss tatsäch-
lich eben diese Unterscheidung treffen, dass man 
Freunde oder befreundete Staaten nicht ausspäht. 
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Würde ich auch sagen. Aber jetzt waren 
Sie ja für die praktische Anwendung zuständig. 
Und stimmte die Realität mit dem von Ihnen 
eben geäußerten Satz überein? 

Zeuge Albert Karl: Dazu müsste ich Auskunft 
über die Selektoren geben. Das ist nicht von mei-
ner Aussagegenehmigung abgedeckt. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist jetzt aber nicht sehr elegant. - Noch 
mal ganz anders, Herr Karl: Wer war denn da-
mals an diesen Prozessen, diesen Diskussionen 
noch beteiligt? Sie sind ja da nicht der Hauptver-
antwortliche. Wer saß denn da in den Runden 
noch mit bei? 

Zeuge Albert Karl: Es gab da keine großen Run-
den, sondern man hat zwischen den Referaten 
diskutiert. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Welchen Referaten? 

Zeuge Albert Karl: Referat 601. Das für G 10 - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 601, 603. Wer noch? 

Zeuge Albert Karl: 603. Das waren schon die 
wesentlichen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): War Herr Heiß beteiligt? 

Zeuge Albert Karl: Es wurde auch in den Runden 
mit dem Abteilungsleiter darüber gesprochen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): War der Präsident des BND beteiligt? 

Zeuge Albert Karl: In den Runden dazu wurde 
zunächst im - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wer war denn von BND-Seite dabei, wenn 
der Präsident nicht dabei war? 

Zeuge Albert Karl: Es wurde mit der - - mit Ver-
tretern der Abteilung TA gesprochen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): TA. Wer war das? 

Zeuge Albert Karl: Der Abteilungsleiter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Können Sie das Kürzel sagen? 

Zeuge Albert Karl: P. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Pauland?  

(Zuruf: Ja!) 

- Den dürfen wir sogar nennen mit vollem 
Namen?  

(Zuruf: Ja!) 

Also Herr Pauland war bei diesen Runden dabei? 

Zeuge Albert Karl: Nein, nicht immer. Es gab 
durchaus Besprechungen - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): War Herr D. B. mal dabei? 

Zeuge Albert Karl: Nicht immer. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nicht immer. Aber er war mal dabei? 

Zeuge Albert Karl: Aber ich kann nicht sagen, 
wann genau in welchen - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie sind ihm mehr als einmal begegnet in 
diesen Wochen? 

Zeuge Albert Karl: Natürlich. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. Das ist doch interessant. - Und was 
hat Herr D. B. so erzählt in diesen Runden? Hat 
er mal erzählt, dass es einen Auftrag an Herrn 
Dr. T. gegeben hat, wo er irgendwie mal checkt, 
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was überhaupt für Selektoren geprüft werden, 
dass man sich das mal anguckt? 

Zeuge Albert Karl: Nein, das weiß ich nicht. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das wissen Sie nicht? Wie meinen Sie das, 
Sie wissen das nicht? Ihnen sagt der Name Dr. T. 
nichts? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Erstens wusste ich 
nicht, welche Weisungen Herr Pauland gegeben 
hat, und ich kenne Dr. T. nicht oder kann das 
nicht zuordnen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Müsste Herr Pauland eine Weisung gege-
ben haben, damit da überhaupt was passiert, oder 
könnte D. B. da selbst aktiv geworden sein? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke, dass der Abtei-
lungsleiter eine entsprechende Weisung gegeben 
hat. Es kann auch sein, dass ein Unterabteilungs-
leiter selbst initiativ wird, Vorschläge macht. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wenn zum Beispiel der Abteilungsleiter 
nicht da ist? War das so? 

Zeuge Albert Karl: Das weiß ich nicht. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wissen Sie nicht? 

Zeuge Albert Karl: Nein, Herr Abgeordneter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Können Sie nicht erinnern? 

Zeuge Albert Karl: Ich weiß es nicht, Herr Abge-
ordneter, ob dem so war. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): War Herr W. K. bei diesen Runden dabei? 
W. K. - Wilhelm, Konrad. So heißt er nicht, aber 
so - -  

Zeuge Albert Karl: Kenne ich nicht, nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Unterabteilungsleiter T1. 

Zeuge Albert Karl: Der Name sagt mir nichts. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. Aber D. B. sagt Ihnen was? Der war 
sozusagen in den Runden mit dem Bundeskanz-
leramt - -  

Zeuge Albert Karl: Nein, nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sondern? Wo haben Sie den getroffen? 

Zeuge Albert Karl: Irgendwann mal bei Bespre-
chungen im - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Irgendwann mal - -  

Zeuge Albert Karl: Nein, Herr Abgeordneter, ich 
kann das nicht zeitlich zuordnen, wann ich in 
meiner Verwendung zum ersten Mal mit D. B. ge-
sprochen habe, in welcher Runde das war.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Karl! 

Zeuge Albert Karl: Es war nicht 2013. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nicht 2013? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es gab keine Runde im Bundeskanzleramt 
im Jahr 2013, bei der Sie mit D. B. zusammen-
saßen? - Herr Wolff, da gibt es nun wirklich kei-
nen Grund außer - -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herr Wolff. 
Vielleicht hilft es. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Na gut. 

RD Philipp Wolff (BK): Es hilft möglicherweise 
wirklich, weil ich das Gefühl habe, es läuft 
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jetzt - -Ich kann ihm zum einen die Person be-
zeichnen, dann hilft man ihm schon weiter, 
W. K., das er es zuordnen kann. Und zum ande-
ren glaube ich, dass es um einen Zeitraum geht, 
der nicht in den Untersuchungszeitraum fällt, so-
dass er das auch einordnen kann. Ich glaube, das 
wäre sehr hilfreich für ihn, weil ich jetzt nicht 
das Gefühl habe - - Da geht jetzt, glaube ich, eini-
ges durcheinander.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie das Gefühl, dass ich vom März 
2015 spreche, Herr Karl? Da spreche ich gar nicht 
von. Ich bin immer noch im Jahr 2013.  

Zeuge Albert Karl: Herr Abgeordneter, ich kann 
es zeitlich nicht zuordnen genau mehr, wann 
welche Runde, welches Gespräch mit wem statt-
gefunden hat. Ich kann es tatsächlich nicht.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wie würden Sie W. K. erklären?  

RD Philipp Wolff (BK): Ich kann es ihm zuflüs-
tern. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Machen Sie das.  

(RD Philipp Wolff (BK) 
begibt sich zum Zeugen 

und spricht mit ihm) 

Kennen Sie ihn, ja? 

Zeuge Albert Karl: Ja. Also, ich kann die Person 
zuordnen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. Und? 

Zeuge Albert Karl: Mit W. K.? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und D. B. Mit den beiden, hatten Sie da 
mal eine Runde im Jahr - - Sie waren gerade 
frisch da, in dieser neuen Verantwortung 603, die 
Hütte brennt, und Sie sitzen mit denen zusam-
men und besprechen irgendwie, wie ist das mit 

Datenabflüssen, wie beantworten wir die parla-
mentarische Frage XY. 

Zeuge Albert Karl: Nein, Herr Abgeordneter, das 
ist mir nicht erinnerlich, dass ich 2013 mit D. B. 
und W. K. in einer Besprechung gewesen wäre. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein.  

Zeuge Albert Karl: Außer es kann sein - - Jeden-
falls ist es mir nicht erinnerlich. Auch nicht zu 
dem Thema, wie gehen wir damit um. Aus mei-
ner Erinnerung heraus war der Zeitraum ab 
August bis Ende des Jahres, Anfang 2014 fast aus-
schließlich bei der Befassung mit der technischen 
Aufklärung im Zusammenhang mit der Aufarbei-
tung, Nachfragen zur technischen Aufklärung, 
zur Kooperation mit dem ausländischen Partner.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie die Arbeit unseres Untersu-
chungsausschusses die letzten Monate so ein 
bisschen verfolgt? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie mitbekommen, dass D. B. und 
andere da im August irgendwie auf eigene Rech-
nung Zehntausende von Selektoren gelöscht ha-
ben wollen? Haben Sie das gelesen? 

Zeuge Albert Karl: Gelöscht ist mir nicht erinner-
lich. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich sage das immer, weil D. B. das so sagt. 
Das scheint nicht das richtige Vokabular zu sein, 
das viele Fragen aufwirft.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich frage jetzt 
mal ganz kurz: Wie viele Fragen sind denn wohl 
noch an den Zeugen zu richten? Weil, ich habe 
so ein bisschen den Eindruck, das war ein ganz 
schön anstrengender Tag für den Zeugen, wenn 
ich das richtig von hier beurteile. Aber - -  
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also auf mich macht er einen blendenden 
Eindruck. Aber die Fürsorge - -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Deswegen 
frage ich einfach mal. Das entscheide ja auch 
nicht ich; das entscheidet der Zeuge. Deswegen 
frage ich mal: Sind Sie noch fit? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. Aber 
ich habe es zumindest noch gehört, das Ja. Das ist 
schon mal gut. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Vorsitzender, ganz kurz über Subjek-
tivität von Dingen: Wenn die Grünen mal 15 Mi-
nuten jemanden befragen, ihr fragt jedes Mal 
27 Minuten.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ich frage 
auch erst nach 34. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das kommt einem dann sehr lange vor, 
wenn man immer nur Acht-Minuten-Blöcke von 
den Grünen gewohnt ist. Aber - -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Wie du sagst: 
Das ist subjektiv. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein, das ist eine Perspektivenfrage. Tut 
manchmal gut. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Genieß das 
immer so, dass ich immer noch Minuten drauf-
packe, weil ich das so schön finde. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, sehr schön.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Also, los 
geht’s. 

(Christian Flisek (SPD): 
Frag!) 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wo waren wir? 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Es muss auch 
nicht mehr gefragt werden. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe gerade eine Frage gestellt, und 
dann hat mich der Vorsitzende in Fürsorge für 
Sie unterbrochen. Worum ging es gerade? 

(Heiterkeit) 

Zeuge Albert Karl: Es ging um die Frage der Lö-
schung. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Genau, also die Deaktivierung. So fit ist 
der Zeuge. Jetzt ist es amtlich. So. - Also: Deakti-
vierung. Das haben Sie gelesen. Die wollen da auf 
eigene Rechnung - - Zwei Unterabteilungsleiter 
und ein paar Leute zusammen haben Zehntau-
sende „gov“-, „diplo“-, „Bundesamt“-Selektoren 
gelöscht und haben das niemandem erzählt. Kam 
Ihnen das komisch vor? 

Zeuge Albert Karl: Für den betreffenden Zeit-
raum - - Anders angefangen: Zu dem Zeitraum, in 
dem die Deaktivierung oder die Anweisung dafür 
gegeben wurde, war ich nicht informiert, sondern 
erst um vieles später, wenn nicht erst 2015.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, Sie haben davon nichts erfahren? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Im Jahr 2013 nicht, im Jahr 2014 nicht? 
Nichts? 

Zeuge Albert Karl: Im Jahr 2013, kann ich nicht 
sagen. Kann ich mich nicht erinnern. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nicht erinnern? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber dabei ist doch die Frage so interes-
sant gewesen. 

Zeuge Albert Karl: Ich weiß. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, ja. 

Zeuge Albert Karl: Das war es auch für mich da-
mals. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, und da liegt so eine gewisse Spannung 
dazwischen, zwischen diesem Umstand, dieser 
interessanten Frage, was für Selektoren steuern 
wir da eigentlich für die Amerikaner - ich be-
ziehe mich jetzt mal nur auf die amerikanischen 
Selektoren -, und dem Umstand, dass das Bun-
deskanzleramt da gar nicht mehr nachgehakt hat, 
so als könnte man sich drauf verlassen, dass die 
da beim BND schon irgendwie selbst aktiv gewor-
den sind. Also, kann es sein, dass Ihnen mal je-
mand gesagt hat, Herr Karl: „Brauchen Sie nicht 
mehr nachzufragen, wir kümmern uns hier intern 
um die Sache“?  

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein? Hat der D. B. nicht mal so gesagt in 
der Runde oder so? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und irgendwie anders? Hat Sie das - - „Da 
brauchen Sie sich keine Gedanken mehr drum zu 
machen.“ 

Zeuge Albert Karl: Ich kann mich auch nicht er-
innern, dass ich im Jahr 2013 mit D. B. in einer 
Runde, wie Sie es bezeichnen, gesprochen hätte, 
Herr Abgeordneter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, ist ja eine angenehme Gesprächs-
runde, aber sie ist wenig ergiebig, Herr Karl, und 
Sie haben Wissenslücken an den ganz entschei-

denden Stellen. Das ist ausgesprochen bedauer-
lich. Und es bleiben Fragen. - Noch mal ein ganz 
anderes Thema. Sie haben am 11.12.2003 - - ging 
es darum, im Hinblick auf - -  

Zeuge Albert Karl: Pardon, war das 2003? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein, das Datum stimmt nicht. Das Schrei-
ben ist vom 20.01.2004. Das Problem ist, das ist 
eine ursprünglich Streng Geheim oder Geheim 
eingestufte Unterlage, die inzwischen runterge-
stuft ist, oder inzwischen ist sie sogar offen. Und 
es ging - - Betreff: Überwachung von Transitver-
kehren. Und da ging es um die Unterlagen, um 
die Diskussion zum sogenannten - -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Welche ist 
denn das? Dass wir die nachschlagen können. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, das ist - -  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Die von eben, 
dieses Dokument? 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein. - Blatt 50, nein. Es müsste MAT A 
BND-17/3, BND-9/6, Tagebuchnummer 20/14, 
Streng Geheim - herabgestuft sein.  

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Danke. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bevor ich daraus zitiere, gucke ich mal 
rüber. - Es ist inzwischen ein offenes Dokument. 

(Zuruf: Immer offen!) 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Mach mal 
schnell. Dann ist es durch. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. Also da geht es darum auf jeden Fall - 
und an den Vorgang könnten Sie sich gut erin-
nern -, dass man vom BND aus bittet, dass die 
Sachen aus dem Bundeskanzleramt bezüglich 
Überwachung von Transitverkehren und vor 
allen Dingen Freibrief, der Schriftverkehr dazu 
an den BND zurückgeschickt wird. Und ich stelle 
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mir das mal so vor: Sie haben dann die Akte ge-
nommen, haben die Sachen da rausgenommen 
und haben das tatsächlich zurück an den BND 
geschickt, den Vorgang. Können Sie sich daran 
erinnern? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Aber es ist so vorstell-
bar, aufgrund eben der - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Genau. Und das ist die interessante Frage: 
Hat es das häufiger gegeben, dass der BND Akten, 
die im Bundeskanzleramt waren, zurückgefordert 
hat und man dann die Akten zurückgeschickt 
hat? 

Zeuge Albert Karl: Ist mir nicht erinnerlich. 
Weiß ich nicht. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber dieser eine Fall ist Ihnen erinnerlich? 
Aber Sie sagen, es könnte so gewesen sein? 

Zeuge Albert Karl: Zeigen Sie mir bitte auch das 
Dokument. Es fällt mir dann leichter, es einzu-
ordnen, wenn ich es vor Augen habe. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das würde ich gerne. - Das ist in der Ge-
heimschutzstelle. Das haben wir jetzt nicht da. 
Ich habe nur - - Ich guck mal ganz kurz. - Also, 
ich will mal sagen, warum ich das überhaupt 
frage: Einmal, weil ich den Vorgang selbst maxi-
mal kurios finde, aber wir haben bezüglich ande-
rer Dinge auch keine Vorgänge im Bundeskanz-
leramt. Und könnte es sein, dass, bezüglich zum 
Beispiel der Diskussion um Selektoren, im Jahr 
2013, 2014 im Bundeskanzleramt man Akten be-
züglich dieser Diskussion einfach an den BND 
zurückgeschickt hat? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann mich an den Vor-
gang nicht erinnern. Es ist auch an sich nicht 
üblich. Ich kann mich nicht erinnern, Herr Ab-
geordneter.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich gebe vorerst ab. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Okay. - Frau 
Kollegin Renner hatte auch noch eine Frage. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ich habe eine 
Frage. Dieser Ausschuss hat zu Beginn seiner Ar-
beitsaufnahme einen Verfahrensbeschluss ge-
fasst, den man so verkürzt als Löschmoratorium 
bezeichnet. Es ging an alle Ministerien, die betei-
ligt sind, und die nachgeordneten Stellen, dass 
Akten, die im Zusammenhang mit dem Untersu-
chungsgegenstand stehen, tunlichst nicht in den 
Schredder gesteckt werden. Ist das bei Ihnen 
auch aufgeschlagen? 

Zeuge Albert Karl: Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Super. Das ist ja 
schon mal ein guter - - Wann? Zeitnah sicherlich. 

Zeuge Albert Karl: Zeitnah. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und dann haben 
Sie auch Veranlassungen getroffen, die Abtei-
lungsleiter, oder - - was das Bundeskanzleramt 
angeht.  

Zeuge Albert Karl: Ja, bzw. die Abteilung 6. 

Martina Renner (DIE LINKE): Haben Sie als 
Fach- und Dienstaufsicht auch Veranlassungen 
gegenüber dem BND getroffen, - 

Zeuge Albert Karl: Hm. 

Martina Renner (DIE LINKE): - dass das einge-
halten wird, falls sie selbst nicht so drauf kom-
men? 

Zeuge Albert Karl: Das war die Abteilung 6, aber 
nicht mein Referat, -  

Martina Renner (DIE LINKE): Ah, das war wie-
der das andere Referat. 

Zeuge Albert Karl: - weil dafür an und für sich 
zuständig war die Projektgruppe Untersuchungs-
ausschuss bei uns. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und hat das gut 
funktioniert? 
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Zeuge Albert Karl: Das kann ich nicht beurteilen. 
Also, für meinen Bereich hat es gut funktioniert, 
weil nichts gelöscht wurde. 

Martina Renner (DIE LINKE): Haben Sie denn 
mitbekommen, dass es im anderen Bereich nicht 
so gut funktioniert hat? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ist das mal Thema 
gewesen, dass irgendetwas irgendwo gelöscht 
wurde? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Gar nicht? 

Zeuge Albert Karl: Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wir haben mehrere 
Vorgänge hier, die uns mittlerweile beschäftigen, 
wo wir davon ausgehen, dass es Löschungen ge-
geben hat im Bundesnachrichtendienst von 
E-Mails, von Back-ups, von allem Möglichen. Das 
würde dann im Bundeskanzleramt wo als Proble-
matik aufschlagen? Nicht in Ihrem Referat? 

Zeuge Albert Karl: Nein, in dem Zusammenhang 
würde es bei mir vermutlich nicht aufschlagen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Und wo schlägt 
das auf? 

Zeuge Albert Karl: Wenn es im Zusammenhang 
mit dem Untersuchungsausschuss wäre, -  

Martina Renner (DIE LINKE): Bei Herrn Wolff? 

Zeuge Albert Karl: - bei Herrn Wolff und seiner 
Projektgruppe. 

Martina Renner (DIE LINKE): Wenn es Fragen 
gibt im Zusammenhang mit dem Untersuchungs-
ausschuss, dass man möglicherweise prüfen 
muss, ob Mitarbeiter im Bundesnachrichten-
dienst - ich sage jetzt etwas verkürzt - sich kor-
rekt verhalten haben oder möglicherweise auch 
auf der anderen Seite Vorschriften missachtet 
haben, also zum Beispiel Dienstanordnungen zu 

melden, wenn es wichtige Ereignisse gibt und 
Ähnliches, wo würde das im Bundeskanzleramt 
auflaufen? 

Zeuge Albert Karl: Im Referat 602. 

Martina Renner (DIE LINKE): 602. Die würden 
mit dienstrechtlichen Fragen sich beschäftigen? 

Zeuge Albert Karl: Ja. Ja. 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. Sie hatten so 
etwas nicht. Also bei Ihnen keine Kenntnis zu 
dienstrechtlichen Vorgängen im Bundesnachrich-
tendienst.  

Zeuge Albert Karl: Nein. Nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Dann habe ich nur 
noch eine abschließende Frage. Herr von Notz 
hat ja jetzt sehr lange gefragt zu diesen Selekto-
renüberprüfungen und -deaktivierungen in 
2013 ff. betreffend der NSA-Selektoren und be-
treffend der eigenen Selektoren und der Proble-
matik deutsche Interessen, europäische Interes-
sen, ist USA ein Ziel, sind Regierungsstellen ein 
Ziel und Ähnliches mehr. Ich will gar nicht die 
Details fragen. Aber ist es vorstellbar, dass solche 
Entscheidungen, derartige Ziele zu steuern, seien 
es NSA-Selektoren oder BND-Selektoren, die 
möglicherweise - das untersuchen wir ja - euro-
päische und deutsche Interessen verletzen, sich 
ohne G-10-Anordnung gegen deutsche Staatsbür-
ger gerichtet haben, nicht dem Aufgabenprofil 
des BND entsprechen - das sind ja die drei we-
sentlichen Vorwürfe -, dass solche Entscheidun-
gen, solche Selektoren zu steuern, allein in der 
Abteilung TA getroffen wurden? Sie beschäftigen 
sich ja viel mit der Abteilung TA. Ist das denk-
bar, dass solche Entscheidungen von solcher 
Tragweite allein in der Abteilung TA getroffen 
werden, wenn es so wäre, dass deutsche Bürger 
ohne G-10-Anordnung betroffen sind? 

Zeuge Albert Karl: Nein. Also, die Betroffenheit 
deutscher - - Steuerung deutscher Bürger ohne 
G-10-Antrag, nein. 

Martina Renner (DIE LINKE): Könnte nicht allein 
die Abteilung TA entscheiden? 
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Zeuge Albert Karl: Das wäre G 10. 

Martina Renner (DIE LINKE): Die Entscheidung, 
Regierungsstellen in Europa außerhalb des Auf-
gabenprofils des BNDs zu überwachen, kann das 
alleine die Abteilung TA entscheiden? 

Zeuge Albert Karl: Die Fragestellung ist sehr ein-
fach, weil Sie im Prinzip ja - -  

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. Ja, das ma-
chen wir zum Schluss manchmal, weil wir ja auf 
des Pudels Kern hier kommen wollen.  

Zeuge Albert Karl: Grundsätzlich ist die Abtei-
lung TA zuständig für die Steuerung der Selek-
toren. 

Martina Renner (DIE LINKE): Genau. Und wenn 
unter den Selektoren sich eben - ich will jetzt gar 
nicht sagen, ob es US-amerikanische oder deut-
sche Selektoren waren - viele, viele befinden, die 
sich gegen europäische Regierungsstellen richten, 
kann das - - Also nicht ein Einzelner, wo man 
jetzt sagt, da hat der Dschihadist im französi-
schen Außenministerium gearbeitet - Sie wissen 
jetzt, was ich meine, ja? -, -  

Zeuge Albert Karl: Es wäre auch nicht - -  

Martina Renner (DIE LINKE): - sondern viele, 
viele, viele, viele, wo man auch nicht eine ein-
zelne Person, sondern vielleicht manchmal eine 
ganze Arbeitseinheit in einem Ministerium er-
fasst. Kann das die Abteilung TA alleine ent-
scheiden, so was zu tun? 

Zeuge Albert Karl: Da es politisch wesentlich ist, 
dürfte das die Abteilung TA nicht tun. Das 
müsste die - - Das wäre ein Fall, wo es mindes-
tens die Leitung zur Kenntnis bekommen müsste.  

Martina Renner (DIE LINKE): Und könnte die 
Abteilung TA alleine entscheiden, dass man 
Ziele in den USA steuert, die sich auf internatio-
nale Organisationen oder Nichtregierungsorgani-
sationen beziehen außerhalb des Aufgabenprofils 
des Bundesnachrichtendienstes? 

Zeuge Albert Karl: Das ist eine sehr spekulative 
Frage, Frau Abgeordnete.  

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, wir sind jetzt in 
der Spekulationsrunde. Kann das die TA? Also, 
Sie kennen die Abteilung TA sehr gut, glaube 
ich.  

Zeuge Albert Karl: Ich könnte jetzt mit einem 
Lächeln antworten: nicht gut genug. 

Martina Renner (DIE LINKE): Ja, gut genug, 
genau.  

Zeuge Albert Karl: Nicht gut genug. 

Martina Renner (DIE LINKE): Nicht gut genug. 
Okay. Aber ich glaube auch, gut genug, um zu 
wissen, warum wir das fragen. Gibt es ein Eigen-
leben der Abteilung TA? 

Zeuge Albert Karl: Das ist eher eine philosophi-
sche Frage. Die Abteilung TA ist wie alle anderen 
Abteilungen Abteilung des BND.  

Martina Renner (DIE LINKE): Habe ich bis jetzt 
auch gedacht, ja. 

Zeuge Albert Karl: Natürlich, die Sachverhalte, 
mit denen sich Abteilung TA befasst, sind kom-
plex, anders als in anderen Abteilungen. Insofern 
ist vielleicht ein Unterschied gegeben. Aber ich 
würde es nicht als Eigenleben bezeichnen, weil 
letztendlich die Vorschriften, die Gesetze gelten 
auch für TA in gleicher Weise. Insofern - -  

Martina Renner (DIE LINKE): Aber wichtig war 
mir noch mal, wenn es der Fall wäre - rein hypo-
thetisch -, dass derartige Ziele, wie ich sie jetzt 
genannt habe, also deutsche Staatsbürger ohne 
G-10-Anordnung und Ähnliches, gesteuert wur-
den, dass das nicht ohne Wissen einer auch der 
TA vorgesetzten Stelle stattfinden kann. Gut. 
Also das ist für uns noch mal - -  

Zeuge Albert Karl: Fälle von erheblicher Bedeu-
tung müsste die Leitung genehmigen. 

Martina Renner (DIE LINKE): Okay. Danke. 
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Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Ganz herz-
lichen Dank. - Herr Kollege von Notz. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ganz kurz zum Schluss noch mal: Ich habe 
das ja so verstanden, dass Sie jetzt da mit der 603 
im Grunde die Qualitätskontrolle für das ma-
chen, was da bei der Fernmeldeaufklärung ge-
schieht. Jetzt darf ich das ja nicht für den aktuel-
len Zustand, wo das bestimmt alles ganz super 
ist, nachfragen, aber sozusagen bis 2014 würde 
mich mal interessieren: Sie hatten ja früher einen 
Schwerpunkt Proliferation.  

Zeuge Albert Karl: Der ist nach wie vor im Refe-
rat. Er ist nach wie vor ein wichtiger - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nach wie vor. Der ist auch im Referat, aber 
nicht mehr Ihr Schwerpunkt, sondern Sie sind 
jetzt für alles zuständig. 

Zeuge Albert Karl: Im Prinzip. Für sehr viele 
Dinge im BND, ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Genau. Wie teilt sich das denn so auf, jetzt 
prozentual, globaler Terrorismus? Wie viel Pro-
zent der Selektoren betreffen Terrorismus? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht 
sagen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ungefähr. 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht sa-
gen, Herr Abgeordneter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sind das 2 Prozent oder 25? 

Zeuge Albert Karl: Das kann ich Ihnen nicht sa-
gen, wie sich die - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Als derjenige, der die Qualitätskontrolle 
macht für die Selektoren der Fernmeldeaufklä-
rung des Bundesnachrichtendienstes, können Sie 
mir nicht sagen, wie sich das zueinander verhält? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann Ihnen die prozen-
tuale Aufteilung für einzelne Aufklärungs- -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es könnte sein, dass es 0,0 Prozent sind, 
globaler Terrorismus? 

Zeuge Albert Karl: Das halte ich eher für ausge-
schlossen -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber Sie wissen es halt nicht? 

Zeuge Albert Karl: - aufgrund der Prioritäten. Ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bitte? 

Zeuge Albert Karl: Aber ich weiß nicht konkret 
prozentual. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein. Ich will es auch nicht konkret, son-
dern ich will es ungefähr haben.  

Zeuge Albert Karl: Ich kann Ihnen keine konkre-
ten - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gehen wir in Ihren Fachbereich: Prolifera-
tion. Wie viel ungefähr? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann Ihnen zu keinem der 
Themen sagen, wie viel - - welcher Prozentanteil 
an Selektoren oder Telekommunikationsmerkma-
len für die jeweiligen Gefahrenbereiche gesteuert 
wird. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wissen Sie, wie viele Selektoren gesteuert 
werden? 

Zeuge Albert Karl: Mir ist die Zahl nicht bekannt 
oder erinnerlich. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ungefähr? 
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Zeuge Albert Karl: Nein, Herr Abgeordneter, das 
kann ich Ihnen nicht sagen, in welchem Bereich 
das liegt. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 700 000? 7 Millionen oder 7 Milliarden? 

Zeuge Albert Karl: Ich kann die Frage nicht be-
antworten, Herr Abgeordneter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich verstehe. Sie können mir nicht sagen, 
wie viele Selektoren gesteuert werden, und Sie 
können mir nicht sagen, wie die prozentuale Ver-
teilung beim Aufklärungsprofil ist. Haben Sie das 
Gefühl, dass im Bundeskanzleramt heute da ein 
gutes Qualitätsmanagement gemacht wird? Kön-
nen Sie nachts ruhig schlafen? 

Zeuge Albert Karl: Ich weiß, worauf Sie hinaus-
wollen, Herr Abgeordneter. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. Sie wissen nicht, worauf ich hinaus-
will? 

Zeuge Albert Karl: Doch, ich weiß schon.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

Zeuge Albert Karl: Ich arbeite, genauso wie ich 
Ihre Fragen beantworte, nach bestem Wissen und 
Gewissen. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das glaube ich gerne. Und dass die Dinge 
so laufen, wie sie sind, liegt ja auch nicht in Ihrer 
Organisationsverantwortung. Aber Sie sind Teil 
dieses Systems, und deswegen fragt man sich, ob 
es heute halt irgendwie besser geworden ist. Und 
wenn jetzt jemand, der für die Qualitätskontrolle 
verantwortlich ist, mir nicht ungefähre Sachen 
sagen kann zu diesen Dingen, bin ich zutiefst be-
unruhigt. Wir besprechen ja im Augenblick hier 
sozusagen, wie man gesetzliche Veränderungen 
in diesem Bereich macht und aus gutem Grund.  

Wer entscheidet denn heute, heute oder noch im 
Untersuchungszeitraum - was ist das, März 2014? 

Nein, März 2014 - - Wer entschied im März 2014, 
was für Selektoren eingestellt werden und wel-
che nicht? Entscheiden das die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Nachrichtenbearbeitung und 
Nachrichtengewinnung? Entscheiden das die Re-
feratsleiter, die Unterabteilungsleiter? Lässt sich 
Schindler jeden einzelnen Selektor vorlegen und 
sagt: „Das könnt ihr machen und das nicht“? Wie 
machen Sie das? 

(Christian Flisek (SPD): 
Rhetorische Frage!) 

Zeuge Albert Karl: Für die Einstellung von Tele-
kommunikationsmerkmalen ist an und für sich 
der Nachrichtenbearbeiter zuständig. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Der Nachrichtenbearbeiter? Also, das wird 
immer noch auf der unteren Ebene entschieden, 
was steuere ich für ein Merkmal und was nicht? 

Zeuge Albert Karl: Ja, gut, dem Voraus geht na-
türlich auch ein längerer Prozess, der - - wie so 
ein Telekommunikationsmerkmal letztendlich 
zustande kommt. Da gibt es verschiedene Mög-
lichkeiten. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber wenn jetzt irgendjemand bei der 
technischen Aufklärung sagt, ich will jetzt die 
Hillary Clinton, die will ich jetzt, die quatscht 
viel zu Afghanistan, das interessiert mich jetzt, 
hillary.clinton@hotmail.com, wer sorgt dafür, 
dass das nicht passiert? Wer kontrolliert das? 

Zeuge Albert Karl: Das müssten die Qualitäts-
sicherungsstellen innerhalb der Abteilung TA. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber das Bundeskanzleramt hat keine 
Weisung erteilt oder irgendwas, wie das genau 
abzulaufen hat? 

Zeuge Albert Karl: Nicht, wie der genaue Prozess 
abzulaufen hat. Dass eine Kontrolle stattfindet, ja. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber was für eine Kontrolle findet denn 
statt - beschreiben Sie mir das mal -, wenn jetzt 

mailto:hillary.clinton@hotmail.com
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der von der Nachrichtengewinnung sagt, diesen 
Selektor „Hillary Clinton“ will ich einstellen? 

Zeuge Albert Karl: Ich denke, dass der genaue 
Ablauf Gegenstand einer nichtöffentlichen Sit-
zung wäre.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber Sie können ja sagen, gibt es ein Vier-
augen-, ein Sechsaugenprinzip oder wie funk-
tion- -  

Zeuge Albert Karl: Es gibt im Prozessablauf meh-
rere Kontrollmechanismen. Zum einen - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gibt es da eine Weisung, Herr Karl, vom 
Bundeskanzleramt? 

Zeuge Albert Karl: Über den Verarbeitungspro-
zess? Nein.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Man fragt sich so ein bisschen bezüglich 
der Lernfähigkeit der Strukturen. 

Zeuge Albert Karl: Man muss unterscheiden zwi-
schen dem untersuchungsgegenständlichen Zeit-
raum und der Jetztzeit. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, für die Jetztzeit kann ich gar nichts. 
Wenn Herr Wolff bereit ist, den neuen Glanz des 
Bundesnachrichtendienstes hier vorzustellen, 
dass jetzt alles super läuft, dann muss er halt sa-
gen, es darf über die Jetztzeit geredet werden. 
Dann allerdings auch über die Sachen, die nicht 
so toll sind. Aber das nehme ich jetzt überhaupt 
nicht, sondern ich kann nur fragen bis März 
2014. Und gibt es in unserem Untersuchungszeit-
raum eine Anweisung, irgendwas, dass man ver-
hindert, dass irgendwelche Nachrichtenbearbei-
ter oder -gewinner irgendwelche Selektoren ein-
stellen, von denen man nachher feststellt, um 
Gottes Willen, was steuern wir da für ein Zeug? 

Zeuge Albert Karl: Es gibt das BND-Gesetz.  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, das gab es ja schon immer. Und da hat 
es ja irgendwie - -  

Zeuge Albert Karl: Es gibt das Gesetz zu 
Artikel 10. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, die gab es auch schon immer.  

Zeuge Albert Karl: Natürlich gibt es einschlägige 
Vorschriften und - -  

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das Controlling hat halt versagt. Man 
musste Zehntausende, wenn nicht sogar deutlich 
mehr, Selektoren deaktivieren, weil man sie halt 
fälschlicherweise steuerte, weil es eben keine 
richtige Kontrolle gab. Und Sie können mir jetzt 
nicht erklären als jemand für das Controlling zu-
ständig, wie das heute funktioniert, heute heißt. 

Zeuge Albert Karl: Heute. März 2014. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): März 2014. Keine Anweisung. Nichts. Man 
hat einfach so weitergemacht? 

Zeuge Albert Karl: Es gab keine Dienstvorschrift 
Signals Intelligence. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Verstehe. 

Vorsitzender Dr. Patrick Sensburg: Herzlichen 
Dank. - Wenn es keine Fragen mehr gibt, die im 
öffentlichen Teil gestellt werden können, und 
kein Bedarf besteht mehr an einer eingestuften 
Sitzung, was ich sehr langsam frage, um die Gele-
genheit zu geben, da zu widersprechen, dann wä-
ren wir am Ende der Sitzung.  

Herr Zeuge, ich darf mich ganz herzlich bei 
Ihnen bedanken, dass Sie sehr lange uns Rede 
und Antwort gestanden haben, auf viele, viele 
Fragen das gesagt haben, was Sie nach bestem 
Wissen und Gewissen gewusst haben, hoffe ich. 
Ich bedanke mich bei Ihnen.  
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Sobald das Protokoll fertig ist, wird Ihnen das 
Protokoll zugestellt. Nach zwei Wochen senden 
Sie es bitte spätestens zurück, wenn Sie Ände-
rungen oder Korrektur vornehmen wollen.  

Ich wünsche Ihnen einen schönen Abend. Sie 
müssen sich jetzt nicht mehr bereithalten. Es fin-
det keine eingestufte Sitzung mehr statt.  

Damit ist die Sitzung geschlossen. Allen einen 
guten Heimweg und einen schönen Abend deut-
lich vor 24 Uhr. Die nächste Sitzung findet statt 
nächste Woche am Donnerstag. Bis dann. 
Tschüss! 

(Schluss: 20:46 Uhr) 
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